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Vorwort
Die 5. Auflage der AnwaltFormulare Strafrecht erscheint in einer Zeit, in der die Welt sich im Wandel befindet. Die Corona-Pandemie hat im Hinblick auf die Hauptverhandlung in Strafsachen zu neuen Fragestellungen geführt und Reaktionen des Gesetzgebers erfordert. Dieser hat es durch Neuregelungen in der EGStPO u.a. möglich gemacht, Hauptverhandlungen während der Corona-Krise für längere Zeit als bisher gestattet zu unterbrechen.
Mag das noch sinnvoll gewesen sein, so wirken andere gesetzgeberische Aktivitäten aus der jüngsten Zeit wie wenig durchdachte Produkte eines hauruckartigen Gesetzgebungsverfahrens. Die StPO-Reformen geben sich seit einigen Jahren förmlich die Klinke in die Hand. Laut dem Gesetzgeber wurde die StPO mit der Reform 2017 „effektiver und praxistauglicher“ gemacht, mit der Reform 2019 „modernisiert“ und mit der Reform 2021 gar „fortentwickelt“. Gewichtige Bedenken (nicht nur) der Anwaltschaft gegen die Neuregelungen wurden jeweils nur formell zur Kenntnis genommen, ansonsten aber nicht weiter berücksichtigt. Ob die zum Teil erheblichen Eingriffe des Gesetzgebers in Beschuldigten- und Verteidigerrechte den Strafprozess tatsächlich in der gebotenen Weise zu fördern geeignet sind, bleibt abzuwarten. 
VerteidigerInnen jedenfalls haben sich, wie schon so oft, den Realitäten zu stellen. Wir würden uns freuen, ihnen mit der Neuauflage der AnwaltFormulare Strafrecht erneut ein praxistaugliches Hilfsmittel hierfür an die Hand geben zu können.
Gute 16 Jahre nach Erscheinen der 1. Auflage hat sich der Kreis der Herausgeber um Anja Sturm erweitert, eine erfahrene und engagierte Strafverteidigerin, die frischen Wind in unser Werk gebracht hat, damit es, um im gesetzgeberischen Jargon zu bleiben, noch effektiver, praxistauglicher und moderner werden möge.
Auch dieses Mal haben uns einige AutorInnen verlassen, die seit der 1. Aufl. „an Bord“ waren. Ihnen allen gebührt unser Dank für jahrelange gute Arbeit, geleistet wie stets neben hoher beruflicher Belastung. Die Bearbeitungen der Ausgeschiedenen wurden von neuen AutorInnen übernommen, die hierbei nicht nur neue Akzente gesetzt, sondern die jeweiligen Kapitel zum Teil gänzlich neu bearbeitet haben. Hervorzuheben sind die Kapitel „Pflichtverteidigung“ und „Verkehrsstrafrecht und OWi-Verfahren“ von Miriam Haas, „Verteidigungsstrategie“, „Vorbereitung auf Vernehmungen“, „Plädoyer“ und „Arztstrafrecht“ von Dr. Sven Schoeller, „Festschreiben von Beweisergebnissen“ und „Beweisantragsrecht“ von Anja Sturm und Andreas Lickleder, „Betäubungsmittelstrafrecht“ von Philipp Rinklin sowie „Strafvollstreckung und Gnadenrecht“ und „Strafvollzugsrecht“ von Ria Halbritter und Anna Sethe.
Selbstverständlich erforderten aber auch die eingangs bereits erwähnten Gesetzesnovellen ebenso wie das Gesetz über die Erweiterung  der Medienöffentlichkeit in Gerichtsverfahren umfangreiche Neubearbeitungen, so etwa bei der Behandlung des Besetzungseinwands, des Ablehnungs- und des Beweisantragsrechts.
Im Bereich des materiellen Rechts war der neue § 315d StGB zu berücksichtigen (verbotene Kraftfahrzeugrennen), auch in dem seit Jahren starken gesetzgeberischen Eingriffen unterworfenen Sexualstrafrecht gab es wieder zahlreiche Neuerungen, die eingearbeitet wurden.
Für die 5. Auflage der AnwaltFormulare Strafrecht hatten wir den Dresdner Strafverteidiger Andreas Schieder als neuen Autoren gewinnen können und uns auf seinen Beitrag zum Beweisantragsrecht gefreut. Andreas Schieder, ein ebenso kenntnisreicher wie konfliktfreudiger, dabei aber stets grantelnd-liebenswürdiger und von KollegInnen wie auch von Staatsanwaltschaft und Richterschaft gleichermaßen geschätzter Bayer, für den Dresden zur zweiten Heimat geworden war, ist wenige Wochen, nachdem er seine Mitarbeit zugesagt hatte, plötzlich und unerwartet verstorben. Wer ihn kannte, wird ihn nicht vergessen. Die 5. Auflage unseres Werkes ist seinem Andenken gewidmet.

	Koblenz, Mannheim, Berlin im Herbst 2022
	Steffen Breyer
Maximilian Endler
Anja Sturm






Vorwort zur 1. Auflage
Das vorliegende Werk ist von Praktikern für Praktiker geschrieben. Mit ihm sollen Arbeitshilfen für die anwaltliche Tätigkeit im Bereich des Strafrechts zur Verfügung gestellt werden. Das Buch richtet sich nicht nur an Anwältinnen und Anwälte, die ausschließlich auf diesem Gebiet tätig sind, sondern auch an diejenigen Kollegen, in deren beruflicher Praxis Strafsachen nur gelegentlich vorkommen.
Bei der Abfassung der Beiträge standen Herausgeber und Autoren vor der schwierigen Aufgabe, einerseits die Materie so umfassend wie nötig darzustellen, andererseits aber auch dem Umstand Rechnung zu tragen, dass Zeit in der anwaltlichen Tätigkeit eine knappe Ressource ist. Insbesondere um dem letztgenannten Umstand Rechnung zu tragen, wurden die „rechtlichen Grundlagen“ eines jeden Themengebiets nur soweit erläutert, wie dies für ein grundlegendes Verständnis erforderlich ist. Für eine vertiefte Darstellung sei auf die einschlägige Literatur verwiesen.
Ein Formularbuch kann in der anwaltlichen Praxis von großem Nutzen sein. Dennoch sollte sich der Benutzer auch über die Grenzen eines solchen Werks im Klaren sein. Der Blick auf den konkret zu bearbeitenden Fall darf durch ein Formularbuch nicht verstellt werden. Die zur Verfügung gestellten Schriftsatzmuster sollten daher nicht schematisch, sondern nur unter gleichzeitiger Berücksichtigung der Besonderheiten des Einzelfalles angewendet werden.
Für Hinweise, Anregungen, Verbesserungsvorschläge, aber auch für kritische Anmerkungen sind wir dankbar.

	Koblenz/Mannheim im Sommer 2006
	Steffen Breyer
Maximilian Endler
Bernhard Thurn





Bearbeiterverzeichnis

	Stefan Allgeier
	Kapitel 13

	Daniel Amelung
	Kapitel 9

	Steffen Breyer
	Kapitel 2 D, Kapitel 4

	Jan Nikolas Dehne-Niemann
	Kapitel 2 J bis K, Kapitel 5 B und H

	Dr. Tobias Eggers
	Kapitel 17

	Maximilian Endler
	Kapitel 2 A bis B III, i, Kapitel 5 G

	Dr. Nicolas Frühsorger
	Kapitel 12 A bis B

	Tomasz Godzinski
	Kapitel 16 (zusammen mit Rueber-Unkelbach)

	Dr. Hubert Gorka
	Kapitel 22

	Till Günther
	Kapitel 23

	Miriam Haas
	Kapitel 2 C, Kapitel 15

	Prof. Dr. Jörg Habetha
	Kapitel 18 (zusammen mit Schmedding)

	Ria Halbritter
	Kapitel 19 und 20 (zusammen mit Sethe)

	Christine Henn
	Kapitel 5 A I

	Sven Kaboth
	Kapitel 2 E

	Alexander Klein
	Kapitel 1 A I bis IV und 1 B, Kapitel 2 H, Kapitel 5 A VI, E bis F, L

	Simon Kraus
	Kapitel 12 C bis G (zusammen mit Mack)

	Andreas Lickleder
	Kapitel 5 K und Kapitel 6 (zusammen mit Sturm)

	Anja Mack
	Kapitel 1 A V, Kapitel 2 L, Kapitel 12 C bis G (zusammen mit Kraus)

	Philipp Rinklin
	Kapitel 11

	Kerstin Rueber-Unkelbach, LL.M.
	Kapitel 5 J, Kapitel 16 (zusammen mit Godzinski)

	Dr. Detlef Schmedding
	Kapitel 18 (zusammen mit Habetha)

	Dr. Sven Schoeller
	Kapitel 5 A II, IV und O, Kapitel 14

	Marvin Schroth
	Kapitel 1 A VI, Kapitel 8

	Dr. Sylvia Schwaben
	Kapitel 5 C bis D und I, Kapitel 7

	Dr. Frank Seebode
	Kapitel 3, Kapitel 5 N

	Anna Sethe
	Kapitel 19 und 20 (zusammen mit Halbritter)

	Anja Sturm
	Kapitel 5 K und Kapitel 6 (zusammen mit Lickleder)

	Dr. Babette Tondorf
	Kapitel 10

	Dr. Matthias Weidemann
	Kapitel 2 F und G, Kapitel 5 M, Kapitel 21

	Dr. Stephanie Wiege
	Kapitel 5 A III, V und VII





Inhaltsverzeichnis
 Vorwort

 Vorwort zur 1. Auflage

 Bearbeiterverzeichnis

 Musterverzeichnis

 Abkürzungsverzeichnis

 Allgemeines Literaturverzeichnis

 Kapitel 1 Die Übernahme des strafrechtlichen Mandats

  A. Allgemeines 1 – 480

   I. Zustandekommen des Strafverteidigermandats 1 – 30

   II. Inhalt des Strafverteidigermandats 31 – 71

   III. Problemfelder der Mandatsübernahme 72 – 101

   IV. Strafrechtliche Risiken bei der Verteidigertätigkeit 102 – 196

   V. Beratung des Mandanten über außerstrafrechtliche Folgen der Straftat 197 – 333

   VI. Strafverfahren und Presse 334 – 480

  B. Die Mandatsanbahnung beim inhaftierten Mandanten 481 – 527

   I. Nach der vorläufigen Festnahme 482 – 488

   II. Der Mandant in Untersuchungshaft 489 – 513

   III. Information des inhaftierten Mandanten 514 – 525

   IV. Information Dritter 526, 527

 Kapitel 2 Verteidigung im Ermittlungsverfahren

  A. Einführung 1, 2

  B. Verteidigungsanzeige des Wahlverteidigers mit Antrag auf Akteneinsicht 3 – 36

   I. Verteidigungsanzeige gegenüber der Polizei 3 – 11

   II. Verteidigungsanzeige gegenüber der Staatsanwaltschaft 12 – 33

   III. Verteidigungsanzeige gegenüber der JVA 34 – 36

  C. Pflichtverteidigung, §§ 140 ff. StPO 37 – 126

   I. Einführung 37 – 40

   II. Fälle notwendiger Verteidigung  41 – 64

   III. Bestellungsverfahren 65 – 71

   IV. Vernehmungen und Gegenüberstellung vor der Bestellung eines Pflichtverteidigers (§ 141a StPO) 72 – 74

   V. Zuständigkeit 75, 76

   VI. Auswahlrecht des Pflichtverteidigers 77 – 84

   VII. Umfang der Beiordnung 85 – 88

   VIII. Verteidigerwechsel 89 – 108

   IX. Weiterer Pflichtverteidiger 109 – 114

   X. Ausbleiben oder Weigerung des Pflichtverteidigers 115 – 126

  D. Durchsuchung und Beschlagnahme 127 – 261

   I. Voraussetzungen der Durchsuchung 129 – 172

   II. Durchführung der Durchsuchung 173 – 190

   III. Verwertungsverbote 191 – 198

   IV. Rechtsschutz gegen Durchsuchungsmaßnahmen 199 – 210

   V. Die Beschlagnahme 211 – 233

   VI. Beschlagnahmeverbote 234 – 259

   VII. Hinweise bei Durchsuchungen von Unternehmen und Rechtsanwaltkanzleien 260, 261

  E. Vermögensabschöpfung 262 – 380

   I. Die Einziehung von Taterträgen  267 – 309

   II. Die Einziehung von Tatprodukten, Tatmitteln und Tatobjekten 310 – 320

   III. Vorläufige Sicherungsmaßnahmen 321 – 356

   IV. Das selbstständige Einziehungsverfahren und der Verzicht auf Vermögensgegenstände 357, 358

   V. Das Akteneinsichtsrecht des Verteidigers 359, 360

   VI. Opferentschädigung 361 – 371

   VII. Vermögensabschöpfung und Insolvenz 372, 373

   VIII. Wichtige Rechtsbehelfe im Rahmen der Vermögensabschöpfung 374 – 380

  F. Vernehmungen/Anwesenheitsrechte 381 – 398

   I. Typischer Sachverhalt 382

   II. Rechtliche Grundlagen 383 – 396

   III. Checkliste: Vernehmungen/Anwesenheitsrechte 397

   IV. Muster: Ankündigung beabsichtigter Anwesenheit bei Vernehmung 398

  G. Beweisanregungen 399 – 413

   I. Zeugenvernehmung 401 – 409

   II. Sachverständigengutachten 410 – 413

  H. Informationsbeschaffung des Verteidigers 414 – 487

   I. Mandant als originäre Informationsquelle 414 – 426

   II. Ermittlungsakte 427 – 433

   III. Kontaktaufnahme zu Mitbeschuldigten 434 – 436

   IV. Eigene Ermittlungen des Verteidigers 437 – 487

  I. Schriftliche Einlassung des Mandanten im Ermittlungsverfahren (Verteidigungsschrift) 488 – 494

   I. Typischer Sachverhalt 488

   II. Rechtliche Grundlagen 489 – 493

   III. Muster: Schriftliche Einlassung des Mandanten im Ermittlungsverfahren 494

  J. Anträge auf Einstellung des Verfahrens 495 – 531

   I. Einführung 495

   II. § 170 Abs. 2 StPO 496 – 504

   III. § 153 StPO 505 – 512

   IV. § 153a StPO 513 – 519

   V. §§ 154, 154a StPO 520 – 531

  K. Strafbefehlsverfahren 532 – 552

   I. Einführung 532, 533

   II. Typischer Sachverhalt 534

   III. Rechtliche Grundlagen 535 – 552

  L. Der Täter-Opfer-Ausgleich 553 – 612

   I. Einführung 553 – 566

   II. Täter-Opfer-Ausgleich in den verschiedenen Verfahrensstadien 567 – 612

 Kapitel 3 Untersuchungshaft

  A. Der Haftbefehl 1 – 138

   I. Allgemeines 1 – 9

   II. Typischer Sachverhalt 10, 11

   III. Rechtliche Grundlagen 12 – 138

  B. Haftprüfung 139 – 166

   I. Typischer Sachverhalt 139 – 144

   II. Rechtliche Grundlagen 145 – 163

   III. Checkliste: Haftprüfung 164

   IV. Muster: Antrag auf mündliche Haftprüfung 165

   V. Muster: Antrag auf schriftliche Haftprüfung 166

  C. Haftbeschwerde 167 – 185

   I. Typischer Sachverhalt 167 – 170

   II. Rechtliche Grundlagen 171 – 181

   III. Checkliste: Haftbeschwerde 182

   IV. Muster: Haftbeschwerde wegen fehlenden dringenden Tatverdachts 183

   V. Muster: Haftbeschwerde wegen fehlenden Haftgrundes 184

   VI. Muster: Haftbeschwerde wegen Unverhältnismäßigkeit weiterer Inhaftierung 185

  D. Weitere Beschwerde, § 310 StPO 186 – 201

   I. Typischer Sachverhalt 186, 187

   II. Rechtliche Grundlagen 188 – 199

   III. Checkliste: Weitere Beschwerde 200

   IV. Muster: Weitere Beschwerde gegen Haftfortdauerentscheidung des LG 201

  E. Prüfung der Haftfortdauer durch das OLG (§§ 121, 122 StPO) 202 – 234

   I. Typischer Sachverhalt 202 – 205

   II. Rechtliche Grundlagen 206 – 224

   III. Checkliste: Haftprüfung durch das OLG 225

   IV. Muster: Stellungnahme zur Haftfortdauer mit Antrag auf Haftbefehlsaufhebung wegen Verstoßes gegen den Beschleunigungsgrundsatz 226

   V. Die einstweilige Unterbringung gemäß § 126a StPO 227 – 234

 Kapitel 4 Verteidigung im Zwischenverfahren

  A. Typischer Sachverhalt 1

  B. Rechtliche Grundlagen 2 – 62

   I. Zuständigkeit des Gerichts 21 – 34

   II. Vorliegen von Prozesshindernissen 35 – 37

   III. Mängel der Anklageschrift 38 – 53

   IV. Mängel des Eröffnungsbeschlusses 54 – 57

   V. Folgen eines unwirksamen Eröffnungsbeschlusses 58 – 61

   VI. Besonderheiten des beschleunigten Verfahrens 62

  C. Checkliste: Wichtige Gründe für die Ablehnung der Eröffnung des Hauptverfahrens 63 – 65

  D. Muster 66 – 72

   I. Muster: Antrag auf Ablehnung der Eröffnung des Hauptverfahrens wegen Mängeln der Anklageschrift 66

   II. Muster: Antrag auf Beweiserhebung im Zwischenverfahren 67

   III. Muster: Antrag auf Ablehnung der Eröffnung des Hauptverfahrens aus tatsächlichen Gründen 68

   IV. Muster: Antrag auf Ablehnung der Eröffnung des Hauptverfahrens aus rechtlichen Gründen 69

   V. Muster: Schreiben an Gericht, dass keine Einwendungen gegen die Eröffnung des Hauptverfahrens bestehen 70

   VI. Muster: Schreiben an Mandanten wegen nicht erhobener Einwendungen im Zwischenverfahren 71

   VII. Muster: Antrag auf abweichende Eröffnung 72

 Kapitel 5 Verteidigung im Hauptverfahren

  A. Vorbereitung der Hauptverhandlung 1 – 219

   I. Prüfung der Gerichtsbesetzung 1 – 54

   II. Verteidigungsstrategie 55 – 81

   III. Prüfung der Beweismittel 82 – 114

   IV. Vorbereitung auf Vernehmungen 115 – 157

   V. Absprachen zwischen den Verfahrensbeteiligten 158 – 196

   VI. Terminierung der Hauptverhandlung 197 – 218

   VII. Checkliste: Vorbereitung der Hauptverhandlung 219

  B. Aussetzungsanträge 220 – 255

   I. Ausbleiben des notwendigen Verteidigers 220 – 229

   II. Aussetzungsanträge im Zusammenhang mit Akteneinsicht 230 – 242

   III. Veränderte Sach-/Rechtslage, § 265 Abs. 3, 4 StPO 243 – 255

  C. Verhandlungsfähigkeit 256 – 262

   I. Typischer Sachverhalt 257

   II. Rechtliche Grundlagen 258 – 261

   III. Muster: Antrag auf Sachverständigengutachten zur Beurteilung der Verhandlungsfähigkeit 262

  D. Anwesenheitspflicht vom Angeklagten und/oder Verteidiger in der Hauptverhandlung – Beurlaubung 263 – 273

   I. Typischer Sachverhalt 264

   II. Rechtliche Grundlagen 265 – 272

   III. Muster: Antrag auf Beurlaubung des Angeklagten 273

  E. Sitzordnung 274 – 286

   I. Typischer Sachverhalt 275

   II. Rechtliche Grundlagen 276 – 285

   III. Muster: Antrag auf Änderung der Sitzordnung 286

  F. Fesselung des Mandanten 287 – 300

   I. Typischer Sachverhalt 287

   II. Rechtliche Grundlagen 288 – 299

   III. Muster: Antrag auf Aufhebung der Fesselung des Angeklagten 300

  G. Einlassung des Mandanten in der Hauptverhandlung durch Verlesung einer schriftlichen Erklärung 301 – 315

   I. Typischer Sachverhalt 301

   II. Rechtliche Grundlagen 302 – 314

   III. Muster: Schriftliche Einlassung des Mandanten in der Hauptverhandlung 315

  H. Öffentlichkeit 316 – 340

   I. Rechtliche Grundlagen 316, 317

   II. Folgen der Verletzung des Öffentlichkeitsgrundsatzes 318

   III. Einschränkungen der Öffentlichkeit 319 – 329

   IV. Ausschluss der Öffentlichkeit 330 – 337

   V. Antrag des Verteidigers auf Ausschluss der Öffentlichkeit unter Beachtung von § 174 GVG 338 – 340

  I. Beanstandungsrechte 341 – 361

   I. Widerspruchserfordernis – § 238 Abs. 2 StPO 342 – 353

   II. Ungeeignete und nicht zur Sache gehörende Fragen 354 – 361

  J. Ausschluss und Ablehnung von Gerichtspersonen 362 – 474

   I. Abgrenzung Ausschluss von Gesetzes wegen und Befangenheit 363

   II. Ausschluss von Berufsrichtern 364 – 378

   III. Ablehnung von Richtern 379 – 437

   IV. Ablehnung von Schöffen 438 – 447

   V. Ablehnung eines Protokollführers 448, 449

   VI. Ablehnung eines Sachverständigen 450 – 464

   VII. Ablehnung eines Dolmetschers 465 – 469

   VIII. Ablehnung eines Staatsanwalts 470 – 474

  K. Festschreiben von Beweisergebnissen 475 – 540

   I. Einleitung 475

   II. Typischer Sachverhalt 476 – 482

   III. Rechtliche Grundlagen 483 – 540

  L. Selbstladungsrecht 541 – 567

   I. Typischer Sachverhalt 541

   II. Rechtliche Grundlagen 542 – 564

   III. Muster: Selbstladung eines Zeugen 565

   IV. Muster: Selbstladung eines Sachverständigen 566

   V. Muster: Ladungsauftrag an Gerichtsvollzieher 567

  M. Unterbrechung der Hauptverhandlung 568 – 580

   I. Typischer Sachverhalt 568

   II. Rechtliche Grundlagen 569 – 579

   III. Muster: Antrag auf Unterbrechung der Hauptverhandlung 580

  N. Haftbeschwerde während der Hauptverhandlung 581 – 588

   I. Typischer Sachverhalt 581, 582

   II. Rechtliche Grundlagen 583 – 586

   III. Checkliste: Haftbeschwerde während der Hauptverhandlung 587

   IV. Muster: Haftbeschwerde (Wegfall des dringenden Tatverdachts im Verlauf der Beweisaufnahme) 588

  O. Plädoyer 589 – 605

   I. Allgemeines 589, 590

   II. Die Reihenfolge der Schlussvorträge 591 – 601

   III. Aufbauschema 602 – 604

   IV. Checkliste: Plädoyer 605

 Kapitel 6 Beweisantragsrecht

  A. Einleitung 1 – 6

   I. Ziel des Strafprozesses 2

   II. Zweck des Beweisantragsrechts 3 – 6

  B. Typischer Sachverhalt 7 – 15

   I. Zeugenbeweis 8, 9

   II. Sachverständigengutachten – Schuldfähigkeit 10

   III. Sachverständigengutachten – präsentes Beweismittel 11

   IV. Weiteres Sachverständigengutachten/methodenkritisches Sachverständigengutachten 12

   V. Beiziehung von Urkunden  13

   VI. Urkundenbeweis – negative Beweistatsache, nicht vorhandene Urkunde 14

   VII. Inaugenscheinnahme – Rekonstruktion 15

  C. Rechtliche Grundlagen 16 – 116

   I. Gegenstand der Beweiserhebung 17 – 19

   II. Beweisantrag 20 – 91

   III. Zeitpunkt der Stellung eines Beweisantrags 92 – 95

   IV. Ablehnungsgründe – Verteidigen mit Ablehnungsgründen 96 – 109

   V. Zeitpunkt für Ablehnung von Beweisanträgen 110, 111

   VI. Rücknahme von Beweisanträgen/Ablehnungsbeschlüssen 112

   VII. Vorbereitung und Umgang mit Ablehnungsbeschlüssen in der Revisionsinstanz 113 – 116

  D. Checkliste 117 – 124

   I. Checkliste: Erforderlichkeit der Anbringung von Beweisanträgen 117

   II. Checkliste: Beweisantrag i.S.d. § 244 Abs. 3 S. 1 StPO 118

   III. Checkliste: Beweisantrag präsentes Beweismittel  119

   IV. Checkliste: Bedingter/ Hilfs-Beweisantrag  120

   V. Checkliste: Fristsetzung für die Anbringung von Beweisanträgen 121

   VI. Checkliste: Umgang mit Ablehnungsbeschlüssen 122

   VII. Checkliste: Umgang mit Verfügungen des/der Vorsitzenden 123

   VIII. Checkliste: Schluss der Beweisaufnahme 124

  E. Muster 125 – 135

   I. Beweisantrag auf Vernehmung eines Zeugen 125, 126

   II. Beweisantrag auf Einholung eines Sachverständigengutachtens 127

   III. Beweisantrag auf Anhörung des/der präsenten Sachverständigen – „eigenes“ Gutachten 128, 129

   IV. Hilfsbeweisantrag auf Einholung eines weiteren Sachverständigengutachtens unter Berücksichtigung eines methodenkritischen Gutachtens im Freibeweisverfahren 130

   V. Beiziehung von Urkunden 131, 132

   VI. Beweisantrag auf Verlesung einer erst beizuziehenden Urkunde – negative Beweistatsache 133

   VII. Beweisantrag Durchführung eines Augenscheins außerhalb der Hauptverhandlung  134, 135

 Kapitel 7 Rechtsmittel

  A. Einlegung eines unbestimmten Rechtsmittels 4 – 16

   I. Typischer Sachverhalt 5

   II. Rechtliche Grundlagen 6 – 14

   III. Muster: Einlegung eines unbestimmten Rechtsmittels 15

   IV. Muster: Konkretisierung eines unbestimmt eingelegten Rechtsmittels 16

  B. Berufung 17 – 35

   I. Typischer Sachverhalt 18, 19

   II. Rechtliche Grundlagen 20 – 32

   III. Muster: Berufungseinlegung 33

   IV. Muster: Berufungsbeschränkung auf den Rechtsfolgenausspruch 34

   V. Muster: Berufungsbegründung im Fall der Annahmeberufung 35

  C. Revision 36 – 76

   I. Typischer Sachverhalt 38

   II. Rechtliche Grundlagen 39 – 66

   III. Muster: Revisionseinlegung 67, 68

   IV. Muster: Revisionsbegründung (ausgeführte Verfahrensrüge) 69

   V. Muster: Revisionsbegründung (ausgeführte Sachrüge) 70, 71

   VI. Muster: Allgemeine Sachrüge 72

   VII. Checkliste: Aufspüren von Verfahrensfehlern 73, 74

   VIII. Checkliste: Aufspüren sachlich-rechtlicher Fehler 75, 76

  D. Sprungrevision 77 – 81

   I. Sachverhalt 78

   II. Rechtliche Grundlagen 79

   III. Muster: Revisionseinlegung gegen Urteil des Amtsgerichts 80

   IV. Muster: Übergang von der Berufung zur Revision 81

  E. Beschwerde und sofortige Beschwerde 82 – 90

   I. Typischer Sachverhalt 83

   II. Rechtliche Grundlagen 84 – 89

   III. Muster: Sofortige Beschwerde gegen Widerruf der Strafaussetzung zur Bewährung 90

  F. Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 91 – 102

   I. Typischer Sachverhalt 92

   II. Rechtliche Grundlagen 93 – 101

   III. Muster: Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand wegen Versäumung der Frist zur Revisionseinlegung 102

  G. Anhörungsrüge (§§ 33a, 356a StPO) 103 – 105

 Kapitel 8 Tätigkeit für den Geschädigten bzw. für den Zeugen einer Straftat

  A. Anzeigeerstattung 1 – 3

   I. Typischer Sachverhalt 1

   II. Rechtliche Grundlagen 2

   III. Muster: Erstattung einer Strafanzeige bei der Staatsanwaltschaft 3

  B. Beschwerde gem. § 172 StPO / Klageerzwingungsverfahren 4 – 29

   I. Typischer Sachverhalt 4

   II. Rechtliche Grundlagen 5 – 27

   III. Muster: Einstellungsbeschwerde 28

   IV. Muster: Klageerzwingungsantrag 29

  C. Privatklage 30 – 46

   I. Typischer Sachverhalt 30

   II. Rechtliche Grundlagen 31 – 42

   III. Muster: Antrag auf Durchführung eines Sühneverfahrens 43

   IV. Muster: Antrag im Privatklageverfahren 44

   V. Muster: Sofortige Beschwerde gegen Zurückweisung der Privatklage 45

   VI. Muster: Prozesskostenhilfegesuch im Privatklageverfahren 46

  D. Nebenklage 47 – 87

   I. Typischer Sachverhalt 47

   II. Rechtliche Grundlagen 48 – 84

   III. Muster: Anschlusserklärung mit Bestellungsantrag gem. § 397a Abs. 1 StPO 85

   IV. Muster: Anschlusserklärung mit Beiordnungsantrag gem. § 397a Abs. 2 StPO 86

   V. Muster: Beschwerde gegen Nichtzulassungsbeschluss 87

  E. Adhäsionsverfahren 88 – 100

   I. Typischer Sachverhalt 88

   II. Rechtliche Grundlagen 89 – 98

   III. Muster: Adhäsionsantrag 99

   IV. Muster: Isolierte Anfechtung der Adhäsionsentscheidung 100

 Kapitel 9 Kapitalstrafrecht

  A. Einführung 1 – 11

   I. Fakten und Zahlen 5, 6

   II. Kriminologie bei Tötungsdelikten 7 – 9

   III. Kriminalpolitik 10, 11

  B. Mandatsübernahme 12 – 47

   I. Anforderung an die Verteidigung 13 – 15

   II. Zugang zum Mandanten 16 – 47

  C. Aussagefreiheit und Schweigerecht 48 – 115

   I. Informationsbeschaffung 52, 53

   II. Typischer Sachverhalt 54 – 64

   III. Erstberatung des Mandanten 65 – 77

   IV. Erstvernehmung des Mandanten 78 – 115

  D. Beweissicherung und Beweisverbote 116 – 223

   I. Eigene Ermittlungen der Verteidigung 118 – 143

   II. Observation, technische Mittel und großer Lauschangriff 144 – 156

   III. Kriminaltechnik 157 – 177

   IV. Rechtsmedizin 178 – 190

   V. Psychiatrische und psychologische Sachverständige 191 – 223

  E. Haft und Unterbringung 224 – 232

   I. Typischer Sachverhalt 227

   II. Strafmilderungsgründe und Strafrahmenverschiebung 228

   III. Haftfähigkeit 229 – 231

   IV. Unterbringungsbefehl 232

  F. Einzelne Tötungsdelikte im Überblick 233 – 278

   I. Hemmschwellentheorie 234

   II. Typischer Sachverhalt 235 – 241

   III. Mord 242 – 260

   IV. Totschlag 261 – 264

   V. Körperverletzung mit Todesfolge 265, 266

   VI. Tötung auf Verlangen, § 216 StGB 267 – 270

   VII. Geschäftsmäßige Sterbehilfe gem. § 217 StGB 271

   VIII. Fahrlässige Tötung, § 222 StGB 272 – 274

   IX. Vollrausch, § 323a StGB 275 – 278

  G. Der allgemeine Teil des StGB bei Tötungsdelikten 279 – 307

   I. Actio libera in causa (alic) 280 – 282

   II. Versuch und Rücktritt 283 – 285

   III. Rechtfertigungsgründe 286, 287

   IV. Schuld 288 – 307

  H. Strafzumessung 308 – 312

  I. Strafvollstreckung und Strafvollzug bei lebenslanger Freiheitsstrafe 313 – 326

   I. Gescheiterte Reform der lebenslangen Freiheitsstrafe 313, 314

   II. Vollzugslockerungen 315, 316

   III. Reststrafenaussetzung gem. § 57a StGB 317 – 326

 Kapitel 10 Psychologische und Psychiatrische Sachverständige in der Hauptverhandlung

  A. Vorbemerkungen 1 – 4

  B. Weitere Verteidigungshandlungen in der Hauptverhandlung im Kontext Psychologischer oder Psychiatrischer Begutachtung 5 – 24

   I. Beweisantrag auf Anhörung eines weiteren forensisch-psychiatrischen Sachverständigengutachtens nach § 244 Abs. 4 S. 2 StPO 5 – 8

   II. Antrag auf Entbindung des Sachverständigen von der Verpflichtung zur Erstattung des Gutachtens gemäß § 76 Abs. 1 S. 2 StPO  9 – 12

   III. Antrag auf Ergänzung des Gutachtens nach § 83 Abs. 1 StPO 13 – 16

   IV. Antrag auf Vereidigung des Sachverständigen 17 – 20

   V. Antrag auf Beiziehung der Arbeitsunterlagen des Sachverständigen 21 – 24

 Kapitel 11 Betäubungsmittelstrafrecht

  A. Überblick über die Geschichte des Betäubungsmittelrechts in Deutschland 1 – 14

  B. Zweck und Ziel des Betäubungsmittelgesetzes 15 – 17

  C. § 3 BtMG – Erlaubnisvorbehalt 18 – 28

  D. Die Betäubungsmittel 29 – 33

   I. Nicht verkehrsfähige Betäubungsmittel 30

   II. Verkehrsfähige, aber nicht verschreibungsfähige Betäubungsmittel 31

   III. Verkehrsfähige und verschreibungsfähige Betäubungsmittel 32

   IV. Ausgenommene Zubereitungen 33

  E. Droge 34 – 64

   I. Psychische Abhängigkeit 35

   II. Physische Abhängigkeit 36

   III. Physische und psychische Abhängigkeit 37

   IV. Stoffe mit Abhängigkeitspotential 38 – 64

  F. Die wesentlichen Straftatbestände des Betäubungsmittelgesetzes 65 – 204

   I. § 29 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 BtMG – Handeltreiben 66 – 83

   II. § 29 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 BtMG – Anbau 84

   III. § 29 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 und Nr. 2 BtMG – Herstellung 85 – 90

   IV. § 29 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 BtMG – Einfuhr 91 – 99

   V. § 29 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 BtMG – Erwerb 100 – 102

   VI. § 29 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 und Nr. 5 BtMG – Ausfuhr, Durchfuhr 103 – 107

   VII. § 29 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 BtMG – Abgabe 108 – 113

   VIII. § 29 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 BtMG – Veräußern 114

   IX. § 29 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 BtMG – Das sonstige Inverkehrbringen von Betäubungsmitteln 115

   X. § 29 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 BtMG – Das Sichverschaffen in sonstiger Weise 116, 117

   XI. § 29 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 BtMG – Besitz 118 – 124

   XII. § 29 Abs. 1 S. 1 Nr. 6 BtMG – Die missbräuchliche Verschreibung, Verabreichung und Verbrauchsüberlassung 125 – 127

   XIII. § 29 Abs. 1 S. 1 Nr. 7 BtMG 128, 129

   XIV. § 29 Abs. 1 S. 1 Nr. 8 BtMG 130

   XV. § 29 Abs. 1 S. 1 Nr. 9 BtMG 131

   XVI. § 29 Abs. 1 S. 1 Nr. 10 BtMG 132

   XVII. § 29 Abs. 1 S. 1 Nr. 11 BtMG 133

   XVIII. § 29 Abs. 1 S. 1 Nr. 12 BtMG 134

   XIX. § 29 Abs. 1 S. 1 Nr. 13 BtMG – Das Bereitstellen von Geldmitteln und anderen Vermögenswerten 135 – 137

   XX. § 29 Abs. 1 S. 1 Nr. 14 BtMG 138

   XXI. § 29 Abs. 3 S. 2 Nr. 1 BtMG – Gewerbsmäßigkeit 139 – 144

   XXII. § 29 Abs. 6 BtMG 145

   XXIII. § 29a BtMG – Handeltreiben mit Betäubungsmitteln in nicht geringen Mengen 146 – 164

   XXIV. § 30 Abs. 1 Nr. 1 BtMG – Bandenhandel 165

   XXV. § 30a BtMG – Bandenhandel 166 – 184

   XXVI. § 30 Abs. 1 Nr. 3 BtMG – Leichtfertige Todesverursachung 185 – 193

   XXVII. § 30a Abs. 2 Nr. 1 BtMG – Bestimmen eines Minderjährigen 194 – 198

   XXVIII. § 30a Abs. 2 Nr. 2 BtMG – Mitsichführen von Waffen 199 – 204

  G. Strafzumessung 205 – 272

   I. § 29 Abs. 5 BtMG 206, 207

   II. Ordnungswidrigkeiten 208

   III. § 37 BtMG 209 – 211

   IV. Minder schwerer Fall 212 – 272

  H. Verfall und Einziehung 273

  I. Zurückstellung der Strafe – § 35 BtMG 274 – 294

   I. Voraussetzungen 274 – 283

   II. Muster: Antrag auf Zurückstellung der Strafvollstreckung gem. § 35 BtMG 284

   III. Muster: Antrag auf Zurückstellung der Maßregel gem. § 35 BtMG 285

   IV. Muster: Beschwerde gegen die Versagung der Zurückstellung 286, 287

   V. Muster: Antrag auf gerichtliche Entscheidung gem. § 23 EGGVG 288, 289

   VI. Muster: Antrag auf Absehen von Erhebung der öffentlichen Klage gem. § 37 BtMG 290, 291

   VII. Antrag auf Absehen von weiterer Vollstreckung bei Ausländern gem. § 456a StPO 292, 293

   VIII. Muster: Antrag gem. § 456a StPO 294

  J. Probleme im Zusammenhang mit der Fahrerlaubnis 295 – 307

 Kapitel 12 Sexualstrafrecht

  A. Einführung 1

  B. Wesentliche Straftatbestände des Sexualstrafrechts 2 – 157

   I. Verfahren wegen sexuellen Missbrauchs 2 – 74

   II. Verfahren wegen sexueller Übergriffe, Nötigung und Vergewaltigung nach den §§ 177 f. StGB 75 – 104

   III. Verfahren wegen Besitzes, Herstellung und Verbreitung von Kinderpornografie nach § 184b StGB 105 – 117

   IV. Verfahren wegen sonstiger sexueller Übergriffe 118 – 125

   V. Taktische Erwägung bei der Verteidigung im Bereich von Sexualdelikten  126 – 157

  C. Vertretung von Opfern in Verfahren gegen die sexuelle Selbstbestimmung 158 – 172

   I. Typischer Sachverhalt 158

   II. Allgemeines 159 – 161

   III. Mögliche Folgen sexueller Übergriffe 162 – 169

   IV. Verfahrensziele 170 – 172

  D. Aktuelle Rechtslage zum Opferschutz 173 – 180

   I. Änderungen durch das StORMG 173

   II. Erweiterungen in § 397a StPO 174

   III. Neuerungen durch das Gesetz zur Bekämpfung sexualisierter Gewalt gegen Kinder (16.6.2021) 175 – 180

  E. Aussagepsychologische Begutachtung 181 – 227

   I. Typischer Sachverhalt 181

   II. Allgemeines 182

   III. Erforderlichkeit der aussagepsychologischen Begutachtung 183 – 186

   IV. Beratung des Mandanten 187 – 189

   V. Sachverständige 190

   VI. Mitwirkung des Zeugen 191 – 197

   VII. Grundlagen der Glaubhaftigkeitsprüfung 198 – 227

  F. Vernehmungslehre 228 – 244

   I. Allgemeines 228

   II. Rechtliche Grundlagen 229

   III. Vernehmungslehre und Fragetechniken 230 – 233

   IV. Vernehmungstaktik 234 – 241

   V. Besondere Vernehmungsmethoden 242 – 244

  G. Leistungen nach dem OEG 245 – 255

   I. Rechtliche Grundlagen 245 – 254

   II. Antragstellung 255

 Kapitel 13 Jugendstrafrecht

  A. Allgemeines 1 – 7

   I. Einführung 1

   II. Die Verteidigung von Jugendlichen und Heranwachsenden 2 – 4

   III. Der Erziehungsgedanke 5 – 7

  B. Mandatierung/Vollmacht 8 – 12

   I. Heranwachsende 8

   II. Jugendliche 9 – 11

   III. Muster: Strafprozessvollmacht 12

  C. Notwendige Verteidigung 13 – 21

   I. Typischer Sachverhalt 13

   II. Die Voraussetzungen der Beiordnung im Jugendstrafverfahren 14 – 20

   III. Muster: Beiordnungsantrag 21

  D. Untersuchungshaft 22 – 27

   I. Typischer Sachverhalt 22

   II. § 72 JGG als Ergänzung der allgemeinen Vorschriften 23 – 26

   III. Muster: Haftprüfungsantrag 27

  E. Jugendgerichtshilfe 28 – 36

   I. Typischer Sachverhalt 28

   II. Aufgabe der Jugendgerichtshilfe 29 – 35

   III. Muster: Antrag auf Einsicht in JGH-Bericht 36

  F. Entwicklungspsychologisches Gutachten 37 – 42

   I. Typischer Sachverhalt 37

   II. Grundlagen 38 – 41

   III. Muster: Antrag auf Einholung eines entwicklungspsychologischen Gutachtens 42

  G. Altersbestimmung 43 – 54

   I. Typischer Sachverhalt 43

   II. Das Altersgutachten 44 – 53

   III. Muster: Antrag auf Altersbestimmungsgutachten 54

  H. Rechtsmittel 55 – 60

   I. Einschränkung der Rechtsmittel gem. § 55 JGG 55

   II. Die Alternativen des § 55 JGG 56 – 60

  I. Vollstreckungsbehörde/Überführung in Erwachsenenvollzug 61 – 68

   I. Typischer Sachverhalt 61

   II. Abweichungen im Vollstreckungsrecht 62 – 66

   III. Muster: Antrag auf Überführung in den Erwachsenenvollzug 67, 68

  J. Antrag auf Einstellung des Verfahrens gem. §§ 45, 47 JGG 69 – 77

   I. Typischer Sachverhalt 69

   II. Diversion nach §§ 45 und 47 JGG 70 – 76

   III. Muster: Antrag auf Einstellung gem. § 45 JGG 77

  K. Erziehungsberechtigte 78 – 83

   I. Wer ist erziehungsberechtigt? 79

   II. Rechte der Erziehungsberechtigten im Strafverfahren 80, 81

   III. Beteiligung der Eltern im Strafverfahren 82, 83

  L. Abtrennung von Verfahren gegen mitbeschuldigte Erwachsene 84 – 90

   I. Typischer Sachverhalt 84

   II. Verbundene Verfahren 85 – 89

   III. Muster: Antrag auf Trennung verbundener Verfahren 90

 Kapitel 14 Arztstrafrecht

  A. Einführung 1

  B. Behandlungsfehler 2 – 12

   I. Typischer Sachverhalt 2

   II. Rechtliche Grundlagen 3 – 5

   III. Einige Behandlungsfehlerarten 6 – 12

  C. Muster 13, 14

   I. Akteneinsichtsgesuch 13

   II. Checkliste: Verteidigungsmandat 14

  D. Einwilligung in Behandlung 15, 16

   I. Typischer Sachverhalt 15

   II. Rechtliche Grundlagen 16

  E. Checkliste: Aufklärung (§ 630e BGB) 17

  F. Abrechnungsbetrug 18 – 28

   I. Typischer Sachverhalt 18

   II. Rechtliche Grundlagen (Das System der Abrechnung im Vertragsarztrecht) 19 – 21

   III. Betrugstatbestand 22 – 26

   IV. Übersichten 27, 28

  G. Korruption im Gesundheitswesen 29 – 34

   I. Typischer Sachverhalt 29

   II. Rechtliche Grundlagen 30 – 34

  H. Konsequenzen des Strafverfahrens gegen Ärzte 35 – 50

   I. Typischer Sachverhalt 35

   II. Rechtliche Grundlagen 36 – 49

   III. Checkliste 50

 Kapitel 15 Verkehrsstrafrecht und OWi-Verfahren

  A. Einführung 1

  B. Unerlaubtes Entfernen vom Unfallort 2 – 29

   I. Unfallbeteiligter 5 – 7

   II. Entfernen vom Unfallort  8 – 29

  C. Trunkenheit im Verkehr 30 – 44

   I. Führen eines Fahrzeugs  31

   II. Im Verkehr 32

   III. Alkoholische Getränke oder andere berauschende Mitteln 33 – 41

   IV. Schuldfähigkeit 42, 43

   V. Konkurrenzen: Besitz von BtM und § 316 44

  D. Gefährlicher Eingriff in den Straßenverkehr (§ 315b StGB) 45 – 47

   I. Verkehrsfremder Eingriff 46

   II. Subjektiver Tatbestand 47

  E. Gefährdung des Straßenverkehrs (§ 315c StGB) 48 – 61

   I. Fahrzeug führen 49 – 52

   II. Fahruntüchtigkeit aufgrund alkoholischer Getränke oder anderer berauschender Mittel (Abs. 1 Nr. 1a) 53

   III. Fahruntüchtigkeit aufgrund geistiger oder körperlicher Mängel (§ 315c Abs. 1 Nr. 1b) 54

   IV. Grob verkehrswidrige und rücksichtslose Begehung der sog. sieben Todsünden (§ 315c Abs. 1 Nr. 2) 55, 56

   V. Konkrete Gefahr  57 – 61

  F. Verbotenes Kraftfahrzeugrennen (315d StGB) 62 – 79

   I. Ausrichten und Durchführen nicht erlaubter Kraftfahrzeugrennen (Abs. 1 Nr. 1) 63 – 69

   II. Teilnahme (Abs. 1 Nr. 2) 70 – 72

   III. Alleinrennen (Abs. 1 Nr. 3) 73 – 78

   IV. Konkrete Personen- oder Sachgefahr (Abs. 2) 79

  G. Vorläufige Entziehung der Fahrerlaubnis (111a StPO) 80 – 82

   I. Voraussetzungen  80

   II. Rechtsmittel 81, 82

  H. Entziehung der Fahrerlaubnis (§ 69 StGB) 83 – 89

  I. Entziehung der Fahrerlaubnis wegen Überschreitens der 8-Punkte-Grenze im Fahreignungsregister, § 4 Abs. 3 Nr. 3 StVG 90

  J. Fahrverbot gem. § 44 StGB 91

  K. Ordnungswidrigkeitenverfahren 92 – 184

   I. Typischer Sachverhalt 92

   II. Voraussetzungen und Rechtsfolgen der OWi 93, 94

   III. OWi-Verfahrensrecht 95 – 116

   IV. Verjährung 117 – 122

   V. Bußgeldtatbestände des Straßenverkehrsrechts 123 – 125

   VI. Fahrverbot 126 – 162

   VII. Fahreignungsregister und Punktesystem 163 – 175

   VIII. Entziehung der Fahrerlaubnis 176 – 182

   IX. Kosten 183

   X. Checkliste: Mandat in OWi-Sachen 184

 Kapitel 16 Besonderheiten der Verteidigung in Umfangsverfahren

  A. Im Ermittlungsverfahren 2 – 21

   I. Typischer Sachverhalt 2

   II. Rechtliche Grundlagen 3 – 10

   III. Muster: Erstattung Kosten für das Abhören der TKÜ 11

   IV. Das Abstimmungsgespräch in Umfangsverfahren, § 213 Abs. 2 StPO 12 – 21

  B. Im Hauptverfahren 22 – 35

   I. Typischer Sachverhalt – Beschleunigungsgrundsatz vs. Verfahrensablauf 22

   II. Rechtliche Grundlagen 23 – 34

   III. Muster: Haftbeschwerde wegen Verfahrensverzögerung 35

  C. Im Hauptverfahren II – Rüge der überlangen Dauer des Verfahrens 36 – 39

   I. Typischer Sachverhalt 36

   II. Rechtliche Grundlage 37, 38

   III. Muster: Rüge der Verfahrensdauer 39

  D. Hauptverfahren III – Problematik Beweismittelverlust/Beweismittelgewinnung 40 – 42

   I. Typischer Sachverhalt 40

   II. Rechtliche Grundlage 41

   III. Muster: Beweismittelverlust 42

  E. Hauptverfahren IV – Beschränkung der Verteidigung am Beispiel 43 – 48

   I. Beigezogene Akten 43, 44

   II. Typischer Sachverhalt 45

   III. Rechtliche Grundlage 46, 47

   IV. Muster: Unterbrechung/Aussetzung 48

  F. Probleme rund um die Telekommunikationsüberwachung (TKÜ) 49 – 72

   I. Typischer Sachverhalt 49

   II. Rechtliche Grundlage 50 – 71

   III. Muster: Auf Überlassung der TKÜ-Daten 72

  G. Eingangskontrollen 73 – 83

   I. Typischer Sachverhalt 73

   II. Rechtliche Grundlage 74 – 82

   III. Muster: Anrufung des Gerichts  83

  H. Trennscheibenanordnung 84 – 95

   I. Typischer Sachverhalt 84

   II. Rechtliche Grundlage 85 – 93

   III. Muster: Tonaufzeichnung der Hauptverhandlung 94

   IV. Muster: Beschwerde zur „Trennscheiben-Sitzordnung“ 95

  I. Im Revisionsverfahren 96 – 99

   I. Typischer Sachverhalt 97

   II. Rechtliche Grundlage 98

   III. Muster: Auf Einsicht in das Hauptverhandlungsprotokoll 99

 Kapitel 17 Wirtschaftsstrafrecht

  A. Vorbemerkungen 1 – 12

   I. Begriff und materielle Besonderheiten des Wirtschaftsstrafrechts 1 – 4

   II. Prozessuale und taktische Besonderheiten 5 – 12

  B. Umgang mit Unternehmen 13 – 25

   I. Schweigepflichtentbindungserklärung 16 – 19

   II. Kostenübernahme durch Unternehmen 20, 21

   III. Verantwortungsdelegation 22 – 25

  C. Informationsbeschaffung 26 – 56

   I. Verteidigerbestellung im Wirtschaftsstrafverfahren 28 – 30

   II. Verweigerung Akteneinsicht unter Hinweis auf Verwaltungsgeheimnisse 31 – 34

   III. Verweigerung der Akteneinsicht mit Blick auf Presseberichterstattung, § 147 Abs. 2 StPO 35 – 38

   IV. Akteneinsichtnahme Unternehmensverteidigung 39 – 46

   V. Bitte um Einverständnis zur Akteneinsicht durch Individualverteidiger 47 – 49

   VI. Aufforderung zur Einschränkung der Akteneinsicht, § 406e Abs. 2 StPO 50 – 53

   VII. Interne Erhebungen 54 – 56

  D. Umgang mit Zeugen 57 – 65

   I. Einführung 57 – 59

   II. Bestellung als Zeugenbeistand (mit Informationsbeschaffung) 60 – 62

   III. Antrag auf richterliche Entscheidung gegen Ordnungsgeldbeschluss wegen Zeugnisverweigerung 63 – 65

 Kapitel 18 Steuerstrafrecht

  A. Typischer Sachverhalt – Anforderungen an die Verteidigung und Beratung in Steuerstrafsachen 1 – 5

  B. Rechtliche Grundlagen und Muster 6 – 124

   I. Steuerhinterziehung (§ 370 AO) 6 – 42

   II. Leichtfertige Steuerverkürzung – § 378 AO 43 – 50

   III. Das steuerstrafrechtliche Mandat 51 – 61

   IV. Verfahrensrechtliche Besonderheiten 62 – 87

   V. Selbstanzeige – § 371 AO 88 – 124

 Kapitel 19 Strafvollstreckung und Gnadenrecht

  A. Allgemeines 1 – 4

  B. Strafaufschub 5 – 20

   I. Typische Sachverhalte 5

   II. Vollstreckungsaufschub aus familiären/beruflichen Gründen 6 – 8

   III. Vollstreckungsaufschub und -unterbrechung aus gesundheitlichen Gründen 9 – 14

   IV. Vollstreckungshaftbefehl 15 – 18

   V. Muster: Strafaufschub aus gesundheitlichen Gründen 19

   VI. Muster: Strafaufschub aus beruflichen Gründen 20

  C. Aussetzung des Strafrests/nachträgliche Bewährungsentscheidungen 21 – 57

   I. Typischer Sachverhalt 21 – 23

   II. Rechtliche Grundlagen 24 – 53

   III. Checkliste: Vorzeitige Aussetzung/Aussetzung des Strafrests 54

   IV. Muster: Halbstrafenaussetzung 55

   V. Muster: Zwei-Drittel-Aussetzung 56

   VI. Muster: Sofortige Beschwerde gegen Widerruf der Strafaussetzung 57

  D. Absehen von weiterer Vollstreckung nach § 456a StPO 58 – 68

   I. Typischer Sachverhalt 58

   II. Rechtliche Grundlagen 59 – 66

   III. Checkliste: Absehen von weiterer Vollstreckung 67

   IV. Muster: Aussetzung nach § 456a StPO 68

  E. Gnadengesuch 69 – 82

   I. Rechtliche Grundlagen 69 – 80

   II. Checkliste: Gnadenantrag 81

   III. Muster: Gnadenantrag 82

  F. Zahlungserleichterungen 83 – 86

   I. Typischer Sachverhalt 83

   II. Rechtliche Grundlagen 84, 85

   III. Muster: Zahlungserleichterungen 86

  G. Verteidigung gegen die Vollstreckung von Einziehungsentscheidungen 87 – 98

   I. Rechtliche Grundlagen 87 – 94

   II. Zuständigkeiten 95

   III. Checkliste: Verteidigung gegen die Vollstreckung der Vermögensabschöpfung 96

   IV. Muster: Einstellung der Vollstreckung, §§ 459c Abs. 2, 459g Abs. 2 StPO 97

   V. Muster: Ausschluss der Vollstreckung, § 459g Abs. 4, 5 StPO 98

 Kapitel 20 Strafvollzugsrecht

  A. Typischer Sachverhalt 1, 2

  B. Allgemeines 3, 4

  C. Rechtliche Grundlagen und Mandatsarbeit 5 – 55

   I. Allgemeines zur Mandatsbearbeitung 5 – 17

   II. Vollzugsablauf 18 – 40

   III. Rechtsschutz während des Vollzugs 41 – 49

   IV. Jugendstrafvollzug 50 – 53

   V. Maßregelvollzug und Sicherungsverwahrung 54, 55

  D. Checkliste: Strafvollzug 56

  E. Muster: Antrag auf gerichtliche Entscheidung 57

  F. Muster: Rechtsbeschwerde 58

 Kapitel 21 Ansprüche nach dem StrEG

  A. Typischer Sachverhalt 1

  B. Rechtliche Grundlagen 2 – 17

   I. Allgemeines 2 – 4

   II. Das Grundverfahren 5 – 15

   III. Das Betragsverfahren 16, 17

  C. Checkliste: Ansprüche nach StrEG 18

  D. Muster: Entschädigungsantrag nach StrEG (Grundverfahren) 19

  E. Muster: Entschädigungsantrag nach StrEG (Betragsverfahren) 20

 Kapitel 22 Wiederaufnahme des Verfahrens

  A. Typischer Sachverhalt 1 – 3

  B. Rechtliche Grundlagen 4 – 145

   I. Einführung und Überblick 4 – 11

   II. Vorbereitung eines Wiederaufnahmeantrages zugunsten des Verurteilten 12 – 18

   III. Zulässigkeit des Wiederaufnahmeantrages zugunsten des Verurteilten gem. § 359 StPO 19 – 116

   IV. Die Begründetheit des Wiederaufnahmeantrags zugunsten des Verurteilten gem. § 359 StPO 117 – 126

   V. Die Erneuerung der Hauptverhandlung 127 – 132

   VI. Aufschub und Unterbrechung der Vollstreckung 133 – 136

   VII. Weitere Wiederaufnahmegründe 137 – 145

  C. Muster 146 – 148

   I. Muster: Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens gem. § 359 Nr. 5 StPO und Unterbrechung der Strafvollstreckung 146

   II. Muster: Sofortige Beschwerde gegen einen die Wiederaufnahme verwerfenden Beschluss 147

   III. Muster: Schlussanträge im erneuerten Hauptverfahren 148

 Kapitel 23 Die Verfassungsbeschwerde zum Bundesverfassungsgericht

  A. Vorbemerkung 1 – 3

  B. Typische Sachverhalte 4, 5

  C. Rechtliche Grundlagen 6, 7

  D. Grundsätzliche Bemerkungen zur Verfassungsbeschwerde 8, 9

  E. Organisatorische Hinweise 10 – 26

   I. Im Einzelnen 11 – 16

   II. Frist 17 – 20

   III. Form 21

   IV. Übermittlung der Verfassungsbeschwerde 22 – 26

  F. Inhaltliche Anforderungen und Besonderheiten 27 – 39

   I. Die typischen Sachverhalte in der Beurteilung des Bundesverfassungsgerichts 27 – 29

   II. Materiell-rechtliche Prüfung 30 – 39

  G. Verfahrensgang nach Einreichung der Verfassungsbeschwerde 40 – 47

   I. Eingangsbestätigung 41

   II. Geschäftsverteilung 42

   III. „Heimliche“ Aktenanforderung durch das Bundesverfassungsgericht 43

   IV. Erfahrungswerte zur Verfahrensdauer 44

   V. Nichtannahmebeschluss 45

   VI. Zustellung der Verfassungsbeschwerde 46

   VII. Annahme zur Entscheidung 47

  H. Muster: Verfassungsbeschwerde 48

  I. Ausgewählte Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts zu Verfassungsbeschwerden, die nicht den Ausgang des Verfahrens betrafen 49 – 63

 Stichwortverzeichnis



Musterverzeichnis
 Kapitel 1 Die Übernahme des strafrechtlichen Mandats

  Muster  1 Anregung an die Staatsanwaltschaft zur Stellung eines Strafbefehlsantrags

  Muster  2 Stellungnahme zur Verdachtsberichterstattung

  Muster  3 Verbotsantrag

  Muster  4 Vorprozessuale Abmahnung/Geltendmachung eines Unterlassungsanspruches

  Muster  5 Unterlassungs- und Verpflichtungserklärung

  Muster  6 Antrag auf Erlass einer einstweiligen Verfügung

  Muster  7 Zwangsvollstreckung

  Muster  8 Abschlussschreiben

  Muster  9 Abschlusserklärung

  Muster 10 Gegendarstellung

  Muster 11 Aufforderung zum Abdruck einer Gegendarstellung

  Muster 12 Antrag auf Anordnung zur Veröffentlichung einer Gegendarstellung

  Muster 13 Widerruf

  Muster 14 Richtigstellung

  Muster 15 Klarstellung

  Muster 16 Distanzierung

  Muster 17 Eingeschränkter Widerruf

  Muster 18 Berichtigender Widerruf

  Muster 19 Nachträglicher Widerruf

  Muster 20 Antrag auf Besuchserlaubnis für Verteidiger

  Muster 21 Antrag auf Besuchserlaubnis mit Dolmetscher

  Muster 22 Mandantenschreiben zum Verteidigerpostprivileg

 Kapitel 2 Verteidigung im Ermittlungsverfahren

  Muster 23 Anzeige der Verteidigung gegenüber der Polizei

  Muster 24 Rückgabeschreiben

  Muster 25 Anzeige der Verteidigung gegenüber der Staatsanwaltschaft mit Bitte um Akteneinsicht (Mandant in Haft)

  Muster 26 Anzeige der Verteidigung gegenüber der Staatsanwaltschaft mit Bitte um Akteneinsicht (Mandant nicht in Haft)

  Muster 27 Verteidigungsanzeige gegenüber der JVA

  Muster 28 Antrag auf Beiordnung mit bedingter Niederlegung des Wahlmandats

  Muster 29 Beschwerde gegen die Ablehnung der Beiordnung wegen Terminschwierigkeiten

  Muster 30 Antrag auf Auswechslung des Pflichtverteidigers

  Muster 31 Antrag auf Rücknahme der Bestellung

  Muster 32 Beschwerde gegen den Widerruf der Bestellung

  Muster 33 Antrag auf Beiordnung eines weiteren Pflichtverteidigers

  Muster 34 Antrag auf Gewährung einer Pauschgebühr

  Muster 35 Merkliste zur (eventuellen) Durchsuchung für den (beschuldigten) Mandanten

  Muster 36 Beschwerde gegen Durchsuchungsbeschluss

  Muster 37 Beschwerde gegen richterliche Beschlagnahme

  Muster 38 Ankündigung beabsichtigter Anwesenheit bei Vernehmung

  Muster 39 Antrag auf Zeugenvernehmung

  Muster 40 Antrag auf Sachverständigengutachten

  Muster 41 Ladungsschreiben an Zeugen

  Muster 42 Vernehmungsprotokoll

  Muster 43 Schriftliche Einlassung des Mandanten im Ermittlungsverfahren

  Muster 44 Antrag auf Verfahrenseinstellung nach § 170 Abs. 2 StPO

  Muster 45 Antrag auf Verfahrenseinstellung nach § 153 StPO

  Muster 46 Antrag auf Verfahrenseinstellung nach § 153a StPO

  Muster 47 Anregung der Verfahrensbeschränkung nach § 154 StPO

  Muster 48 Unbeschränkter Einspruch gegen den Strafbefehl

  Muster 49 Einspruchsbeschränkung auf den Rechtsfolgenausspruch

  Muster 50 Weitere Einspruchsbeschränkung auf die Tagessatzhöhe

  Muster 51 Antrag auf Entbindung des Mandanten von der Erscheinenspflicht

  Muster 52 Antrag auf Einstellung des Verfahrens nach § 155a StPO

  Muster 53 Erstanschreiben an Geschädigten

  Muster 54 Erstanschreiben an Geschädigte durch den Verteidiger

  Muster 55 Schlichtungsvereinbarung

 Kapitel 3 Untersuchungshaft

  Muster 56 Antrag auf mündliche Haftprüfung

  Muster 57 Antrag auf schriftliche Haftprüfung

  Muster 58 Haftbeschwerde wegen fehlenden dringenden Tatverdachts

  Muster 59 Haftbeschwerde wegen fehlenden Haftgrundes

  Muster 60 Haftbeschwerde wegen Unverhältnismäßigkeit weiterer Inhaftierung

  Muster 61 Weitere Beschwerde gegen Haftfortdauerentscheidung des LG

  Muster 62 Stellungnahme zur Haftfortdauer mit Antrag auf Haftbefehlsaufhebung wegen Verstoßes gegen den Beschleunigungsgrundsatz

  Muster 63 Antrag auf Aufhebung der einstweiligen Unterbringung

 Kapitel 4 Verteidigung im Zwischenverfahren

  Muster 64 Antrag auf Ablehnung der Eröffnung des Hauptverfahrens wegen Mängeln der Anklageschrift

  Muster 65 Antrag auf Beweiserhebung im Zwischenverfahren

  Muster 66 Antrag auf Ablehnung der Eröffnung des Hauptverfahrens aus tatsächlichen Gründen

  Muster 67 Antrag auf Ablehnung der Eröffnung des Hauptverfahrens aus rechtlichen Gründen

  Muster 68 Schreiben an Gericht, dass keine Einwendungen gegen die Eröffnung des Hauptverfahrens bestehen

  Muster 69 Schreiben an Mandanten wegen nicht erhobener Einwendungen im Zwischenverfahren

  Muster 70 Antrag auf abweichende Eröffnung

 Kapitel 5 Verteidigung im Hauptverfahren

  Muster 71 Antrag auf Unterbrechung der Hauptverhandlung

  Muster 72 Einwand der vorschriftswidrigen Besetzung des erkennenden Gerichts

  Muster 73 Hinweis auf Terminabstimmung

  Muster 74 Antrag auf Terminverlegung

  Muster 75 Beschwerde gegen abgelehnte Terminverlegung

  Muster 76 Aussetzungsantrag durch den neu bestellten Verteidiger

  Muster 77 Aussetzungsantrag wegen fehlender Akteneinsicht

  Muster 78 Aussetzungsantrag wegen unvollständiger Akteneinsicht

  Muster 79 Aussetzungsantrag wegen abgelehnter Akteneinsicht

  Muster 80 Aussetzungsantrag wegen veränderter Sach- und Rechtslage

  Muster 81 Aussetzungsantrag wegen Veränderung der Sachlage

  Muster 82 Antrag auf Sachverständigengutachten zur Beurteilung der Verhandlungsfähigkeit

  Muster 83 Antrag auf Beurlaubung des Angeklagten

  Muster 84 Antrag auf Änderung der Sitzordnung

  Muster 85 Antrag auf Aufhebung der Fesselung des Angeklagten

  Muster 86 Schriftliche Einlassung des Mandanten in der Hauptverhandlung

  Muster 87 Kombination eines Antrags auf Ausschluss der Öffentlichkeit mit einem Antrag auf Verhandlung darüber in nichtöffentlicher Sitzung

  Muster 88 Widerspruch gegen sachleitende Anordnung des Vorsitzenden

  Muster 89 Antrag auf Zurückweisung einer unzulässigen Frage

  Muster 90 Antrag auf Ausschluss eines Richters nach § 22 Nr. 4 StPO

  Muster 91 Antrag auf Gerichtsbeschluss

  Muster 92 Antrag auf Ablehnung eines Richters

  Muster 93 Antrag auf Ablehnung eines Schöffen

  Muster 94 Antrag auf Ablehnung eines Sachverständigen

  Muster 95 Antrag auf Ablehnung eines Dolmetschers

  Muster 96 Antrag auf Auswechslung des Staatsanwalts

  Muster 97 Antrag auf wörtliche Protokollierung nach § 273 Abs. 3 StPO

  Muster 98 Antrag auf wörtliche Protokollierung nach § 183 GVG

  Muster 99 Antrag auf Protokollverlesung gem. § 253 Abs. 2 StPO

  Muster 100 Antrag auf Begründung gem. § 255 StPO

  Muster 101 Erklärung nach § 257 Abs. 2 StPO zur Vernehmung eines Zeugen

  Muster 102 Anregung zu einem Rechtsgespräch gem. § 257b StPO

  Muster 103 Aufzeichnung der Hauptverhandlung

  Muster 104 Selbstladung eines Zeugen

  Muster 105 Selbstladung eines Sachverständigen

  Muster 106 Ladungsauftrag an Gerichtsvollzieher

  Muster 107 Antrag auf Unterbrechung der Hauptverhandlung

  Muster 108 Haftbeschwerde (Wegfall des dringenden Tatverdachts im Verlauf der Beweisaufnahme)

 Kapitel 6 Beweisantragsrecht

  Muster 109 Beweisantrag auf Vernehmung eines Zeugen

  Muster 110 Beweisantrag auf Vernehmung eines (namentlich nicht bekannten) Zeugen

  Muster 111 Beweisantrag auf Anhörung eines/einer Sachverständigen

  Muster 112 Beweisantrag gerichtet auf Anhörung eines/einer präsenten Sachverständigen

  Muster 113 Mitteilung der Ladung des/der Sachverständigen an das Gericht

  Muster 114 Beweisantrag auf Einholung eines weiteren Sachverständigengutachtens

  Muster 115 Beiziehung von Urkunden

  Muster 116 Beiziehung von Urkunden – Geschwindigkeitsmessung

  Muster 117 Beweisantrag auf Verlesung einer erst beizuziehenden Urkunde – negative Beweistatsache

  Muster 118 Beweisantrag Durchführung eines Augenscheins außerhalb der Hauptverhandlung

  Muster 119 Erklärung nach § 257 Abs. 2 StPO i.V.m. Beweisantrag auf Durchführung eines Augenscheins außerhalb der Hauptverhandlung

 Kapitel 7 Rechtsmittel

  Muster 120 Einlegung eines unbestimmten Rechtsmittels

  Muster 121 Konkretisierung eines unbestimmt eingelegten Rechtsmittels

  Muster 122 Berufungseinlegung

  Muster 123 Berufungsbeschränkung auf den Rechtsfolgenausspruch

  Muster 124 Berufungsbegründung im Fall der Annahmeberufung

  Muster 125 Revisionseinlegung

  Muster 126 Revisionsbegründung (ausgeführte Verfahrensrüge)

  Muster 127 Revisionsbegründung (ausgeführte Sachrüge)

  Muster 128 Allgemeine Sachrüge

  Muster 129 Revisionseinlegung gegen Urteil des Amtsgerichts

  Muster 130 Übergang von der Berufung zur Revision

  Muster 131 Sofortige Beschwerde gegen Widerruf der Strafaussetzung zur Bewährung

  Muster 132 Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand wegen Versäumung der Frist zur Revisionseinlegung

 Kapitel 8 Tätigkeit für den Geschädigten bzw. für den Zeugen einer Straftat

  Muster 133 Erstattung einer Strafanzeige bei der Staatsanwaltschaft

  Muster 134 Einstellungsbeschwerde

  Muster 135 Klageerzwingungsantrag

  Muster 136 Antrag auf Durchführung eines Sühneverfahrens

  Muster 137 Antrag im Privatklageverfahren

  Muster 138 Sofortige Beschwerde gegen Zurückweisung der Privatklage

  Muster 139 Prozesskostenhilfegesuch im Privatklageverfahren

  Muster 140 Anschlusserklärung mit Bestellungsantrag gem. § 397a Abs. 1 StPO

  Muster 141 Anschlusserklärung mit Beiordnungsantrag gem. § 397a Abs. 2 StPO

  Muster 142 Beschwerde gegen Nichtzulassungsbeschluss

  Muster 143 Adhäsionsantrag

  Muster 144 Isolierte Anfechtung der Adhäsionsentscheidung

 Kapitel 9 Kapitalstrafrecht

  Muster 145 Telefax an die Mordkommission/Staatsanwaltschaft mit dem Antrag, eine Vernehmung bis zum Eintreffen des Verteidigers zu unterbrechen

  Muster 146 Besuchsauftrag durch Dritte

  Muster 147 Antrag auf Einsicht in die Spurenakten

  Muster 148 Anschreiben eines Zeugen durch Verteidiger

  Muster 149 Beauftragung eines Sachverständigen zur Erstattung eines „methodenkritischen Gutachtens“

  Muster 150 Beweisantrag auf Erstattung eines weiteren forensisch-psychiatrischen 
Sachverständigengutachtens (sog. Zweitgutachten)

 Kapitel 10 Psychologische und Psychiatrische Sachverständige in der Hauptverhandlung

  Muster 151 Beweisantrag auf Anhörung eines weiteren Sachverständigen nach § 244 Abs. 4 S. 2 StPO

  Muster 152 Antrag auf Entbindung des Sachverständigen von der Verpflichtung zur Erstattung des Gutachtens gem. § 76 Abs. 1 S. 2 StPO

  Muster 153 Antrag auf Ergänzung des Gutachtens nach § 83 Abs. 1 StPO

  Muster 154 Antrag auf Vereidigung des Sachverständigen

  Muster 155 Antrag auf Beiziehung der Arbeitsunterlagen des Sachverständigen

 Kapitel 11 Betäubungsmittelstrafrecht

  Muster 156 Antrag auf Einholung eines medizinischen Sachverständigengutachtens

  Muster 157 Antrag auf Zurückstellung der Strafvollstreckung gem. § 35 BtMG

  Muster 158 Antrag auf Zurückstellung der Maßregel gem. § 35 BtMG

  Muster 159 Beschwerde gegen die Versagung der Zurückstellung

  Muster 160 Antrag auf gerichtliche Entscheidung gem. § 23 EGGVG

  Muster 161 Antrag auf Absehen von Erhebung der öffentlichen Klage gem. § 37 BtMG

  Muster 162 Antrag gem. § 456a StPO

 Kapitel 12 Sexualstrafrecht

  Muster 163 Entschuldigungsschreiben an das Opfer/Angebot eines Täter-Opfer-Ausgleichs gem. § 46a StGB

  Muster 164 Täter-Opfer-Ausgleichsvereinbarung i.S.v. § 46a StGB

  Muster 165 Einholung eines aussagepsychologischen Privatgutachtens zu der Erlebnisfundiertheit verfahrensgegenständlicher Angaben

  Muster 166 Antrag auf Akteneinsicht gem. § 406e StPO

  Muster 167 Beiordnung für Geschädigte im Ermittlungsverfahren

  Muster 168 Antrag auf Ausschluss der Öffentlichkeit während der Vernehmung des Zeugen nach § 171b GVG

  Muster 169 Antrag auf Ausschluss des Angeklagten während der Vernehmung des Zeugen nach § 247 StPO

  Muster 170 Antrag auf audiovisuelle Vernehmung des Zeugen nach § 247a StPO

  Muster 171 Antrag auf Einholung eines aussagepsychologischen Gutachtens

 Kapitel 13 Jugendstrafrecht

  Muster 172 Strafprozessvollmacht

  Muster 173 Beiordnungsantrag

  Muster 174 Haftprüfungsantrag

  Muster 175 Antrag auf Einsicht in JGH-Bericht

  Muster 176 Antrag auf Einholung eines entwicklungspsychologischen Gutachtens

  Muster 177 Antrag auf Altersbestimmungsgutachten

  Muster 178 Antrag auf Überführung in den Erwachsenenvollzug

  Muster 179 Antrag auf Einstellung gem. § 45 JGG

  Muster 180 Antrag auf Trennung verbundener Verfahren

 Kapitel 14 Arztstrafrecht

  Muster 181 Akteneinsichtsgesuch in Krankenakte

 Kapitel 15 Verkehrsstrafrecht und OWi-Verfahren

  Muster 182 Beschwerde gegen die vorläufige Entziehung der Fahrerlaubnis

  Muster 183 Anzeige der Vertretung gegenüber der Verwaltungsbehörde

  Muster 184 Antrag auf gerichtliche Entscheidung gem. § 62 OWiG

  Muster 185 Einspruch gegen Bußgeldbescheid

  Muster 186 Einlegung der Rechtsbeschwerde

  Muster 187 Begründung der Rechtsbeschwerde gegen ein Urteil

  Muster 188 Antrag auf Absehen vom Fahrverbot gegen Erhöhung der Geldbuße

  Muster 189 Anschreiben an das Kraftfahrt-Bundesamt zur Erlangung einer Auskunft über den Punktestand

 Kapitel 16 Besonderheiten der Verteidigung in Umfangsverfahren

  Muster 190 Erstattung Kosten für das Abhören der TKÜ

  Muster 191 Haftbeschwerde wegen Verfahrensverzögerung

  Muster 192 Rüge der Verfahrensdauer

  Muster 193 Beweismittelverlust

  Muster 194 Unterbrechung/Aussetzung

  Muster 195 Zur Ausantwortung des Mandanten

  Muster 196 Auf Überlassung der TKÜ-Daten

  Muster 197 Anrufung des Gerichts

  Muster 198 Tonaufzeichnung der Hauptverhandlung 

  Muster 199 Beschwerde zur „Trennscheiben-Sitzordnung“

  Muster 200 Auf Einsicht in das Hauptverhandlungsprotokoll

 Kapitel 17 Wirtschaftsstrafrecht

  Muster 201 Schweigepflichtentbindungserklärung

  Muster 202 Verteidigerbestellung Wirtschaftsstrafverfahren

  Muster 203 Akteneinsichtsgesuch bei Verwaltungsgeheimnis

  Muster 204 Akteneinsichtsgesuch bei Verweigerung wegen Presserelevanz

  Muster 205 Akteneinsichtsgesuch Unternehmensverteidigung

  Muster 206 Einverständniserklärung Individualverteidiger

  Muster 207 Beschränkung der Akteneinsicht bei Drittgeheimnissen

  Muster 208 Beschränkung der Akteneinsicht gegenüber Verletzten

  Muster 209 Belehrung vor Mitarbeiterinterviews

  Muster 210 Bestellung Zeugenbeistand

  Muster 211 Antrag auf richterliche Entscheidung gegen Ordnungsgeldbeschluss

 Kapitel 18 Steuerstrafrecht

  Muster 212 Verteidigungsanzeige und Akteneinsicht im Steuerstrafverfahren

  Muster 213 Antrag auf Aussetzung des Steuerstrafverfahrens

  Muster 214 Antrag auf Aussetzung der Vollziehung gegenüber der Finanzbehörde

  Muster 215 Antrag auf Aussetzung der Vollziehung gegenüber dem Finanzgericht (§ 69 Abs. 3 FGO)

  Muster 216 Nacherklärung (§ 153 AO)

  Muster 217 Selbstanzeige

  Muster 218 Selbstanzeige im Fall verschiedener Veranlagungsfinanzämter

  Muster 219 Selbstanzeige (erste Stufe)

  Muster 220 Konkretisierung der Selbstanzeige

 Kapitel 19 Strafvollstreckung und Gnadenrecht

  Muster 221 Strafaufschub aus gesundheitlichen Gründen

  Muster 222 Strafaufschub aus beruflichen Gründen

  Muster 223 Halbstrafenaussetzung

  Muster 224 Zwei-Drittel-Aussetzung

  Muster 225 Sofortige Beschwerde gegen Widerruf der Strafaussetzung

  Muster 226 Aussetzung nach § 456a StPO

  Muster 227 Gnadenantrag

  Muster 228 Zahlungserleichterungen

  Muster 229 Einstellung der Vollstreckung, §§ 459c Abs. 2, 459g Abs. 2 StPO

  Muster 230 Ausschluss der Vollstreckung, § 459g Abs. 4, 5 StPO

 Kapitel 20 Strafvollzugsrecht

  Muster 231 Antrag auf gerichtliche Entscheidung

  Muster 232 Rechtsbeschwerde

 Kapitel 21 Ansprüche nach dem StrEG

  Muster 233 Entschädigungsantrag nach StrEG (Grundverfahren)

  Muster 234 Entschädigungsantrag nach StrEG (Betragsverfahren)

 Kapitel 22 Wiederaufnahme des Verfahrens

  Muster 235 Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens gem. § 359 Nr. 5 StPO und Unterbrechung der Strafvollstreckung

  Muster 236 Sofortige Beschwerde gegen einen die Wiederaufnahme verwerfenden Beschluss

  Muster 237 Schlussanträge im erneuerten Hauptverfahren

 Kapitel 23 Die Verfassungsbeschwerde zum Bundesverfassungsgericht

  Muster 238 Verfassungsbeschwerde



Abkürzungsverzeichnis
	a.A.	anderer Ansicht

	a.a.O.	am angegebenen Ort

	abgedr.	abgedruckt

	abl.	ablehnend

	ABl.	Amtsblatt

	Abs.	Absatz

	a.E.	am Ende

	a.F.	alte Fassung

	AGH	Anwaltsgerichtshof

	AGS	Anwaltsgebühren Spezial (zitiert: Jahr, Seite)

	ähnl.	ähnlich

	AktG	Aktiengesetz

	alic	actio libera in causa

	allg.	allgemein

	AllGO	Allgemeine Gebührenordnung

	Alt.	Alternative

	a.M.	anderer Meinung

	ÄndG	Änderungsgesetz

	Anm.	Anmerkung

	AnwBl.	Anwaltsblatt (zitiert: Jahr, Seite)

	AO	Abgabenordnung

	AOÄndG	Gesetz zur Änderung der Abgabenordnung

	ARB	Allgemeine Rechtsschutzbedingungen

	ArbGG	Arbeitsgerichtsgesetz

	Art.	Artikel

	Ärzte-ZV	Zulassungsverordnung für Vertragsärzte

	AT	Allgemeiner Teil

	Aufl.	Auflage

	AufenthG	Aufenthaltsgesetz

	AV d. RMdJ	Allgemeine Verfügung des Reichsministers der Justiz

	AvdJMBW	Amtsvorschrift des Justizministers von Baden-Württemberg

	AWG	Außenwirtschaftsgesetz

	Az.	Aktenzeichen

	BÄO	Bundesärzteordnung

	BAG	Bundesarbeitsgericht

	BAGE	Entscheidungen des Bundesarbeitsgerichts

	BAK	Blutalkoholkonzentration

	BAnz	Bundesanzeiger

	BApO	Bundes-Apothekerordnung

	BauR	Baurecht

	BayObLG	Bayrisches Oberstes Landesgericht

	BaySchlG	Bayerisches Schlichtungsgesetz

	BayVGH	Bayrischer Verwaltungsgerichtshof

	BB	Der Betriebsberater (zitiert: Jahr, Seite)

	BDG	Bundesdisziplinargesetz

	BDO	Bundesdisziplinarordnung

	beA	besonderes elektronisches Anwaltspostfach

	BerhG	Beratungshilfegesetz

	BerlVerfGH	Berliner Verfassungsgerichtshof

	Beschl.	Beschluss

	BGB	Bürgerliches Gesetzbuch

	BGBl	Bundesgesetzblatt

	BGH	Bundesgerichtshof

	BGHR	Rechtsprechung des BGH in Strafsachen

	BGHSt	Entscheidungen des BGH in Strafsachen

	BMV-Ä	Bundesmantelvertrag Ärzte

	BNotO	Bundesnotarordnung

	BO	Berufsordnung

	BORA	Berufsordnung für Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte

	BörsG	Börsengesetz

	BRAGO	Bundesrechtsanwaltsgebührenordnung

	BRAK	Bundesrechtsanwaltskammer

	BRAK-Mitt.	Mitteilungen der Bundesrechtsanwaltskammer

	BRAO	Bundesrechtsanwaltsordnung

	bspw.	beispielsweise

	BTÄO	Bundes-Tierärzteordnung

	BT-Drucks	Bundestagsdrucksache

	BtM	Betäubungsmittel

	BtMG	Betäubungsmittelgesetz

	BVerfG	Bundesverfassungsgericht

	BVerfGE	Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts

	BVerfGG	Bundesverfassungsgerichtsgesetz

	BVerwG	Bundesverwaltungsgericht

	BWVollzO	Verordnung über den Vollzug von Freiheitsstrafe, Strafarrest, Jugendarrest und Disziplinararrest durch Behörden der Bundeswehr

	BZRG	Gesetz über das Zentralregister und das Erziehungsregister (Bundeszentralregistergesetz)

	bzw.	beziehungsweise

	C.C.B.E.	Standesregeln der Rechtsanwälte der Europäischen Gemeinschaft

	DA	Dienstanweisung

	DB	Der Betrieb (zitiert: Jahr, Seite)

	ders.	derselbe

	d.h.	das heißt

	diff.	differenzierend

	DIN	Deutsche Industrie Norm

	Diss.	Dissertation

	DRiG	Deutsches Richtergesetz

	DRiZ	Deutsche Richterzeitung (zitiert: Jahr, Seite)

	DSG	Datenschutzgesetz

	DSVollzO	Dienst- und Sicherheitsvorschriften für den Strafvollzug

	EBAO	Einforderungs- und Beitreibungsanordnung

	EGGVG	Einführungsgesetz zum Gerichtsverfassungsgesetz

	EGH	Ehrengerichtshöfe der Rechtsanwaltschaft des Bundesgebietes und des Landes Berlin

	EGHE	Entscheidungen der Ehrengerichtshöfe des Bundesgebietes und des Landes Berlin

	EGMR	Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte

	EGStGB	Einführungsgesetz zum Strafgesetzbuch

	EGZPO	Einführungsgesetz zur Zivilprozessordnung

	einh.	einhellig

	EMöGG	Gesetz über die Erweiterung der Medienöffentlichkeit in Gerichtsverfahren

	EMRK	Europäische Menschenrechtskonvention

	ErbStG	Erbschaftssteuer- und Schenkungssteuergesetz

	ersw.	ersatzweise

	EStDV	Einkommenssteuer-Durchführungsverordnung

	EstG	Einkommenssteuergesetz

	EuAlÜbk	Europäisches Auslieferungsabkommen

	EuGRZ	Europäische Grundrechte Zeitschrift (zitiert: Jahr, Seite)

	EUR	Euro

	EuRHÜbk	Europäisches Übereinkommen über die Rechtshilfe in Strafsachen

	EV	Einigungsvertrag

	e.V.	eingetragener Verein

	evtl.	eventuell

	EWG	Europäische Wirtschaftsgemeinschaft

	exempl.	exemplarisch

	f.	folgende

	FAO	Fachanwaltsordnung

	ff.	fortfolgende

	FG	Finanzgericht

	Fn	Fußnote

	FS	Festschrift

	GA	Goltdammer's Archiv für Strafrecht (zitiert: Band, Seite)

	GbR	Gesellschaft bürgerlichen Rechts

	gem.	gemäß

	GenG	Gesetz betreffend die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften

	GewSchG	Gewaltschutzgesetz

	GewStG	Gewerbesteuer

	GewO	Gewerbeordnung

	GG	Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland

	ggf.	gegebenenfalls

	GmbHG	Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung

	GnO	Gnadenordnung

	GOÄ	Gebührenordnung für Ärzte

	GOZ	Gebührenordnung für Zahnärzte

	GPSG	Geräte- und Produktsicherheitsgesetz

	grds.	grundsätzlich

	GrEStG	Grunderwerbsteuergesetz

	GS	Gedenkschrift

	GSSt	Großer Senat für Strafsachen

	GStA	Generalstaatsanwaltschaft

	GÜG	Gesetz zur Überwachung des Verkehrs mit Grundstoffen, die für die unerlaubte Herstellung von Betäubungsmitteln missbraucht werden können (Grundstoffüberwachungsgesetz)

	GVG	Gerichtsverfassungsgesetz

	GWB	Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen

	HansOLG 	Hanseatisches Oberlandesgericht

	HESt	Höchstrichterliche Entscheidungen in Strafsachen

	HGB	Handelsgesetzbuch

	HIV	Human Immunodeficiency Virus (ein Aidserreger)

	h.M.	herrschende Meinung

	HOAI	Honorarordnung für Architekten und Ingenieure

	HRR	Höchstrichterliche Rechtsprechung

	Hrsg.	Herausgeber

	hrsg.	herausgegeben

	Hs.	Halbsatz

	HV	Hauptverhandlung

	HVT	Hauptverhandlungstermin

	i.d.F.	in der Fassung

	i.d.R.	in der Regel

	insbes.	insbesondere

	InsO	Insolvenzordnung

	IPbpR	Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte

	IPR	Internationales Privatrecht

	IRG	Gesetz über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen

	i.S.d.	im Sinne des

	i.S.v.	im Sinne von

	i.Ü.	im Übrigen

	i.V.m.	in Verbindung mit

	JA	Juristische Arbeitsblätter (zitiert: Jahr, Seite)

	JAVollzO	Jugendarrestvollzugsordnung

	JBeitrO	Justizbeitreibungsordnung

	jew.	jeweils

	JGG	Jugendgerichtsgesetz

	JGH	Jugendgerichtshilfe

	JM	Justizminister

	JR	Juristische Rundschau (zitiert: Jahr, Seite)

	Jura	Juristische Ausbildung (zitiert: Jahr, Seite)

	JurBüro	Das juristische Büro (zitiert: Jahr, Seite)

	JuS	Juristische Schulung (zitiert: Jahr, Seite)

	Justiz	Die Justiz – Amtsblatt des Justizministeriums Baden-Württemberg (zitiert: Jahr, Seite)

	JVA	Justizvollzugsanstalt

	JW	Juristische Wochenschrift (zitiert: Jahr, Seite)

	JZ	Juristenzeitung (zitiert: Jahr, Seite)

	KG	Kammergericht

	KGW	Kreditwesengesetz

	KJHG	Kinder- und Jugendhilfegesetz

	KOVVfG	Gesetz über das Verwaltungsverfahren der Kriegsopferversorgung

	Kriminalistik	Die Kriminalistik (zitiert: Jahr, Seite)

	KUG	Kunsturheberrechtsgesetz

	KV	Kassenärztliche Vereinigung

	KVGKG	Kostenverzeichnis zum Gerichtskostengesetz

	KWG	Gesetz über das Kreditwesen

	LAG	Landesarbeitsgericht

	LAGE	Entscheidungen des Landesarbeitsgerichts

	LDO	Landesdisziplinarordnung

	LFGB	Lebensmittel- und Futtermittelgesetz

	LG	Landgericht

	lit.	littera

	LJVollzG RP	Landesjustizvollzugsgesetz Rheinland-Pfalz

	LKA	Landeskriminalamt

	LPartG	Gesetz über die Eingetragene Lebenspartnerschaft

	Ls	Leitsatz

	m.	mit

	m.Anm.	mit Anmerkung

	MDR	Monatsschrift für Deutsches Recht (zitiert: Jahr, Seite)

	min.	mindestens

	MiStra	Anordnung über Mitteilungen in Strafsachen

	MiZi	Anordnung über Mitteilungen in Zivilsachen

	MRK	Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten

	MSchKrim	Monatsschrift für Kriminologie und Strafrechtsreform (zitiert: Jahr, Seite)

	MVZ	Medizinisches Versorgungszentrum

	m.w.N.	mit weiteren Nennungen

	n.F.	neue Fassung

	NJW	Neue Juristische Wochenschrift (zitiert: Jahr, Seite)

	NJW-RR	Neue Juristische Wochenschrift, Rechtsprechungsreport (zitiert: Jahr, Seite)

	Nr.	Nummer

	Nrn.	Nummern

	NStE	Neue Entscheidungssammlung für Strafrecht, herausgegeben von Rebmann/Dahs/Miebach (seit 1987)

	NStZ	Neue Zeitschrift für Strafrecht (zitiert: Jahr, Seite)

	NStZ-RR	Neue Zeitschrift für Strafrecht Rechtsprechungsreport (zitiert: Jahr, Seite)

	NZA	Neue Zeitschrift für Arbeitsrecht (zitiert: Jahr, Seite)

	NZV	Neue Zeitschrift für Verkehrsrecht (zitiert: Jahr, Seite)

	OEG	Opferentschädigungsgesetz

	OGHSt	Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofs für die Britische Zone in Strafsachen

	OHG	Offene Handelsgesellschaft

	ÖJZ	Österreichische Juristenzeitung (zitiert: Jahr, Seite)

	OLG	Oberlandesgericht

	OLGPräs.	Oberlandesgerichtspräsident

	OLGSt	Entscheidungen der Oberlandesgerichte zum Straf- und Strafverfahrensrecht

	ORGG	Opferrechtsreformgesetz

	OrgKG	Gesetz zur Bekämpfung des illegalen Rauschgifthandels und anderer Erscheinungsformen der Organisierten Kriminalität

	OVG	Oberverwaltungsgericht

	OWiG	Gesetz über Ordnungswidrigkeiten

	PatG	Patentgesetz

	PKH	Prozesskostenhilfe

	PKV	Prozesskostenvorschuss

	PsychKG	Gesetz über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychischen Krankheiten

	RA	Rechtsanwalt

	RAFachBezG	Fachanwaltsbezeichnungsgesetz

	RAK	Rechtsanwaltskammer

	RAO	Rechtsanwaltsordnung

	RG	Reichsgericht

	RGBl	Reichsgesetzblatt

	RGSt	Entscheidungen des Reichsgerichts in Strafsachen

	RGZ	Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivilsachen

	RichtlRA	Grundsätze des anwaltlichen Standesrechts

	RiJAVollzO	Richtlinien zur Jugendarrestvollzugsordnung

	RiLi	Richtlinien

	RiStBV	Richtlinien für das Straf- und Bußgeldverfahren

	RLJGG	Richtlinien zum Jugendgerichtsgesetz

	Rn	Randnummer

	R&P	Recht und Psychiatrie (zitiert: Jahr, Seite)

	Rpfleger	Der Deutsche Rechtspfleger (zitiert: Jahr, Seite)

	RPflG	Rechtspflegergesetz

	RVG	Rechtsanwaltsvergütungsgesetz

	RVO	Reichsversicherungsordnung

	S.	Seite

	s.	siehe

	s.a.	siehe auch

	SchLHA	Schleswig-Holsteinische Anzeigen (zitiert: Jahr, Seite)

	SGB V	Sozialgesetzbuch Fünftes Buch

	SGB VIII	Sozialgesetzbuch Achtes Buch

	sog.	sogenannt/e/s

	StA	Staatsanwalt

	StBerG	Steuerberatungsgesetz

	StGB	Strafgesetzbuch

	StORMG	Gesetz zur Stärkung der Rechte von Opfern sexuellen Missbrauchs

	StPO	Strafprozessordnung

	str.	strittig

	StR	Strafrecht

	StraFo	Strafverteidigerforum (zitiert: Jahr, Seite)

	StREG	Strafrechtsreform-Ergänzungsgesetz

	st. Rspr.	ständige Rechtsprechung

	StVollstrO	Strafvollstreckungsordnung

	StrVollzG	Strafvollzugsgesetz

	StV	Strafverteidiger (zitiert: Jahr, Seite)

	StVÄG 1987	Strafverfahrensänderungsgesetz 1987

	StVollstrO	Strafvollstreckungsordnung

	StVZO	Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung

	TabStG	Tabaksteuergesetz

	THC	Tetrahydrocannabinol

	TKÜ	Telekommunikationsüberwachung

	TÜ	Telefonüberwachung

	u.	und

	u.a.	unter anderem/und andere

	ÜAG	Überstellungsausführungsgesetz

	U-Haft	Untersuchungshaft

	UKG	Gesetz zur Bekämpfung der Umweltkriminalität

	Urt.	Urteil

	UStG	Umsatzsteuergesetz

	u.U.	unter Umständen

	UVollzO	Untersuchungshaftvollzugsordnung

	UWG	Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb

	UZK	Unionszollkodex

	v.	vom

	VerBAV	Veröffentlichungen des Bundesaufsichtsamtes für das Versicherungswesen

	VersAusglG	Gesetz über den Versorgungsausgleich

	vgl.	vergleiche

	VOBl.	Verordnungsblatt für die Britische Zone (zitiert: Jahr, Seite)

	VRS	Verkehrsrechtssammlung (zitiert: Jahr, Seite)

	VV	Vergütungsverzeichnis zum RVG

	VVG	Versicherungsvertragsgesetz

	VVJug	Verwaltungsvorschriften zum Jugendstrafvollzug

	VVStVollzG	Verwaltungsvorschriften zum Strafvollzugsgesetz

	WaffG	Waffengesetz

	WDO	Wehrdisziplinarordnung

	w.Hinw.	weitere Hinweise

	WHO	World Health Organisation, Weltgesundheitsorganisation

	WiKG	Gesetz zur Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität

	WiStG	Wirtschaftsstrafgesetz

	wistra	Zeitschrift für Wirtschafts- und Steuerstrafrecht (zitiert: Jahr, Seite)

	WP	Wirtschaftsprüfer

	WpHG	Wertpapierhandelsgesetz

	WPO	Wirtschaftsprüferordnung

	Zahnärzte-ZV	Zulassungsverordnung für Vertragszahnärzte

	ZAP	Zeitschrift für die Anwaltspraxis (Loseblatt) (zitiert: Jahr, Seite)

	z.B.	zum Beispiel

	ZBR	Zeitschrift für Beamtenrecht (zitiert: Jahr, Seite)

	ZfS	Zeitschrift für Schadensrecht (zitiert: Jahr, Seite)

	ZfStrVo	Zeitschrift für Strafvollzug (zitiert: Jahr, Seite)

	ZHG	Zahnheilkundegesetz

	ZIP	Zeitschrift für Wirtschaftsrecht und Insolvenzpraxis (zitiert: Jahr, Seite)

	ZPO	Zivilprozessordnung

	ZRP	Zeitschrift für Rechtspolitik (zitiert: Jahr, Seite)

	ZStW	Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft (zitiert: Jahr, Seite)

	z.T.	zum Teil

	zust.	zustimmend




Allgemeines Literaturverzeichnis
Abraham, Zum subjektiven Element der Heimtücke – Ausnutzen als Absicht, NStZ 2021, 641
Achenbach/Amelung/Dästner, Alternativkommentar zur Strafprozeßordnung, 1988–1996 (zitiert: AK/BearbeiterIn)
Ackermann/Clages/Roll, Handbuch der Kriminalistik, 6. Aufl. 2022
Adams u.a., Drogenpolitik, Meinungen und Vorschläge, 1989
Adick, Zur Neuregelung der Selbstanzeige (§ 371 AO) im Jahr 2011, HRRS 2011, 197
Ahmed, Anmerkung zum Beschluss des Landgerichts Augsburg vom 16.7.2012 (Jug KLs 401 Js 107041/02; StV 2014, 133) – Zur Entbindung eines Sachverständigen von der Gutachtenerstattung, StV 2014, 132
Alber, Die Geschichte der Öffentlichkeit im deutschen Strafverfahren, 1974
Albin, Litigation-PR wächst – aber langsam, AnwBl 2010, 311 ff.
Albrecht, Ist das deutsche Jugendstrafrecht noch zeitgemäß, Gutachten D, 64. Deutscher Juristentag, 2002
Alsberg, Der Beweisantrag im Strafprozess, 8. Aufl. 2021 (zitiert: Alsberg/BearbeiterIn)
Amelung, M., Ein gelöstes Problem schafft viele neue, Anm. zu BVerfGE 63, 45–73, StV 1983, 181 
Amerkamp, Spezielle Spurensicherungsmethoden, 2002
AnwaltKommentar RVG, hrsg. von Schneider/Wolf, Kommentar, 8. Aufl. 2017 (zitiert: AnwK-RVG/BearbeiterIn)
AnwaltKommentar StPO, hrsg. von Krekeler/Löffelmann/Sommer, Kommentar, 2. Aufl. 2010
Appelt/Gold, Suizidprävention in der Untersuchungshaftanstalt Hamburg, FS 2016, 103
Arloth, Strafvollzugsgesetz, Kommentar, 4. Aufl. 2017 (zitiert: Arloth/BearbeiterIn)
Arnoldi, Präsente Beweismittel in der Praxis, NStZ 2018, 305
Arntzen/Michaelis, Psychologie der Kindervernehmung, 1970
Artkämper, Kommunikation, Schulterschlusseffekt, bestätigende Informationsverarbeitung und Ankereffekt im Strafverfahren, StRR 2012, 339
Artkämper, H./Artkämper, L., Kriminaltechnische und rechtsmedizinische Untersuchungen von A-Z, Teil 1, StRR 2012, 52; Teil 2 StRR 2012, 95; Teil 3, StRR 2012, 134; Teil 4, StRR 2012, 216; Teil 5, StRR 2012, 416; Teil 7, StRR 2013, 18
Artkämper/Esders/Jakobs/Sotelsek, Praxiswissen Strafverfahren bei Tötungsdelikten, 2012 (zit.: Artkämper et al.)
Augstein, Der Anwalt: Organ der Rechtspflege?, NStZ 1981, 52
Bandemer, Einstellung hinter der Einstellung – Absehen von Strafverfolgung nach § 154 I Nr. 1 StPO bei Einstellung nach § 153a StPO im Bezugsverfahren, NStZ 1988, 297
Bannenberg/Bauer/Kirste, Erscheinungsformen und Ursachen von Amoktaten aus kriminologischer, forensisch-psychiatrischer und forensisch-psychologischer Sicht, FPPK 2014, 229
Bannenberg/Hoepfel/Huber, Alternativ-Entwurf Strafjustiz und Medien, 2004
Banscherus, Polizeiliche Vernehmung: Formen, Verhalten, Protokollierung, BKA-Forschungsreihe, Bd. 7, 1977
Bartel, Das Verbot der Rekonstruktion der Hauptverhandlung, 2014
Barton, Das Vertragsprinzip – ein neues Strafverteidigungs-Paradigma?, StV 1990, 237
ders., Strafverteidigungs-Aktivitäten im Justizalltag, StV 1984, 394
Battis, Kommentar zum Bundesbeamtengesetz, 6. Aufl. 2022
Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann, Zivilprozessordnung, Kommentar, 75. Aufl. 2016 (zitiert: BLAH/BearbeiterIn)
Bechtel, Die Raser-Fälle als Katalysator vorsatzdogmatischer Diskussion, JuS 2019, 114
Beckemper, Nemo tenetur-Grundsatz im Steuerstrafrecht, ZIS 2012, 221
Becker-Toussaint, Schmerzensgeldansprüche Beschuldigter bei Medieninformationen der Staatsanwaltschaften, NJW 2004, 414 ff.
Beck'sches Formularbuch für den Strafverteidiger, hrsg. von Hamm/Leipold, 5. Aufl. 2010 (zitiert: Formularbuch/BearbeiterIn)
Beine, Krankentötungen in Kliniken und Heimen, 2010
Belardi, Supervision, 2002
Belmann/Schuff, Die ärztliche Leichenschau – zwischen Anspruch und Wirklichkeit, StRR 2013, 135
Bender/Nack/Treuer, Tatsachenfeststellung vor Gericht, 5. Aufl. 2020
Beneke, Die Reform der strafbefreienden Selbstanzeige, BB 2015, 407
Bennefeld-Kersten, Was kann die Technik zur Suizidprävention beitragen?, FS 2010, 341 
Beukelmann, Die geplante StPO-Reform, NJW-Spezial 2017, 56
Beulke/Ruhmannseder, Die Strafbarkeit des Verteidigers, 2. Aufl. 2010
Beulke/Swoboda, Strafprozessrecht, 15. Aufl. 2020
dies., Jugendstrafrecht, 16. Aufl. 2020
Beyer, Selbstanzeige ab 1.1.2015 – Fallstricke in der Praxis, NWB 2015, 769
Biesgen/Noel, Die Berichtigungspflicht nach § 153 und der Nemo-tenetur-Grundsatz, SAM 2012, 182
Bilsdorfer, Die Entwicklung des Steuerstraf- und Steuerordnungswidrigkeitenrechts, NJW 2012, 1413 
ders. Die Entwicklung des Steuerstraf- und Steuerordnungswidrigkeitenrechts, NJW 2020, 1488
Birkenstock, Verfahrensrügen im Strafprozess, 2004
Bittmann/Köhler/Seeger/Tschakert, Handbuch der strafrechtlichen Vermögensabschöpfung, 2020
Blesinger/Schwabe/Albrecht, Strafbefreiende Selbstanzeige – Höhe der Nachzahlungspflicht bei einer Steuerverkürzung auf Zeit – Erwiderung und Replik zu dem Beitrag von Albrecht, DB 2006 S. 1696, DB 2007, 485
Bliwier, Überschätztes Beweismittel?, Freispruch 2017, Heft 11, S. 4
Blumers, Zur Auslegung des § 371 AO am Beispiel „Tatentdeckung“, wistra 1985, 85
Bockelmann, Öffentlichkeit und Strafrechtspflege, NJW 1960, 217
Bockemühl (Hrsg.), Handbuch des Fachanwalts Strafrecht, 8. Aufl. 2020
ders., Private Ermittlungen im Strafprozess, 1996
Boehme-Neßler, Die Öffentlichkeit als Richter? Litigation-PR als neue Methode der Rechtsfindung, 2010
Börner, Legitimation durch Strafverfahren, 2014
ders., Der Diskursvorbehalt der Fristlösung für Beweisanträge, JZ 2018, 239
Boetticher/Dittmann/Nedopil/Nowara/Wolf, Zum richtigen Umgang mit Prognoseinstrumenten durch psychiatrische und psychologische Sachverständige und Gerichte, NStZ 2009, 478
Boetticher/Koller/Böhm/Brettel/Dölling/Höffler/Müller-Metz/Pfister/Schneider/Schöch/Wolf, Empfehlungen für Prognosegutachten, NStZ 2019, 553
Boetticher/Kröber/Müller-Isberner/Böhm/Müller-Metz/Wolf, Mindestanforderungen für Prognosegutachten, NStZ 2006, 537
Boetticher/Nedopil/Bosinski/Saß, Mindestanforderungen für Schuldfähigkeitsgutachten, NStZ 2005, 75
Bornkamm, Pressefreiheit und Fairneß des Strafverfahrens, 1980
Bosbach/Ackermann/Caba, Verteidigung im Ermittlungsverfahren, 9. Aufl. 2022 (zitiert: Bosbach/Ackermann/Caba)
Bosch, Opferbezogene Medienöffentlichkeit – Gebot oder Einschränkung des Öffentlichkeitsgrundsatzes?, JURA 2016, 45
Braun, Medienberichterstattung über Strafverfahren im deutschen und englischen Recht, 1998
Braun/Werning, Verbeamtete Anwälte, Freispruch, 2021, Heft 16, S. 16
Brinkmann/Wiegand, DNA-Analysen, Kriminalistik 1993, 191
Brox/Walter, Besonderes Schuldrecht, 46. Aufl. 2022
Brühl, Drogenrecht, 1992
Brüning, Die Einstellung nach § 153a StPO – Moderner Ablasshandel oder Rettungsanker der Justiz?, ZIS 2015, 586
Brunner/Dölling, Jugendgerichtsgesetz, Kommentar, 12. Aufl. 2011
Brüssow/Gatzweiler/Krekeler/Mehle (Hrsg.), Strafverteidigung in der Praxis, 4. Aufl. 2007 (zitiert: BGKM/BearbeiterIn)
Bülte, Die neuere Rechtsprechung des BGH zur Strafbewehrung von § 153 AO: Prüfstein für Strafrechtsdogmatik und Verfassungsrecht im Steuerstrafrecht, BB 2010, 607
Bundesrechtsanwaltskammer, Stellungnahme Nr. 30 zum Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des Strafverfahrens – BR-Drucks 532/19, November 2019
Burhoff, Handbuch für das strafrechtliche Ermittlungsverfahren, 9. Aufl. 2021 (zitiert: Burhoff, Ermittlungsverfahren)
ders., Handbuch für die strafrechtliche Hauptverhandlung, 10. Aufl. 2021 (zitiert: Burhoff/BearbeiterIn, Hauptverhandlung)
ders., (Hrsg.), RVG Straf- und Bußgeldsachen, Kommentar, 3. Aufl. 2011 (zitiert: Burhoff-RVG/BearbeiterIn)
ders., Effektivere und praxistauglichere Ausgestaltung des Strafverfahrens? Die Änderungen in der StPO 2017 – ein erster Überblick, 2017, pdf unter www.burhoff.de
ders., Die Änderungen bei Besetzungsfragen/-mitteilung (§§ 222a, 222b StPO) durch das „Gesetz zur Modernisierung des Strafverfahrens v. 10.12.2019, StRR 8/2020
Burke, Al-Qaida: Wurzeln, Geschichte, Organisation, 2004
Burkhard, Die Sperrwirkung des § 371 Abs. 2 Nr. 1a AO – Das Erscheinen des Betriebsprüfers (Teil 1), wistra 1998, 216 
ders., Die Sperrwirkung des § 371 Abs. 2 Nr. 1a AO – Das Erscheinen des Betriebsprüfers (Teil 2), wistra 1998, 256 
ders., Erklärungsrecht des Verteidigers, § 257 Abs. 2 StPO, StV 2004, 392
ders., Die Selbstanzeige ab dem 1.1.2015, StraFo 2015, 95
Burkiczak/Dollinger/Schorkopf, Bundesverfassungsgerichtsgesetz, 2. Aufl. 2021
Burmann/Heß/Jahnke/Janker, Straßenverkehrsrecht, Kommentar, 24. Aufl. 2016
Cabanis, Gerichts- und „Privatgutachten“, StV 1986, 451
Callies/Müller-Dietz, Strafvollzugsgesetz, Kommentar, 11. Aufl. 2008
von Coelln, Zur Medienöffentlichkeit der Dritten Gewalt, 2005
Cramer, S. Einstellung nach Einstellung – eine verfahrensrechtliche und verfahrenspraktische Notwendigkeit in den Massenverfahren wegen Beihilfe zur Steuerhinterziehung durch Bankmitarbeiter, wistra 1999, S. 290
Cramer/Bürgle, Die strafprozessualen Beweisverwertungsverbote, 2. Aufl. 2004
Cramer/Cramer (Hrsg.), Anwalts-Handbuch Strafrecht, 2002 (zitiert: Cramer/Cramer/BearbeiterIn)
Dahs, Handbuch des Strafverteidigers, 8. Aufl. 2015
ders., Parteiverrat im Strafprozess, NStZ 1991, 561
Dahs/Dahs, Die Revision im Strafprozess, 9. Aufl. 2017
Dahs/Krause/Widmaier, Strafbarkeit des Verteidigers wegen Geldwäsche durch die Annahme des Honorars, NStZ 2004, 261
Damm/Rehbock, Widerruf, Unterlassung und Schadensersatz in Presse und Rundfunk, 3. Aufl. 2008
Danckert, Das Recht des Beschuldigten auf ein unüberwachtes Anbahnungsgespräch, StV 1986, 171 ff.
Dannecker, Zur Strafbarkeit verdeckter Gewinnausschüttungen: Steuerhinterziehung, Untreue, Bilanzfälschung, Samson FS, S. 257
Dannhorn, Anmerkungen zur subjektiven Tatseite bei Tötungsdelikten, NStZ 2007, 297
Dauster, Absehen von der Strafverfolgung in Hinsicht auf ausländische Strafverfahren gemäß § 154 StPO, NStZ 1986, 145
Deckers, § 45 Kapitalstrafsachen, in: Müller/Schlothauer/Knauer, MAH Strafverteidigung, 3. Aufl. 2022 (zit.: MAH Strafverteidigung/Deckers, § 45)
ders., § 80 Auswahl und Kontrolle des Sachverständigen, in: Müller/Schlothauer/Knauer, MAH Strafverteidigung, 3. Aufl. 2022 (zit.: MAH Strafverteidigung/Deckers, § 80)
Deiters/Albrecht, § 153a Abs. 2 StPO bei weiter aufklärbarem Verdacht eines Verbrechens?, ZIS 2013, 483
Derin, "Encrochat" – Verwendung durch verdachtsunabhängige Massenüberwachung im Ausland erlangter Daten in deutschen Strafverfahren, StV 2022, 130
Derin/Singelnstein, Verwendung und Verwertung von Daten aus massenhaften Eingriffen in informationstechnische Systeme aus dem Ausland (Encrochat), NStZ 2021, 449
Dershowitz, Die Affäre Sunny von B., 1990
ders., Reasonable Doubts – The Criminal Justice System and the O. J. Simpson Case, 1996
Detter, Einlassung mit oder durch den Verteidiger, Festschrift für Rissing – van Saan, 2011
ders., Der Sachverständige im Strafprozess – eine Bestandsaufnahme, NStZ 1998, 57
Dettmeyer/Veit/Verhoff, Rechtsmedizin, 3. Aufl. 2019
Deutscher, Die „Corona-Krise“ – Auswirkungen auf das Strafverfahren, StRR 2020, 5
de Vries, Der DNA-Beweis in der Krise, Kriminalistik 2013, 680
ders., Ketzerische Bemerkungen zur Daktyloskopie, StRR 2013, 417
ders., Anmerkungen zu dem Beitrag Mindestanforderungen für Schuldfähigkeitsgutachten (NStZ 2005, 57–62), NStZ 2005, 304
Diemer/Schatz/Sonnen, Jugendgerichtsgesetz, Kommentar, 8. Aufl. 2020
Doberentz/Mußhoff/Madea, Serientötungen in einem Alten- und Pflegeheim), Archiv für Kriminologie 223, 24
Dölling, Zur Anwendung der Mordmerkmale in der Strafrechtspraxis, FPPK 2015, 228
Donsbach, Justiz und Medien im Konflikt, in: Organisation der Strafverteidigervereinigungen, Wieviel Sicherheit braucht die Freiheit?, 30. Strafverteidigertag 2006, S. 329 ff.
Dunckel, Recht und Grenzen der staatsanwaltlichen Medienarbeit, NStZ 2021, 656
Dürr, Der Gegendarstellungsanspruch im Internet, 2000
Eberth/Müller, Betäubungsmittelrecht, Kommentar 1982
Eberth/Müller/Schütrumpf, Verteidigung in Betäubungsmittelsachen, 6. Aufl. 2013
Egg, Die Therapieregelungen des Betäubungsmittelrechts – deutsche und ausländische Erfahrungen, 1992
ders., Drogentherapie und Strafe, 1988
Eidam, Nun wird es Realität: § 217 StGB n.F. und das Verbot der geschäftsmäßigen Förderung der Selbsttötung, medstra 2016, 17
ders., Neuere Entwicklungen um den Grundsatz der Selbstbelastungsfreiheit um das Rechtsinstitut der Selbstanzeige im Steuerstrafverfahren, wistra 2006, 11
Eisenberg, Beweisrecht der StPO, 10. Aufl. 2017
ders., Geständnis und Widerruf, dargestellt anhand eines Einzelfalls, JA 2013, 860
ders., Überblick zur Verteidigung gegenüber Presse- und Medienberichterstattung, StraFo 2006, 15
ders., Ausschluss der Bildberichterstattung im Sitzungssaal bei einem Strafverfahren und das Interesse der Verfahrensbeteiligten anonym zu bleiben, StraFo 2007, 286
Eisenberg/Kölbl, Jugendgerichtsgesetz, 23. Aufl. 2022
Eisenmenger, § 56 Rechtsmedizin, in: Müller/Schlothauer/Knauer, MAH Strafverteidigung, 3. Aufl. 2022 (zit.: MAH Strafverteidigung/Eisenmenger, § 56)
Endrass/Sadowski/Böckler/Rossegger, Der Weg zum (terroristischen) Attentäter, Kriminalistik 2015, 328
Endriß, Verteidigung in Betäubungsmittelverfahren, 1998
Engel/Scheuerl, Litigation-PR – Erfolgreiche Medien- und Öffentlichkeitsarbeit im Gerichtsprozess, 2011
Erbs/Kohlhaas/Ambs, Strafrechtliche Nebengesetze, Kommentar, Loseblatt, Stand 2017 (zitiert: Erbs/Kohlhaas/BearbeiterIn)
Erman, Handkommentar zum BGB, 14. Aufl. 2014 (zitiert: Erman/BearbeiterIn)
Eschelbach, Verfassungsbeschwerde in Strafverfahren, in: Münchener Anwaltshandbuch Strafverteidigung, 3. Aufl. 2021
ders., Vortragsskripte
Eser/Meyer, Öffentliche Vorverurteilung und faires Strafverfahren, 1986
Esser/Keuten, Strafrechtlich Risiken am Bau, NStZ 2011, 314
Eylmann, in: Henssler/Prütting, BRAO, 5. Aufl. 2019 (zit.: Henssler/Prütting/Eylmann)
Fastie, Opferschutz im Strafverfahren, 2002
Feest, Kommentar zum Strafvollzugsgesetz (AK-StVollzG), 6. Aufl. 2012
Fehn/Fehn, § 62 Tatortarbeit, spezielle Methoden der Spurensuche und -sicherung, in: Müller/Schlothauer/Knauer, MAH Strafverteidigung, 3. Aufl. 2022 (zit.: MAH Strafverteidigung/Fehn/Fehn, § 56)
Fezer, Die erweiterte Revision – Legitimierung der Rechtswirklichkeit? 1974
Fischer, Strafgesetzbuch und Nebengesetze, Kommentar, 64. Aufl. 2017 (zitiert: Fischer/BearbeiterIn)
ders., Im Zweifel gegen die Freiheit, Zeit-Online v. 28. April 2015
ders., Absurdes Spektakel um den Tod, Zeit-Online v. 29. September 2015
Flore/Tsambikakis (Hrsg.), Steuerstrafrecht, 2. Aufl. 2016
Franke, Die Beweiswürdigung in der Revision – insbesondere die Abgrenzung von bedingtem Vorsatz zur Fahrlässigkeit, StraFo 2016, 269
Franke/Wienroeder, Betäubungsmittelgesetz, 3. Aufl. 2008
Franzen, Mörder ist, wer . . . dafür sein Leben lang zur Verantwortung gezogen wird, Betrifft Justiz 2015, 127
Freund, Der Zweckgedanke im Strafrecht?, GA 1995, 4
Frezer, Überwachung des Gespräches eines Verurteilten mit einem Rechtsanwalt in der Justizvollzugsanstalt?, StV 1993, 255
Friedrichsen, „Natürlich hast du gelogen“, in: Spiegel 1990, Heft 23, S. 60–74
dies., Der Richter und sein Opfer, ZRP 2012, 182
Frühsorger, Der Straftatbestand des sexuellen Kindesmissbrauchs gemäß § 176 StGB, 2011
Fuhse, Ist das Schöffengericht durch § 25 Nr. 2 GVG gehindert, Strafbefehle zu erlassen, Erledigungen im beschleunigten Verfahren vorzunehmen, kann es bei Straferwartung unter 2 Jahren Freiheitsstrafe angerufen werden?, NStZ 1995, 165
Füllgrabe, Amok, Kriminalistik 2010, 288
Füllsack/Bürger, Die Neuregelung des Selbstanzeige, BB 2011, 1239
Gaede, Vorzeitiger Abschied von der Teilselbstanzeige?, PStR 2010, 282
Gallandi, Analoge Anwendung der §§ 154 ff. StPO auf ausländische Strafverfahren oder Gesetzesänderung?, NStZ 1987, 353
Gatzweiler, Verteidigung und Medienkontrolle, StraFo 1995, 64 ff.
Gatzweiler/Leitner/Münchhalffen, Strafverteidigung in Kapitalstrafsachen, in: Brüssow/Gatzweiler/Krekeler/Mehle, Strafverteidigung in der Praxis, § 19, (zit.: Gatzweiler/Leitner/Münchhalffen)
Geipel, Handbuch der Beweiswürdigung, 3. Aufl. 2017
Gercke/Julius/Temming/Zöller (Hrsg.), Heidelberger Kommentar zur Strafprozessordnung, 6. Aufl. 2019 (zitiert: HK-StPO/BearbeiterIn)
Gerhardt/von Heintschel-Heinegg/Klein, Handbuch des Fachanwalts Familienrecht, 10. Aufl. 2015
Gerold/Schmidt, Rechtsanwaltsvergütungsgesetz, Kommentar, 22. Aufl. 2015 (zitiert: Gerold/Schmidt/BearbeiterIn)
Gerold/Schmidt/von Eicken, Rechtsanwaltsvergütungsgesetz, Kommentar, 17. Aufl. 2006 (zitiert: Gerold/Schmidt/BearbeiterIn)
Gertler/Kunkel/Holm/Putzke, Beck‚scher Online-Kommentar JGG, 1. Edition 2015
Geuenich, Neue Spielregeln für die strafbefreiende Selbstanzeige – Die Rechtslage ab dem 1.1.2015, NWB 2015, 29
Giebel/Rossegger, Attentate an Schulen; Kriminalistik 2016, 260
Göbel, Strafprozess, 8. Aufl. 2013
Goebel/Gottwald, Rechtsanwaltsvergütungsgesetz, Kommentar, 2004
Gostomzyk, Die Öffentlichkeitsverantwortung der Gerichte in der Mediengesellschaft, 2006
Gounalakis, Verdachtsberichterstattung durch den Staatsanwalt, NJW 2012, 1473
Gounalakis/Rhode, Persönlichkeitsschutz im Internet, 2002
Graf, Beck‚scher Online-Kommentar StPO mit RiStBV und MiStra, 24. Edition 2016
ders., Strafprozessordnung mit Gerichtsverfassungsgesetz und Nebengesetzen, Kommentar 2. Aufl. 2012
Greco, Ehrenmorde im deutschen Strafrecht, ZIS 2014, 309
Greuel, Wirklichkeit – Erinnerung – Aussage (Psychologie – Forschung – aktuell), 2001 
Greuel/Offe/Fabian/Wetzels/Fabian/Offe/Stadler, Glaubhaftigkeit der Zeugenaussage, 1998
Gronke/Gronke, Nutzen und Limitierungen der erweiterten DNA-Analyse im strafrechtlichen Ermittlungsverfahren, NStZ 2021, 141
Grunewald, Das Problem der Vertretung widerstreitender Interessen und ihre Vermeidung, AnwBl 2005, 437
Grünewald, Tötungen aus Gründen der Ehre, NStZ 2010, 1
ders., Die geplante Reform der Tötungsdelikte – eine Zwischenbilanz, AnwBl 2016, 608
ders., Zur Strafbarkeit der geschäftsmäßigen Förderung der Selbsttötung, JZ 2016, 938
ders., Auf der Suche nach Mordmerkmalen – Zugleich Anmerkungen zu BGH HRRS 2014 Nr. 1116, HRRS 2015, 162
Güntge, Die Modifikation des Beweisantragsrechts seit dem Gesetz zur effektiveren und praxistauglicheren Ausgestaltung des Strafverfahrens, StraFo 2021, 93
Gusy, Verfassungsfragen des Strafprozeßrechts, StV 2002, 153
Hamm, Große Strafprozesse und die Macht der Medien, 1997
ders., Strafverfahren und vierte Gewalt, in: Organisation der Strafverteidigervereinigungen, Die Reform des Strafprozesses, 25. Strafverteidigertag 2001, S. 214 ff.
ders., Die Verteidigungsschrift im Verfahren bis zur Hauptverhandlung, StV 1982, 490
ders., Das Ende des formalisierten Dialogs im Beweisantragsrecht, StV 2018, 525
Hamm/Pauly, Beweisantragsrecht, 3. Aufl. 2019
Hammerstein, „Verteidigung wider besseren Wissens“, NStZ 1997, 12
Hanack, Die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs zum Strafverfahrensrecht, JZ 1972, 313
Hannich, Karlsruher Kommentar zur Strafprozessordnung, 8. Aufl. 2019 
Hansens, Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte, 8. Aufl. 1995
Hansens/Braun/Schneider, Praxis des Vergütungsrechts, 2. Aufl. 2007
Harbort, Begegnung mit dem Serienmörder, 2009
ders., Das Serienmörder-Prinzip, 2008
Hartmann, Kostengesetze, Kommentar, 47. Aufl. 2017
Hassemer, Grundsätzliche Aspekte des Verhältnisses von Medien und Strafjustiz, StV (Beilage) 2005, S. 167 f.
ders., Über die Öffentlichkeit gerichtlicher Verfahren – heute, ZRP 2013, 149
Häßler, Kindstötungen, Kriminalistik 2014, 203
Hecker, Das strafrechtliche Verbot geschäftsmäßiger Förderung der Selbsttötung (§ 217 StGB), GA 2016, 455
Heger, Die neuere Rechtsprechung zum strafbefreienden Rücktritt vom Versuch (§ 24 StGB), StV 2010, 320
Heidel/Pauly, Anwaltformulare, 10. Aufl. 2021
Heinrich, Litigation-PR: PR vor, während und nach Prozessen – Perspektiven, Potenziale, Problemfelder, 2010
Heinze, Meinhard, Das Opferanspruchssicherungsgesetz – OASG, JR 1999, 133 ff.
Helml, Die Reform der Selbstanzeige im Steuerstrafrecht, 2013
Hemm, Der Anspruch auf Verteidigertelefonate während der Untersuchungshaft, NStZ 2018, 433
Henssler/Prütting, Kommentar zur Bundesrechtsanwaltsordnung, 5. Aufl. 2019
Hentschel/König/Dauer, Straßenverkehrsrecht, Kommentar, 44. Aufl. 2017
Hermann/Saternus, Biologische Spurenkunde, Bd. 1 Kriminalbiologie, 2007
Heuel/Beyer, Die neue Selbstanzeige zum 1.1.2015 – Praxishinweise zu Grenz- und Streitfragen, AO-StB 2015, 129
Hoeren/Seitz, Multimediarecht, 30. Aufl. 2012
Hoerisch, (Wie) passen Justiz und Massenmedien zusammen?, StV 2005, 151 ff.
Hohmann, Verdachtsberichterstattung und Strafverteidigung – Anwaltsstrategien im Umgang mit den Medien, NJW 2009, 881
Hohmann/Fischer, in: Bockemühl, Handbuch des Fachanwalts Strafrecht, Kap. 3., 8. Aufl. 2021 (zit.: Hohmann/Fischer)
Holzinger/Wolff, Im Namen der Öffentlichkeit – Litigation-PR als strategisches Instrument bei Auseinandersetzungen, 2009
Hoyer, Erlaubtes Risiko und technologische Entwicklung, ZStW 121, 860
Hörnle, Vorsatzfeststellung in „Raser-Fällen“, NJW 2018, 1576
Huber, Die angelsächsische Variante des Verhältnisses der Presse zur Strafjustiz, StV (Beilage) 2005, S. 181 ff.
Hubig, Gerichtliche Pressemitteilungen in Strafverfahren, NJW 2021, 1637
Huckenbeck, Grundlagen der Rechtsmedizin, 2. Aufl. 2012
Hügel/Rohr, Deutsches Betäubungsmittelrecht, Loseblatt-Kommentar, 9. Aufl. 2009
Hugger, Der Bauleiter – bei Straßenbaustellen stets mit einem Bein im Gefängnis?, BrBp 2004, 416
Hüls, Bestimmtheitsgrundsatz, § 266 StGB und § 370 Abs. 1 Nr. 1 AO, NZWiSt 2012, 12
Hunsmann, Zur Bedeutung der „Hemmschwellentheorie“ für die Beweiswürdigung bei Tötungsdelikten, StRR 2012, 227
ders., Die Novellierung der Selbstanzeige durch das Schwarzgeldbekämpfungsgesetz, NJW 2011, 1482 
ders., Neuregelung der Selbstanzeige im Steuerstrafrecht – Neue Herausforderungen für Beratung und Verteidigung, NJW 2015, 113
Ignor, Reform der Tötungsdelikte, FPPK 2015, 236
Jäger, Garant oder nicht, das ist hier die Frage, JA 2016, 392
ders., Der Amoklauf von Winnenden – Die strafrechtlichen Konsequenzen, JA 2012, 634
ders., Beweisverwertung und Beweisverwertungsverbote im Strafprozess, 2003
Jahn, Strafrecht: Hemmschwellenteorie, JuS 2012, 757
Jahn/Krehl/Löffelmann/Güntge, Die Verfassungsbeschwerde in Strafsachen, 2. Aufl. 2017
Jansen, Zeuge und Aussagepsychologie, 3. Aufl. 2022
Jarass/Pieroth, Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland: GG, Kommentar, 14. Aufl. 2016
Joachimski/Haumer, Betäubungsmittelgesetz, 7. Aufl. 2002
Joecks, Die Verwertung „illegal“ beschaffter Daten, SAM 2011, 21 
ders., Aktuelle Fragen zur Selbstanzeige, SAM 2010, 144
Joecks/Jäger/Randt, Steuerstrafrecht mit Zoll- und Verbrauchsstrafrecht, Kommentar, 8. Aufl. 2015 
Jope, Der Anknüpfungspunkt „geringfügiger Abweichungen“ bei der Selbstanzeige: materieller Tatbegriff contra Berichtigungsverbund, NZWiSt 2012, 59
Jung, Öffentlichkeit - Niedergang eines Verfahrensgrundsatzes?, Gedächtnisschrift für Hilde Kaufmann, 1986, S. 891 
Jungfer, Eigene Ermittlungstätigkeit des Strafverteidigers, StV 1981, 100
ders., Strafverteidiger und Detektiv, StV 1989, 495
ders., Zur Psychologie des Vergleichs im Strafverfahren – Verteidigertypen, in: Strafverteidigung – Annäherungen an einen Beruf, 2016, 159
Kahnemann, Schnelles Denken, langsames Denken, 2. Aufl. 2011
Kamann, Handbuch für die Strafvollstreckung und den Strafvollzug, 2. Aufl. 2008
Karlsruher Kommentar zur Strafprozessordnung und zum Gerichtsverfassungsgesetz mit Einführungsgesetz, hrsg. von Hannich/Pfeiffer, 8. Aufl. 2019 (zitiert: KK-StPO/BearbeiterIn)
Karlsruher Symposium zur Drogenproblematik 1, 1992
Kasseler Komm. Sozialversicherungsrecht, 5. Sozialgesetzbuch, 117. Lieferung 2021
Kasselt/Oberwittler, Die richterliche Bewertung von Ehrenmorden in Deutschland, MschrKrim 2014, 203
Katholnigg, Strafgerichtsverfassungsrecht, Kommentar, 3. Aufl. 1999
Keller, Basislehrbuch Kriminalistik, 2019
ders., Kriminalistik 2020, 178
Kemme/Dunkel, Strafbefehl und Fehlurteil – Erkenntnisse zu einer wenig beachteten Verbindung, StV 2020, 52
Kemper, Der neue Sperrtatbestand der Bekanntgabe der Prüfungsanordnung in § 371 AO, NZWiSt 2012, 56
Kempf, Strafrecht und Medien – zwei ungleiche Brüder?, Festansprache zur Verleihung des Regino-Preises für herausragende Justizberichterstattung vom 19.5.2008
ders., Wahr-Nehmung des Rechts: Einflussnahme auf Zeugen, StraFo 2003, 79
ders., Möglichkeiten der Festschreibung des Sachverhalts in der Hauptverhandlung. Schriftenreihe der Arbeitsgemeinschaft Strafrecht des DAV, Bd. 3, 1986
Kepplinger/Zerback, Der Einfluss der Medien auf Richter und Staatsanwälte, Publizistik 2009, S. 216 ff.
Kindhäuser, Strafgesetzbuch, 7. Aufl. 2017 (zitiert: Kindhäuser/BearbeiterIn)
Kindhäuser/Neumann/Paeffgen (Hrsg.), Strafgesetzbuch, Kommentar, 5. Aufl. 2017 (zitiert: NK/BearbeiterIn)
Kinzig, Neue empirische Befunde zur Sanktionierung der Tötungsdelikte, FPPK 2015, 198
Kissel/Mayer, Gerichtsverfassungsgesetz, Kommentar, 8. Aufl. 2015
Klauck, Leichenschau und Leichenöffnung – Strafprozessuale Grundlagen und beweisrechtliche Problemstellungen, NStZ 2022, 81
Klein, Abgabenordnung – einschließlich Steuerstrafrecht – 15. Aufl. 2020
Kleine-Cosack, Verfassungsbeschwerden und Menschenrechtsbeschwerde, 3. Aufl. 2014
ders., Parteiverrat bei Mehrfachvertretung, AnwBl 2005, 338
Kleinknecht/Müller/Reitberger, KMR – Kommentar zur Strafprozessordnung, Loseblatt, Stand 2017 (zitiert: KMR/BearbeiterIn)
Klemke/Elbs, Einführung in die Praxis der Strafverteidigung, 4. Aufl. 2019 (zitiert: Klemke/Elbs)
Knauer/Schneider, Münchener Kommentar zur StPO, 1. Aufl. 2019
Kohl/Rahl, Praxis des Betäubungsmittelstrafrechts, 2013
Köhler, Die Reform der Vermögensabschöpfung – Teil 1/2, NStZ 2017, 497
Köhler/Burkhard, Die Reform der Vermögensabschöpfung – Teil 2/2, NStZ 2017, 665
Kohlmann, Steuerstrafrecht, Stand 72. Lfg. Oktober 2021
Köhne, Mord und Totschlag – Notwendige Reform der vorsätzlichen Tötungsdelikte, ZRP 2007, 165
Köhnken, § 60 Psychologische Begutachtung von Aussagen, in: Müller/Schlothauer/Knauer, MAH Strafverteidigung, 3. Aufl. 2022 (MAH Strafverteidigung/Köhnken, § 60)
König, Der Zugang des (noch) nicht mandatierten Verteidigers zum inhaftierten Beschuldigten, StV 2011, 704
ders., Wege und Grenzen eigener Ermittlungstätigkeit des Strafverteidigers, StraFo 1996, 98
ders., Vom Dienst am Recht, 1987
ders., Überlegungen zur Reform der Tötungsdelikts-Normen, Recht u Politik 2014, 9
ders., Von Schuld und Unschuld der Sprache, StraFo 2016, 221
ders., § 4 Untersuchungshaft, in: Müller/Schlothauer/Knauer, MAH Strafverteidigung, 3. Aufl. 2022 (zit.: MAH Strafverteidigung/König, § 4)
Koppenhöfer, Wie unabhängig von den Medien kann, darf, muss die Justiz sein?, StV (Beilage) 2005, S. 172 ff.
Körner, Betäubungsmittelgesetz, 8. Aufl. 2016
Korte, Das Recht auf Gegendarstellung im Wandel der Medien, 2002
Kotz, Anspruch auf Dolmetsch- und Übersetzungsleistungen im Strafverfahren, StV 2012, 626
ders., Anspruch des sprachunkundigen Angeklagten auf schriftliche Übersetzung verfahrenswesentlicher Unterlagen (§ 187 Abs. 2 GVG), StRR 2014, 364
Kötz/Wagner, Deliktsrecht, 13. Aufl. 2016
Kraft/Girkens, Die Neuregelung des Rechts der notwendigen Verteidigung, NStZ 2021, 454
Krause, D. Der Gehilfe der Verteidigung und sein Schweigerecht (§ 53a StPO), StraFo 1998, 1
ders., Die zivilrechtliche Haftung des Strafverteidigers, NStZ 2000, 225
Krause, E. Das Gegendarstellungsrecht bei den neuen Mediendiensten im Internet, 2003
Krehl, Verfassungsrechtliche Grenzen einer Reform der Tötungsdelikte, ZRP 2014, 98
ders., Was bedeutet die Neuregelung zur Fristsetzung für Beweisanträge für den Strafprozess, FS Fischer, S. 705
ders., Vom Zustand des Beweisantragsrechts, FS Barton, im Erscheinen begriffen
Krekeler, Strafrechtliche Grenzen der Verteidigung, NStZ 1989, 146
Krekeler/Löffelmann/Sommer, AnwaltKommentar StPO, 2. Aufl. 2010
Kreuzer, Drogen und Delinquenz, 1975
ders., Jugend – Drogen – Kriminalität, 3. Aufl. 1987
Kreuzer/Abrecht, Handbuch des Betäubungsmittelstrafrechts, 1998
Kreuzer/Wille, Drogen – Kriminologie und Therapie, 1988
Kröber/Brettel/Rettenberger/Stübner, Empfehlungen für Prognosegutachten, NStZ 2019, 574
Kröber/Dölling/Leygraf/Sass, Handbuch der Forensischen Psychiatrie, Bd. 2, 2010
Kröber/Steller, Psychologische Begutachtung im Strafverfahren, 2. Aufl. 2005
Krone, Der Exklusivvertrag, AfP 1982, 196 ff.
Kubiciel, Zur Verfassungskonformität des § 217 StGB, ZIS 2016, 396
Kubiciel/Hoven, Die Strafbarkeit illegaler Straßenrennen mit Todesfolge, NStZ 2017, 439
Kudlich, Zu den Voraussetzungen des § 216 StGB sowie zu den Mordmerkmalen zur Befriedigung des Geschlechtstriebs und zur Ermöglichung einer anderen Straftat, JR 2005, 342
ders., Nicht Dealer, sondern Heiler – Grenzen der Verantwortlichkeit des Substitutionsarztes, JA 2014, 392
Kühne, Strafprozessrecht, 9. Aufl. 2015
Küper, Die Richteridee der Strafprozessordnung und ihre geschichtlichen Grundlagen, 1967
Kulhanek, Nebenklage mit dem Ziel des Freispruchs, zugleich Anmerkung zu BGH, Beschluss vom 1.9.2020 – 3 StR 214/20, NJW 2020, 3398
Kunz, StrEG, 4. Aufl. 2010
Kurze, Strafrechtspraxis und Drogentherapie, 2. Aufl. 1994
Lackner/Kühl, Strafgesetzbuch, Kommentar, 28. Aufl. 2014
Lambrecht, Der Verlust der Beamtenrechte als Folge einer Strafverurteilung, ZBR, 2001, 196 ff.
Landau, Das strafrechtliche Risiko der am Bau Beteiligten, wistra 1999, 47
Lantermann, Der Besetzungseinwand nach der Modernisierung, HRRS 1/2020, 19 ff.
Laubenthal, Handbuch Sexualstraftaten, 2012
Laubenthal/Baier/Nestler, Jugendstrafrecht, 3. Aufl. 2015
Laufs/Kern, Handbuch des Arztrechts, 4. Aufl. 2010
Lechner/Zuck, Bundesverfassungsgerichtsgesetz, 8. Aufl. 2019
Lehr, Grenzen für die Öffentlichkeitsarbeit der Ermittlungsbehörden, NStZ 2009, 409
ders., Pressefreiheit und Persönlichkeitsrechte – Ein Spannungsverhältnis für die Öffentlichkeitsarbeit der Justiz, NJW 2013, 728
ders., Bildberichterstattung der Medien in Strafverfahren, NStZ 2001, 63 ff.
Leipold, Zulässige Einwirkung und Belehrung von Zeugen durch den Verteidiger, StraFo 1998, 79
ders., Anwaltsvergütung in Strafsachen, 2004
Leipziger Kommentar zum Strafgesetzbuch, hrsg. von Laufhütte/Rissing-van Saan/Tiedemann, 12. Aufl. 2007 (zitiert: LK/BearbeiterIn)
Leipold/Tsambikakis/Zöller, AnwaltKommentar StGB, 3. Aufl. 2020
Leitmeier, Bedingter Vorsatz bei Tötungsdelikten – Hemmschwellentheorie ohne Erklärungswert, NJW 2012, 2850
Lempp/Schütze/Köhnken, Forensische Psychiatrie und Psychologie des Kindes- und Jugendalters, 2. Aufl. 2003
Lesch, Der Begriff der Öffentlichkeit in der Revision, StraFo 2014, 353
Lettmaier, Das allgemeine Persönlichkeitsrecht in der zivilrechtlichen Fallbearbeitung – zugleich ein Spiegel der neueren Rechtsprechung, JA 2008, 566 ff.
Leygraf, Tötungsdelikte in und nach intimen Beziehungen, FPPK 2015, 211
Lindemann, Garantenstellung und Garantenpflicht des Werkstattleiters eines Transportunternehmens, ZJS 2008, 404
Lindemann/Wostry, Zur strafrechtlichen Verantwortlichkeit für operationsbedingte Behandlungsfehler im Rahmen ambulanter und stationärer Operationstätigkeit, HRRS 2012, 138
Lindner, Zum verfassungsrechtlichen Gebot einer justiziellen Schweigepflicht, in: Organisation der Strafverteidigervereinigungen, Wieviel Sicherheit braucht die Freiheit?, 30. Strafverteidigertag 2006, S. 349 ff.
Lipphardt, Das Phantom von Heilbronn, Freispruch 2017, Heft 11, S. 8
Lipphardt/Lipphardt/Mupepele/Wienroth, Steckbrief per DNA-Spur?, Recht u Politik 2017, 230
Loos, Probleme der beschränkten Sperrwirkung strafprozessualer Entscheidungen, JZ 1978, 592
ders., Bemerkungen zum Prinzip „in dubio pro reo“ im Strafbefehlsverfahren, Festschrift für Küper, 2007, S. 313
Löwe/Rosenberg, hrsg. von Erb/Esser/Franke/Graalmann-Scheerer/Hilger/Ignor, StPO – Die Strafprozessordnung und das Gerichtsverfassungsgesetz, 27. Aufl. 2006–2021 (zitiert: LR/BearbeiterIn)
Lüderssen, Strafrechtliche Schuld und „political correctness“, NJW 2006, 1861
Ludwig, Belehrungspflichten aus § 67 JGG und mögliche Fehlerfolgen bei Verstößen, NStZ 2019, 123
Lutz, Wie weit reicht die Verteidigerbestellung gem. § 408b StPO?, NStZ 1998, 395
Madauß, Gesetzliche Klarstellungen, fortbestehende und neue Probleme der Selbstanzeige i.S.d. § 371n.F. – der Versuch einer Bestandsaufnahme, NZWiSt 2015, 41 
ders., Lohnsteuer-Nachschau i.S.d. § 42g EstG, Umsatzsteuer-Nachschau i.S.d. § 27b UstG und Selbstanzeige i.S.d. § 371 AO, NZWiSt 2013, 424
Madea, Die ärztliche Leichenschau, 4. Aufl. 2019
ders., Praxis Rechtsmedizin, 4. Aufl. 2022
Magnus, Fortwirken verbotener Vernehmungsmethoden (§ 136a StPO) nach unterlassener qualifizierter Belehrung, NStZ 2022, 393
Maisch, Patiententötungen – Dem Sterben nachgeholfen, 1997
Malek, Verteidigung in der Hauptverhandlung, 5. Aufl. 2017
ders., Abschied von der Wahrheitssuche, StV 2011, 559
ders., Anmerkung zu BGH, Urteil vom 21.3.2013 (3 StR 247/12, StV 2014, 588) – Zur Beweiswürdigung bei DNA-Vergleichsuntersuchungen, StV 2014, 590
ders., Betäubungsmittelstrafrecht, 4. Aufl. 2014
Mansdörfer, Die Reform der strafrechtlichen Vermögensabschöpfung – von der Rückgewinnungshilfe zum Entschädigungsmodell, jM 2017, 122
Marczak, Fürsorgepflicht und Fairnessprinzip, StraFo 2004, 373 ff.
Marxen/Tiemann, Die Wiederaufnahme in Strafsachen, 3. Aufl. 2014
Maunz/Dürig, Grundgesetz, Kommentar, Loseblatt, Stand 2012
Maunz/Schmidt-Bleibtreu/Klein/Bethge, Bundesverfassungsgerichtsgesetz, 61. Aufl. 2021
Medicus/Petersen, Bürgerliches Recht, 28. Aufl. 2021
Mes, Beck'sches Prozessformularbuch, 15. Aufl. 2022
ders., Münchener Prozessformularbuch, Bd. 5 Gewerblicher Rechtsschutz, Urheber- und Presserecht, 5. Aufl. 2018
Meurer, Der Strafbefehl, JuS 1987, 882
Meyer, Strafrechtsentschädigung, 11. Aufl. 2020
Meyer-Goßner/Schmitt, Strafprozessordnung, 65. Aufl. 2022
Meyer-Mews, Das Wortprotokoll in der strafrechtlichen Hauptverhandlung, NJW 2002, 103
Miebach, Die Verteidigung des schweigenden Angeklagten, NStZ 2019, 318
ders., Die Beweiswürdigung des Aussageverhaltens des Angeklagten in der Hauptverhandlung, NStZ-RR 2018, 265
Miebach/Hohmann, Wiederaufnahme in Strafsachen, Handbuch, 1. Aufl. 2016
Minkner, Die Gerichtsverwaltung in Deutschland und Italien, 2015
Molle, Die Verdachtsberichterstattung, ZUM 2010, 331 ff.
Möller, Nichts ist unmöglich – Litigation-PR, AnwBl 2010, 184
Momberg, Die Wiederaufnahme bei Einstellungen nach § 154 StPO und ihre rechtliche Kontrolle, NStZ 1984, 535
Momsen, DNA-Phenotyping und Racial Biases, Freispruch 2017, Heft 11, S. 20
Mösbauer, Speere für die Selbstanzeige bei Steuerhinterziehung wegen Erscheinens eines Amtsträgers der Finanzbehörde zur steuerlichen Prüfung, NStZ 1989, 11 
ders. Die Bekanntgabe der Einleitung des Straf- und Bußgeldverfahrens als Sperre für die Straffreiheit nach § 371 AO, DStZ 1999, 354
Mosbacher, Fristsetzung für Beweisanträge, NStZ 2018, 9
Müller, E., „Die Sockelverteidigung“, StV 2001, 649
Müller, G., Probleme der Gerichtsberichterstattung, NJW 2007, 1617 ff.
Müller, H.E., Rechtsprechungsüberblick zu den Rechtspflegedelikten, NStZ 2002, 356
Müller, J., Der (konkludente) Verzicht auf das Verteidigerkonsultationsrecht, NStZ 2022, 257
Müller, J.R., Die Selbstanzeige im Steuerstrafverfahren, 2. Aufl. 2015
Müller-Gugenberger/Bieneck (Hrsg.), Handbuch des Wirtschaftsstraf- und -ordnungswidrigkeitenrechts, 6. Aufl. 2015 (zitiert: MB/BearbeiterIn)
Müller/Schlothauer/Knauer, Münchener Anwaltshandbuch Strafverteidigung, 3. Aufl. 2022
Münchener Kommentar zum Bürgerlichen Gesetzbuch, BGB, hrsg. von Säcker/Rixecker/Oetker/Limperg, Bd. 5, 5. Aufl. 2009 (zitiert: MüKo-BGB/BearbeiterIn)
Münchener Kommentar zum Strafgesetzbuch, hrsg. von Joecks/Miebach, 2003–2012 (zitiert: MüKo-StGB/BearbeiterIn)
Münchener Kommentar zur Strafprozessordnung, hrsg. von Kudlich/Knauer/Schneider, Bd. 2, 1. Aufl. 2016 (zitiert: Müko-StPO/BearbeiterIn)
Münchhalffen/Gatzweiler, Das Recht der Untersuchungshaft, 3. Aufl. 2009
Musielak/Voit, Kommentar zur Zivilprozessordnung, 19. Aufl. 2022
Nedopil, Forensische Psychiatrie, 4. Aufl. 2012
Neidhardt, Handbuch für Führung und Einsatz der Polizei, Losebl., 2010
Nestler, Bauer Rupp Reloaded, ZIS 2014, 594
Neuhaus, Kriminaltechnik, in: Brüssow/Gatzweiler/Krekeler/Mehle, Strafverteidigung in der Praxis, 4. Auflage 2007, § 29 (zit.: Neuhaus)
ders., Kriminaltechnik für den Strafverteidiger – Eine Einführung in die Grundlagen (Aufsatzreihe), StraFo 2001, 8; StraFo 2001, 115; StraFo 2001, 406; StraFo 2002, 255; StraFo 2004, 127; StraFo 2004, 407; StraFo 2005, 148; StraFo 2006, 393
ders., § 15 Eigene Ermittlungen des Verteidigers, in: Müller/Schlothauer/Knauer, MAH Strafverteidigung, 3. Aufl. 2022 (MAH Strafverteidigung/Neuhaus, § 15)
ders., § 61 Kriminaltechnik aus der Perspektive der Verteidigung, in: Müller/Schlothauer/Knauer, MAH Strafverteidigung, 3. Aufl. 2022 (zit.: MAH Strafverteidigung/Neuhaus, § 61)
Neuling, Inquisition durch Information, 2005
ders., Strafjustiz und Medien – mediale Öffentlichkeit oder „justizielle Schweigepflicht“ im Ermittlungsverfahren, HRRS 3/2006, 94 ff.
Neumann, Zur Frage der Rechtskraft von Strafbefehlen, NJW 1984, 779
Neumann, Die Katze im Bier, oder: die Abgrenzung von Tatfrage und Rechtsfrage im strafprozessualen Revisionsrecht, FS Hamm, S. 525
Neureither, Litigation-PR mit allen Mitteln? Fachbeiträge als externe Schriftsätze, AnwBl 2010, 313 f.
Niemöller, Der Kontinuitätsgrundsatz – ein unentdecktes Prinzip des Beweisantragsrechts, FS Hamm, S. 537
Noll, Die – schriftliche – Sacheinlassung durch die Verteidigung, StRR 2008, 444
Norouzi, Verfahrensrecht als Machtfrage – ein blinder Fleck in der strafprozessualen Methodenpraxis, FS Fischer, 765
ders., § 9 Die Hauptverhandlung im Blickwinkel der Revision, in: Müller/Schlothauer/Knauer, MAH Strafverteidigung, 3. Aufl. 2022 (zit.: MAH Strafverteidigung/Norouzi, § 9)
Nowak/Bausch, Drogensucht: Entstehungsbedingungen und therapeutische Praxis, 2. Aufl. 1996
Nowotsch, Das neue Opferanspruchssicherungsgesetz, NJW 1998, 1831 ff.; Organisation der Strafverteidigervereinigungen, Wieviel Sicherheit braucht die Freiheit?, 30. Strafverteidigertag 2006, S. 311 ff.
Oehler/Jahn/Gerhardt/Burgstaller/Hassemer, Der Einfluß der Medien auf das Strafverfahren, 1990
Ofshe/Watters, Die missbrauchte Erinnerung, 1996
Ohrmann, Der Schutz der Persönlichkeit in Online-Medien, 2010
Olk, Die Abgabe von Sacherklärungen des Angeklagten durch den Verteidiger, 2006
Ory/Weth, jurisPK-ERV Bd. 4, 1. Aufl. 2020
Ostendorf, Jugendgerichtsgesetz, Kommentar, 10. Aufl. 2016
Palandt, Bürgerliches Gesetzbuch (BGB), Kommentar, 76. Aufl. 2017 (zitiert: Palandt/BearbeiterIn)
Parigger, Zeugengewinnung und -vernehmung durch den Verteidiger, StraFo 2003, 262
Park, Durchsuchung und Beschlagnahme, 4. Aufl. 2018
ders., Die prozessuale Verwertbarkeit verschiedener Formen der Beschuldigteneinlassung im Strafverfahren, StV 2001, 589
Patzak/Bohnen, Betäubungsmittelstrafrecht, 3. Aufl. 2015
Pauli, Zur Verwertbarkeit der Erkenntnisse ausländischer Ermittlungsbehörden – EncroChat, NStZ 2021, 146
Paulus, Dogmatik der Verteidigung, NStZ 1992, 305
Pecher, Listener-Projekt in der JVA München, FS 2014, 285
Pelz, Neuregelung der Verfolgungsverjährung für Steuerhinterziehung – Neue Herausforderungen für die Praxis, NJW 2009, 470
Peters, Beiziehung von Spurenakten, Anm. zu BVerfGE 63, 45–73, NStZ 1983, 273
ders., An einen unschuldig Verurteilten, StV 1988, 457
ders., Strafprozeß. Ein Lehrbuch, 3. Aufl. 1981
Peters, S., § 154 StPO im Hinblick auf ausländische Strafverfahren und Verurteilungen, NStZ 2012, 76
Peters, Kai/Bröckers, Vermögensabschöpfung im Strafverfahren, 2019
Petersen, Medienrecht, 5. Aufl. 2010
Peters/Ordinius, Die endgültige Einstellung des Verfahrens nach § 154 StPO bei Einstellung des Bezugsverfahrens nach § 153a StPO, NZWiSt 2017, 426
Pfaffelhuber, Hohe Wahrscheinlichkeiten?, Freispruch 2017, Heft 11, S. 18
Pfeiffer, Strafprozessordnung, 5. Aufl. 2005
Pfeil/Hempel/Schiedermair, Betäubungsmittelrecht, Loseblatt-Kommentar, 2. Aufl. 1984
Pfister, Die Beurteilung der Schuldfähigkeit in der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes, NStZ-RR 2021, 193; NStZ-RR 2020, 233; NStZ-RR 2019, 233; NStZ-RR 2018, 161; NStZ-RR 2017, 161; NStZ-RR 2016, 161; NStZ-RR 2015, 161; NStZ-RR 2014, 193; NStZ-RR 2013, 161; NStZ-RR 2012, 161; NStZ-RR 2011, 193; NStZ-RR 2010, 161; NStZ-RR 2009, 161; NStZ-RR 2008, 161 und 195; NStZ-RR 2007, 161; NStZ-RR 2006 193; NStZ-RR 2005, 225 und 329
Pieroth/Silberkuhl, Die Verfassungsbeschwerde, 2008
PKS 2011, Polizeiliche Kriminalstatistik Bundesrepublik Deutschland, Berichtsjahr 2011 (zit.: PKS 2011)
Podolsky/Brenner/Baier/Veith, Vermögensabschöpfung im Straf- und Ordnungswidrigkeitenverfahren, 6. Aufl. 2019
Potthoff, Zur Rechtskraft des Einstellungsbeschlusses nach § 153 III StPO, JR 1951, 679
Prantl, Der journalistische Exklusivvertrag über Informationen aus der personalen Sphäre, AfP 1984, 17 ff.
Preuß, Das Strafbefehlsverfahren: Ein Überblick über prüfungsrelevante Fragestellungen, ZJS 2017, 176
Prinz, Der Parteiverrat des Strafverteidigers, 1999
Prinz/Peters, Medienrecht, 1999
Prowatke/Felten, Die „neue“ Selbstanzeige, DStR 2011, 899 
Prowatke/Stang, Haftung des Steuerberaters i.Z.m. einer Steuerhinterziehung seines Mandanten, StB 2017, 300
Pumo/Krüger, Selbstanzeige ist kein Strafaufhebungsgrund für sämtliche Straftaten – Die Rechtsrisiken bei der Selbstanzeige, DStR 2013, 1972
Quedenfeld/Füllsack, Verteidigung in Steuerstrafsachen, 5. Aufl. 2016
Quensel, Drogenelend: Cannabis, Heroin, Methadon: für eine neue Drogenpolitik, 1987
ders., Mit Drogen leben: Erlaubtes und Verbotenes, 1985
Radtke, Die Systematik des Strafklageverbrauchs verfahrenserledigender Entscheidungen im Strafprozess, 1994
ders., Bestandskraft staatsanwaltlicher Einstellungsverfügungen und die Identität des wiederaufgenommenen Verfahrens, NStZ 1999, 481
Radtke/Hohmann, Strafprozessordnung, Kommentar 2011
Ranft, Grundzüge des Strafbefehlsverfahrens, JuS 2000, 633
Ransiek, Bestimmtheitsgrundsatz, Analogieverbot und § 370 AO, Tiedemann FS, S. 171
Rasch, Die Auswahl des richtigen Psycho-Sachverständigen im Strafverfahren, NStZ 1992, 257
Rasch/Hinz, Kriminalistik, 1980
Rasch/Jungfer, Die Ladung des psychiatrischen Sachverständigen nach § 220, StV 1999, 513
Rätsch, Enzyklopädie der psychoaktiven Pflanzen, 9. Aufl. 2009
Rau, Ablaufhemmung nach § 171 Abs. 9 AO auch bei unwirksamer – gestufter – Selbstanzeige?, PStR 2010, 219 
ders., Zu welchem Zeitpunkt die Möglichkeit der Selbstanzeige wieder auflebt, PStR 2011, 12
Raue/Hegemann, Münchener Anwaltshandbuch Urheber- und Medienrecht, 2011
Reisenhofer, Jugendstrafrecht in der anwaltlichen Praxis, 2. Aufl. 2012
Renzikowski, Strafrecht in einer multikulturellen Gesellschaft, NJW 2014, 2539
Reuter, Anforderungen an Führungskräfte im Arbeitsschutz, BG 2009, 21
Richter, „Sockelverteidigung“, NJW 1993, 2152
Riedel/Sußbauer, Rechtsanwaltsvergütungsgesetz, Kommentar, 10. Aufl. 2015 (zitiert: Riedel/Sußbauer/BearbeiterIn)
Rieß, Die Besetzungsrügepräklusion (§§ 222a, 222b StPO) auf dem Prüfstand der Rechtsprechung, JR 1981, 89 ff.
ders., Die Zukunft des Legalitätsprinzips, NStZ 1981, 2
ders., Zweifelsfragen zum neuen Strafbefehlsverfahren, JR 1988, 133
Rieß/Hilger, Das neue Strafverfahrensrecht, NStZ 1987, 204
Rode, Soll sich der Beschuldigte außerhalb der Hauptverhandlung äußern und gegebenenfalls wie?, StraFo 2003, 42
Rodegra, Skiurlaub und Recht, MDR 2009, 1322
Roggan, Die strafprozessuale Quellen-TKÜ und Online-Durchsuchung: Elektronische Überwachungsmaßnahmen mit Risiken für Beschuldigte und die Allgemeinheit, StV 2017, 821
Roggenwallner, Zur Sachkunde des psychiatrischen Sachverständigen, StRR 2011, 180
ders., Zur Frage der Anwesenheit der Verteidigung bei der Exploration durch den Sachverständigen, StRR 2013, 214
Roggenwallner/Herrmann/Jansen, Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung, 2011
Rolletschke, Rechtsprechungsgrundsätze zur Strafzumessung bei Steuerhinterziehung, NZWiSt 2012, 18 
ders., § 371 AO vs. § 24 StGB: Gibt es im Steuerstrafrecht noch einen Rücktritt vom Versuch?, ZWH 2013, 186 
Rolletschke/Roth, Neujustierung der Steuerhinterziehung „großen Ausmaßes“ (§ 370 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 AO) aufgrund des Schwarzgeldbekämpfungsgesetzes?, wistra 2012, 216
dies., Die Selbstanzeige, 2015 
Rolletschke/Stürzl, Rechtsprechungsübersicht Steuerstrafrecht 2. Halbjahr 2020, NZWiSt 2021, 459
Rönnau, Vermögensabschöpfung in der Praxis, 2015
Rösman, Mitwirkung des Verteidigers an der Rekonstruktion in Verlust gegangener Straf-(Ermittlungs)Akten aus standesrechtlicher Sicht, NStZ 1983, 446
Rostek, Verteidigung in Kapitalstrafsachen, 2. Aufl. 2012 (zit.: Rostek)
Röth, Nebenfolgen strafrechtlicher Verurteilung, StraFo 2012, 354 ff.
Roxin, Aktuelle Probleme der Öffentlichkeit im Strafverfahren, Einheit und Vielfalt des Strafrechts: Festschrift für Karl Peters, 1974, S. 393
Roxin/Schünemann, Strafverfahrensrecht, 29. Aufl. 2017
Rübenstahl, Selbstanzeige 3.0? – Der Entwurf des BMF eines Gesetzes zur Änderung der Abgabenordnung vom 27.8.2014 und der Regierungsentwurf vom 24.9.2014, WiJ 2014, 190
Rückert, Praxiskommentar NStZ 2022, 446
Sachs (Hrsg.), Grundgesetz, Kommentar, 7. Aufl. 2014
Sackreuther, BGH definiert Maßstäbe zur Bagatellabweichung“, PStR 2011, 244
Sahihi, Designer-Drogen: Gifte, Sucht und Szene, 4. Aufl. 1995
ders., Drogen von A-Z: Gifte, Sucht und Szene, Ein Handwörterbuch 1990
Salditt, Die Tat bei der Hinterziehung von Einkommensteuer, Volk FS, S. 637
ders., Das Interesse an der Lüge, StV 1999, 61
Saliger, Öffentlichkeit im Strafverfahren, JZ 2016, 824
Sander/Hollering, Strafrechtliche Verantwortlichkeit im Zusammenhang mit automatisiertem Fahren, NStZ 2017, 193
Sarstedt, Rundfunkaufnahmen im Gerichtssaal, JR 1956, 121
Saß, Nervenarzt, 1983
ders., Tödliche Gewalt gegen die Partnerin, FPPK 2012, 186
Satzger/Schluckebier/Widmaier, Strafprozessordnung, 4. Auflage 2020 (zitiert: SSW-StPO/BearbeiterIn)
Sauer, Zur Leichtfertigkeit i.S.v. § 261 V StGB bei der Annahme von Mandantengeldern durch Strafverteidiger, wistra 2007, 98
Sauerwein, Strafbarkeitsrisiken für Trainer und Übungsleiter, SpuRt 2017, 55
Schaal, Hinreichender Tatverdacht oder richterliche Überzeugungsbildung für den Strafbefehlserlaß?, Gedächtnisschrift für Karlheinz Meyer, 1990, S. 427
Schäfer, Die Einlassung zur Sache durch den Verteidiger, Festschrift für Hans Dahs 2005, S. 441
Schäfer/Sander/van Gemmeren, Praxis der Strafzumessung, 6. Aufl. 2017
Schallen, Kommentar zur Zulassungsverordnung, 9. Aufl. 2018
Schauf, Die „feindliche Willensrichtung“ bei der Heimtücke, NStZ 2021, 647
ders., Der Zeitpunkt für die Beurteilung der Heimtücke, NStZ 2019, 585
Schauf/Schwartz, Inhalt und Auswirkung der beschlossenen Neufassung der Selbstanzeige, PStR 2011, 117
Schellenberg, Der Strafbefehl nach § 408a StPO in der Praxis, NStZ 1994, 370 
ders., Zur Verhängung von Freiheitsstrafen im Strafbefehlsweg, NStZ 1994, 570
Schlaich/Korioth, Das Bundesverfassungsgericht, 12. Aufl. 2021
Schlecht, Die zivilrechtliche Haftung des Strafverteidigers, 2006
Schletz, Die erweiterte Revision in Strafsachen, 2020
Schlösser, Die Einlassung des Angeklagten durch seinen Verteidiger – Überlegungen zu BGH, Urteil vom 20.6.2007 – 2 StR 84/07, NStZ 2008, 310
Schlothauer, Vorbereitung der Hauptverhandlung, 2. Aufl. 1998
ders., Anm. zu BGH, Urteil vom 20.6.2007 – 2 StR 84/07, StV 2007, 623
ders., Beweisantragsrecht unter Fristenregiment: Zur Neuregelung des § 244 Abs. 6 StPO, FS Fischer, S. 819
ders., Unvollständige und unzutreffende tatrichterliche Urteilsfeststellungen, StV 1992, 134
Schlothauer/Weider, Untersuchungshaft, 3. Aufl. 2001
Schlothauer/Weider/Nobis, Untersuchungshaft, 5. Aufl. 2016
Schlothauer/Weider/Wollschläger, Verteidigung im Revisionsverfahren, 3. Aufl. 2018
Schmidbauer/vom Scheidt, Handbuch der Rauschdrogen, 11. Aufl. 2004
Schmidt, Vermögensabschöpfung, 2. Aufl. 2019
Schmidt-Hieber, Vereinbarungen im Strafverfahren, NJW 1982, 1017
Schmitt, Die Dokumentation der Hauptverhandlung, NStZ 2019, 1
Schmitter/Herrmann/Pflug, Untersuchung von Blut- und Sekretspuren mit Hilfe der DNA-Analyse, MDR 1989, 402
Schnarr, Das Schicksal der Vollmacht nach Beiordnung des gewählten Verteidigers, NStZ 1986, 488
Schneider, Trennungstötungen als Mord, ZRP 2021, 183
ders., Der Haustyrann und die Reform der Tötungsdelikte, NStZ 2015, 64
ders., Zu den Voraussetzungen einer grausamen Tötung, NStZ 2008, 29
ders., Zur strafprozessualen Verwertbarkeit des Schweigens von Beschuldigten – Allgemeiner Teil –, NStZ 2017, 73
ders., Zur strafprozessualen Verwertbarkeit des Schweigens von Beschuldigten – Besonderer Teil -, NStZ 2017, 126
ders., Beweisantrag „ins Blaue”; Darlegung der Konnexität, NStZ 2012, 169
ders., Ein reanimierter Ablehnungsgrund der Prozessverschleppungsabsicht?, ZRP 2019, 126
ders., Bemerkungen zu einigen ausgewählten Rechtsfragen aus dem Anwendungsbereich des § 244 Abs. 6 S. 2-4 StPO, NStZ 2019, 489
Schneider, P./Anslinger/Eckert/Fimmers/Schneider, H., Erläuterungen zu den wissenschaftlichen Grundlagen biostatistischer Wahrscheinlichkeitsberechnungen im Rahmen von DNA-Spurengutachten, NStZ 2013, 693
Schneider/Fimmers/Schneider/Brinkmann, Allgemeine Empfehlungen der Spurenkommission zur Bewertung von DNA-Mischspuren, NStZ 2007, 447
Schönke/Schröder, Strafgesetzbuch, Kommentar, 29. Aufl. 2014 (zitiert: Schönke/Schröder/BearbeiterIn)
Schorsch/Becker, Angst, Lust, Zerstörung, 2000
ders., Sexuell assoziierte Tötungsdelikte an Kindern, Kriminalistik 2009, 675
Schroeder, Zur Rechtskraft staatsanwaltschaftlicher Einstellungsverfügungen, NStZ 1996, 319
Schroeder/Verrel, Strafprozessrecht, 7. Aufl. 2017
Schroers, Versteckte Probleme bei der Zusammenarbeit zwischen Staatsanwaltschaften und Medien, NJW 1996, 969 ff.
Schroth/Schroth, Die Rechte des Verletzten im Strafprozess, 3. Aufl. 2018
Schwartz, Praxisfragen zur neuen Selbstanzeigeregelung zum 1.1.2015, PStR 2015, 37
ders., Praxisprobleme mit der zweiten Selbstanzeige: Tatentdeckung durch die Abgabe einer (unwirksamen) Teilselbstanzeige, wistra 2011, 81
Schuld, Veranstalterpflichten bei Berglauf(extrem)-Events, SpuRT 2011, 90
Schulz, Die Bekämpfung der Rauschgiftkriminalität, Ein Handbuch für die Praxis, 1998
Schwarz/Wandt, Gesetzliche Schuldverhältnisse, 4. Aufl. 2011
Schwind/Böhm/Jehle/Laubenthal, Strafvollzugsgesetz, Kommentar, 6. Aufl. 2013
Seelmann-Eggebert, Die Entwicklung des Presse- und Äußerungsrechts in den Jahren 2005 bis 2007, NJW 2008, 2551 ff.
Senge, Missbräuchliche Inanspruchnahme verfahrensrechtlicher Gestaltungsrechte – wesentliches Merkmal der Konfliktverteidigung?, NStZ 2002, 225
Sickor, Das Geständnis, 2015
Siebrecht, Der Schutz der Ehre im Zivilrecht, JuS 2001, 337 ff.
Singelnstein, Bildaufnahmen, Orten, Abhören – Entwicklungen und Streitfragen beim Einsatz technischer Mittel zur Strafverfolgung, NStZ 2014, 305
Sinn/Schößling, Praxishandbuch zur Verständigung im Strafverfahren, 2017 
Soehring, Vorverurteilung durch die Presse, 1999
Soehring/Hoene, Presserecht, 6. Aufl. 2018
Soergel, Bürgerliches Gesetzbuch – Schuldrecht 10, Bd. 12, 13. Aufl. 2000
Sommerfeld/Guhra, Zur „Entschädigung des Verletzten“ im „Verfahren bei Strafbefehlen“, NStZ 2004, 420
Spickhoff, Medizinrecht, 2. Aufl. 2014
Stahl, Die neue Selbstanzeige ab 2015, KÖSDI 2015, 19176 
ders., Neuregelung der Selbstanzeige zum 1.1.2015 – weitere Beschränkung des § 371 AO geplant, SAM 2014, 198
Stamm, Die Feststellung niedriger Beweggründe beim schweigenden Täter, JR 2016, 293
Staudinger, Das (gescheiterte) Strafbefehlsverfahren, JA 2021, 159
Steffan, Streetwork in der Drogenszene, 1998
Steinberg, Der nahe und der ferne Feind: Die Netzwerke des islamistischen Terrorismus, 2005
Steinke, Vor dem Gesetz sind nicht alle gleich, 2022
Stern, Verteidigung in Mord- und Totschlagsverfahren, 3. Aufl. 2012 (zit.: Stern)
ders., Der Geständniswiderruf als forensisches Erkenntnisproblem, StV 1990, 563
ders., Informationsquellen des Strafverteidigers, StraFo 1994, 8; Strafrechtsauschuss der Bundesrechtsanwaltskammer, Thesen zur Strafverteidigung, 2. Aufl. 2015
ders., Die Beschaffung von Beweismaterial durch den Verteidiger, StraFo 1992, 58
Stone/Fromme/Kagan, Leistungsdroge Kokain, 1990
Strätling, Assistierter Suizid – grundsätzlich „keine ärztliche Aufgabe“?, MedR 2012, 283
Streng, Mittelbare Strafwirkungen und Strafzumessung, NStZ 1988, 485
Stricker, Tatortarbeit: Spurensuche und -sicherung bei verschiedenen Tat- und Einsatzorten, 2018
Stutz, Zurückdrängung des Öffentlichkeitsprinzips zugunsten der Privatsphäre im Strafverfahren, 1992
Täschner, Haschisch, Traum und Wirklichkeit, 1981
ders., Rausch und Psychose, 1980
Täschner/Richtberg, Kokain-Report, 1982
Thielmann, Von promovierten habilitierten oberflächlichen Sachverständigen, StraFo 2004, 5
Tiemann, Die erweiterte Darlegungslast des Antragstellers im strafrechtlichen Wiederaufnahmeverfahren, 1998
Tillmanns, Urteilssponsoring – Gefahr für den fair trial?, ZRP 1999, 339 ff.
Tondorf, Begeht der Strafverteidiger eine Strafvereitelung und verletzt er seine Standespflichten, wenn er den Mandanten benachrichtigt, nachdem er von einem geplanten Haft- oder Durchsuchungsbefehl erfahren hat?, StV 1983, 257
Tondorf/Tondorf, Psychologische und psychiatrische Sachverständige im Strafverfahren, 3. Aufl. 2011 (zit.: Tondorf/Tondorf)
Tondorf/Waider, Der Sachverständige – Ein Gehilfe auch des Strafverteidigers?, StV 1997, 493
van Treeck, Drogen-und-Sucht-Lexikon, 2004
Trück, Die Rechtsprechung des BGH zur Ablehnung von Beweisanträgen auf Vernehmung eines Sachverständigen, NStZ 2007, 377
ders., Tötungsvorsatz ohne Hemmschwelle, JZ 2013, 179
Trüg, Medienarbeit der Strafjustiz – Möglichkeiten und Grenzen, NJW 2011, 1040
ders., Praxiskommentar zu Beschl. v. 16.3.2021 – 5 StR 35/21, NStZ 2022, 59
Tsambikakis, § 81 Technik der Befragung von Sachverständigen, in: Müller/Schlothauer/Knauer, MAH Strafverteidigung, 3. Aufl. 2022 (MAH Strafverteidigung/Tsambikakis, § 81)
Tully/Wenske, Zur Pflichtverteidigerbestellung im Rahmen haftrichterlicher Vorführungen, NStZ 2019, 186
Ullenboom, Praxisleitfaden Vermögensabschöpfung, 2. Aufl. 2021
Ulsenheimer/Gaede, Arztstrafrecht in der Praxis, 6. Aufl. 2021
Umbreit, Die Verantwortlichkeit des Arztes für fahrlässiges Verhalten anderer Medizinalpersonen, 1992
Vennemann/Oppelt/Grethe/Anslinger/Schneider/Schneider, Möglichkeiten und Grenzen der forensischen DNA-Analyse unter dem Gesichtspunkt verschiedener Szenarien zur Spurenentstehung, NStZ 2022, 72
Ventzke, Festschreibung von Beweisergebnissen der tatgerichtlichen Hauptverhandlung für die strafprozessuale Revision – ein Mythos? hrrs 2010, 461
Vieweg/Werner, Sachenrecht, 5. Aufl. 2011
Voigt/Hoffmann-Holland, Notwehrprovokation und actio illicita in causa in Fällen der Putativnotwehr – Überlegungen aus Anlass von BGH, Urt. v. 2.11.2011 – 2 StR 375/11, NStZ 2012, 362
Volbert/Dahle, Forensisch-psychologische Diagnostik im Strafverfahren, 2010
Volbert/Steller, Handbuch der Rechtspsychologie, 2008
Volk, Münchener Verteidigung in Wirtschafts- und Steuerstrafsachen, 2006
Vollkommer/Greger/Heinemann, Anwaltshaftungsrecht, 4. Aufl. 2014
Vordermayer/von Heintschel-Heinegg (Hrsg.), Handbuch für den Staatsanwalt, 5. Aufl. 2015
Wächtler, Informationsgewinnung durch den Verteidiger, StraFo 2007, 141
Wagner, Strafprozessführung über Medien, 1987
ders., Der erzählende Beweisantrag, http://www.confront-strafrecht.de/2016/11/01/der-erzaehlende-beweisantrag/
Wagner/Kallin/Kruse, Betäubungsmittelstrafrecht, 2. Aufl. 2004
Waldowski, Verteidiger als Helfer des Staatsanwalts?, NStZ 1984, 48
Walter, Der vermeintliche Tötungsvorsatz von „Rasern“, NJW 2017, 1350
ders., Ist Steuerstrafrecht Blankettstrafrecht?, Tiedemann FS, S. 696
Walter/Neubacher, Jugendkriminalität, 4. Aufl. 2011
Wanckel, Die Durchsetzung von presserechtlichen Unterlassungsansprüchen, NJW 2009, 3353 ff.
Wandt (Hrsg.), Festschrift zum 70. Geburtstag von Detleff Burhoff, 2020
Wanke/Täschner, Rauschmittel: Drogen, Medikamente, Alkohol, 6. Aufl. 2002
Wasserburg, Die Wiederaufnahme des Strafverfahrens, 2. Aufl. 1984
Wassermann, Gesetz zur Neuregelung des Rechts der notwendigen Verteidigung, GA 400
Watzl (Hrsg.), Rückfall und Rückfallprophylaxe, 1989
Weber, Betäubungsmittelgesetz, Kommentar, 5. Aufl. 2017 
Wegner, Bedenken gegen die Reform des Verjährungsrechts, PStR 2009, 33
Wehowsky, Zur Justage – Befangenheitsgesuche und Beweisanträge, NStZ 2019, 62
Weigend, Audio-visuelle Aufzeichnung von Beschuldigtenvernehmungen – Zur Interpretation des ab dem 01.01.2020 geltenden Rechts, StV 2019, 852
ders., Strafjustiz und Medien – Nüchterne Gedanken zu einem emotionalen Verhältnis, in: Organisation der Strafverteidigervereinigungen, Wieviel Sicherheit braucht die Freiheit?, 30. Strafverteidigertag 2006, S. 311 ff.
Weise/Krauß, Beck'sche Online-Formulare Vertragsrecht, 20. Edition 2012
Weiß, Die „Verteidigervollmacht“ – ein tückischer Sprachgebrauch, NJW 1983, 89
Wendl/Dose, Das Unterhaltsrecht in der familienrechtlichen Praxis, 9. Aufl. 2015
Wendler/Hoffmann, Technik und Taktik der Befragung, 3. Aufl. 2022
Wenzel, Das Recht der Wort- und Bildberichterstattung, 6. Aufl. 2018
Wenzel (Hrsg.), Der Arzthaftungsprozess, 2012 (zitiert: Wenzel/BearbeiterIn)
Werner, Kapitalstrafsachen, in: Bockemühl, Handbuch des Fachanwalts Strafrecht, 8. Aufl. 2021 (zit.: Werner)
Widmaier, Gerechtigkeit – Aufgabe von Justiz und Medien, NJW 2004, 399 ff.
ders., Zur Rechtstellung des nach §§ 220, 38 StPO von der Verteidigung geladenen Sachverständigen, StV 1985, 526
Wieczorek, Schülerattentate an deutschen Schulen, Kriminalistik 2010, 153
Wirth/Schmeling, Rechtsmedizin, 4. Aufl. 2020
Wohlers, Prozessuale Konsequenzen präjudizierender Medienberichterstattung, StV (Beilage) 2005, S. 186 ff.
Wollweber, Steuerberaterhaftung nach unwirksamer, weil verspätet eingereichter Selbstanzeige, DStR 2017, 1406
Wolter (Hrsg.), Systematischer Kommentar zum Strafgesetzbuch (SK-StGB), Loseblatt, Stand 2012 (zitiert: SK-StGB/BearbeiterIn)
ders. (Hrsg.), Systematischer Kommentar zur Strafprozessordnung und zum Gerichtsverfassungsgesetz, 5. Aufl. 2016 (zitiert: SK-StPO/BearbeiterIn)
Wulf, Die Verschärfung des Steuerstrafrechts zum Jahreswechsel 2008/2009, DStR 2009, 459
ders., Reform der Selbstanzeige. Neue Klippen auf dem Weg zur Strafbefreiung, wistra 2015, 166
Zabel, „Öffentlicher Pranger“ und reformierter Strafprozess, GA 2011, 347 ff.
Zieger/Nöding, Verteidigung in Jugendstrafsachen, 7. Aufl. 2018
Zimmermann, Zur Verbesserung der Qualität der äußeren Leichenschau, in: Bernsmann/Fischer, Festschrift für Ruth Rissing-van Saan zum 65. Geburtstag am 25. Januar 2011, 2011
Zoebisch, Der Gegenstellungsanspruch im Internet, ZUM 2011, 390 ff.
Zöller, Zivilprozessordnung, Kommentar, 31. Aufl. 2016 (zitiert: Zöller/BearbeiterIn)
Zwiehoff, „Haftung des Strafverteidigers?“, StV 1999, 555
Zugehör/Fischer/Sieg/Schlee, Handbuch der Anwaltshaftung, 2. Aufl. 2006


Alexander Klein/Anja Mack/Marvin Schroth
Kapitel 1 Die Übernahme des strafrechtlichen Mandats
 A. Allgemeines 1 – 480

  I. Zustandekommen des Strafverteidigermandats 1 – 30

   1. Beauftragung durch Mandanten 2, 3

   2. Beauftragung durch Dritte 4

   3. Begrenzung der Verteidigungsverhältnisse (§ 137 StPO) 5, 6

   4. Formloser Vertrag 7, 8

   5. Vollmachtsurkunde 9, 10

   6. Unterbevollmächtigung 11

   7. Besondere Bevollmächtigung 12 – 22

    a) Vertretung des Angeklagten (§ 234 StPO) 12 – 17

    b) Besondere Empfangsvollmacht für Ladungen (§ 145a Abs. 2 StPO) 18 – 20

    c) Rücknahme von Rechtsmitteln § 302 Abs. 2 StPO) 21

    d) Schicksal besonderer Vollmachten bei Pflichtverteidigerbestellung 22

   8. Umfang des Verteidigerauftrags 23, 24

   9. Ende des Verteidigerauftrags 25 – 30

  II. Inhalt des Strafverteidigermandats 31 – 71

   1. Einseitige Interessenvertretung (BVerfG) 31 – 33

   2. „Bestmögliche“ Verteidigung (BGH) 34 – 38

   3. Zivilrechtliche Haftung des Strafverteidigers 39 – 52

   4. Beistandsfunktion des Verteidigers 53 – 58

   5. Keine Zurechnung des Verteidigerverschuldens 59, 60

   6. Schweigepflicht des Verteidigers 61

   7. Wahrheitspflicht des Verteidigers 62 – 68

    a) Wahrheitspflicht gegenüber dem Mandanten 63, 64

    b) Wahrheitspflicht gegenüber den sonstigen Verfahrensbeteiligten 65

    c) Keine Wahrheitspflicht des Mandanten 66, 67

    d) Bedeutung der Wahrheitspflicht des Verteidigers 68

   8. Spannungsverhältnis zwischen Schweige- und Wahrheitspflicht 69 – 71

  III. Problemfelder der Mandatsübernahme 72 – 101

   1. Tatsächliche Hinderungsgründe des Verteidigers 73 – 77

    a) Emotionale Hinderungsgründe 73

    b) Fachliche Hinderungsgründe 74

    c) Organisatorische Hinderungsgründe 75 – 77

   2. Rechtliche Hinderungsgründe des Verteidigers 78 – 101

    a) Interessenkollision (§ 43a Abs. 4 BRAO, § 3 BORA) 78 – 84

    b) Verbot der Mehrfachverteidigung (§ 146 StPO) 85 – 89

     aa) Prozessuale Tatidentität (§ 146 S. 1 StPO) 86

     bb) Verfahrensidentität (§ 146 S. 2 StPO) 87 – 89

    c) Sukzessive Mehrfachverteidigung 90 – 93

    d) Ausschließung des Verteidigers (§ 146a StPO) 94 – 98

    e) Sockelverteidigung 99 – 101

  IV. Strafrechtliche Risiken bei der Verteidigertätigkeit 102 – 196

   1. Strafvereitelung (§ 258 StGB) 107 – 132

    a) Abgrenzung Strafverteidigung/Strafvereitelung 108 – 113

    b) Information des Mandanten 114 – 116

    c) Beratung des Mandanten 117 – 123

    d) Umgang mit Zeugen 124 – 129

    e) Umgang mit Beweismitteln 130, 131

    f) Ausschließung des Verteidigers (§ 138a StPO) 132

   2. Parteiverrat (§ 356 StGB) 133 – 158

    a) Parteienbegriff 134 – 139

    b) Tathandlung 140 – 148

    c) Pflichtwidrigkeit 149 – 151

    d) Einwilligung der Parteien 152 – 156

    e) Subjektiver Tatbestand 157, 158

   3. Geheimnisverrat (§ 203 StGB) 159 – 167

    a) Schutzbereich 159 – 162

    b) Tathandlung 163

    c) Mutmaßliche Einwilligung 164, 165

    d) Rechtfertigender Notstand 166

    e) Strafantragserfordernis (§ 205 StGB) 167

   4. Geldwäsche (§ 261 StGB) 168 – 181

    a) Besondere Stellung des Verteidigers 168 – 172

    b) Urteil des OLG Hamburg vom 6.1.2000 173

    c) Urteil des BGH vom 4.7.2001 174

    d) Urteil des BVerfG vom 30.3.2004 175 – 181

   5. Falsche Verdächtigung (§ 164 StGB) 182 – 184

   6. Vortäuschen einer Straftat (§ 145d StGB) 185 – 187

   7. Beleidigung (§§ 185, 193 StGB) 188 – 196

  V. Beratung des Mandanten über außerstrafrechtliche Folgen einer Verurteilung 197 – 333

   1. Notwendigkeit und Umfang der Beratung aus haftungsrechtlicher Sicht 199 – 203

   2. Zivilrechtliche Folgen des Strafverfahrens 204 – 218

    a) Typischer Sachverhalt 204 – 208

    b) Beratungsgrundlagen aus der Tat erwachsener, zivilrechtlicher Ansprüche 209 – 218

     aa) Mittelbare Bindungswirkung durch Strafurteil festgestellter Tatsachen im Zivilprozess 212

     bb) Beweisrechtliche Beschränkungen im folgenden Zivilverfahren 213 – 217

     cc) Zivilrechtliche Haftungsgrundlagen im Überblick 218

   3. Berufliche Auswirkungen des Strafverfahrens 219 – 271

    a) Öffentlicher Dienst 220 – 230

     aa) Typischer Sachverhalt 220

     bb) Statusverlust von Gesetzes wegen 221 – 230

    b) Das Disziplinarverfahren 231 – 244

     aa) Abgrenzung inner-/außerdienstliche Pflichtverletzung als Dienstvergehen 233, 234

     bb) Bindungswirkung von Feststellungen aus dem Strafverfahren 235, 236

     cc) Sperrwirkung des Freispruchs 237 – 239

     dd) Absolutes und relatives Maßnahmeverbot 240 – 243

     ee) Muster: Anregung an die Staatsanwaltschaft zur Stellung eines Strafbefehlsantrags 244

    c) Strafverfahren gegen Gewerbetreibende 245 – 248

     aa) Einführung 245

     bb) Rechtliche Grundlagen 246 – 248

    d) Freie Berufe 249 – 271

     aa) Ärzte und Apotheker 249 – 253

     bb) Vertragsärzte 254 – 261

     cc) Rechtsanwälte 262 – 270

     dd) Steuerberater, Wirtschaftsprüfer und Notare 271

   4. Konsequenzen eines Strafverfahrens auf die waffenrechtliche Erlaubnis 272 – 277

    a) Einführung 272

    b) Zuverlässigkeit 273 – 277

   5. Ausländerrechtliche Konsequenzen eines Strafverfahrens 278 – 300

    a) Einführung 278 – 280

    b) Typischer Sachverhalt 281

    c) Rechtsgrundlagen 282 – 297

     aa) Ausweisung 282 – 292

     bb) Abschiebung 293 – 296

     cc) Checklisten 297

    d) Absehen von Vollstreckung bei Auslieferung und Ausweisung 298 – 300

   6. Familienrechtliche Aspekte des Strafverfahrens 301 – 333

    a) Konsequenzen in Bezug auf Trennung, Scheidung, Folgesachen und Kindschaftssachen 303 – 313

     aa) Inhaftierung und scheidungsrelevante Trennung 303 – 305

     bb) Gefahr des Verlustes der Nutzungsbefugnis über die Ehewohnung 306 – 308

     cc) Härtefallscheidung aufgrund strafrechtlich relevanten Verhaltens, Straftatverdachts oder strafrechtlicher Verurteilung 309 – 313

    b) Vermögensrechtliche Folgen im Rahmen der Scheidung 314 – 317

     aa) Ausschluss des Versorgungsausgleichs durch Inhaftierung 314, 315

     bb) Herabsetzung des Anspruchs auf Zugewinnausgleich durch vorangegangenes strafrechtliches Verhalten 316, 317

    c) Kindschaftsrechtliche Folgen 318 – 324

     aa) Umgangsrecht 319, 320

     bb) Sorgerecht 321 – 324

    d) Unterhaltsrechtliche Konsequenzen 325 – 330

     aa) Negative Folgen für den Beschuldigten als Unterhaltsberechtigten 325 – 327

     bb) Folgen für den Beschuldigten als Unterhaltsverpflichteten 328 – 330

    e) Gewaltschutzverfahren 331 – 333

  VI. Strafverfahren und Presse 334 – 480

   1. Einführung 334 – 340

   2. Verdachtsberichterstattung 341 – 363

    a) Problemstellung 341 – 343

    b) Voraussetzungen zulässiger Verdachtsberichterstattung 344 – 360

     aa) Informationsinteresse der Öffentlichkeit 345

     bb) Journalistische Sorgfalt 346 – 359

     cc) Keine Vorverurteilung durch präjudizierende Berichterstattung  360

    c) Besonderheiten bei nachträglichem Entfallen des Verdachts 361, 362

    d) Checkliste des Strafverteidigers bei Verdachtsberichterstattung 363

   3. Identifizierende Berichterstattung 364 – 379

    a) Problemstellung 364

    b) Schutz der Anonymität des Betroffenen und seine Grenzen 365 – 368

    c) Identifizierende Berichterstattung über Jugendliche und Heranwachsende 369

    d) Schutz der Anonymität von Zeugen und Verletzten von Straftaten 370

    e) Berichterstattung über Strafverfahren 371 – 377

    f) Vorgehen in der Praxis 378, 379

     aa) Typischer Sachverhalt 378

     bb) Muster: Verbotsantrag 379

   4. Kooperation mit den Medien im Strafverfahren 380 – 399

    a) Problemstellung 380, 381

    b) „Flankierende Verteidigung“ über die Medien bzw. „Litigation-PR“ 382 – 387

    c) Interviews mit dem Mandanten bzw. Verwandten und Bekannten 388

    d) Exklusivvereinbarungen von Mandanten mit Medien 389 – 396

     aa) Informationen über ein allgemein interessierendes Zeitgeschehen 391

     bb) Informationen aus dem höchstpersönlichen Bereich 392 – 395

     cc) Wesentliche Prüfungspunkte bei Exklusivvereinbarungen 396

    e) Selbstvermarktung des Verteidigers in den Medien 397

    f) Strafbarkeitsrisiken im Zusammenhang mit medialer Kooperation 398, 399

   5. Presserechtliche Maßnahmen zur Entgegnung medialer Berichterstattung 400 – 480

    a) Problemstellung 400

    b) Organisatorische Vorbereitungen auf presserechtliche Maßnahmen 401, 402

    c) Zusammenarbeit mit den Medien zur proaktiven Konfliktentschärfung 403

    d) Unterlassungsanspruch 404 – 430

     aa) Rechtliche Grundlagen 406 – 423

     bb) Vorgehen in der Praxis 424 – 430

    e) Gegendarstellungsanspruch 431 – 455

     aa) Rechtliche Grundlagen 434 – 451

     bb) Vorgehen in der Praxis 452 – 455

    f) Berichtigungsansprüche 456 – 468

     aa) Muster: Widerruf 462

     bb) Muster: Richtigstellung 463

     cc) Muster: Klarstellung 464

     dd) Muster: Distanzierung 465

     ee) Muster: Eingeschränkter Widerruf 466

     ff) Muster: Berichtigender Widerruf 467

     gg) Muster: Nachträglicher Widerruf 468

    g) Schadensersatzforderungen 469 – 480

     aa) Rechtliche Grundlagen 470 – 479

     bb) Vorgehen in der Praxis 480

 B. Die Mandatsanbahnung beim inhaftierten Mandanten 481 – 527

  I. Nach der vorläufigen Festnahme 482 – 488

   1. Erste Kontaktaufnahme 482 – 485

   2. Erste Beratung 486 – 488

  II. Der Mandant in Untersuchungshaft 489 – 513

   1. Besuchserlaubnis/Sprechschein 490 – 506

    a) Typischer Sachverhalt 490

    b) Rechtliche Grundlagen 491 – 505

     aa) Beauftragung vom Mandanten 491

     bb) Beauftragung durch Dritte 492

     cc) Anbahnungsgespräch 493 – 498

     dd) Nachweis des Verteidigungsverhältnisses 499

     ee) Verteidigerverkehrprivileg (§ 148 StPO) 500 – 503

     ff) Verteidigerbesuch 504, 505

    c) Muster: Antrag auf Besuchserlaubnis für Verteidiger 506

   2. Hinzuziehung eines Dolmetschers 507 – 513

    a) Typischer Sachverhalt 507

    b) Rechtliche Grundlagen 508 – 512

    c) Muster: Antrag auf Besuchserlaubnis mit Dolmetscher 513

  III. Information des inhaftierten Mandanten 514 – 525

   1. Typischer Sachverhalt 514

   2. Rechtliche Grundlagen 515 – 524

    a) Verteidigerpostprivileg 515 – 518

    b) Zulässiger Inhalt der Verteidigerpost 519 – 521

    c) Abgrenzung Verteidigerpost/Anwaltspost 522 – 524

   3. Muster: Mandantenschreiben zum Verteidigerpostprivileg 525

  IV. Information Dritter 526, 527


A. Allgemeines

I. Zustandekommen des Strafverteidigermandats
1

Der Verteidiger wird entweder vom Beschuldigten gewählt (§ 138 StPO) oder vom Vorsitzenden des Gerichts zum Pflichtverteidiger bestellt (§ 141 StPO). Im Falle der Beiordnung erfolgt die Beauftragung unabhängig von einem Vertrag mit dem Mandanten, da der Akt der Bestellung diesen ersetzt (zur Pflichtverteidigung siehe Rn 51).



1. Beauftragung durch Mandanten
2

Die Wahlverteidigung setzt den Abschluss eines Anwaltsvertrags mit dem Mandanten voraus. Nach allgemeiner Ansicht handelt es sich hierbei um einen Geschäftsbesorgungsvertrag i.S.v. § 675 BGB.[1] Entsprechend der allgemeinen zivilrechtlichen Regelungen der §§ 145 ff. BGB kommt der Anwaltsvertrag durch zwei übereinstimmende Willenserklärungen – Angebot und Annahme – zustande. Der vom Beschuldigten ausgewählte Verteidiger kann sich grundsätzlich frei entscheiden, ob er das ihm angetragene Mandat annimmt.[2] Da der Anwaltsvertrag nur aufgrund zweier übereinstimmender Willenserklärungen zustande kommen kann, wird ein Verteidigungsverhältnis demnach niemals durch einseitige Mitteilung des Beschuldigten an die Staatsanwaltschaft oder das Gericht begründet.
Neben dem Beschuldigten kann auch sein gesetzlicher Vertreter einen Verteidiger wählen (§ 137 Abs. 2 StPO), wodurch das Recht des Beschuldigten, selbst einen Verteidiger zu wählen, nicht eingeschränkt wird.


3

Sowohl die Mandatsablehnung (§ 44 BRAO), als auch die Mandatsannahme muss der Anwalt unverzüglich (§ 121 BGB) erklären. Andernfalls können dem Mandanten Schadensersatzansprüche gegen den Anwalt entstehen. Um dieser Pflicht zur unverzüglichen Erklärung zu entsprechen, hat er dafür Sorge zu tragen, dass er von seinen Kanzleimitarbeitern umgehend über schriftliche oder (fern-)mündliche Mandatsangebote informiert wird.



2. Beauftragung durch Dritte
4

Nicht selten werden Rechtsanwälte von einem Dritten (etwa einem Verwandten oder dem Arbeitgeber des Beschuldigten) kontaktiert und gebeten, die Verteidigung zu übernehmen. Ob dieser als Stellvertreter des Mandanten oder im eigenen Namen handelt, ist im Zweifel durch Auslegung zu ermitteln. Auch in letzterem Falle kann das eigentliche Verteidigungsverhältnis mit den daraus resultierenden Befugnissen (Akteneinsichtsrecht etc.) allerdings nur mit dem Mandanten begründet werden.[3] Für den Dritten ergeben sich, unabhängig davon, ob er sich zur Zahlung des Honorars verpflichtet hat, keinerlei Rechte, insbesondere gilt auch ihm gegenüber die anwaltliche Schweigepflicht. Die Verteidigungsführung hat sich auch in diesen Fällen ausschließlich an den Interessen des Mandanten zu orientieren, was eine zusätzliche Berücksichtigung der Belange des Dritten freilich nicht notwendigerweise ausschließt, sofern dies dem Mandanteninteresse entspricht.[4] Dritte haben oftmals ein ganz eigenes Interesse am Verfahrensausgang. Gerade dann, wenn sie die Verteidigungskosten tragen, verknüpfen sie damit regelmäßig auch eine Erwartungshaltung an den Verteidiger auf Berücksichtigung ihrer Belange. Der Verteidiger tut daher gut daran, von vornherein unmissverständlich klarzustellen, dass er ausschließlich die Interessen des Mandanten wahrzunehmen hat und daher jedwede Berücksichtigung (auch) ihrer Belange in erster Linie vom Mandantenwillen abhängig ist. Entschließt sich der Auftraggeber dann dazu, die Finanzierung der Verteidigung abzulehnen, ist dies für den Verteidiger ein zusätzlicher Beleg für tatsächlich bestehende Fremdinteressen, so dass er den an ihn herangetragenen Auftrag ablehnen und die Honorarfrage alleine mit dem Mandanten klären muss.



3. Begrenzung der Verteidigungsverhältnisse (§ 137 StPO)
5

Der Beschuldigte kann sich des Beistands von bis zu drei Wahlverteidigern bedienen (§ 137 Abs. 1 StPO), unabhängig von der Anzahl der für den Mandanten ggf. bereits bestellten Pflichtverteidiger.[5] Trägt er einem Rechtsanwalt das Mandat an und ist für diesen erkennbar, dass bereits ein anderer Verteidiger beauftragt wurde, so wird er zunächst klären, ob das bestehende Mandat beendet werden oder fortbestehen soll.


6

Grundsätzlich gebietet es das Gebot kollegialer Rücksichtnahme (§ 15 BORA), den bereits mandatierten Verteidiger unverzüglich von der eigenen Beauftragung zu unterrichten. Allerdings wird dies im Hinblick auf die anwaltliche Schweigepflicht dann nicht gelten, wenn der Mandant dies ausdrücklich untersagt.



4. Formloser Vertrag
7

Der Anwaltsvertrag bedarf keiner besonderen Form und kann daher insbesondere auch mündlich abgeschlossen werden. Der gewählte Verteidiger erlangt seine Rechtsstellung mit dem Abschluss des Verteidigervertrags.[6] Einer Offenlegung des Verteidigerauftrags an die Ermittlungsbehörden (Verteidigungsanzeige) bedarf es hierzu grundsätzlich nicht.[7] Es können gute Gründe dafür vorliegen, dass der Anwalt die Übernahme der Verteidigung zunächst nicht nach außen bekannt gibt.[8] Gleichwohl muss er in der Lage sein, den Mandanten zu beraten, Informationen zusammen zu tragen und Verteidigungsschriftsätze zu entwerfen. Die Ermittlungsbehörden werden die Verfahrensrechte des Verteidigers indes erst ab dem Zeitpunkt beachten können (und müssen), zu dem er sich durch eine förmliche Verteidigungsanzeige oder schlüssiges Verhalten[9] ihnen gegenüber zu erkennen gegeben hat.


8

Eine über die reine Auftragserteilung hinausgehende Vollmacht ist grundsätzlich nicht erforderlich, um die dem Verteidiger von der Strafprozessordnung zugedachten Rechte in seiner Person zu begründen.[10]



5. Vollmachtsurkunde
9

Auch des von den Ermittlungsbehörden oftmals geforderten Nachweises der Verteidigerbestellung durch Vorlage einer schriftlichen „Vollmachtsurkunde“ bedarf es grundsätzlich nicht.[11] Grundsätzlich darf daher weder die Gewährung von Akteneinsicht[12] noch die notwendige Ladung des Verteidigers zur Hauptverhandlung[13] von einer Vollmachtvorlage abhängig gemacht werden. Ein Nachweis der Verteidigerbestellung durch Vorlage einer entsprechenden schriftlichen Urkunde soll jedoch ausnahmsweise dann verlangt werden können, wenn (begründete) Zweifel an dem Bestehen des Verteidigerauftrags bestehen.[14] Prozesshandlungen des Verteidigers sind jedoch auch in diesem Fall ohne vorherigen Nachweis der Beauftragung unbeschränkt wirksam.[15]


10

Oftmals werden Vollmachtsurkunden zur Akte gereicht, in denen mehrere in einer Sozietät zusammengeschlossene Anwälte namentlich aufgeführt sind. Es empfiehlt sich, auch mit Blick auf § 137 Abs. 1 S. 2 StPO in diesen Fällen immer eine klarstellende Mitteilung, wer tatsächlich die Verteidigung übernommen hat, denn die Namensnennung in der Vollmachtsurkunde alleine beweist nur, dass allen darin aufgeführten Rechtsanwälte der Verteidigungsauftrag angetragen wurde.[16]
Die Aufnahme einer Abtretungserklärung in die formularmäßige Verteidigervollmacht verstößt gegen § 305c BGB und ist daher unwirksam.[17]



6. Unterbevollmächtigung
11

Der Wahlverteidiger – nicht hingegen der Pflichtverteidiger[18] – kann mit Zustimmung des Mandanten[19] einen unterbevollmächtigten Verteidiger auswählen und seinerseits bevollmächtigen. Die Zustimmung kann[20] – und sollte – in einem Vollmachtformular enthalten sein. Auch die Unterbevollmächtigung braucht grundsätzlich nicht schriftlich nachgewiesen werden.[21] In Bezug auf einen Referendar ist sie in den Grenzen des § 139 StPO zulässig.



7. Besondere Bevollmächtigung

a) Vertretung des Angeklagten (§ 234 StPO)
12

Der Anwalt sollte sich über seine Beauftragung als Verteidiger hinaus vom Mandanten grundsätzlich bevollmächtigen lassen, ihn für den Fall seiner Abwesenheit in der Hauptverhandlung zu vertreten. Die reine Verteidigerbestellung reicht hierfür nicht aus. Der Verteidiger ist lediglich Beistand des Beschuldigten, nicht ohne Weiteres auch dessen Vertreter[22] (siehe Rn 53).


13

Die Strafprozessordnung sieht bei Abwesenheit des Angeklagten Fälle echter Stellvertretung für die Hauptverhandlung erster (§ 234 StPO) oder zweiter (§ 329 Abs. 2 StPO) Instanz, die Revisionshauptverhandlung (§ 350 StPO) oder die Hauptverhandlung im Privatklageverfahren (§ 387 Abs. 1 StPO) und im Strafbefehlsverfahren (§ 411 Abs. 2 StPO) vor, für die der Verteidiger einer über seinen Verteidigerauftrag hinausgehenden Bevollmächtigung bedarf. Diese besondere Vertretungsbevollmächtigung muss durch eine schriftliche Vollmachtsurkunde nachgewiesen sein (§ 234 StPO).
Bei der Vertretung des Angeklagten in der Berufungshauptverhandlung muss sich die schriftlich nachzuweisende[23] Vertretungsvollmacht ausdrücklich darauf erstrecken.[24]  


14

Grundsätzlich sollte sich der Verteidiger daher diese – in den üblichen Vollmachtformularen regelmäßig enthaltene – besondere Vertretungsvollmacht bereits im Zusammenhang mit seiner Beauftragung vom Mandanten erteilen lassen. Bleibt der Angeklagte der Hauptverhandlung fern, so kann der mit einer schriftlichen Vertretungsvollmacht ausgestattete Verteidiger ihn entweder ohne Weiteres (so im Strafbefehls-, Privatklage- und Revisionsverfahren) oder wenn die Hauptverhandlung ausnahmsweise ohne den Angeklagten stattfinden kann (§§ 231 ff. StPO) wirksam vertreten. Damit kann der Verteidiger ggf. die Verwerfung des Einspruchs gegen einen Strafbefehl oder der Berufung gegen ein erstinstanzliches Urteil wegen Ausbleibens des Angeklagten in der Hauptverhandlung verhindern. Die schriftliche Vollmachtsurkunde muss dem Gericht spätestens zu Beginn der Hauptverhandlung vorliegen.[25]


15

Praxistipp
Befindet sich der Verteidiger in einer der genannten Verfahrenssituationen, in denen das Gesetz die Vertretung des Angeklagten durch einen „mit schriftlicher Vollmacht versehenen“ Verteidiger erlaubt, kann jedoch keine vom Mandanten unterzeichnete Vollmachtsurkunde vorweisen, so ist es ihm nicht verwehrt, die Vollmachtsurkunde selbst zu unterzeichnen, soweit er hierzu vom Mandanten zuvor, wenn auch nur mündlich[26] ermächtigt worden ist. Auch die vom Verteidiger selbst mit mündlicher Ermächtigung seines Mandanten für diesen unterzeichnete schriftliche Vollmachtsurkunde stellt daher eine wirksame schriftliche Vertretungsvollmacht i.S.v. § 234 StPO dar.[27] Legt der Verteidiger dem Gericht in der Hauptverhandlung eine in dieser Weise unterzeichnete schriftliche Vollmachtsurkunde vor, so darf das Gericht z.B. den Einspruch gegen einen zuvor ergangenen Strafbefehl wegen unentschuldigten Ausbleibens des Angeklagten ebenso wenig nach § 412 S. 1 StPO verwerfen wie eine Berufung im Strafbefehlsverfahren nach § 329 Abs. 1 S. 1 StPO.[28] Selbstverständlich kann die schriftliche Vollmachtsurkunde auch von einem Dritten für den Mandanten wirksam unterzeichnet werden, sofern der Dritte hierzu vom Mandanten mündlich ermächtigt worden ist.[29]



16

Grundsätzlich empfiehlt es sich jedoch für den Verteidiger, bereits bei der Verteidigungsanzeige eine vom Mandanten unterzeichnete schriftliche Vollmachtsurkunde zur Akte zu reichen, in der auch die besondere Vertretungsvollmacht enthalten ist.


17

Praxistipp
Die Vollmachtsurkunde sollte dem Mandanten bei Mandatsannahme in dreifacher Ausfertigung zur Unterschrift vorgelegt werden. Hat der Verteidiger eine der Vollmachtsurkunden mit der Verteidigungsanzeige zur Ermittlungsakte gereicht, so verbleibt ihm auch dann noch eine Vollmachtsurkunde bei seiner Handakte, wenn er das Verteidigungsverhältnis im weiteren Verfahren Dritten gegenüber durch Vorlage einer Vollmachtsurkunde nachweisen muss. Dies kann sich insbesondere dann ergeben, wenn der Mandant überraschend festgenommen wird und der Verteidiger Zugang zum inhaftierten Mandanten wünscht (siehe Rn 489, 499).




b) Besondere Empfangsvollmacht für Ladungen (§ 145a Abs. 2 StPO)
18

Das Gesetz verlangt über die bloße Verteidigerbestellung hinaus zudem für Verteidigerhandlungen, die mit besonders schwerwiegenden Konsequenzen für den Beschuldigten verbunden sein können, eine besondere ausdrückliche Bevollmächtigung durch den Mandanten.


19

Dies betrifft zum einen die besondere Ermächtigung des Verteidigers gem. § 145a Abs. 2 StPO, für den Beschuldigten Ladungen entgegen zu nehmen. Diese besondere Bevollmächtigung muss dem Verteidiger ausdrücklich und zweifelsfrei[30] erteilt werden. Auch der Pflichtverteidiger[31] bedarf hierfür einer besonderen Vollmacht des Beschuldigten[32]. Die Folgen einer derartigen Bevollmächtigung können für den Mandanten weitreichend sein (vgl. §§ 230 Abs. 2, 329 Abs. 1 S. 1, 412 StPO), weshalb der Verteidiger sorgsam abwägen sollte, ob er sich diese spezielle Vollmacht erteilen lassen sollte.


20

Im Gegensatz zu der besonderen Empfangsvollmacht für Ladungen des Beschuldigten ergibt sich die allgemeine Zustellungsbevollmächtigung nach § 145a Abs. 1 StPO bereits aus der Verteidigerstellung selbst und kann daher auch nicht – etwa durch Streichung in einer Vollmachtsurkunde[33] – ausgeschlossen werden.[34] Sie setzt jedoch voraus, dass die Verteidigerstellung durch Vorlage einer schriftlichen Vollmachtsurkunde[35] oder mündliche Erklärung des Mandanten zu Protokoll des Gerichts[36] nachgewiesen ist.
Die Vorschrift begründet keine Rechtspflicht für die Justiz, Zustellungen an den Bevollmächtigten vorzunehmen. Zustellungen an den Beschuldigten sind daher wirksam und setzen die Rechtsmittelfrist in Gang, selbst wenn der Verteidiger hierüber nicht informiert wurde[37]. Bei der Zustellung an beide oder an mehrere Bevollmächtigte, gilt § 37 Abs. 2 StPO.



c) Rücknahme von Rechtsmitteln § 302 Abs. 2 StPO)
21

Auch die Rücknahme eines Rechtsmittels bedarf einer besonderen, ausdrücklichen Ermächtigung des Verteidigers durch den Mandanten (§ 302 Abs. 2 StPO), die allerdings formfrei[38] erteilt werden kann. Der Nachweis kann auch durch nachträgliche anwaltliche Versicherung erfolgen.[39] Die in den üblichen Vollmachtformularen bloß allgemein gehaltene Befugnis zur Rücknahme von Rechtsmitteln reicht nicht aus.[40] Etwas anderes kann sich dann ergeben, wenn der Verteidiger erst in der Rechtsmittelinstanz beauftragt wurde.[41]



d) Schicksal besonderer Vollmachten bei Pflichtverteidigerbestellung
22

Der Wahlverteidiger wird auch insoweit zu beachten haben, dass mit seiner Bestellung zum Pflichtverteidiger alle dem Wahlverteidiger erteilten besonderen Vollmachten erlöschen,[42] so dass sie ggf. neu zu erteilen und zu den Akten zu reichen sind. Auch der Pflichtverteidiger benötigt im Übrigen in allen genannten Fällen eine besondere Vollmacht des Mandanten.



8. Umfang des Verteidigerauftrags
23

Im Zweifel erstreckt sich der Umfang des Verteidigerauftrags auf die Verteidigung insgesamt, und zwar für alle Instanzen und auch über den rechtskräftigen Verfahrensabschluss hinaus. Das umfassend erteilte Verteidigermandat ermächtigt den Verteidiger auch noch zu Verteidigungshandlungen im Strafvollstreckungs- und Strafvollzugsverfahren,[43] im Gnaden- und im Wiederaufnahmeverfahren[44] bis zum Wiederaufnahmebeschluss nach § 370 Abs. 2 StPO, der die Rechtskraft beseitigt und das bisherige Strafverfahren endgültig beendet.[45] Auch die Feststellung eines Entschädigungsanspruchs gem. § 8 StrEG durch das Gericht gehört noch zum Strafverfahren, nicht mehr hingegen das sich daran anschließende Betragsverfahren gegenüber der Staatsanwaltschaft und das Kostenfestsetzungsverfahren nach § 464b StPO.[46] Die Pflichtverteidigerbestellung soll auch noch für Nachtragsentscheidungen wie z.B. die nachträgliche Gesamtstrafenbildung nach § 460 StPO fortwirken, da damit nachträglich in die Rechtskraft eingegriffen und eine neue Strafzumessung vorgenommen wird.[47]


24

Der Verteidigerauftrag kann jedoch auch auf bestimmte Tätigkeiten beschränkt werden. So kann der Auftrag sich beispielsweise in der Ausübung des Akteneinsichtsrechts für den Beschuldigten erschöpfen oder sich lediglich auf bestimmte Verfahrensabschnitte beziehen. Die Beschränkung kann formfrei, muss jedoch muss ausdrücklich vereinbart werden.



9. Ende des Verteidigerauftrags
25

Weil der Umfang des unbeschränkt erteilten Verteidigermandats sich über den rechtskräftigen Verfahrensabschluss hinaus erstrecken kann (siehe Rn 23), führt dieser alleine nicht ohne Weiteres zur Beendigung des Mandats.


26

Selbst ein rechtskräftiger Freispruch soll nach teilweise vertretener Auffassung wegen der jederzeitigen Möglichkeit einer Rechtskraft durchbrechenden Wiederaufnahme des Verfahrens nicht zur Mandatsbeendigung führen.[48] Unzweifelhaft wird das Mandat nicht durch eine Verfahrenseinstellung nach § 170 Abs. 2 StPO beendet, die keinerlei Strafklageverbrauch entfaltet. Das Ermittlungsverfahren kann vielmehr von der Staatsanwaltschaft jederzeit wiederaufgenommen werden, sobald sich neue Verdachtsgründe gegen den Mandanten ergeben.
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Ist der Verteidiger hingegen von vorneherein nur für einen bestimmten Verfahrensabschnitt beauftragt (siehe Rn 24), so endet das Mandat mit dem Abschluss des betroffenen Verfahrensabschnitts. Bei der Verteidigungsanzeige sollte jedoch hierauf ausdrücklich hingewiesen werden.
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Jedenfalls endet das Verteidigermandat durch Kündigung des Mandanten oder Niederlegung des Mandats durch den Verteidiger. Die Mandatsniederlegung darf jedoch nicht zur Unzeit erfolgen.[49]
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Ob der Verteidigerauftrag mit dem Tod des Mandanten erlischt, wird in der Rechtsprechung uneinheitlich beantwortet. Nach BGHSt 45, 108[50] erledigt sich das Strafverfahren mit dem Tod des Beschuldigten nicht „von selbst“, sondern erst durch eine das Verfahren förmlich einstellende Entscheidung, der nicht nur deklaratorische, sondern konstitutive Wirkung zukommt. Im Hinblick hierauf wird man gem. § 672 BGB den Fortbestand des Verteidigerverhältnisses über den Tod des Auftraggebers hinaus bis zum rechtskräftigen Verfahrensabschluss (oder den Widerruf der Verteidigervollmacht durch die Erben) annehmen müssen.[51] Auch die Bestellung des Pflichtverteidigers wirkt über den Tod des Angeklagten hinaus bis zum rechtskräftigen Abschluss des Verfahrens fort.[52] Die Frage kann durchaus Bedeutung erlangen im Hinblick auf eine Vielzahl möglicher Nebenentscheidungen, die unabhängig vom Tod des Beschuldigten zu treffen sind, aber auch wegen der in § 361 StPO ausdrücklich vorgesehenen Möglichkeit der Wiederaufnahme des Verfahrens auch nach dem Tod des Verurteilten.[53]
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Die Zustellungsbevollmächtigung aus § 145a Abs. 1 StPO besteht auch nach Mandatsbeendigung fort und endet erst dann, wenn diese dem Gericht angezeigt wird und damit aktenkundig ist.[54] Den Ermittlungsbehörden bzw. dem Gericht sollte daher regelmäßig auch die Mandatsbeendigung angezeigt werden.



II. Inhalt des Strafverteidigermandats

1. Einseitige Interessenvertretung (BVerfG)
31

Das BVerfG hat in der Geldwäscheentscheidung vom 30.3.2004 die dem Verteidiger von Gesetzes wegen zugewiesenen Aufgaben und Pflichten nochmals im Einzelnen dargestellt.[55]
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Der Verteidiger ist dazu berufen, einseitig die Interessen seines Mandanten wahrzunehmen.[56] Das Rechtsstaatsprinzip erfordert es, dass „dem Bürger schon bereits aus Gründen der Chancen- und Waffengleichheit Rechtskundige zur Seite stehen, denen er vertrauen und von denen er erwarten kann, dass sie seine Interessen unabhängig, frei und uneigennützig wahrnehmen“.[57] Diese sich unmittelbar aus der Verfassung ergebende Verpflichtung entspricht auch der Stellung des Verteidigers, die ihm im Strafverfahren zugedacht wird. Darin stellt er – vom Gesetzgeber gewollt – das Gegengewicht zu den Strafverfolgungsbehörden dar. Er soll die Rechtsunkenntnis des Beschuldigten ausgleichen und ihm beratend zur Seite stehen. Er hat ihm zur Wahrung und Durchsetzung seiner Rechte zu verhelfen und dafür Sorge zu tragen, dass das materielle und prozessuale Recht eingehalten wird. Dabei hat er Entlastendes zu ermitteln und für seinen Mandanten in das Verfahren einzubringen.
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Zwar ist auch die Staatsanwaltschaft grundsätzlich verpflichtet, von Amts wegen auch den Beschuldigten entlastende Umstände zu ermitteln (§ 160 Abs. 2 StPO). Die Vorstellung der Staatsanwaltschaft als objektive Behörde ist jedoch mit ihrer Funktion als Verfolgungsorgan nur schwer zu vereinbaren. Auch der um Neutralität und Rechtsstaatlichkeit noch so sehr bemühte Staatsanwalt wird angesichts der ihm eingeräumten Stellung als Strafverfolger naturgemäß an die Grenzen seiner Objektivität stoßen, sei es bewusst oder unbewusst. Von ihm kann daher „keine strikte Neutralität erwartet“ werden.[58] Insofern soll dem Beschuldigten, der den Staatsanwalt wohl ohnehin in den wenigsten Fällen als „neutral“ ansehen wird, ein Verteidiger zur Seite gestellt werden, der von strikter Einseitigkeit geprägt ist.



2. „Bestmögliche“ Verteidigung (BGH)
34

Nach der Rechtsprechung des BGH ist der Strafverteidiger dazu verpflichtet, seinen Mandanten „bestmöglich“ zu verteidigen.[59] Da im vorrangigen Interesse des Mandanten zweifellos der Ausgang des gegen ihn geführten Strafverfahrens stehen dürfte, ist vom Verteidiger unter Beachtung seiner Verpflichtung zur bestmöglichen Verteidigung seines Mandanten in erster Linie zu fordern, das optimale Ergebnis für ihn zu erkämpfen. Die vom Verteidiger geschuldete Leistung einer bestmöglichen Verteidigung kann und darf sich daher nicht darin erschöpfen, lediglich für eine Einhaltung der prozessualen und materiellen Normen und damit für ein justizförmiges Verfahren[60] Sorge zu tragen.
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Vielmehr trifft den Verteidiger zudem die darüber hinaus gehende grundsätzliche Verpflichtung, jedweden vermeidbaren Schaden vom Mandanten abzuwenden und das aus seiner Sicht günstigste Ergebnis zu erzielen. Nach der Rechtsprechung des BGH ist der Verteidiger „aufgrund des abgeschlossenen Anwaltsvertrages verpflichtet, den Mandanten allgemein, umfassend und möglichst erschöpfend zu belehren, seine Belange nach jeder Richtung wahrzunehmen und das aufgetragene Geschäft so zu erledigen, dass Nachteile für den Mandanten – soweit sie voraussehbar und vermeidbar sind – vermieden werden“.[61]
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Gerade dann, wenn der Mandant schwere Schuld auf sich geladen hat, kann eine – menschlich nachvollziehbare – Versuchung beim Verteidiger entstehen, sich darauf zu beschränken, an einem „gerechten“ Urteil mitzuwirken. Auch kann beim Verteidiger die Versuchung entstehen, andere eigennützige Interessen, wie die einer schnellen Verfahrenserledigung ohne großen Arbeitsaufwand oder die Vermeidung von Konflikten mit der Justiz dem Mandanteninteresse überzuordnen. Derartige eigennützige Motive eines Verteidigers sind indes unter keinen Umständen mehr mit seiner Stellung als einseitigem Interessenvertreter des Beschuldigten und der Verpflichtung des Verteidigers zur optimalen Interessenvertretung des Beschuldigten zu vereinbaren. Ein entsprechendes Verteidigerhandeln gefährdet eine geordnete Strafrechtspflege und damit die Grundlage eines Rechtsstaats.[62] Es stellt zudem eine Schlechterfüllung des Verteidigerauftrags dar.
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Demnach stellt es eine grobe Pflichtverletzung des Verteidigers dar, wenn er auf vermeidbare Weise die Verurteilung des Mandanten herbeiführt und damit ein zwar materiell richtiges, aber für den Mandanten vermeidbar ungünstiges Urteil erzielt, auch wenn dabei alle verfahrensrechtlichen Normen eingehalten werden. Abhängig von der materiellen und formellen Beweislage kann gegenüber dem Verteidiger sogar ein Anspruch auf Erzielung eines materiellen, ihn begünstigenden Fehlurteils erwachsen. Soweit dies – lege artis – zu erreichen ist, stellt gerade dies die vom Verteidiger geschuldete Leistung dar. Der BGH betont seit jeher in ständiger Rechtsprechung, dass es dem Verteidiger unbenommen ist, auch in Kenntnis der Schuld des Mandanten dessen Freisprechung zu beantragen und darauf hinzuwirken.[63] Wenn es dem Mandanteninteresse entspricht, ist er hierzu auch verpflichtet.
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Will der Mandant nach umfassender Beratung durch seinen Verteidiger trotz dessen Hinweis, dass nach Aktenlage ein Schuldnachweis mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht zu führen sein wird, ein Geständnis ablegen, so darf ihn der Verteidiger hiervon nicht abhalten. Dann besteht die Verpflichtung des Verteidigers darin, alle für den Mandanten im Rahmen der Strafzumessung sprechenden Gründe herauszuarbeiten und diesem bestmögliche Geltung bei der Urteilsfindung zu verschaffen.



3. Zivilrechtliche Haftung des Strafverteidigers[64]
39

Kommt der Verteidiger seinen Pflichten aus dem Anwaltsvertrag nur unzureichend nach, so stellt dies eine vertragliche Schlechterfüllung dar, aus der dem Mandanten Schadensersatzansprüche gegen den Anwalt erwachsen können. Als Anspruchsgrundlage kommt regelmäßig – beim Wahl- wie auch beim Pflichtverteidiger[65] – eine positive Vertragsverletzung (§§ 280 Abs. 1, 241 Abs. 2 BGB) in Betracht.[66]
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Dabei ist zunächst darauf hinzuweisen, dass der Verteidiger nicht verpflichtet ist, die Verteidigungsstrategie seines Mandanten zu übernehmen und danach zu handeln. So stellt bspw. die Erhebung von Beweisen zwar ein strafprozessuales Recht, nicht aber eine durch den Mandatsvertrag begründete Pflicht dar, deren Verletzung zu einer Haftungsbegründung wegen Pflichtverletzung führen könnte.[67]
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Schadensersatzansprüche des Mandanten können jedoch entstehen, wenn der Verteidiger gegen seine Aufklärungspflicht bei der Informationsgewinnung verstößt,[68] wobei sich der Verteidiger allerdings darauf verlassen dürfen soll, dass ihn der Mandant wahrheitsgemäß und vollständig informiert.[69]
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Die Kenntnis des Verteidigers von den (aktuellen) Ermittlungsergebnissen stellt eine Grundpflicht des Verteidigers dar. Unterlässt es der Verteidiger, ihm mögliche Akteneinsicht zu nehmen, stellt dies eine grobe Pflichtverletzung dar, die zu Schadensersatzforderungen des Mandanten führen kann, so wenn er dem Mandanten zur Zustimmung nach § 153a StPO rät, obgleich sich für den Verteidiger aus den Akten ein Verfahrenshindernis, wie z.B. der Eintritt der Verfolgungsverjährung ergeben hätte.[70] Obgleich dem Verteidiger nicht nur ein Recht zur Vornahme eigener Ermittlungen zusteht, sondern dies auch zur bestmöglichen Verteidigung erforderlich sein kann (siehe Kap. 2 Rn 414 ff.), so soll deren Unterlassung für den Mandanten keine Schadensersatzpflichten auslösen können.[71]
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Auch an die rechtliche Prüfung des ihm angetragenen Falls stellt die Rechtsprechung hohe Anforderungen; insbesondere soll der Verteidiger grundsätzlich jeden Rechtsirrtum zu vertreten haben. So kann der Verteidiger sich schadensersatzpflichtig machen, wenn eine von ihm geführte Revision als unzulässig verworfen wird, weil der Verteidiger bei der Fertigung einer (begründeten) Verfahrensrüge der Darlegungslast des § 344 Abs. 2 StPO nicht nachgekommen ist.[72] Der Verteidiger hat sich grundsätzlich Kenntnis von der aktuellen Rechtslage und der hierzu vorliegenden höchstrichterlichen Rechtsprechung zu verschaffen und sich hieran zu orientieren.[73] Dazu hat er sich aus den einschlägigen Fachzeitschriften laufend zu informieren.[74]
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Auf eine Rechtsprüfung durch das Gericht oder die Staatsanwaltschaft darf er sich niemals verlassen, da ihm aus dem Verteidigervertrag eine sog. Fehlerverhütungspflicht erwächst.[75] Es gehört zu den Grundpflichten des Strafverteidigers, erkennbaren Fehlern des Gerichts entgegenzuwirken.[76] Auch wenn den Mandanten entlastende Umstände, wie z.B. das Bestehen eines Verfahrenshindernisses von Amts wegen zu prüfen und zu berücksichtigen sind, entlasten den Verteidiger Fehler der Justiz nicht. Ein zugleich bestehender Amtshaftungsanspruch des Mandanten tritt in diesen Fällen hinter dem Schadensersatzanspruch gegenüber seinem Verteidiger zurück.[77] Von der sog. Fehlerverhütungspflicht umfasst ist auch der in der Hauptverhandlung rechtzeitig zu erhebende Widerspruch zur Aufrechterhaltung von Beweisverwertungsverboten oder aber der Hinweis des Verteidigers auf einen fehlenden Strafantrag bei einem reinen Antragsdelikt.
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Ansprüche des Mandanten wegen positiver Vertragsverletzung (§§ 280 Abs. 1, 241 Abs. 2 BGB) können namentlich auch aus einer mangelhaften Beratung des Beschuldigten durch seinen Verteidiger entstehen. Vornehmliche Aufgabe des Strafverteidigers ist es, dem Beschuldigten die rechtlichen Fragen darzustellen, um dem Mandanten eine informierte Entscheidung über sein weiteres Vorgehen erst zu ermöglichen.[78] In diesem Rahmen hat er den Mandanten auch umfassend auf die möglichen rechtlichen Folgen des Strafverfahrens zu belehren.[79]
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So muss er den Mandanten bei begründetem Anlass ausdrücklich auf die möglichen Folgen seines unentschuldigten Fernbleibens vom Hauptverhandlungstermin hinweisen, andernfalls dem Mandanten Schmerzensgeldansprüche als Folge seiner Inhaftierung nach § 230 Abs. 2 StPO gegen seinen Verteidiger erwachsen können.[80] Der in der Ladung enthaltene gleichlautende Hinweis an den Angeklagten befreit den Verteidiger nicht von seiner Belehrungspflicht.[81]
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Praxistipp
Die umfassende Belehrungspflicht des Verteidigers erstreckt nicht nur auf die unmittelbaren, sondern auch auf absehbare mittelbare (Neben-)Folgen einer Verurteilung, wie z.B. des drohenden Fahrerlaubnisentzugs durch das Gericht oder die Führerscheinstelle (vgl. Nr. 45 MiStra), die Anordnung und Folgen einer Maßregel nach §§ 63, 64 StGB, aber auch mögliche beamtenrechtliche,[82] ausländerrechtliche oder arbeitsrechtliche Folgen für den Fall einer Verurteilung des Mandanten zu einem bestimmten Strafmaß.
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Für das Verschulden des Verteidigers reicht grundsätzlich einfache Fahrlässigkeit i.S.d. § 276 BGB aus.[83] Er hat die übliche, von einem ordentlichen Rechtsanwalt zu fordernde Sorgfalt einzuhalten.[84]
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Der Schaden ist nach der Differenzmethode zu ermitteln. Der Mandant ist demnach im Wege des Schadensausgleichs so zu stellen, wie er bei pflichtgemäßem Handeln seines Verteidigers gestanden hätte.[85] Der eingetretene Schaden kann in einer zu zahlenden Geldstrafe oder -buße, in den wirtschaftlichen Folgen eines erlittenen Freiheitsentzugs[86] oder in den Verfahrenskosten liegen.[87]
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Bei der Ermittlung des erforderlichen Kausalzusammenhangs zwischen der Vertragsverletzung des Verteidigers und dem eingetretenen Schaden ist grundsätzlich maßgebend, wie das damalige Gericht nach Auffassung des nunmehrigen Gerichts, das mit dem Regressanspruch gegen den Verteidiger befasst ist, richtig hätte entscheiden müssen, nicht wie es seinerzeit im Vorverfahren mutmaßlich entschieden hätte.[88] Bei Vorliegen eines (auch) vom Verteidiger übersehenen Verfahrenshindernisses oder eines alleine wegen fehlenden Widerspruchs nicht entstandenen Beweisverwertungsverbots hinsichtlich eines die Verurteilung alleine ermöglichenden Beweismittels wird der Kausalitätsnachweis für den Mandanten auf dieser Grundlage leicht zu führen sein.
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Anders stellt sich dies auf den ersten Blick dar, wenn das Verschulden des Verteidigers sich lediglich bei der Strafzumessung ausgewirkt haben kann. In diesen Fällen soll der vorgenannte Grundsatz jedoch eine Ausnahme erfahren und die mutmaßliche Entscheidung des Vorgerichts festzustellen sein.[89] Da der Mandant hierbei gerade durch das pflichtwidrige Verhalten des Anwalts in eine besondere Beweisnot gebracht worden sei, sei getreu den hierzu vom BGH entwickelten Grundsätzen in diesen Fällen zudem von einer Beweislastumkehr auszugehen.[90] Mithin wird der Verteidiger in denjenigen Fällen, in denen sich sein pflichtwidriges Verhalten nur auf die Strafzumessung ausgewirkt haben kann, zur Abwendung von Schadensersatzansprüchen des Mandanten nachweisen müssen, dass sein Verschulden keinesfalls Einfluss auf das gefundene Strafmaß hatte. Dies wird dem Verteidiger i.d.R. kaum möglich sein.
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Dass dennoch die Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen wegen pflichtwidrigen Verhaltens des Strafverteidigers keineswegs zum gerichtlichen Alltag zählt, vielmehr im Gegenteil die absolute Ausnahme darstellt, mag in Zweierlei begründet liegen. Zum einen liegt die Durchsetzbarkeit derartiger Ansprüche für den Mandanten im Gegensatz zu einer möglichen Inanspruchnahme von Zivilanwälten keineswegs auf der Hand. Zum anderen wird sich abseits der aufgezeigten Fälle, in denen das pflichtwidrige Verhalten des Verteidigers sich (namentlich beim Übersehen zwingender Verfahrenshindernisse) offensichtlich auf das Urteil ausgewirkt hat, oftmals die Decke der freien richterlichen Beweiswürdigung (§ 261 StPO) über das anwaltliche Fehlverhalten ausbreiten und in den meisten Fällen die Auswirkungen der anwaltlichen Fehlleistungen für den Mandanten vernebeln. Dies darf jedoch keinesfalls dazu führen, dass sich der Verteidiger seiner hohen Verantwortung für den Mandanten nicht immer bewusst bleibt und seine Kompetenzen und Unzulänglichkeiten einem seiner Verantwortung gerecht werdenden Anspruch an sich selbst und seinen anwaltlichen Pflichten im Interesse des Mandanten und dem Ansehen der Anwaltschaft unterordnet.



4. Beistandsfunktion des Verteidigers
53

Bei der Ausübung des Mandats ist der Verteidiger als unabhängiges Organ der Rechtspflege (§ 1 BRAO) einer staatlichen Kontrolle und Bevormundung grundsätzlich nicht unterworfen.[91] Er ist aber ebenso wenig von Weisungen seines Mandanten abhängig und hat diese nicht zu befolgen.[92] Letzteres mag zunächst irritieren, entspricht jedoch eindeutig der geltenden Gesetzeslage. Danach ist der Verteidiger nicht Vertreter des Beschuldigten, sondern dessen Beistand (vgl. § 137 StPO).[93] Als solcher darf er den Mandanten allerdings auch nicht durch Untätigkeit „im Stich“ lassen.[94]
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Unabhängig vom Willen oder der Zustimmung des Beschuldigten wird dem Verteidiger von der Strafprozessordnung eine eigene Verfahrensrolle mit eigenen prozessualen Rechten und Pflichten zugedacht. So stehen ihm neben dem Beschuldigten eigene Anwesenheitsrechte zu (§ 168c Abs. 2 StPO), er hat ein eigenes Beanstandungs- (§ 238 Abs. 2 StPO) und Fragerecht (§ 240 Abs. 2 StPO) und bestimmte Beweiserhebungen sind auch von seiner Zustimmung abhängig (§ 251 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 Nr. 3 StPO). Andere Verfahrensrechte sind nur ihm, nicht jedoch dem Angeklagten eröffnet, wie ein umfassender Anspruch auf Akteneinsicht (§ 147 Abs. 1 StPO) oder aber die Möglichkeit des Kreuzverhörs (§ 239 Abs. 1 StPO).
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Diese Eigenständigkeit des Verteidigers ist bewusst vorgesehen. Die Strafprozessordnung unterscheidet ausdrücklich zwischen solchen Handlungen des Verteidigers, die er selbstständig ohne Billigung des Beschuldigten und sogar gegen dessen ausdrücklich erklärten Willen ausüben kann und solchen, die für ihre Wirksamkeit der zweifelsfreien Zustimmung des Beschuldigten bedürfen. Bei ersteren handelt es sich um sog. Erwirkungs-, bei letzteren um sog. Bewirkungshandlungen.[95]
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Erwirkungshandlungen sind darauf gerichtet, eine bestimmte Entscheidung des Gerichts herbeizuführen, wobei Prozessanträge auf die Verfahrensgestaltung, Sachanträge auf die Urteilsfindung Einfluss nehmen sollen. Hierzu zählt insbesondere auch das Beweisantragsrecht, aber auch das Vorbringen von Einwendungen gegen die Eröffnung des Hauptverfahrens oder auch der Schlussvortrag des Verteidigers. Lediglich die sog. Bewirkungshandlungen, bei denen bereits die Erklärung selbst rechtsgestaltende Wirkung besitzt, sollen nach der Strafprozessordnung von der Zustimmung des Mandanten abhängig sein. Dies gilt insbesondere für die Einlegung (§ 297 StPO) und Rücknahme (§ 302 Abs. 2 StPO) von Rechtsmitteln.
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Soweit Teile der Literatur den Verteidiger ausschließlich als Interessenvertreter des Beschuldigten ansehen mit der Folge, dass alleine dessen privatvertragliche Vorgaben maßgeblich und er von diesem grundsätzlich weisungsabhängig sei (sog. Interessentheorie), so mag dies durchaus als der privatrechtlich ausgestalteten Natur des Anwaltsvertrags am Ehesten entsprechende Konzeption[96] Sympathie erfahren. Sie bewegt sich jedoch abseits der geltenden Gesetzeslage.[97]
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Demgegenüber betonen die Vertreter der herrschenden Organtheorie zu Recht die Funktion des Verteidigers als unabhängiges, dem Gericht und der Staatsanwaltschaft gleichgestelltes Organ der Rechtspflege.[98] Alleine diese Funktion des Verteidigers ist, wie dargestellt, mit dem derzeitigen Verfahrensrecht in Einklang zu bringen.[99]



5. Keine Zurechnung des Verteidigerverschuldens
59

Ein zu beachtender Unterschied für den Strafverteidiger im Gegensatz zum Zivilanwalt liegt darin, dass sein eigenes Verschulden dem Mandanten grundsätzlich nicht zugerechnet wird. Dies gilt jedoch nur, wenn diesen selbst kein Verschulden trifft. So muss der Mandant sich aufdrängenden Zweifeln an (objektiv falschen) Auskünften seines Verteidigers nachgehen.[100] Auch wenn der vertretungsbevollmächtigte Verteidiger schuldhaft und abredewidrig einen Berufungshauptverhandlungstermin versäumt, so kann die Berufung mangels Schutzbedürfnis des (seinerseits geladenen) Angeklagten verworfen werden.[101]
Grundsätzlich wird jedoch das Verschulden des Verteidigers im Rahmen der e Verteidigung gegen den Schuld- und Rechtsfolgenausspruch dem Beschuldigten  nicht zugerechnet, weil diese sich besonders einschneidend auf Ehre, Freiheit, Familie, Beruf und damit auf das gesamte Leben des Mandanten auswirken können und daher insoweit ein besonderes Schutzbedürfnis des Beschuldigten besteht.[102] Beruht beispielsweise die Versäumung der Frist zur Rechtsmitteleinlegung auf dem (alleinigen) Verschulden des Verteidigers, so ist dem Angeklagten auf dessen Antrag hin ohne Weiteres Wiedereinsetzung nach § 44 StPO zu gewähren.
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Bereits im Kostenfestsetzungsverfahren soll dieses schutzwürdige Interesse des Mandanten allerdings zurücktreten.[103] Auch bei der Geltendmachung von Strafrechtsentschädigungsansprüchen soll der Mandant vor einem Verschulden des Verteidigers an einer Fristversäumnis nicht geschützt sein.[104]
Auch der Nebenkläger,[105] Privatkläger oder der Antragssteller im Klageerzwingungsverfahren muss sich nach dem allgemeinen Verfahrensgrundsatz des § 85 Abs. 2 ZPO das Verschulden seines Bevollmächtigten als eigenes zurechnen lassen.[106]



6. Schweigepflicht des Verteidigers
61

Der Verteidiger hat nicht nur einseitig für die Interessen des meist rechtsunkundigen Mandanten einzutreten (siehe Rn 32), sondern mit ihm – denn mit wem sonst? – muss dem Rechtsuchenden ein Rechtskundiger zur Seite stehen, dem er vertrauen kann. In seiner Geldwäscheentscheidung vom 30.3.2004[107] betont das BVerfG das Vertrauensverhältnis zwischen Rechtsanwalt und Mandant als „Voraussetzung für die Erfüllung des Verteidigerauftrages“. „Integrität und Zuverlässigkeit des Verteidigers sowie das Recht und die Pflicht zur Verschwiegenheit“ sind „die Grundbedingungen dafür, dass dieses Vertrauen entstehen kann“.[108] Die in § 43a Abs. 2 BRAO und § 2 BORA geregelte Verschwiegenheitspflicht ist „unverzichtbare Bedingung der anwaltlichen Berufsausübung“ und rechnet „von jeher zu den anwaltlichen Grundpflichten, die am Schutz des Art. 12 Abs. 1 S. 1 GG teilnehmen.“ „Das Ziel einer Reihe gesetzlicher Vorschriften ist es, das Verhältnis zwischen Anwalt und Mandant gegen Störungen abzusichern“. Denn „nur wenn der Beschuldigte auf die Verschwiegenheit seines Verteidigers zählen kann, ist die Vorbedingung für das Entstehen eines Vertrauensverhältnisses geschaffen, ohne die eine Strafverteidigung nicht wirkungsvoll sein kann.“[109]



7. Wahrheitspflicht des Verteidigers
62

Sowohl in Bezug auf seinen Mandanten aber auch gegenüber den sonstigen Verfahrensbeteiligten unterliegt der Verteidiger als Rechtsanwalt grundsätzlich einer generellen Wahrheitspflicht.[110] Die Wahrheitspflicht ist zweierlei.



a) Wahrheitspflicht gegenüber dem Mandanten
63

Sie verpflichtet den Anwalt gegenüber seinem Mandanten und soll das Vertrauen der Bevölkerung in die Anwaltschaft stärken. Dieses Grundvertrauen ist zugleich die Grundlage dafür, dass effektive Verteidigung erst möglich wird. Schließlich wird vom Mandanten viel verlangt, wenn er einen Verteidiger beauftragen muss. Er befindet sich als Beschuldigter eines Ermittlungsverfahrens in einer für ihn unbekannten, meist bedrohlichen, jedenfalls ungewohnten Situation, die für ihn im Einzelfall weitreichende Folgen haben kann. Neben strafrechtlichen Sanktionen kann dem Mandanten als Nebenfolge des Strafverfahrens der Verlust des Führerscheins oder der Aufenthaltserlaubnis drohen, der Verlust von Wohnung oder Arbeitsplatz, seiner Familie oder gar seiner Freiheit. Er muss sich in dieser Lage an einen Anwalt wenden können, von dem gewiss ist, dass dieser ihn nicht in der Bewertung der Situation und ihrer möglichen Folgen – aus welchen Gründen auch immer – täuscht.
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Praxistipp
Der Verteidiger darf weder versucht sein, seinen Mandanten durch Vorspiegelung guter Verteidigungschancen im Hinblick auf den Schuldspruch, noch in Bezug auf das zu erwartende Strafmaß zu „beruhigen“, auch wenn dies aus menschlicher Sorge um den derzeitigen Zustand des Mandanten geschehen soll. Ebenso ist es ihm untersagt, die Situation bedrohlicher darzustellen, zu dem Zwecke, ein gutes Verteidigerhonorar auszuhandeln. Eine Unsitte schließlich stellt es dar, dem Mandanten einen bestimmten Ausgang, gar noch konkretisiert nach dem genauen Strafmaß zu prophezeien, nur um die größte Neugierde jedes Mandanten zu befriedigen oder die besondere Erfahrung als Strafverteidiger herauszustellen.




b) Wahrheitspflicht gegenüber den sonstigen Verfahrensbeteiligten
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Aber auch gegenüber den übrigen Verfahrensbeteiligten unterliegt der Verteidiger grundsätzlich seiner Wahrheitspflicht. Sie findet jedoch ihre Grenzen in seiner Verschwiegenheitspflicht. Es gilt der Grundsatz, dass alles, was der Verteidiger sagt, wahr sein muss, er jedoch nicht alles, was wahr ist, sagen darf.[111] Dies ist auch mit der ständigen Rechtsprechung des BGH in Einklang zu bringen, wonach der Verteidiger sich jedweder aktiven Sachverhaltsverfälschung und -verdunkelung zu enthalten hat.[112]



c) Keine Wahrheitspflicht des Mandanten
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Hierin unterscheidet sich die Stellung des Verteidigers diametral von der des Beschuldigten. Dem Beschuldigten steht als Folge des nemo-tenetur-Grundsatzes[113] im Strafprozess ein umfassendes Schweigerecht zu (§ 136 Abs. 1 StPO). Entschließt der Beschuldigte sich dazu, sich unter Verzicht auf sein Schweigerecht redend zu verteidigen, so unterliegen seine Angaben keiner Wahrheitspflicht. Auch dann, wenn der Beschuldigte sich durch eine Aussage verteidigen möchte, kann er nicht dazu gezwungen werden, selbst zu seiner Überführung beizutragen.
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Soweit die fehlende Wahrheitspflicht des Beschuldigten gemeinhin als „Lügerecht“ bezeichnet wird, so ist der Begriff indes höchst irreführend. Denn der Beschuldigte zahlt für dieses „Recht“ einen hohen Preis. Dem (unschuldigen) Angeklagten wird im deutschen Strafprozess jedwede Möglichkeit genommen, seine Aussage in ihrer Bedeutung der des (Belastungs-)zeugen gleichzustellen. Da nur die Aussage des Zeugen einer (strafbewehrten) Wahrheitspflicht unterliegen kann, wird dessen Aussage grundsätzlich eine höhere Glaubhaftigkeit zugemessen, als der des Angeklagten, der sie im Gegensatz zum Zeugen eben nicht beeiden kann und von dem jeder weiß, dass er straflos lügen „darf“.[114] Nicht umsonst wurde bis vor einigen Jahren in Deutschland immer wieder über den Einsatz von Lügendetektoren zur Stärkung der Überzeugungskraft von Beschuldigtenangaben diskutiert. Diese Diskussion wurde schließlich vom BGH beendet, indem dieser wegen der Unzuverlässigkeit der bei der Anwendung eines Polygraphen zu erwartenden Ergebnisse darin ein völlig ungeeignetes Beweismittel gesehen hat.[115] Würde man dem Angeklagten, wie z.B. im angloamerikanischen Recht, die Möglichkeit an die Hand geben, sich auf seine Aussage vereidigen zu lassen, so wäre auch dies ohne Weiteres mit dem nemo-tenetur-Grundsatz zu vereinbaren, wenn und soweit man ihm hierbei nur seine Entscheidungsfreiheit belässt. Der Beschuldigte hätte dann eine echte Chance, dass seine Angaben ebenso wie die des Zeugen vor Gericht ernst genommen und sie nicht nur als lästiges Lügengebilde angesehen werden, welches es durch die Beweisaufnahme zu widerlegen gilt. Bis dahin bleibt (auch) der (unschuldige) Angeklagte in eine Verfahrensrolle gesteckt, in der er der Einzige ist, der straflos lügen darf und der deshalb von niemandem ernst genommen wird.



d) Bedeutung der Wahrheitspflicht des Verteidigers
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Dass der Verteidiger im Gegensatz zum Beschuldigten einer Wahrheitspflicht unterliegt, dient daher nicht zuletzt auch den Interessen des Mandanten. Nur so kann im Strafprozess ein echtes argumentatives Gleichgewicht zwischen dem Verteidiger einerseits und Staatsanwaltschaft und Gericht andererseits entstehen. Würde auch dem Verteidiger zugebilligt, durch unwahren Sachvortrag eine Sachverhaltsverfälschung zugunsten seines Mandanten zu betreiben, wäre damit seine Stellung im Kampf um das Recht geschwächt und es wäre um seine Glaubwürdigkeit im Vortrag geschehen.



8. Spannungsverhältnis zwischen Schweige- und Wahrheitspflicht
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Der Verteidiger muss sich zwar wahrheitsgemäß äußern, darf jedoch andererseits bei seinem Vortrag für den Mandanten nachteilige Umstände, wenn sie ihm zur Kenntnis gelangen, nicht in das Verfahren einbringen. Zwangsläufig geht damit eine Sachverhaltsverdunkelung einher. Sie erfolgt jedoch nicht aktiv und ist zwangsläufige Folge des anwaltlichen Schweigegebots als unabdingbare Voraussetzung dafür, dass der Mandant sich ihm anvertrauen kann, was eine essentielle Grundlage für eine wirksame Verteidigung darstellt.
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Diese unterschiedlichen Pflichten des Verteidigers – Schweigepflicht einerseits und Wahrheitspflicht andererseits – können ihn insbesondere dann vor unlösbar scheinende Konflikte stellen, wenn der Mandant ihm – und nur ihm – gegenüber seine Schuld eingestanden hat.[116] Entschließt sich der Mandant dann – nach sorgfältiger Beratung über die Beweislage und die möglichen Vorteile eines Geständnisses mit der sich nur hierbei ergebenden Möglichkeit, strafmildernde Umstände vorzutragen – zu einer Freispruchverteidigung, so darf der Verteidiger die ihm anvertrauten, den Mandanten belastenden Umstände nicht zu dessen Nachteil verwenden. Konfliktsituationen, die sich für den Verteidiger aufgrund seiner doppelten Pflichtenstellung als Organ der Rechtspflege und Beistand des Mandanten ergeben, hat er grundsätzlich zugunsten seiner Beistandsfunktion zu lösen.[117] Der Verteidiger wird daher grundsätzlich seiner anwaltlichen Verschwiegenheitspflicht den Vorrang auch vor seiner prozessualen Wahrheitspflicht einzuräumen haben.[118] Andernfalls wäre ein Vertrauensverhältnis zwischen Verteidiger und Mandant grundsätzlich nicht mehr gewährleistet.[119]
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Eine schwierige Güterabwägung wird der Verteidiger indes vorzunehmen haben, wenn er um die Schuld seines Mandanten weiß und Kenntnis davon erlangt, dass ein Anderer unschuldig wegen des vom Mandanten begangenen Delikts möglicherweise gar zu lebenslanger Freiheitsstrafe verurteilt wurde.[120] Dies dürfte allerdings ein Extrembeispiel darstellen, das zu erleben keinem Verteidiger zu wünschen ist.



III. Problemfelder der Mandatsübernahme
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Zu prüfen hat der Rechtsanwalt vor einer Annahme des an ihn herangetragenen Mandats stets, ob einer vertraglichen Bindung nicht tatsächliche oder rechtliche Hinderungsgründe in seiner Person entgegenstehen. Der Verteidiger muss sich genau überlegen, ob ihn emotionale, fachliche oder organisatorische Gründe in seiner Person an einer sachgerechten Verteidigung des Mandanten hindern (siehe Rn 73 ff.). Auch können der Mandatsübernahme rechtliche Gründe, insbesondere § 43a BRAO, § 3 BORA (Interessenkollision, siehe Rn 78 ff.) oder die Vorschrift des § 146 StPO (Verbot der Mehrfachverteidigung) entgegenstehen (siehe Rn 85 ff.). Entschließt sich der Rechtsanwalt zur Mandatsannahme, so muss er die strafrechtlichen Risiken der Verteidigungstätigkeit kennen, um eine sachgerechte Verteidigung innerhalb der zulässigen Grenzen des Verteidigerhandelns gewährleisten zu können (siehe Rn 102 ff.).



1. Tatsächliche Hinderungsgründe des Verteidigers

a) Emotionale Hinderungsgründe
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Es ist nicht jedermanns Sache, sich in bestimmten Deliktsbereichen mit voller Kraft für die Interessen seines Mandanten einzusetzen. Gerade im Bereich des sexuellen Missbrauchs von Kindern oder bei politisch motivierten Straftaten haben viele Kollegen – menschlich verständliche – „Berührungsängste“ und befürchten, das Ansehen der Kanzlei könne darunter leiden, wenn sie für die Interessen ihres Mandanten eintreten, sich mit ihm in den Augen der Öffentlichkeit „verbünden“, mit ihm quasi „in einen Topf“ geworfen werden. Selbst von Staatsanwälten wird man vereinzelt gefragt, wie man „so jemanden“ denn mit gutem Gewissen verteidigen könne. Auch der Hinweis, dass der Rechtstaat gegenüber jedermann Geltung beanspruche, hilft hier manchmal nicht weiter. Fühlt sich der Verteidiger bei der Übernahme eines derartigen Mandats „unwohl“, so ist es ihm keinesfalls versagt, derartige Mandate abzulehnen und er muss dies tun, wenn er Zweifel daran hat, die Verteidigung mit vollem Einsatz führen zu können. Auch hier können – wenn auch unbewusst – eigennützige Motive beim Verteidiger auftreten, die der Mandatsannahme entgegenstehen.



b) Fachliche Hinderungsgründe
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Der Rechtsanwalt wird schließlich auch zu beurteilen haben, ob er fachlich in der Lage ist, eine wirksame und effektive Verteidigung zu gewährleisten. In Zeiten großer Anwaltsdichte werden auch komplizierte Strafmandate nicht selten von Kollegen angenommen, deren fachliche Kompetenz in erster Linie zivilrechtlich ausgerichtet ist. Die Gefahr der Begründung von Schadensersatzansprüchen wegen Schlechterfüllung des Verteidigerauftrags ist indes größer, als gemeinhin angenommen (siehe Rn 39 ff.). Der vorwiegend auf anderen Rechtsgebieten tätige Kollege muss daher, wenn er sich zur Übernahme des ihm angetragenen Strafmandats entschließt, besondere Sorgfalt walten lassen und gewissenhaft prüfen, ob er den damit verbundenen erhöhten Tätigkeitsaufwand leisten kann. Ihn treffen dieselben Pflichten aus dem Anwaltsvertrag wie einen im Strafrecht besonders qualifizierten Kollegen (vgl. Rn 39 ff.). Es stellt eine Selbstverständlichkeit dar, dass er über die aktuelle einschlägige Kommentierung verfügt. Werke wie das vorliegende sollen ihm die praktische Umsetzung der strafprozessualen Normen und der hierzu vorliegenden aktuellen Rechtsprechung erleichtern.



c) Organisatorische Hinderungsgründe
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Besonders in sog. Umfangs- bzw. Großverfahren wird der Anwalt zudem sicherzustellen haben, dass die organisatorischen Gegebenheiten eine sachgerechte Mandatsbearbeitung erlauben. Gerade in Wirtschaftsstrafsachen ist der Umfang der Ermittlungsakten oft enorm. Der Verteidiger muss damit rechnen, dass die Gewährung von Akteneinsicht ihn vor die Situation stellen kann, plötzlich zig Aktenordner in Umzugskisten in seiner Kanzlei zu haben, von denen er in angemessener Zeit Fotokopien zu fertigen und diese zu sichten hat. Bei sehr umfangreichen Akten dürfte es mittlerweile zum Standard gehören, den gesamten Aktenbestand als pdf-Dateien einzuscannen, um in der Hauptverhandlung mühelos auf den vollständigen, auf dem Laptop gespeicherten Akteninhalt zugreifen zu können.
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Derartige Verfahren, aber beispielsweise auch Mandate in Wiederaufnahme- und Revisionsverfahren führen wegen des damit verbundenen besonderen Tätigkeitsaufwandes häufig dazu, dass die Bearbeitung anderer Mandate für einen gewissen, i.d.R. zunächst nicht zu überschauenden Zeitraum, zurück zu stehen hat. Die Annahme eines Verteidigerauftrags darf jedoch keinesfalls dazu führen, dass die Bearbeitung anderer Mandate notleidend wird.
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Entschließt sich der Anwalt zur Übernahme der ihm angetragenen Verteidigung, so muss er sie mit allen damit einhergehenden Konsequenzen führen und hierzu auch in jeder Hinsicht in der Lage sein. Kann er absehen, dass möglicherweise eine Konstellation entstehen könnte, die ihn an der Annahme gehindert hätte, so darf er nicht darauf vertrauen, dass diese nicht eintritt, sondern er muss das Mandat ablehnen, auch wenn es ihm schwerfallen mag.



2. Rechtliche Hinderungsgründe des Verteidigers

a) Interessenkollision (§ 43a Abs. 4 BRAO, § 3 BORA)
78

Vor der Annahme eines Verteidigerauftrags hat der Anwalt gewissenhaft zu prüfen, ob der Ausübung des ihm angetragenen Mandats nicht eine derzeitige oder frühere Tätigkeit in anderer Sache entgegensteht. Ein Verbot der Vertretung widerstreitender Interessen enthalten zum einen die berufsrechtlichen Regelungen der § 43a Abs. 4 BRAO, § 3 BORA. Schutzgut dieser Vorschriften ist das individuelle Vertrauensverhältnis zwischen Anwalt und Mandant und die Geradlinigkeit der anwaltlichen Berufsausübung im Interesse einer funktionierenden Rechtspflege.[121]
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Gemäß § 43a Abs. 4 BRAO darf der Rechtsanwalt „keine widerstreitenden Interessen“ vertreten.[122] Dieses Verbot wird in § 3 Abs. 1 BORA weiter konkretisiert: der Rechtsanwalt darf grundsätzlich nicht tätig werden, wenn er – gleich in welcher Funktion – eine andere Partei in „derselben Rechtssache“ im widerstreitenden Interesse berät oder vertritt, bzw. bereits beraten oder vertreten hat.
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Der Begriff „derselben Rechtssache“ ist dabei ebenso (weit) auszulegen wie bei § 356 StGB (siehe Rn 141 f.). Unter Rechtssache ist jede rechtliche Angelegenheit zu verstehen, die zwischen mehreren Beteiligten mit möglicherweise entgegenstehenden rechtlichen Interessen nach Rechtsgrundsätzen behandelt werden soll.[123] Dieselbe Rechtssache liegt insbesondere auch dann vor, wenn in verschiedenen Verfahren derselbe einheitliche Lebenssachverhalt von Bedeutung ist,[124] mag sich die Vertretung auch auf unterschiedliche Rechtsgebiete erstrecken. Die § 43a BRAO, § 3 Abs. 1 BORA (und auch § 356 StGB) sind etwa zu bejahen bei gleichzeitiger oder aufeinander folgender Vertretung von Täter und Opfer. So kann der Verteidiger des wegen eines Verkehrsdelikts beschuldigten Unfallverursachers nicht dessen Beifahrer im Zivilrechtsstreit gegen die Haftpflichtversicherung des Beschuldigten vertreten.[125]
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Wann ein Interessenwiderstreit besteht, klären die § 43a BRAO, § 3 BORA nicht. Es ist streitig, ob das Vorliegen einer Interessenkollision alleine nach der objektiven Interessenlage,[126] ausschließlich subjektiv anhand der Zielsetzung der Parteien,[127] oder aufgrund einer Mischung beider Aspekte[128] zu beurteilen ist. Gerade im Strafverfahren ist jedenfalls eine rein subjektive Betrachtungsweise angesichts des dort geltenden Untersuchungsgrundsatzes kaum denkbar[129] und wäre der Rechtssicherheit abträglich. Im Übrigen scheinen die Auffassungen der Gerichte stark vom Einzelfall geprägt zu sein. In Zweifelsfällen empfiehlt es sich allemal, soweit dies die Zeit erlaubt, eine Auskunft der zuständigen Rechtsanwaltskammer einzuholen, andernfalls von der Übernahme des Mandats vorsichtshalber abzusehen.
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Ein berufsrechtliches Vertretungsverbot kann sich auch aus der Vorbefasstheit in Sozietät oder Bürogemeinschaft verbundener Kollegen ergeben. Deshalb wurden die Grundsätze für die Annahme einer Interessenkollision zunächst ohne Weiteres auch auf Sozietäten und Bürogemeinschaften erstreckt (§ 3 Abs. 2 BORA). Das BVerfG hat die Vorschrift des § 3 Abs. 2 BORA in seiner Sozietätswechslerentscheidung vom 3.7.2003[130] in ihrer Grundsätzlichkeit für verfassungswidrig erklärt, woraufhin die Satzungsversammlung der deutschen Anwaltschaft nunmehr mit Beschluss vom 7.11.2005 die Vorschrift des § 3 Abs. 2 BORA nach den Vorgaben des BVerfG neugestaltet hat. Danach soll das Verbot des § 3 Abs. 1 BORA wie bislang auch bei Sozietäten und Bürogemeinschaften gelten, jedoch nunmehr mit der Möglichkeit, das Mandat im Einzelfall zu übernehmen, wenn und soweit die betroffenen Mandanten in den widerstreitenden Mandaten sich nach umfassender Information hiermit ausdrücklich einverstanden erklärt haben und auch Belange der Rechtspflege dem nicht entgegenstehen. Sowohl die Information der betroffenen Mandanten, als auch die Einverständniserklärung sollen in Textform erfolgen.
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Ein Verstoß des Rechtsanwalts gegen § 43a BRAO, § 3 Abs. 1 BORA führt unweigerlich zur Nichtigkeit des Anwaltsvertrags,[131] sodass der Rechtsanwalt seinen Vergütungsanspruch verliert. Nach § 3 BRAO besteht die Pflicht zur Niederlegung des Mandats. Zudem drohen dem Rechtsanwalt anwaltsgerichtliche Maßnahmen i.S.d. § 114 BRAO und schlimmstenfalls ein Strafverfahren wegen Parteiverrats.
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Verfahrensrechtlich hat der Verstoß allein gegen die berufsrechtlichen Vorschriften insoweit keine Folgen, als eine Zurückweisung des Verteidigers durch das Gericht hiermit nicht begründet werden kann.[132] Im Falle der Pflichtverteidigung kann das Gericht allerdings von einer Beiordnung gem. § 142 Abs. 1 S. 3 StPO aus wichtigem Grund absehen, wenn konkrete Umstände ergeben, dass ein Interessenkonflikt besteht, der es dem Verteidiger nicht erlaubt, die Verteidigung mit vollem Einsatz zu führen.[133]



b) Verbot der Mehrfachverteidigung (§ 146 StPO)
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Für den Strafprozess enthält die Vorschrift des § 146 StPO das – seit dem 1. StVRErgG 1974 keiner Einzelfallprüfung mehr unterliegende, sondern nunmehr kraft Gesetzes schlechthin angeordnete – Verbot der Mehrfachverteidigung. Unter den dort genannten Voraussetzungen wird das Vorliegen eines Interessenwiderstreits unwiderlegbar vermutet. Sie führen zu einem Verteidigerausschluss nach § 146a StPO. Zu unterscheiden sind danach zwei Konstellationen.



aa) Prozessuale Tatidentität (§ 146 S. 1 StPO)
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Nach § 146 S. 1 StPO kann ein Rechtsanwalt nicht (gleichzeitig) mehrere Beschuldigte verteidigen, die derselben Tat verdächtig sind (prozessuale Tatidentität). Der Tatbegriff entspricht dabei dem des § 264 StPO. Auf die Verfahrensidentität kommt es hierbei nicht an, sodass die Vermutung des § 146 StPO ebenso greift, wenn gegen mehrere derselben Tat Beschuldigte in getrennten Verfahren ermittelt wird.[134]



bb) Verfahrensidentität (§ 146 S. 2 StPO)
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Dem Rechtsanwalt ist nach § 146 S. 2 StPO zudem die (zeitgleiche) Verteidigung mehrerer Beschuldigter in einem einheitlich geführten Verfahren untersagt (Verfahrensidentität). Insoweit spielt es keine Rolle, ob der Tatverdacht auf eine einheitliche prozessuale Tat gerichtet ist. Bei mehreren Taten tritt die Unzulässigkeit der Verteidigung mit Verbindung der Verfahren durch die Staatsanwaltschaft bzw. das Gericht ein.
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Praxistipp
Die Verbindung kann sich jedoch dann als unzulässige staatliche Einflussnahme auf das Vertrauensverhältnis zwischen Verteidiger und Beschuldigtem erweisen, wenn der Beschuldigte hierdurch den Verteidiger seines Vertrauens verliert.[135]
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Bei einer Verfahrensverbindung nach § 237 StPO greift § 146 S. 2 StPO nicht ein, da die verbundenen Verfahren prozessual selbstständig bleiben[136] bzw. diese gegen den Grundsatz fairen Verfahrens und den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz verstoßen würde, wenn sie zur Unzulässigkeit der Verteidigung i.S.d. § 146 StPO führen würde.[137] Kein Fall des § 146 StPO ist gegeben, wenn mehrere Beschuldigte von verschiedenen Angehörigen einer Sozietät verbeistandet werden.[138]



c) Sukzessive Mehrfachverteidigung
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Die sog. sukzessive Mehrfachverteidigung ist dem Verteidiger grundsätzlich nicht versagt, da § 146 StPO dem Verteidiger seit der seit dem 1.4.1987 geltenden Neufassung der Vorschrift nur noch die gleichzeitige Verteidigung mehrerer Mitbeschuldigter i.w.S. untersagt. Die Übernahme der Verteidigung eines Mitbeschuldigten ist dem Verteidiger daher dann nicht nach § 146 StPO verwehrt, wenn er zwar zuvor einen anderen Mitbeschuldigten verteidigt hat, er jedoch bei Annahme eines weiteren Mandats rechtlich nicht mehr in der Lage dazu ist, für diesen Verteidigertätigkeit zu entfalten, der Verteidigerauftrag mithin endgültig beendet ist.[139] Ist das der Fall, so ist es nicht erforderlich, dass das Verfahren gegen den früheren Beschuldigten abgeschlossen ist. Die Neufassung der Vorschrift gestattet daher den Mandatswechsel während des laufenden Verfahrens.[140] Der Verteidiger wird daher im Einzelfall vor der Übernahme des angetragenen Mandats sorgsam zu prüfen haben, ob das kollidierende Mandat tatsächlich beendet, ihm also eine Verteidigung in dieser Sache tatsächlich rechtlich nicht mehr möglich ist (siehe Rn 25 ff.).
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Dagegen wird teilweise die Auffassung vertreten, bereits jeder rechtskräftige Verfahrensabschluss des früheren Verfahrens eröffne dem Verteidiger die Möglichkeit der Übernahme eines neuen Mandats zur sukzessiven Mehrfachverteidigung, da § 146 StPO nach seinem Wortlaut lediglich an die Beschuldigtenstellung anknüpfe, die mit Verfahrensabschluss ende.[141] Diese Mindermeinung entspricht jedoch weder der Gesetzesbegründung[142] noch dem Schutzweck des § 146 StPO und wird daher zu Recht überwiegend abgelehnt. Nach rechtskräftigem Verfahrensabschluss darf ein weiterer Tatbeteiligter ohne Verstoß gegen § 146 StPO verteidigt werden, sofern der frühere Beschuldigte nicht noch weiterhin im Rahmen der Strafvollstreckung verteidigt wird.[143]
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Praxistipp
Dem Verteidiger bleibt jedenfalls immer die Möglichkeit, durch ordentliche Beendigung des vorherigen Mandats die verfahrensrechtlichen Voraussetzungen für die Übernahme der Verteidigung eines Mitbeschuldigten zu schaffen. Um Irritationen zu vermeiden, sollte er bereits im Rahmen seiner Verteidigungsanzeige auf die erfolgte Beendigung des andernfalls kollidierenden Mandats hinweisen.
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Völlig unabhängig von der strafprozessualen Seite wird auch eine nach § 146 StPO grundsätzlich zulässige sukzessive Mehrfachverteidigung mit Blick auf § 43a BRAO, § 3 BORA immer dann zu unterbleiben haben, wenn der spätere Eintritt einer Interessenkollision zu dem früheren Mandanten im Rahmen der nunmehrigen Verteidigung nicht gänzlich ausgeschlossen werden kann. Auch eine sukzessive Verteidigung außerhalb der Grenzen des § 146 StPO kann sich für den Verteidiger als Parteiverrat nach § 356 StGB darstellen (siehe Rn 135).[144]



d) Ausschließung des Verteidigers (§ 146a StPO)
94

Folge eines Verstoßes gegen § 146 StPO ist die Unzulässigkeit derjenigen Verteidigung, die den Interessenskonflikt auslöst. Bei gleichzeitiger Beauftragung bedeutet dies, dass beide Verteidigungen unzulässig sind;[145] ansonsten gilt dies nach h.M. nur für die zeitlich nachfolgende.[146] Das Gericht ist im Falle eines Verstoßes gegen § 146 StPO zur Zurückweisung des Verteidigers verpflichtet (§ 146a StPO), wobei ihm zuvor Gelegenheit gegeben werden soll, die Verteidigungsverhältnisse so zu klären, dass es seiner förmlichen Zurückweisung durch Beschluss nicht mehr bedarf.[147] Soweit dem Verteidiger dann noch die Möglichkeit einer internen Mitarbeit bei einem anderen Verteidiger ohne eigene Außenwirkung verbleiben soll,[148] so wird ihn jedenfalls das Berufsrecht hieran hindern. Jedwede Verteidigung mit Außenwirkung ist ihm bereits nach § 146 StPO untersagt.
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Der zugrunde liegende Anwaltsvertrag ist im Falle des § 146 StPO nichtig mit der Folge, dass der Verteidiger seinen Honoraranspruch verliert.[149] Dies gilt unabhängig davon, ob eine förmliche Zurückweisung der Verteidigung durch das Gericht erfolgt ist oder nicht.[150]
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Die Ausschlussgründe des § 146 StPO führen allerdings nicht bereits kraft Gesetzes zur Unwirksamkeit der Prozesshandlungen des Verteidigers. Denn „erst mit der Zurückweisung des Verteidigers durch das Gericht wird die Unzulässigkeit der Ausübung der Verteidigung durch ihn evident und damit für das Verfahren, gegebenenfalls auch bereits für eine Prozesshandlung, die den unmittelbaren Anlass zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Verteidigung und damit zur Zurückweisung gegeben hatte, wirksam“.[151]
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Eine analoge Anwendung des § 146 StPO auf andere Fälle eines Interessenwiderstreits ist ausgeschlossen. Insbesondere ist, wie bereits oben dargelegt wurde (siehe Rn 86 f.), der Anwendungsbereich auf Beschuldigte beschränkt. Nicht erfasst wird daher beispielsweise die Verteidigung und gleichzeitige Zeugenverbeistandung innerhalb eines Verfahrens. Derartigen Interessenkollisionen muss der Verteidiger nach dem gesetzgeberischen Willen, unter Berücksichtigung des anwaltlichen Berufsrechts und der strafrechtlichen Vorschriften selbst gerecht werden; eine Zurückweisung nach § 146a StPO scheidet in solchen Fällen aus.[152] Die Gefahr einer Strafbarkeit wegen Parteiverrats ist für den Verteidiger jedoch in diesem Fall allgegenwärtig, da auch der der Tat verdächtige Zeuge „Partei“ i.S.d. § 356 StGB ist.[153]
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Praxistipp
Bei der Beratung eines Zeugen in dem gegen den Mandanten geführten Strafverfahren sollte der Verteidiger daher mit äußerster Zurückhaltung agieren und sich auf die Empfehlung beschränken, der Zeuge möge einen Kollegen mit seiner Vertretung beauftragen (siehe Kap. 2 Rn 449 f.).




e) Sockelverteidigung
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Obgleich das Verbot der Mehrfachverteidigung eigentlich dem Schutz des Mandanten vor schlechter Verteidigung dienen soll,[154] so bringt es diesem doch auch Nachteile.[155] Gerade in umfangreichen Ermittlungsverfahren gegen eine Vielzahl von Beschuldigten besteht nicht nur ein Ungleichgewicht zwischen dem allseits informierten sachbearbeitenden Staatsanwalt und der Zersplitterung der Verteidigerseite mit einer Vielzahl von Anwälten. Auch ist ein auf dem jeweiligen Gebiet erfahrener Verteidiger oftmals für einen potentiellen Mandanten bereits „verbrannt“, weil er mit dem Verfahren schon im Auftrag eines anderen Beschuldigten betraut ist. Letztlich erhöhen sich nicht nur der Aufwand auf Verteidigerseite, sondern damit zugleich auch die Kosten für die betroffenen Beschuldigten. Diejenigen Fälle, in denen die Verteidigung lediglich eines Mitbeschuldigten ausreichend erscheint, weil sie sich faktisch und zwangsläufig auch auf die übrigen Mitbeschuldigten auswirkt, sind eher selten, unabhängig davon, dass der Verteidiger jeweils ausschließlich die Interessen seines eigenen Mandanten zu beachten hat. Ausgeglichen werden können diese Nachteile – bis auf die Kostenproblematik – durch das Institut der Sockelverteidigung.[156] Dabei handelt es sich um einen Zusammenschluss mehrerer Verteidiger verschiedener Beschuldigter desselben Verfahrens mit einer gemeinsamen Zielsetzung im Rahmen einer „Verhaltenskoordinierung“. Die Sockelverteidigung kann sich insbesondere dann als notwendig erweisen, wenn die Interessenlage der Beschuldigten weithin identisch sind, ihre Verteidigungsmöglichkeiten sich überwiegend gleichen und die Koordination des Prozessverhaltens geeignet ist, die Verteidigungschancen jedes einzelnen Beschuldigten erheblich zu erhöhen.[157] Unabdingbare Voraussetzung für eine Sockelverteidigung ist es hierbei, dass jeder einzelne Verteidiger das Interesse seines eigenen Mandanten mit der gemeinsamen Zielsetzung in Einklang zu bringen vermag. Die Vorteile bestehen in einem verlässlichen Informationsaustausch untereinander und (für die Dauer der Sockelverteidigung bindenden) Absprachen im Verteidigungsverhalten im Sinne einer gemeinsamen Verteidigungsstrategie.
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So ist es beispielsweise ohne Weiteres zulässig, Stellungnahmen gegenüber den Strafverfolgungsbehörden untereinander abzustimmen und die jeweils hierzu benötigten Informationen und die (vor-)gefertigten Schriftsätze zu diesem Zweck miteinander auszutauschen.[158] Auch dass der eine Verteidiger, ggf. gemeinsam mit seinem Mandanten an Gesprächen teilnimmt, die der andere Verteidiger mit seinem Mandanten führt, ist per se nicht zu beanstanden.[159] Man muss sich dann aber stets vor Augen halten, dass der Mandant des Kollegen ein zu wahrheitsgemäßer Aussage verpflichteter Zeuge wird, wenn er den Beschuldigtenstatus z.B. durch rechtskräftiges Urteil verliert. Der Verteidiger muss hierbei immer und zu förderst die Interessen seines eigenen Mandanten im Auge haben und jedwedes kooperatives Vorgehen diesem Interesse unterordnen. Die Grenzen des Verteidigers innerhalb der Sockelverteidigung bestimmen sich damit auch aus dem Innenverhältnis zum eigenen Mandanten.
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Gehen die Interessen des eigenen Mandanten und diejenigen der übrigen Beschuldigten auseinander, so muss der Verteidiger sich unverzüglich von der Sockelverteidigung lösen und die übrigen Verteidiger ausdrücklich hierüber in Kenntnis setzen. Ein Verteidiger, der die aus der Sockelverteidigung gewonnenen Informationen dazu gebraucht, die übrigen Verteidiger im Glauben auf den Fortbestand der Sockelverteidigung zu lassen und ihnen zugleich entgegen den getroffenen Absprachen in den Rücken fällt (Geständniswettlauf), verhält sich in höchstem Maße unkollegial. Dies ändert jedoch nichts daran, dass die Informationen über das Verteidigungsverhalten der Mitbeschuldigten grundsätzlich freiwillig in die Sockelverteidigung eingebracht wurden. Damit sind sie ohne Weiteres verwertbar, wovon der Verteidiger ggf. nach erfolgter Aufkündigung der Sockelverteidigung im Interesse seines Mandanten Gebrauch zu machen hat. Jede Sockelverteidigung birgt daher für den Fall ihrer (vorzeitigen) Beendigung ein nicht unerhebliches Risiko für den eigenen Mandanten, über das er vom Verteidiger aufzuklären ist.



IV. Strafrechtliche Risiken bei der Verteidigertätigkeit
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Die griffige These, der (engagierte) Verteidiger eines Beschuldigten stehe bei Ausübung seiner Tätigkeit selbst immer mit einem Fuß im Gefängnis, ist im Ergebnis unzutreffend, sofern der Verteidiger um die Grenzen der Zulässigkeit seines Tuns weiß und danach handelt. Im Kern beschreibt sie jedoch treffend die besondere Stellung, die der Strafverteidiger im Gegensatz zu den sonstigen Vertretern der Anwaltschaft einnimmt. Nur seine Form der Berufsausübung ist davon gekennzeichnet, dass sie zwangsläufig vor den Augen der Strafverfolgungsbehörden ausgeübt wird mit dem Ziel, den Mandanten vor einer Durchsetzung des staatlichen Strafanspruchs zu bewahren (siehe Rn 108).
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„Strafverteidigung ist bereits ihrer Natur nach auf den Schutz des Beschuldigten vor Anklage, Verhaftung und Verurteilung ausgerichtet“.[160] Der Verteidiger hat qua seines Auftrags einen Widerpart zur Justiz einzunehmen und dem staatlichen Strafanspruch im Interesse seines Mandanten entgegen zu wirken. Je engagierter eine Verteidigung geführt wird, desto eher rückt auch der Verteidiger in das Visier der Strafverfolgungsorgane. Diese haben nicht in erster Linie ein Interesse daran, dass ihre – oftmals vorschnelle – Gewissheit von der Schuld des Mandanten durch den Verteidiger in Zweifel gezogen wird. Der Verteidiger hat indes darauf hinzuwirken, dass dem Prozessrecht der gleiche Stellenwert wie dem materiellen Recht eingeräumt wird mit der Folge, dass ggf. ein offensichtlich schuldiger Mandant strafrechtlich nicht zur Verantwortung gezogen werden darf.
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Dabei müssen die Fälle echter „Konfliktverteidigung“[161] als einer missbräuchlichen Inanspruchnahme des Prozessrechts zur Durchsetzung verfahrensfremder Ziele noch keineswegs tangiert sein. Der Verteidiger steht vielmehr qua seiner Beistandsfunktion immer im Lager des Beschuldigten und ihm wird bereits deshalb seitens der Justiz oftmals von vorneherein mit einem besonderen Misstrauen begegnet, auch wenn das Verhalten des Verteidigers selbst hierfür objektiv keinen begründeten Anlass gibt.
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Diese besondere Situation, der sich unter der Anwaltschaft nur der Strafverteidiger ausgesetzt sieht, darf ihn keinesfalls von seinem Auftrag abhalten, die ihm übertragene Verteidigung engagiert und mit aller Konsequenz zu führen. Sieht er sich hierzu nicht in der Lage, so darf er nicht stattdessen eine eigennützige Verteidigung entgegen den Interessen des eigenen Mandanten führen. Seine Rechtskenntnisse müssen es ihm vielmehr ermöglichen, die zulässigen Grenzen der Verteidigung im Interesse des Mandanten optimal zu nutzen, keinesfalls jedoch zu überschreiten.
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Ebenso, wie „die Wahrheit nicht um jeden Preis, sondern nur auf justizförmige Weise, d.h. in einem rechtsstaatlichen Verfahren erforscht werden darf“[162] (vgl. § 136a StPO), ist es auch dem Verteidiger untersagt, eine Verteidigung außerhalb des geltenden Rechts zu führen. Dies stellt sich als Selbstverständlichkeit dar. Die Grenzziehung zwischen (noch) zulässigem und (schon) unzulässigem Verteidigerhandeln ist hierbei jedoch vielfach schwer auszumachen.



1. Strafvereitelung (§ 258 StGB)
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Strafvereitelung begeht, wer absichtlich oder wissentlich vereitelt, dass ein Beschuldigter wegen einer rechtswidrigen Tat bestraft wird (§ 258 Abs. 1 StGB). Wegen Vollstreckungsvereitelung wird bestraft, wer absichtlich oder wissentlich die Vollstreckung der verhängten Strafe vereitelt (§ 258 Abs. 2 StGB).



a) Abgrenzung Strafverteidigung/Strafvereitelung
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Die Tätigkeit des Strafverteidigers ist bereits aufgrund seiner Aufgabenbestimmung davon geprägt, der strafrechtlichen Verfolgung des Mandanten entgegen zu wirken und letztlich – soweit prozessual möglich – seine Bestrafung zu verhindern. Die optimale Erfüllung des Verteidigerauftrags müsste demnach (beim schuldigen Mandanten) immer auch den Tatbestand der Strafvereitelung verwirklichen. Der Beschuldigte selbst kann eine Strafvereitelung zu seinen Gunsten zwar nicht begehen, sondern handelt zum Zwecke des (straflosen) Selbstschutzes,[163] der Verteidiger hingegen grundsätzlich sehr wohl. Dass der Strafverteidiger indes nicht dazu verpflichtet sein kann, sich bereits qua seines Auftrags zwangsläufig wegen Strafvereitelung strafbar zu machen, versteht sich von selbst. „Verteidigung ist nicht Vereitelung, sondern Bedingung rechtsstaatlichen Strafens“.[164]
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Als grundlegend zur Abgrenzung erlaubter (strafloser) Strafverteidigung von unzulässiger (strafbarer) Strafvereitelung sind insbesondere zwei Entscheidungen des BGH aus den Jahren 1992[165] und 2000[166] anzusehen. In diesen Entscheidungen betont der BGH, dass das in der Stellung des Verteidigers im Strafprozess innewohnende Spannungsverhältnis zwischen Organstellung und Beistandsfunktion einer besonderen Abgrenzung zwischen erlaubtem und unerlaubtem Verhalten in Bezug auf den Straftatbestand der Strafvereitelung erforderlich mache.[167] Einerseits dürfe der Verteidiger grundsätzlich alles tun, was seinem Mandanten nützt, soweit er sich hierbei in dem ihm vom Prozessrecht vorgegebenen Rahmen halte. Standesrechtlich zulässiges Verhalten sei in der Regel prozessual nicht zu beanstanden, standesrechtlich unzulässiges Verhalten führe allerdings nicht ohne Weiteres zur Strafbarkeit.[168] Soweit ein Strafverteidiger prozessual zulässig handle, könne sein Verhalten schon nicht den objektiven Tatbestand des § 258 StGB erfüllen und wirke nicht erst rechtfertigend.[169] Der Verteidiger habe sich jedoch hierbei jedweder aktiver Verdunkelung und Verzerrung des Sachverhalts zu enthalten.[170] Pflichtgemäßes Verteidigerverhalten liege insbesondere dann nicht mehr vor, wenn sich lediglich der Anschein zulässiger Verteidigung ergibt, in Wirklichkeit indessen ausschließlich verfahrensfremde Zwecke verfolgt werden.[171] Insbesondere eine bewusste Verfälschung von Beweismitteln sei ihm untersagt.[172]
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Dass sich bei dieser weniger konkretisierenden, denn umschreibenden Abgrenzung (noch) zulässigen von (schon) strafbaren Verteidigerhandelns für den Verteidiger schwierige Situationen ergeben können, räumt der BGH ein. Er meint indes, dass darin zu erblickende „Unstimmigkeiten“ durch eine sorgfältige und strenge Prüfung der Frage ausgeräumt werden könnten, ob – zumindest – bedingt vorsätzliches Verhalten des Verteidigers hinsichtlich der Vortat vorliege.[173] Zudem sei regelmäßig davon auszugehen, dass ein Strafverteidiger als Organ der Rechtspflege strafbares Verhalten nicht billigt und er daher regelmäßig mit dem inneren Vorbehalt handelt, das Gericht werde die Glaubhaftigkeit der (zweifelhaften) Aussage des benannten Zeugen oder der Echtheit der von ihm vorgelegten (ebenso zweifelhaften) Urkunden einer kritischen Prüfung unterziehen.[174] Gerade auch an den Nachweis der Vereitelungsabsicht i. S. d. § 258 StGB seien daher im Hinblick auf die besondere Stellung des Strafverteidigers regelmäßig erhöhte Anforderungen zu stellen.[175]
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Diese Formulierungen des BGH können nicht befriedigen, benötigt der Verteidiger doch eine klare Abgrenzung des Rahmens, innerhalb dem er die Verteidigung führen kann – und muss! Zu Recht betont der BGH das Spannungsverhältnis, in dem der Verteidiger sich aufgrund der ihm von der Strafprozessordnung zugedachten Stellung befindet. Dabei weist er ebenso zutreffend auf die Verpflichtung des Strafverteidigers hin, seinen Mandanten „bestmöglich“ zu verteidigen (siehe Rn 34).[176] Er verlangt vom Verteidiger, dass er ihm zugängliche Beweismittel zugunsten seines Mandanten in den Prozess einbringt, auch wenn er dabei zunächst objektiv strafbar handeln möge und verweist ihn darauf, dass „Unstimmigkeiten“ auf der Vorsatzseite „ausgeräumt“ werden könnten.[177]
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Damit wird dem Verteidiger in der Praxis eine schwierige Aufgabe aufgebürdet. Er muss die (teilweise unklaren) Grenzen zulässigen Verteidigerhandelns nicht nur tunlichst einhalten, sondern sie zugleich auch bis zum Randbereich zulässiger Verteidigung ausschöpfen, um dem Anspruch des Mandanten auf optimale Verteidigung zu entsprechen. Im Klartext bedeutet dies, dass der Strafverteidiger kraft seines Auftrags dazu verpflichtet ist, im Zweifel bis an die Grenzen eigener Straffälligkeit zu verteidigen – aber auch nicht darüber hinaus! Dabei bleibt zumindest festzustellen, dass bei auftretenden Konflikten, die sich für den Verteidiger aus seiner doppelten Pflichtenstellung als selbstständiges Organ der Rechtspflege und einseitigem Beistand des Beschuldigten ergeben, grundsätzlich der Beistandsfunktion der Vorzug gebührt,[178] der Verteidiger also in erster Linie die subjektiven Rechte des Mandanten zu wahren und den Schwerpunkt seiner Tätigkeit auf die den Mandanten entlastenden Umstände zu legen hat.[179]
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Im Übrigen wird sich der Strafverteidiger letztlich an der bestehenden Kasuistik zu orientieren haben, muss sich dabei jedoch bewusst sein, dass sie in vielen Fällen hoch umstritten ist.[180] Die Grenzen (noch) zulässiger Strafverteidigung zur (schon) unzulässigen Strafvereitelung zeigen sich sowohl beim Umgang mit dem Mandanten, als auch bei der Beschaffung und Verwendung persönlicher oder sachlicher Beweismittel und schließlich in der Ausübung oder Überschreitung prozessualer Rechte der Verteidigung.



b) Information des Mandanten
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Erste Schwierigkeiten ergeben sich bereits bei der Information des Mandanten. Sachgerechte Strafverteidigung setzt voraus, dass der Beschuldigte weiß, worauf sich der gegen ihn erhobene Vorwurf stützt. Nur dann kann der Mandant eine freie, seinen Interessen dienende Entscheidung über das weitere Vorgehen treffen. Der Verteidiger ist deshalb in der Regel nicht nur berechtigt, sondern auch verpflichtet, dem Beschuldigten zu Verteidigungszwecken mitzuteilen, was er aus den Akten erfahren hat.[181] Im gleichen Umfang, wie er ihm den Akteninhalt mitteilen darf, ist er prozessual auch berechtigt, dem Beschuldigten Aktenauszüge und Abschriften aus den Akten auszuhändigen.[182] Dies steht in Einklang mit der insoweit maßgeblichen gesetzlichen Regelung des § 32f Abs. 5 Satz 2 StPO.[183] 
Die Überlassung von Aktenteilen wie auch die mündliche Information hierüber soll dem Verteidiger jedoch dann verwehrt sein, wenn die Weitergabe der Information den Untersuchungserfolg gefährden könnte (insbesondere bei in den Akten enthaltenen Hinweisen auf eine bevorstehende Verhaftung oder Durchsuchung).[184] 
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Dem ist mit aller Entschiedenheit entgegen zu treten.[185] Denn damit verlangt der BGH vom Verteidiger, seinen Mandanten sehenden Auges dem Staatsanwalt „ans Messer zu liefern“,[186] um ihm später zu offenbaren, dass er von der Verhaftung oder Durchsuchung bereits zuvor informiert war, sie jedoch nicht durch Preisgabe seines Wissens an den Mandanten gefährden durfte. Kein nur halbwegs vernünftiger Mandant wird sich weiterhin von diesem Verteidiger vertreten lassen. Das Vertrauensverhältnis zwischen Verteidiger und Mandant ist eine grundlegende Voraussetzung für die Erfüllung des Verteidigerauftrags.[187] Zu Recht weist der BGH in der genannten Entscheidung darauf hin, dass der Verteidigungsauftrag es erfordert und rechtfertigt, dass der Verteidiger den Beschuldigten ausreichend über den Akteninhalt informiert, „auch wenn das mit einem gewissen Risiko für die Ermittlung der Wahrheit … verbunden ist“. Wenn der Verteidiger durch die Akteneinsicht oder auf sonstige Weise davon erfährt, dass gegen seinen Mandanten ein auf Fluchtgefahr gestützter Haftbefehl existiert, dann muss er ihn bereits deshalb hierüber informieren, um ihm Gelegenheit zu geben, die Fluchtgefahr durch freiwillige Gestellung auszuräumen. Alles andere würde seinem Verteidigerauftrag nicht gerecht werden. Sieht die Staatsanwaltschaft im Falle der Gewährung umfassender Akteneinsicht den Ermittlungserfolg gefährdet, so kann sie die Akteneinsicht entsprechend beschränken. Schließlich wurde die Vorschrift des § 147 Abs. 2 StPO überhaupt nur deshalb in das Gesetz aufgenommen, weil es als selbstverständlich angesehen wurde, dass der Verteidiger seinen Mandanten über den ihm zur Verfügung gestellten Akteninhalt informieren wird.[188] Es kann und darf nicht Aufgabe des Verteidigers sein, mögliche Fehler des Staatsanwalts im Rahmen seiner Entscheidung, welche Aktenteile er beim derzeitigen Ermittlungsstand der Verteidigung ohne eine Gefährdung des Ermittlungserfolgs eröffnen kann, zum Nachteil seines Mandanten zu korrigieren.
Der Verteidiger überschreitet jedenfalls dann die Grenze zum strafbaren Verhalten, wenn und soweit er die Informationen in prozessual unzulässiger Weise, z.B. durch Täuschung der Ermittlungsbehörden erlangt.[189]
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Die vollständige Information des Mandanten über den Akteninhalt ist daher nicht nur zulässig, sondern der Verteidiger wird hierzu i.d.R. auch verpflichtet sein. Eine Ausnahme mag allenfalls dann bestehen, wenn der Verteidiger positiv weiß, dass der Beschuldigte den Akteninhalt zum Anlass nehmen wird, die daraus gewonnenen Erkenntnisse zur Begehung von Straftaten oder Verdunkelungshandlungen zu missbrauchen, denn: zu einer aktiven Teilnahme hieran kann der Verteidiger nicht verpflichtet sein und darf sich hierzu auch nicht bewegen lassen. 
Die Weitergabe von Ablichtungen von Schriften i.S.v. § 184b StGB an den Mandanten (oder auch einen von der Verteilung beauftragten Sachverständigen) kann hingegen strafbar sein.[190]



c) Beratung des Mandanten
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Bei der Beratung des Mandanten erwarten den Verteidiger neue Konfliktbereiche, die sich insbesondere aus den unterschiedlichen Rechten und Pflichten von Beschuldigtem und Verteidiger ergeben. Dabei kommt insbesondere der Konflikt zwischen dem „Lügerecht“ (siehe Rn 67) des Beschuldigten und der Wahrheitspflicht des Verteidigers zum Tragen.
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Folge der Wahrheitspflicht des Verteidigers soll sein, dass der Verteidiger seinen Mandanten zwar auf die Straflosigkeit der Lüge für den Beschuldigten hinweisen,[191] nicht jedoch ihm hierzu raten oder gar bei der Lüge unterstützen darf.[192] Die von der Rechtsprechung hierbei vorgenommene Unterscheidung zwischen „Auskunft“ und „Rat“ des Verteidigers stellt allerdings bereits deshalb ein untaugliches Abgrenzungsmerkmal zwischen straflosem und strafbarem Verhalten des Verteidigers dar, weil der Grad der Einwirkung auf den Mandanten in der Praxis nicht nur von den vom Verteidiger verwendeten Worten abhängig ist, sondern von einer Vielzahl weiterer Faktoren, insbesondere dem Grad des zwischen den Parteien bestehenden Vertrauensverhältnisses. Der eine Mandant wird eine bloße Auskunft seines Verteidigers als verbindlichen Rat begreifen, der andere einen verbindlichen Rat als bloße Auskunft. Es kann daher im Ergebnis für den Rat nur das Gleiche gelten wie für die Auskunft.[193] Solange die Lüge vom Mandanten stammt, ist sie für diesen straflos. Eine Strafbarkeit des Verteidigers kann sich daher erst dann ergeben, wenn er selbst Tatherrschaft besitzt, nicht hingegen dann, wenn er sich im Rahmen einer (straflosen) Beihilfe oder Anstiftung zum (straflosen) Selbstschutz des Mandanten bewegt.[194]
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Mit dieser Begründung hat auch das OLG Karlsruhe[195] die Empfehlung des Verteidigers an seinen Mandanten, sich zum Zwecke eines erschwerten Wiedererkennens die Haare schneiden zu lassen, als straflos angesehen. Der Senat weist in seiner Entscheidung darauf hin, dass der Verteidiger sehr wohl die Wahrheitsfindung erschweren dürfe, ohne dass bereits deshalb die Grenze zur Strafbarkeit wegen (versuchter) Strafvereitelung überschritten sei. Soweit sich der Verteidiger lediglich durch Beratungen oder Empfehlungen darauf beschränke, den Mandanten zu straflosem Selbstschutz zu veranlassen, so könne darin kein strafbares Verhalten des Verteidigers gesehen werden.
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Nicht nur zulässig, sondern für eine sachgerechte Verteidigung unabdingbar ist es, dass der Verteidiger seinen Mandanten umfassend über die materielle und prozessuale Rechtslage informiert.[196] Der Beschuldigte hat „ein Recht auf die Vermittlung der erforderlichen materiell- und prozessrechtlichen Informationen, ohne die er seine Rechte nicht wirkungsvoll wahrnehmen könnte“.[197] Nutzt der Mandant diese Informationen, um sich auf dieser Grundlage durch eine geschickte wahrheitswidrige Einlassung seiner Bestrafung zu entziehen, so zeigt sich darin nicht mehr und nicht weniger als das Ergebnis einer wirksamen und effizienten Verteidigung. Der Verteidiger darf seinen Mandanten auch auf die Straflosigkeit einer Flucht oder die geltenden Rechtshilfeabkommen oder die Auslieferungspraxis von Drittländern hinweisen, auch wenn damit die Möglichkeit verbunden ist, dass der Beschuldigte hiervon Gebrauch macht.[198] Die Grenze zur strafbaren Strafvereitelung soll der Verteidiger allerdings dann überschreiten, wenn eine Täterschaft des Anwalts mit Rücksicht auf einen durch seine Stellung als Rechtsanwalt bedingten Wissensvorsprung und eine hierauf beruhende Einflussmöglichkeit anzunehmen ist.[199]
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Auf dieser Linie liegt auch eine weitere Entscheidung des BGH, wonach sich der Verteidiger der Strafvereitelung schuldig machen soll, wenn er dem Mandanten Informationen über Eigenschaften, Wirkungsweise und Dosierung von tatsächlich nicht eingenommenen Medikamenten beschafft, um damit unter Verletzung seiner Wahrheitspflicht wissentlich wahrheitswidrige Einlassungen seines Mandanten zu ermöglichen.[200] Weshalb der Verteidiger in diesem Fall Tatherrschaft erlangen soll, ergibt sich aus der Entscheidung des BGH nicht. Nahe liegt es vielmehr, in dem Verhalten des Verteidigers eine (straflose) Beihilfe zur (straflosen) Selbstbegünstigung seines Mandanten zu sehen, wenn die wahrheitswidrige Einlassung vom Mandanten selbst kommt und der Verteidiger diese auch nicht initiiert, sondern lediglich durch Rat gefördert hat. Der BGH sieht darin eine „sachwidrige Erschwerung der Strafverfolgung“, welche „den Tatbestand der Strafvereitelung nach § 258 StGB erfüllen“ könne.[201] Wann sich die Erschwerung der Strafverfolgung – als ureigenste Aufgabe des Verteidigers – als „sachwidrig“ darstellen kann, teilt der BGH dem Verteidiger allerdings nicht konkret mit. Auch der Rückgriff auf die vom BGH verwendete Formel, der Verteidiger habe sich jeder bewussten, aktiven Beweisverfälschung zu enthalten,[202] führt zu keiner genaueren Abgrenzung.
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Praxistipp
Der Verteidiger tut angesichts der vorliegenden Rechtsprechung des BGH gut daran, sich jeder aktiven Unterstützung des Mandanten beim Entstehen einer wahrheitswidrigen Einlassung zu enthalten. Dass er keine Einlassung für den Mandanten vortragen darf, von der er positiv weiß, dass sie unwahr ist, ergibt sich bereits aus seiner Wahrheitspflicht. Hat der Verteidiger jedoch lediglich Zweifel an deren Wahrheitsgehalt, so ist er an einem entsprechenden Vortrag nicht gehindert, sondern dazu verpflichtet, wenn und soweit es dem Mandanten nützen kann.[203]
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Der Verteidiger kann dem Mandanten explizit dazu raten, von seinem Schweigerecht Gebrauch zu machen[204] und ihm auch von einem Geständnis oder einer Selbstanzeige abraten[205] unter Hinweis darauf, dass andernfalls seine Verurteilung voraussichtlich nicht zu erwarten steht. Höchst problematisch hingegen ist der Rat zu einem falschen Geständnis (vgl. § 145a StGB) oder einer wahrheitswidrigen Beschuldigung eines Unschuldigen (vgl. § 164 StGB); beides kann wie für den Mandanten unstreitig auch für den Verteidiger strafbar sein.



d) Umgang mit Zeugen
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Beim Umgang mit Zeugenaussagen hat der Verteidiger die hierzu vom BGH aufgestellten „Grundregeln“ zu beachten:[206] „Der Verteidiger darf nicht wissentlich falsche Tatsachen behaupten und hierfür Zeugen benennen. In den von der Rechtsprechung aufgestellten Grenzen ist er verpflichtet, darauf zu achten, dass er nicht Zeugen benennt, von denen er erkennt, dass sie eine Falschaussage machen werden. Auch darf er einen Zeugen nicht absichtlich in einer vorsätzlichen Falschaussage bestärken. Er kann eigene Ermittlungen führen und insbesondere Zeugen auch außerhalb der Hauptverhandlung befragen. Hat er lediglich Zweifel an der Richtigkeit einer Zeugenaussage, die seinen Mandanten entlasten könnte, so ist es ihm nicht verwehrt, den Zeugen zu benennen; er wird dazu regelmäßig sogar verpflichtet sein. Andernfalls würde er in Kauf nehmen, ein möglicherweise zuverlässiges, entlastendes Beweismittel zu unterdrücken.“
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Nicht verständlich ist diese Rechtsprechung, soweit sie dem Verteidiger in aller Pauschalität untersagt, einen Zeugen zu benennen, von dem er weiß, dass er bereit ist, für den Mandanten falsche Tatsachen zu bekunden, andernfalls er sich wegen Strafvereitelung strafbar mache.[207] Wenn der Verteidiger diese Bereitschaft weder geweckt noch gefördert[208] hat, so muss er den Zeugen in Ausübung seines Beweisantragsrechts benennen dürfen, ohne damit zugleich riskieren zu müssen, sich selbst strafbar zu machen.[209] Abseits der Frage eigener Strafbarkeit wird der erfahrene Verteidiger allerdings ohnehin stets von der Benennung eines zur Falschaussage entschlossenen Zeugen Abstand nehmen. Ohne jeden Zweifel ist es dem Verteidiger verwehrt, auf einen Zeugen aktiv einzuwirken mit dem Ziel, von ihm wissentlich eine unwahre Aussage zu erlangen.[210] Die Anstiftung zur Falschaussage ist für den Verteidiger wie für jeden anderen strafbar. Bestärkt er den Mandanten dabei, auf einen Zeugen mit dem Ziel einer Falschaussage einzuwirken, so kommt eine Strafbarkeit des Verteidigers wegen (mittelbarer) Beihilfe zur Falschaussage selbst dann in Betracht, wenn der Zeuge durch den Mandanten bereits zur Falschaussage angestiftet worden war, sofern die Aussage noch nicht abgeschlossen, die Haupttat mithin noch nicht beendet war.[211]
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Dem Verteidiger ist es hingegen erlaubt, bei einem Zeugen auf einen Verzicht oder eine Rücknahme eines Strafantrags hinzuwirken und auch die Einwirkung auf den Zeugen, von einem diesem zustehenden Zeugnis- oder Auskunftsverweigerungsrecht Gebrauch zu machen, ist ohne Weiteres zulässig; der Verteidiger darf sich hierbei jedoch keinesfalls der in § 136a StPO genannten, prozessual unzulässigen Mittel bedienen.[212] Zwar ist er nicht Adressat der Vorschrift; sie bestimmt jedoch das gesamte Strafverfahren und die darin aufgestellten Grundsätze sind auch von ihm zu beachten.[213] Auch soll das Verteidigerhandeln dann nicht mehr zulässig sein, wenn der Verteidiger darauf hinwirkt, dass einem Zeugen für ein bestimmtes Aussageverhalten die Zahlung eines Geldbetrags versprochen wird, ohne dass dafür sonst eine Anspruchsgrundlage gegeben ist. Aber auch dann, wenn für das Zahlungsversprechen eine unabhängig von der Vereinbarung bestehende Anspruchsgrundlage besteht (Schmerzensgeld oder sonstige Schadensersatzansprüche), sollen die Grenzen zulässigen Verteidigerhandelns namentlich dann überschritten sein, wenn das Zahlungsversprechen durch den „Erfolg“ der Aussage bedingt ist oder wenn es sich aufdrängt, dass die versprochene Aussage falsch sein muss.[214] Denn mit dem Versprechen eines Honorars für eine erfolgreiche Aussage sei fast immer eine Trübung der Beweisquelle verbunden. Als durchaus legitim sieht der BGH es jedoch unter Hinweis auf die Vorschriften der § 46a StGB, § 155a StPO an, wenn ein Strafverteidiger mit dem Geschädigten, der zugleich Hauptbelastungszeuge ist, eine zivilrechtliche Schadensregulierung vereinbart. Denn dies entspreche auch der neueren Entwicklung der Gesetzgebung, im Interesse des Rechtsfriedens einen Ausgleich zwischen Täter und Opfer zu fördern.[215]


127

An dieser Rechtsprechung mag man kritisieren, dass sie dem Verteidiger verwehrt und sogar unter Strafe stellt, was die Justiz für sich bedenkenlos in Anspruch nimmt.[216] Es kann kein Zweifel daran bestehen, dass die in § 31 BtMG geregelten, bis zum Absehen von Strafe reichenden Vorteile für den Beschuldigten im Falle belastender Angaben in Bezug auf Dritte zumindest ebenso geeignet sind, eine Beweisquelle zu trüben, wie eine Geldzahlung an einen Zeugen für eine den Beschuldigten entlastende Aussage. Denn die Vorteile aus § 31 BtMG werden nur dann gewährt, wenn der Zeuge eine „erfolgreiche“ Aussage macht, mit der er Dritte einer Straftat bezichtigt. In hohem Maße zur Wahrheitsverfälschung geeignet ist auch die um sich greifende Praxis der Festnahme von Entlastungszeugen in der Hauptverhandlung durch den Sitzungsvertreter wegen des Verdachts der Falschaussage mit nachfolgendem Hinweis darauf, dass ein Haftgrund im Falle einer Aussageänderung selbstverständlich entfalle.
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Hinweis
Auf der Grundlage der derzeitigen Rechtsprechung ist dem Verteidiger nachdrücklich zu empfehlen, Zahlungsversprechen an Zeugen nur bei entsprechenden zivilrechtlichen Ansprüchen in Betracht zu ziehen und die Zahlung keinesfalls von einem bestimmten Aussageverhalten des Zeugen abhängig zu machen.
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Der Verteidiger darf schließlich mit Blick auf §§ 52, 252 StPO einen Belastungszeugen auf die Existenz eines Auskunfts- oder Zeugnisverweigerungsrechts hinweisen und an den Zeugen mit der Bitte herantreten, hiervon (teilweise) Gebrauch zu machen (zum Umgang des Verteidigers mit Angehörigen oder gefährdeten Zeugen eingehend siehe Kap. 2 Rn 446 ff.). Untersagt ist es dem Verteidiger jedoch, auf einen Zeugen mit dem Ziel einzuwirken, sich auf ein tatsächlich nicht bestehendes Verlöbnis zu berufen.[217]



e) Umgang mit Beweismitteln
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Auch beim Umgang mit Beweismitteln lauern für den Strafverteidiger Gefahren eigenen strafbaren Verhaltens. Der BGH vertritt insoweit zunächst die Auffassung, dass ein Strafverteidiger aufgrund seiner Verpflichtung, seinen Mandanten bestmöglich zu verteidigen, alle ihm vorliegenden oder zugänglichen Beweismittel zugunsten seines Mandanten in das Verfahren einbringen müsse. Zwar sei er hierbei verpflichtet, darauf zu achten, dass er nicht gefälschte oder sonst als unrichtig erkannte Beweismittel vorlegt. Habe er aber insoweit lediglich Zweifel an der Echtheit, so gäben ihm diese Zweifel nicht die Befugnis, ein Beweismittel zurückzuhalten. Andernfalls würde er in Kauf nehmen, ein möglicherweise echtes, entlastendes Beweismittel zu unterdrücken, was ihm untersagt ist.[218] Wird ein Strafverteidiger in dieser Weise tätig, so sei in der Regel davon auszugehen, dass der Verteidiger, der sich darauf beschränkt, ihm von seinem Mandanten zur Verfügung gestellte oder benannte Beweismittel in ein gerichtliches Verfahren einzubringen, strafbares Verhalten nicht billigt, selbst bei erheblichen Zweifeln an der Richtigkeit oder Zuverlässigkeit der eingeführten Beweise. Vielmehr werde der Verteidiger solche Beweismittel im Regelfall mit dem inneren Vorbehalt verwenden, das Gericht werde sie seinerseits einer kritischen Prüfung unterziehen und ihre Fragwürdigkeit nicht übersehen. Erst mit der wissentlichen Vorlage gefälschter Beweismittel überschreite der Verteidiger seine Befugnisse.[219]
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Belastendes darf der Verteidiger gegen seinen Mandanten grundsätzlich nicht vortragen. Demgemäß kann er auch nicht dazu verpflichtet sein, ihm zur Verfügung stehende belastende Beweismittel vorzulegen.[220] Allerdings darf der Verteidiger Beweismittel, deren Beweiserheblichkeit er erkennt, dem Zugriff der Ermittlungsbehörden nicht dadurch entziehen, dass er sie für den Beschuldigten aufbewahrt oder verbirgt. Der Verteidiger, dem vom Beschuldigten oder Dritten Beweismittel überbracht werden, tut daher gut daran, sich auf die Überprüfung ihrer Beweiserheblichkeit zu beschränken, um sie sodann zurückzugeben. Keinesfalls darf er für den Mandanten als Verwahrstelle fungieren, um die von ihm als relevant erkannten Beweismittel auf diese Weise dem Zugriff der Ermittlungsbehörden zu entziehen. Das Beschlagnahmeverbot des § 97 Abs. 1 StPO erstreckt sich dann nicht mehr auf die im Besitz des Verteidigers befindlichen Beweismittel, wenn und soweit ihm diese Gegenstände nicht zum Zwecke der Verteidigung, sondern „mit dem Ziel der Strafvereitelung“ übergeben wurden.[221]



f) Ausschließung des Verteidigers (§ 138a StPO)
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Gerät der Verteidiger in den Verdacht, eine Strafvereitelung begangen zu haben, so sind die Folgen sowohl für ihn als auch für seinen Mandanten verheerend. Hat der Verdachtsgrad die Stufe des dringenden bzw. hinreichenden[222] Tatverdachts erreicht, so stellt dies einen (zwingenden) Ausschließungsgrund nach § 138a Abs. 1 Nr. 3 StPO dar. Insbesondere entfällt bei Verdacht einer Strafvereitelung des Verteidigers – ebenso wie bei einem gegen ihn gerichteten Verdacht der Tatbeteiligung, der Begünstigung oder der Hehlerei – das den Schutz des Verteidigungsverhältnisses vor staatlichen Eingriffen gewährleistende Beschlagnahmeverbot des § 97 Abs. 1 StPO.[223] Der Wegfall des Beschlagnahmeverbots hat unweigerlich zur Folge, dass sämtliche Verteidigungsunterlagen, gleichviel ob sie sich im Besitz des Verteidigers oder seines Mandanten[224] befinden, dem Zugriff der Staatsanwaltschaft Preis gegeben sind und damit nicht nur die vertraulichen, den Mandanten belastenden und bislang nur dem Verteidiger bekannten Informationen im Verfahren verwertet werden können, sondern zudem auch das Verteidigungskonzept den Ermittlungsbehörden nun offen auf dem Tisch liegt. Die von den Strafverfolgungsbehörden auf diese Weise erlangten Informationen sind – unabhängig von ihrer Reichweite – ohne Weiteres verwertbar.[225]



2. Parteiverrat (§ 356 StGB)
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Nach § 356 StGB macht sich der Rechtsanwalt wegen Parteiverrats strafbar, wenn er bei den ihm in dieser Eigenschaft anvertrauten Angelegenheiten in derselben Rechtssache beiden Parteien durch Rat oder Beistand pflichtwidrig dient.



a) Parteienbegriff
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Die Vorschrift des § 356 StGB als „Hausdelikt der Anwaltschaft“,[226] das von seinem Wortlaut nach eigentlich auf den Zivilprozess zugeschnitten zu sein scheint,[227] hat durch eine Ausweitung des Parteienbegriffs im Strafprozess durch die Rechtsprechung in den 80er Jahren seitdem auch besondere Bedeutung für die Tätigkeit des Strafverteidigers erlangt.[228]
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Ging die Rechtsprechung bis dahin noch davon aus, dass Teilnehmer derselben Straftat keine Parteien i.S.d. § 356 StGB sein könnten,[229] so hat sich der BGH erstmals mit Urteil des 1. Strafsenats vom 13.7.1982 mit diesem Gedanken beschäftigt.[230] In der Folgezeit haben die Oberlandesgerichte Nebentäter[231] und Mitbeschuldigte derselben Straftat[232] als Parteien i.S.v. § 356 StGB angesehen und auch im Falle sukzessiver Verteidigung von Mitbeschuldigten die Begehung eines Parteiverrat im Einzelfall als möglich erachtet.[233] Nunmehr wurde auch der der Tat verdächtige Zeuge als Partei angesehen, welcher der Verteidiger pflichtwidrig dienen könne.[234] Verfahrensbeteiligte in einem Strafprozess seien immer dann „Parteien“ i.S.v. § 356 StGB, wenn sie sich „mit entgegen gesetzten rechtlichen Interessen gegenüberstehen“. Bei Mitbeschuldigten gelte dies immer dann, wenn das Gewicht der unterschiedlichen Beteiligung in Rede stehe, bei Nebentätern, soweit die Verantwortlichkeit des einen Beschuldigten die des anderen begrenze oder ausschließe.[235]Der BGH ist dieser Rechtsprechung der Oberlandesgerichte unter Aufgabe seiner bisherigen Auffassung ausdrücklich gefolgt und hat den Parteienbegriff nunmehr auf jedwede Tatbeteiligte und Mitbeschuldigte eines Strafverfahrens ausgeweitet.[236]
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Unabhängig von dieser Ausweitung, die der Parteienbegriff zwischenzeitlich erfahren hat, war seit jeher unbestritten, dass sich in einem Strafprozess Beschuldigter und Opfer bzw. Geschädigter einer Straftat als „Parteien“ i.S.d. § 356 StGB kontradiktorisch gegenüberstehen.[237] Die Institute der Privat- und Nebenklage belegen dies. Die Parteistellung von Beschuldigtem und Geschädigten einer Straftat entspricht auch der zivilrechtlichen Sichtweise und leuchtet daher ohne Weiteres ein. Ebenso eindeutig können Staatsanwaltschaft und Gericht keine Partei im Sinne der Vorschrift sein.[238]
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Die Parteistellung des der Tat verdächtigen oder durch sie geschädigten Zeugen in Bezug auf den Beschuldigten ergibt sich also aus einem eigenen, dem des Beschuldigten widerstreitenden rechtlichen Interesse am Verfahrensausgang. Daher scheidet derjenige Zeuge als Partei aus, der ohne rechtlich anerkennenswerte eigene kontradiktorische Interessen am Verfahrensausgang lediglich als Beweismittel zur Verfügung steht und damit eine ihm als Staatsbürger obliegende Pflicht erfüllt.[239]
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Mit der Frage, ob sich ggf. auch aus dem Anwendungsbereich des § 31 BtMG widerstreitende rechtliche Interessen des Aufklärungszeugen in Bezug auf den Beschuldigten und damit u.U. eine Parteistellung auch eines nicht der nämlichen Tat verdächtigen Zeugen begründen lässt, hat sich die Rechtsprechung soweit ersichtlich bislang nicht befassen müssen. Leistet ein Beschuldigter Aufklärungshilfe in Bezug auf Taten, an denen er selbst nicht beteiligt ist, hiervon jedoch weiß, so muss ihm – zumindest, solange ihm noch die Vorteile des § 31 BtMG im Rahmen der Strafzumessung in seinem eigenen Verfahren zu Gute kommen können – ein eigenes Interesse am Ausgang desjenigen Verfahrens zugesprochen werden, in dem er sich als Zeuge die Vorteile des § 31 BtMG verdienen will. Sein Interesse wird hierbei zwangsläufig demjenigen des von ihm belasteten Beschuldigten zuwiderlaufen.[240] Gerade für den häufig im Betäubungsmittelbereich tätigten Verteidiger stellt sich der extensive Gebrauch des § 31 BtMG als eine nicht zu unterschätzende Gefahrenquelle für die Begehung eines Parteiverrats dar.
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Praxistipp
Auch dann, wenn es sich um einen Zeugen ohne ein eigenes objektives Interesse am Verfahrenausgang handelt, er also nicht Partei i.S.v. § 356 StGB ist, sollte der Verteidiger davon Abstand nehmen, diesen in derselben Sache zu beraten. Er sollte es stattdessen gegenüber dem Zeugen bei der Empfehlung belassen, einen Kollegen mit der Wahrnehmung seiner Zeugeninteressen zu beauftragen. Tritt im weiteren Verlauf der Mandate eine (zunächst nicht erahnte) Interessenkollision auf, kann der Verteidiger zumindest gegen § 43a BRAO verstoßen.




b) Tathandlung
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Die Tathandlung i.S.d. § 356 StGB besteht darin, dass der Rechtsanwalt in derselben Rechtssache in Ausübung seiner Berufstätigkeit beiden Parteien durch Rat oder Beistand pflichtwidrig dient. Dabei ist es ausreichend, dass nur eine Partei dem Rechtsanwalt die Angelegenheit anvertraut hat.
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„Rechtssache“ i.S.v. § 356 StGB kann jede rechtliche Angelegenheit sein, bei der sich mehrere Beteiligte im entgegengesetzten Interesse einander gegenüberstehen können.[241]
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Maßgeblich dafür, ob „dieselbe“ Rechtssache vorliegt, ist alleine der sachlich-rechtliche Inhalt des dem Rechtsanwalt anvertrauten Rechtsverhältnisses, und zwar die Gesamtheit der Tatsachen und Interessen, die von rechtlicher Bedeutung sein können.[242] Es kommt demnach alleine auf die Identität des Sachverhaltes an, mit dem der Rechtsanwalt im Rahmen seiner Berufsausübung betraut wurde, mag dieser auch in Verfahren verschiedener Art und verschiedener Zielrichtung von Bedeutung sein.[243]
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„Anvertraut“ ist dem Rechtsanwalt eine Sache, wenn ihm ein Sachverhalt unterbreitet wird, um ihn zur Interessenwahrnehmung für einen Mandanten zu veranlassen.[244] Es muss eine Auftragserteilung durch den Mandanten selbst vorliegen.[245]
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Die im Strafrecht häufige und im Hinblick auf § 137 S. 2 StPO ggf. erforderliche Mandatsbeschränkung innerhalb einer Sozietät führt dazu, dass nur den konkret beauftragten Anwälten die Rechtssache anvertraut ist. Für die Übrigen kommt daher eine Strafbarkeit nach § 356 StGB nicht in Betracht.[246] Der BGH hat dabei klargestellt, dass eine solche Beschränkung nicht ausdrücklich erfolgen muss und trotz Unterzeichnung einer auf alle Sozien lautenden Strafprozessvollmacht vorliegen kann.[247]
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Der Begriff des „Dienens“ umfasst jede berufliche Tätigkeit des Rechtsanwalts, durch die das Interesse des Auftraggebers durch Rat oder Beistand gefördert werden soll.[248] Als Rat wird man insoweit das Tätig werden im Innenverhältnis ansehen, als Beistand die Wahrnehmung der Parteiinteressen nach außen.[249] Die schlichte Tätigkeit reicht aus, auch Handlungen rein tatsächlicher Art wie die Vorlage einer Verteidigervollmacht oder ein Antrag auf Gewährung von Akteneinsicht,[250] Einholung von Informationen[251] oder das Einwirken auf eine andere Partei, von ihren prozessualen Rechten Gebrauch zu machen oder hierauf zu verzichten.
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Der Verteidiger in einem Strafverfahren wird im Rahmen seiner Tätigkeiten zwangsläufig regelmäßig alle bisher genannten objektiven Tatbestandsmerkmale erfüllen, sobald er sich durch Rat oder Beistand an eine andere Partei wendet und sein Tätigwerden deren Interessen fördert. Der prozessuale Tatbegriff des § 264 StPO ist zweifelsohne Bestandteil der Rechtssache, die ihm im Rahmen seiner Beauftragung anvertraut ist. Jedwede diesbezügliche Verteidigungsaktivität, mit denen der Verteidiger die Interessen einer anderen Partei fördert, sei es im Innen- oder Außenverhältnis, wird sich als Rat oder Beistand darstellen.
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Der Verteidiger wird sich daher immer dann in die Gefahr des Parteiverrates begeben, wenn er in Kontakt zu Mitbeschuldigten, Geschädigten oder verdächtigen Zeugen derselben Tat gerät und für diese Beistand oder Rat leistet. Dann dient er neben seinem Mandanten zudem auch der anderen Partei. Dies gilt unabhängig davon, wann dies geschieht. Ist dem Rechtsanwalt eine Rechtssache einmal von einer Partei anvertraut, so bleibt sie es, auch wenn das zugrunde liegende Mandat beendet ist.[252] Auch dann, wenn er wegen der gleichen prozessualen Tat i.S.v. § 264 StPO nacheinander (vgl. § 146 StPO) mehreren Mitbeschuldigten seine beruflichen Dienste zur Verfügung stellt, kann er sich wegen Parteiverrats strafbar machen.
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Wesentlich für die Frage der Strafbarkeit des Verteidigers ist in all diesen Fällen, ob sich sein Dienen als pflichtwidrig darstellt.



c) Pflichtwidrigkeit
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Pflichtwidrig handelt der Rechtsanwalt, der widerstreitende Interessen vertritt (vgl. § 43a Abs. 4 BRAO). Unabdingbare Tatbestandsvoraussetzung des § 356 StGB ist ein Interessengegensatz zwischen den Parteien.[253] Ein Interessengegensatz ist anzunehmen, wenn die Tätigkeiten des Rechtsanwaltes den Interessen der einen Partei nützen und zugleich der anderen Partei schaden könnten.[254] Stellt sich der Interessengegensatz erst im Laufe der Tätigkeiten des Rechtsanwaltes heraus, so wird sein Handeln ab diesem Zeitpunkt pflichtwidrig.[255]
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Ob das Interesse des Mandanten subjektiv oder nach einem objektiven Maßstab zu bestimmen ist, ist umstritten.[256] Das Interesse einer Partei ist bereits nach seinem Begriff zunächst zwangsläufig ein subjektives.[257] Allerdings muss dieses subjektive Interesse objektiv realisierbar sein. Die Vorschrift des § 356 StGB dient nämlich nicht nur dem individuellen Interesse der betroffenen Partei, sondern auch dem Interesse der Allgemeinheit in eine funktionierende Rechtspflege und damit dem Ansehen der Anwaltschaft als wichtiger Teil derselben.[258] Der Unrechtsgehalt der Vorschrift ist daher auch in einer Erschütterung des Vertrauens der Allgemeinheit in die Berufstreue des Anwalts zu sehen.[259]
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Jedenfalls im Strafprozess wird der Verteidiger vorrangig dem objektiven Interesse des Mandanten zu dienen haben.[260] Der Verteidiger nimmt im Strafprozess eine besondere Funktion ein. Er ist Beistand des Beschuldigten, keineswegs dessen Vertreter im Willen. Er unterscheidet sich damit von dem Zivilanwalt, der grundsätzlich den subjektiven Interessen des Mandanten unterworfen ist und sich danach zu richten hat. Vom Verteidiger hingegen wird zu erwarten sein, dass er sich den Weisungen des Mandanten und damit dessen subjektiven Interessen dann nicht unterwirft, wenn diese aus seiner Sicht der objektiven, tatsächlichen Interessenlage des Mandanten zuwiderlaufen. Der Verteidiger schuldet dem Mandanten eine bestmögliche Verteidigung. Ebenso, wie der Verteidiger es unterlassen wird, für den Mandanten objektiv nachteilige Umstände in das Verfahren einzubringen, ist von ihm zu erwarten, dass er einen objektivierenden Maßstab bei der Beurteilung anlegt, womit er den Interessen des Mandanten (noch) dient. So wäre das Vertrauen der Allgemeinheit in die Anwaltschaft erschüttert, wenn der Verteidiger einem Unschuldigen zu einer Haftstrafe deshalb verhilft, weil der Mandant – aus welchen Gründen auch immer – seine Inhaftierung anstrebt. Andererseits wird niemand ernsthaft behaupten, dass der Verteidiger den Interessen des Mandanten zuwiderhandelt, wenn er für ihn einen Freispruch erkämpft, auch wenn dieser für den Mandanten subjektiv unerwünscht sein mag, weil er beispielsweise die Schuld eines Dritten auf sich nehmen und diesen dadurch entlasten will. Ein nur theoretisch denkbarer Interessengegensatz genügt jedenfalls nicht.[261]



d) Einwilligung der Parteien
152

Völlig unabhängig hiervon ist nun die Frage zu beantworten, ob und inwieweit ein objektiv festzustellender Interessengegensatz der Disposition der hiervon betroffenen Parteien unterliegt und durch eine Einwilligung der Parteien ein pflichtwidriges Handeln des Verteidigers ausgeschlossen werden kann. Diese Frage wird insbesondere in den (keineswegs seltenen) Fällen Bedeutung erlangen, in denen der Mandant andere Personen aus der Sache heraushalten will, auch wenn sich dies im Strafprozess zu seinen eigenen Lasten auswirkt, weil er damit auf die Geltendmachung strafmildernder Umstände verzichtet oder sich um die Vorteile einer Aufklärungshilfe bringt.
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Der BGH hat insoweit einen Wegfall des Interessenwiderstreits infolge der Einwilligung der hiervon betroffenen Parteien bejaht im Falle eines Mandanten, der aus ideellen und materiellen Gründen die eigentlichen Haupttäter einer Einfuhrfahrt von Haschisch nicht preisgeben und deshalb die Tat alleine auf sich nehmen wollte. Der Anwalt, der die Verteidigung des Mandanten im Auftrag der Haupttäter übernommen und bei der Realisierung dieser unter allen Beteiligten abgesprochenen Verteidigungsstrategie mitgewirkt hatte, habe deshalb keinen Parteiverrat begangen. Der BGH hat zunächst festgestellt, ein Beschuldigter brauche seine Tatgenossen nicht zu offenbaren. „Wenn und solange“ der Mandant im Rahmen seiner Verteidigung seine Tatgenossen „aus Motiven deckt, die sein Handeln als autonom bestimmtes Verhalten erscheinen lassen und solange er sich hierbei über die möglichen nachteiligen Konsequenzen seines Verhaltens im Klaren ist und sie aus freien Stücken auf sich nimmt, darf der Verteidiger diese Verteidigungsstrategie hinnehmen“.[262]
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Dieses Ergebnis mag zunächst überraschen, ist doch das objektive Interesse des Mandanten im Strafverfahren zunächst darin zu finden, für sich bei der Strafzumessung ein bestmögliches Ergebnis im Sinne einer möglichst milden Strafe zu erzielen. Dies wird auch vom BGH in der zitierten Entscheidung nicht in Abrede gestellt. Er hält es jedoch für möglich, dass ein – objektiv festzustellender – Interessengegensatz aufgrund einer autonomen Entscheidung der beteiligten Parteien beseitigt werden kann mit der Folge, dass für den Verteidiger die Pflichtwidrigkeit entfällt.[263]
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Man wird daher, wenn und soweit das objektive Interesse für die betroffenen Parteien zur Disposition steht, einen Ausschluss des Interessengegensatzes durch eine autonome Entscheidung der Parteien anzuerkennen haben. Dies betrifft i.d.R. diejenigen Fälle, in denen neben dem objektivierbaren Interesse eines Beschuldigten in einem Strafverfahren bei dem Mandanten noch weitere, außerhalb des Strafverfahrens zu findende, in ihrer Bedeutung für ihn oftmals gleichwertige oder gar höherrangige subjektive Interessen vorhanden sind. Soweit sein objektiv festzustellendes Interesse im Strafprozess für ihn disponibel ist, so kann dies zu einer Beseitigung eines Interessengegensatzes führen, wenn und soweit dies auf einer autonomen Entscheidung der betroffenen Parteien beruht.[264]
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Die Grenze der Dispositionsbefugnis liegt in dem den Mandanten nicht alleine betreffenden Schutzbereich der Vorschrift, nämlich dem Vertrauen der Allgemeinheit in das Ansehen der Anwaltschaft als Teil einer funktionierenden Rechtspflege. Dass hier Abgrenzungsprobleme bestehen, versteht sich von selbst.[265]



e) Subjektiver Tatbestand
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Subjektiv verlangt § 356 StGB zumindest bedingt vorsätzliches Handeln. Erkennt der Rechtsanwalt die Umstände nicht, welche das Merkmal derselben Rechtssache oder des Interessenwiderstreits ausfüllen, befindet er sich im Tatbestandsirrtum. Geht er aufgrund falscher Auslegung dieser Merkmale von deren Fehlen aus, so kann dies allenfalls einen Verbotsirrtum begründen. Dabei stellt die Rechtsprechung an die Vermeidbarkeit des Irrtums extrem hohe Anforderungen. Dem Rechtsanwalt wird insoweit eine besondere Prüfungspflicht auferlegt.[266]
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Praxistipp
Es kann daher nur dringend davor gewarnt werden, Mandatsverhältnisse zu begründen, bei denen sich der spätere Eintritt einer Interessenkollision nicht gänzlich ausschließen lässt. Liegen die Interessen bei Mandatsbegründung noch beieinander, so können im weiteren Verlauf des Strafprozesses – möglicherweise zunächst nicht vorhersehbare – Umstände hervortreten, welche die jeweiligen Interessen nunmehr auseinanderlaufen lassen. Stellt der Verteidiger fest, dass der nunmehrige Mandant dadurch in seiner wirksamen Verteidigung eingeschränkt wird, so hat er spätestens zu diesem Zeitpunkt das Mandat niederzulegen.




3. Geheimnisverrat (§ 203 StGB)

a) Schutzbereich
159

Die in § 203 Abs. 1 Nr. 1 StGB als Geheimnisverrat strafrechtlich sanktionierte Schweigepflicht umfasst die im Berufsrecht verankerte anwaltliche Verschwiegenheitspflicht (§ 43a Abs. 2 BRAO, § 2 BORA). Gemäß § 2 Abs. 4 BORA hat der Verteidiger auch seine Kanzleimitarbeiter zur Verschwiegenheit ausdrücklich zu verpflichten und anzuhalten.
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Vom Schutzbereich der Vorschrift umfasst sind praktisch alle Informationen, die der Verteidiger in Ausübung seines Mandats, sei es vom Mandanten selbst, über die Akteneinsicht oder durch Dritte erfährt und die bei verständiger Würdigung des Geheimhaltungswillens des Mandanten auch objektiv geheimhaltungswürdig sind.[267] Ausgenommen sind diejenigen Informationen, die der Allgemeinheit zugänglich sind, also insbesondere in einer öffentlichen Hauptverhandlung Erörterung gefunden haben.
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Dem Verteidiger steht – ebenso wie seinen Kanzleimitarbeitern und Gehilfen (§ 53a Abs. 1 StPO) – ein Zeugnisverweigerungsrecht in Bezug auf alle Informationen zu, die sie in Ausübung der Verteidigung erfahren haben (§ 53 Abs. 1 Nr. 3 StPO). Gleichgültig ist hierbei, ob es sich um Informationen aus dem eigenen oder einem fremden Mandat handelt, soweit sie diese nur in Ausübung der Verteidigertätigkeit erhalten haben.[268] Hiervon muss er grundsätzlich Gebrauch machen, will er nicht gegen seine Schweigepflicht verstoßen und in die Gefahr einer Strafbarkeit nach § 203 StPO gelangen. Ist er von seinem Mandanten von seiner Verschwiegenheitspflicht befreit, so muss er aussagen.[269] Über die Ausübung des Zeugnisverweigerungsrechts seiner Mitarbeiter aus § 53a StPO entscheidet grundsätzlich der Verteidiger als Hauptberufsträger (§ 53a Abs. 1 S. 2 StPO), wobei er die Entscheidung für sich und seine Mitarbeiter nicht einheitlich treffen muss.[270]
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Flankiert wird das Zeugnisverweigerungsrecht vom Beschlagnahmeverbot in Bezug auf die Handakten des Verteidigers, sofern ihre Beschlagnahmefreiheit nicht gem. § 97 Abs. 2 StPO aufgehoben ist. Den Verteidiger trifft insoweit die Pflicht, die Beschlagnahmefreiheit durchzusetzen, andernfalls er auch insoweit gegen seine Schweigepflicht verstößt.[271]



b) Tathandlung
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Eine Offenbarung liegt in jeder Weitergabe dieser Informationen, sei es durch die Erteilung von Auskünften oder die Gewährung von Akteneinsicht an einen Dritten, soweit der Dritte die hierdurch erhaltenen Informationen nicht bereits zuvor sicher kennt.[272] Dabei spielt es keine Rolle, ob der Empfänger der Mitteilung selbst schweigepflichtig ist.[273]



c) Mutmaßliche Einwilligung
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Die Offenbarung erlangter Informationen wird, sofern sie zur sachgerechten Verteidigung notwendig erscheint, i.d.R. im mutmaßlichen Einverständnis des Mandanten liegen. Die Erfahrung zeigt indes, dass oftmals auch darüber hinaus äußerst sorglos vom Verteidiger mit ihm anvertrauten Informationen in Bezug auf Dritte umgegangen wird. Dies gilt in erster Linie in Bezug auf dem Mandanten nahestehende Dritte, wie Familie, Freunde und Bekannte aber auch dem Arbeitgeber des Mandanten, die den Verteidiger gerade in Haftsachen gerne als Nachrichtenübermittler zu missbrauchen versuchen. Gerade auch die Übernahme der Verteidigungskosten durch Dritte wird nicht selten an die Erwartung geknüpft, im Gegenzug vom Verteidiger alles über den Fall zu erfahren. Auch die Verteidiger von Mitbeschuldigten treten häufig an den Verteidiger heran, um sich bei diesem über die vom Mandanten zu erwartende Einlassung o.ä. zu erkundigen. In all diesen Fällen, in denen die Weitergabe von Informationen nicht auf den ersten Blick für eine sachgerechte Verteidigung notwendig erscheint, sollte der Verteidiger sehr zurückhaltend mit seinen Informationen umgehen. Gerade bei der Information dem Mandanten vorgeblich nahestehender Personen kann der Verteidiger ohne vorherige Rücksprache mit seinem Mandanten vielfach die für diesen mit der Preisgabe der Informationen eintretenden Folgen nicht einschätzen und muss bereits deshalb damit rechnen, dass er die Offenbarung nicht billigt.
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Der Verteidiger sollte sich daher grundsätzlich nicht auf eine mutmaßliche Einwilligung des Mandanten verlassen, sondern sich regelmäßig schriftlich von seiner Schweigepflicht entbinden lassen. Dabei sollte er sich nicht scheuen, den Anfragenden auf seine Schweigepflicht zu verweisen und diesem mitzuteilen, dass er zwar grundsätzlich auskunftsbereit ist, dies jedoch zunächst mit dem Mandanten erörtern muss. Damit wird er sich seinen Ruf als vertrauenswürdiger Anwalt erhalten. Niemand wird sich gerne einem Anwalt anvertrauen, von dem bekannt ist, dass er aus Mandatsverhältnissen zu anderen vorbehaltlos plaudert.



d) Rechtfertigender Notstand
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Ein sich aus dem Institut des rechtfertigenden Notstands ergebendes Recht des Verteidigers zur Offenbarung auch ohne die Einwilligung des Mandanten ist anerkannt, wenn der Verteidiger die Informationen zum Zwecke seiner eigenen sachgerechten Verteidigung[274] in einem Strafprozess oder in einem berufsrechtlichen Verfahren verwendet, aber auch in einem Zivilrechtsstreit zur Durchsetzung berechtigter Honorarforderungen.[275] Es gilt insoweit der Grundsatz, dass die Verschwiegenheitspflicht des Verteidigers dann – aber auch erst dann – entfällt, wenn seine eigene Verteidigung durch ein Verhalten seines Mandanten erforderlich wird und ihn lediglich seine Verschwiegenheitspflicht hieran hindert.[276]



e) Strafantragserfordernis (§ 205 StGB)
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Der Geheimnisverrat gem. § 203 StGB wird nur auf Antrag verfolgt (§ 205 StGB), was seine geringe forensische Bedeutung erklären dürfte.



4. Geldwäsche (§ 261 StGB)

a) Besondere Stellung des Verteidigers
168

Praktisch hoch brisant und in Literatur und Rechtsprechung in den zurückliegenden Jahren viel diskutiert ist die Problematik der Strafbarkeit des Verteidigers wegen Geldwäsche. Ein Strafverteidiger, der sein Honorar aus Geld- oder Sachmitteln erhält, welche aus einer der in § 261 Abs. 1 S. 2 StGB aufgezählten rechtswidrigen Taten stammen, erfüllt bei unbefangener Anwendung des Gesetzes zumindest den objektiven Tatbestand des § 261 Abs. 2 Nr. 2 StGB. Abhängig von dem gegen den Mandanten erhobenen Tatvorwurf wird sich ihm häufig zumindest die Vermutung aufdrängen, dass das zur Honorarbegleichung verwendete Geld aus dieser oder einer anderen Katalogtat stammt. Jedenfalls dann, wenn der Mandant dem Verteidiger gegenüber die ihm zur Last gelegten Vorwürfe einer Katalogtat einräumt, wird das Merkmal der Leichtfertigkeit i.S.d. § 261 Abs. 5 StGB in vielen Fällen zu begründen sein.[277]
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Die sich daraus ergebenden Probleme liegen auf der Hand. Der Verteidiger läuft in diesen Fällen immer Gefahr, seinerseits der Geldwäsche verdächtigt zu werden, was weitreichende Auswirkungen für ihn selbst und auf die Verteidigung des Mandanten haben kann.
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Steht der Verteidiger selbst unter dem Verdacht der Begehung einer Straftat, gerät er in einen Konflikt zwischen seinen eigenen Interessen und denjenigen des Mandanten. Eine einseitig zugunsten des Mandanten geführte, optimale Verteidigung ist dann kaum noch denkbar. Der Verteidiger wird bei Auftreten dieses Interessenkonflikts an einer sachgerechten Fortführung des Mandats gehindert sein. Er müsste folglich, um das Wahlmandat überhaupt aufrecht erhalten zu können, versuchen müssen, möglichst wenig vom Mandanten über den tatsächlichen Tathergang zu erfahren. Von einem Vertrauensverhältnis kann dann jedoch nicht mehr gesprochen werden.
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Weiter besteht die Gefahr, dass die Staatsanwaltschaft aufgrund des Geldwäscheverdachts Zwangsmaßnahmen wie etwa die Durchsuchung des anwaltlichen Büros anordnet und dadurch das Beschlagnahmeverbot gem. § 97 Abs. 1 Nr. 1 StPO i.V.m. § 52 Abs. 1 Nr. 2 StPO zu umgehen versucht (vgl. § 97 Abs. 2 S. 3 StPO). Dies ginge nicht nur zu Lasten des konkreten Mandats, sondern könnte beim Auffinden von sog. Zufallsfunden auch Auswirkungen auf den Ausgang anderer Verfahren haben und damit letztlich das Vertrauen weiter Teile der Mandantschaft zum Verteidiger erschüttern. Um einen gegen ihn gerichteten Tatverdacht sicher zu verhindern, bliebe dem Verteidiger nur die Möglichkeit, sich als Pflichtverteidiger beiordnen zu lassen und die hiermit einhergehenden Honorareinbußen in Kauf zu nehmen.
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Zur möglichen Eindämmung der beschriebenen Probleme wurden in der Literatur zahlreiche Ansätze entwickelt, die auf eine Einschränkung der Geldwäschestrafbarkeit für Strafverteidiger abzielen. Vorgeschlagen wird etwa eine teleologische Reduktion des § 261 Abs. 1 Nr. 1 StGB,[278] ein Ausschluss der objektiven Zurechnung über das Merkmal der Sozialadäquanz,[279] oder die Annahme eines speziellen Rechtfertigungsgrunds.[280]



b) Urteil des OLG Hamburg vom 6.1.2000
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Auch in der Rechtsprechung gab es bereits in der Vergangenheit derartige Tendenzen. So vertrat das OLG Hamburg in seinem Beschluss vom 6.1.2000[281] die Auffassung, dass eine verfassungskonforme Auslegung des § 261 StGB es gebiete, die Entgegennahme des Verteidigerhonorars nicht unter den objektiven Tatbestand der Geldwäsche zu subsumieren. Das Gericht nahm insoweit ausdrücklich keine teleologische Reduktion vor, sondern nahm die Berufsgruppe der Verteidiger schlichtweg vom Anwendungsbereich der Norm aus, da die Anwendbarkeit einen unverhältnismäßigen Eingriff in das Grundrecht des Verteidigers aus Art. 12 Abs. 1 GG darstelle.



c) Urteil des BGH vom 4.7.2001
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Der BGH sah dagegen mit Urteil vom 4.7.2001[282] durch die Anwendung des Geldwäschetatbestands auf den Verteidiger die Berufsausübungsfreiheit bisher nicht als berührt an. Ein Eingriff in Art. 12 Abs. 1 GG liege nicht vor, da die Bestimmung in keinem engen Zusammenhang mit der Ausübung des Berufs stehe und somit eine objektiv berufsregelnde Tendenz nicht zu erkennen sei. Im Übrigen begründete der BGH den fehlenden Eingriff pauschal mit dem Argument, dass „es dem Berufsbild eines Strafverteidigers nicht entspricht, Honorar entgegenzunehmen, von dem er weiß, dass es aus schwerwiegenden Straftaten herrührt.“[283] Die wirtschaftliche Grundlage ihres Berufes werde dem Verteidiger nicht entzogen, da es zahlreiche Katalogtaten gebe, bei denen die Gefahr der Geldwäsche nicht bestehe, wie etwa Vergewaltigung, schwere Körperverletzung und Totschlag. Auch sei durch die vermehrte Anordnung von Pflichtverteidigungen die Freiheit der Advokatur nicht bedroht, da die hiermit verbundenen staatlichen Eingriffsmöglichkeiten in die Tätigkeit des bestellten Verteidigers gering seien. Auch sonstige Einschränkungen oder Ausnahmen zugunsten des Strafverteidigers lehnte der BGH unter Hinweis auf den eindeutigen Wortlaut des § 261 Abs. 2 StGB, den gesetzgeberischen Zweck einer weitgehenden Isolierung des Straftäters und die Gesetzgebungsgeschichte ab.



d) Urteil des BVerfG vom 30.3.2004
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Mit einem „juristischen Paukenschlag“[284] und einer im Ergebnis ebenso stringenten wie notwendigen Entscheidung hat das BVerfG mit Beschluss vom 30.3.2004[285] den seit der vorgenannten Entscheidung des BGH unakzeptablen Zustand im Sinne einer wirksamen Strafrechtspflege beendet und nunmehr für den Verteidiger klare und handhabbare Richtlinien aufgestellt. Der Straftatbestand der Geldwäsche sei im Hinblick auf die besondere Bedeutung der Strafverteidigung im subjektiven Bereich verfassungskonform zu reduzieren, sodass der Strafverteidiger sich nur bei sicherer Kenntnis von der Herkunft des bemakelten Honorars wegen Geldwäsche strafbar mache könne, also bei ihm weder Leichtfertigkeit i.S.d. § 261 Abs. 5 StGB noch bedingter Vorsatz ausreiche.
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Das BVerfG betont dabei die besondere Stellung des Strafverteidigers und das daraus resultierende erhöhte Risiko eigener Strafbarkeit. Es weist auf die dadurch bedingte Gefahr eines Interessenkonflikts hin, der die professionelle Arbeit des Strafverteidigers erheblich erschweren oder sogar unmöglich machen könne. Ein Strafverteidiger, der sich durch die Annahme eines Honorars der Gefahr eigener Strafverfolgung ausgesetzt sehe, sei nicht mehr in der Lage, die ihm von Verfassung wegen anvertraute Aufgabe der Interessenwahrnehmung für den Beschuldigten zu erfüllen. Insoweit sei auch das Vertrauensverhältnis zwischen Anwalt und Mandant gefährdet, da zweifelhaft sei, ob sich ein Mandant noch auf die Verschwiegenheit seines Verteidigers verlassen könne, insbesondere, wenn gegen diesen bereits ein förmliches Verfahren laufe. Müsste der Mandant bereits dann mit einer Niederlegung des Mandats rechnen, wenn der Verteidiger die Begehung der Katalogtat nur für möglich hielte, so wäre er möglicherweise gehindert, dem Verteidiger „reinen Wein“ einzuschenken, will er nicht die Mandatsniederlegung des von ihm gewählten Verteidigers provozieren.
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Diese Gefahren könnten auch nicht mit dem Hinweis auf die Möglichkeit eines Antrags auf Pflichtverteidigerbestellung abgetan werden. Das Institut der Pflichtverteidigung sei Ausdruck staatlicher Fürsorge im öffentlichen Interesse und könne eine fehlende Freiheit zur Ausübung des Wahlmandats nicht ausgleichen. Der Beschuldigte, bei dem der Verdacht bestehe, dass er nur über bemakelte Mittel verfüge, könne nicht ohne Weiteres dem Unbemittelten gleichgestellt werden.
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Die bewusste Übertragung bemakelter Vermögenswerte unter dem Schirm des verfassungsrechtlich geschützten Vertrauensverhältnisses stellten allerdings einen Missbrauch der privilegierten Verteidigerstellung dar, der vor der Verfassung keinen Schutz verdiene.[286] Hat der Verteidiger daher sichere Kenntnis von der Herkunft des bemakelten Honorars, so ist ihm eine Annahme desselben untersagt, andernfalls er sich wegen Geldwäsche strafbar macht.
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Das BVerfG verpflichtet die Strafverfolgungsbehörden und die Gerichte ausdrücklich zur Rücksichtnahme auf die besondere Rolle des Strafverteidigers und das Recht des Mandanten, seinen Verteidiger frei wählen zu können. Die bloße Übernahme eines Wahlmandats wegen einer Katalogtat reiche nicht aus, um einen Anfangsverdacht zu begründen.[287] Vielmehr seien auf Tatsachen beruhende weitere Anhaltspunkte erforderlich. Indiz für das Vorliegen der subjektiven Voraussetzungen könne etwa ein außergewöhnlich hohes Honorar oder die besondere Art und Weise der Zahlung sein.
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Die Entscheidung des BVerfG vom 30.3.2004 stärkt die Stellung des Strafverteidigers als rechtsstaatlich garantiertes unabhängiges Organ der Rechtspflege und bewahrt ihn vor unverhältnismäßigen Ermittlungen allein aufgrund der ihm von Gesetzes wegen aufgegebene Tätigkeit. Gleichzeitig gewährleistet die Entscheidung weitgehend das für jede angemessene Verteidigung erforderliche Vertrauensverhältnis zwischen Strafverteidiger und Beschuldigtem und dient damit letztlich einer funktionierenden Strafrechtspflege insgesamt. Dass dem Verteidiger ein kollusives Zusammenwirken mit dem Mandanten zum Zwecke der Übertragung bemakelten Vermögens auch nach der Entscheidung des BVerfG verwehrt bleibt, ist zu akzeptieren und sollte für ihn ohnehin eine Selbstverständlichkeit darstellen.
Der Vorsatz wird sich für den Verteidiger i.d.R. aus der Kenntnis des derzeitigen Ermittlungsstandes ergeben, wenn er hiervon, z.B. über die Gewährung von Akteneinsicht oder Kenntnis des Haftbefehls erfährt.
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Praxistipp
Vorsicht geboten ist in diesem Zusammenhang bei der Hinterlegung von Sicherheitsleistungen i.S.v. § 116 StPO aus bemakelten Geldern durch den Verteidiger. Hat der Verteidiger Kenntnis davon, dass es sich um bemakeltes Vermögen des Beschuldigten handelt, so erfüllt er bereits den Tatbestand des § 261 Abs. 1 S. 1 StGB, wenn und soweit der Verteidiger die Hinterlegung in eigenem Namen vornimmt, weil er damit den staatlichen Zugriff auf bemakelte Gelder – zumindest vorübergehend – vereitelt.[288] Hat er die bemakelten Gelder zudem vor deren Hinterlegung auf ein eigenes Konto transferieren lassen, so kommt zudem – tateinheitlich[289] – § 261 Abs. 2 Nr. 2 StGB in Betracht.[290]




5. Falsche Verdächtigung (§ 164 StGB)
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Der Schutzbereich des § 164 StGB kann mit den Verteidigungsrechten des Beschuldigten im Strafverfahren auf verschiedene Weise kollidieren. Zu denken ist hierbei insbesondere an das Schweigerecht des Beschuldigten aus § 136 Abs. 1 S. 2 StPO und das Selbstbegünstigungsprivileg des § 258 Abs. 5 StGB.
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Macht der Beschuldigte von seinem Schweigerecht Gebrauch und hält sich der Verteidiger an seine Verschwiegenheitspflicht, so kann sich hieraus keinesfalls eine Strafbarkeit für einen der beiden ergeben. Demnach kann auch das schlichte Leugnen der dem Mandanten zur Last gelegten Tat selbst dann nicht den Tatbestand der falschen Verdächtigung erfüllen, wenn damit zwangsläufig der Tatverdacht auf eine andere Person gelenkt wird.[291] Eine falsche Verdächtigung scheidet auch dann aus, wenn sich zwei gleichermaßen in Betracht kommende Alternativtäter gegenseitig der Tatbegehung bezichtigen, weil sich alleine hierdurch ein bereits bestehender Tatverdacht nicht verstärkt.[292] Die Situation ist nicht anders, wenn der Beschuldigte oder sein Verteidiger behauptet, eine belastende Zeugenaussage sei falsch. Auch dies kann nicht den Tatbestand der falschen Verdächtigung erfüllen, weil darin alleine noch keine hinreichenden Anhaltspunkte für das Vorliegen eines Aussagedelikts liegen („Aussage gegen Aussage“).[293] Zudem liegt die Behauptung, ein Zeuge habe den Beschuldigten zu Unrecht belastet und seine Aussage sei demnach falsch, selbstverständlich im Rahmen zulässigen Verteidigungsverhaltens. „Ein Angeklagter darf im Rahmen seiner Verteidigung einen Belastungszeugen als unglaubwürdig hinstellen, ohne für den Fall des Misserfolgs schon deshalb eine schärfere Bestrafung befürchten zu müssen.“[294] Ebenso wenig, wie zulässiges Verteidigungsverhalten im Falle einer Verurteilung strafschärfend berücksichtigt werden darf, kann es eine Strafverfolgung des Beschuldigten oder seines Verteidigers wegen falscher Verdächtigung nach sich ziehen.
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Behauptet der Verteidiger indes wider besseren Wissens, der Zeuge habe einen Meineid begangen und stellt hierzu unter Vorlage oder Benennung bestimmter Beweismittel eine konkrete Tatsachenbehauptung auf, so läuft er Gefahr, sich wegen falscher Verdächtigung strafbar zu machen, wenn er damit die Beweislage verfälscht und diese bewusste Verfälschung der Beweislage geeignet ist, den Tatverdacht gegen den Zeugen zu verstärken.[295] Dies gilt jedenfalls dann, wenn er hierbei zumindest die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens gegen den Zeugen wegen des Verdachts der Falschaussage als sichere Folge seines Handelns voraussieht, auch wenn dies für ihn nur notwendiges Zwischenziel zur Erreichung des eigentlichen Verteidigungszwecks ist.[296]



6. Vortäuschen einer Straftat (§ 145d StGB)
185

Da das wahrheitswidrige Behaupten einer tatsächlich nicht stattgefundenen Straftat i.S.v. § 145d Abs. 1 StGB kaum Verteidigungszwecken dienen dürfte, wird eine Strafbarkeit des Verteidigers wegen Vortäuschens einer Straftat nur in der Alternative des § 145d Abs. 2 StGB in Betracht kommen. Darunter fällt zunächst die wahrheitswidrige Selbstbezichtigung des (unschuldigen) Mandanten, eine rechtswidrige Tat begangen zu haben, um dadurch den bereits bestehenden oder zu erwartenden Tatverdacht von einem anderen abzulenken. Hieran kann sich der Verteidiger nach den allgemeinen Teilnahmeregeln beteiligen. Der Verteidiger kann sich aber insbesondere auch dann strafbar machen, wenn er wider besseres Wissen die Beteiligung eines in Wahrheit Unbeteiligten an der vom Mandanten begangenen Straftat behauptet, um damit den Tatverdacht vom Mandanten abzulenken oder den Grad seiner Tatbeteiligung zu verschleiern.


186

Die Vorschrift des § 145d StGB dient dem Zweck, eine ungerechtfertigte Inanspruchnahme der Ermittlungsbehörden zu verhindern und sie davor zu bewahren, durch unnötigen Einsatz von der Erfüllung ihrer wirklichen Aufgabe – der Aufklärung von Straftaten – abgehalten zu werden. Daher ist die bloße Verdachtsablenkung, ohne die Ermittlungsbehörden dadurch auf eine falsche Spur zu lenken, straflos, nicht indes die Verdachtsumlenkung, bei der zugleich eine falsche Fährte gelegt wird.[297] Letztere ist strafbar, auch wenn die Person des Dritten nicht näher konkretisiert wird;[298] auch eine Anzeige gegen Unbekannt kann ausreichen.[299]


187

Die wahrheitswidrige Benennung eines tatsächlich nicht tatbeteiligten Dritten ist jedoch dann nicht von § 145d StGB umfasst, wenn der Dritte unter den genannten Umständen keine rechtswidrige Straftat begangen haben kann, da in diesen Fällen auch keine rechtswidrige Tat i.S.v. § 145d StGB vorgetäuscht wird. Dies gilt zum Beispiel für die Verteidigung gegen den Vorwurf einer Trunkenheitsfahrt unter Benennung eines zur Tatzeit nüchternen Dritten[300] oder gegen den Vorwurf des Fahrens ohne Fahrerlaubnis unter der Behauptung, das Fahrzeug sei von einem Dritten geführt worden, der – im Gegensatz zum Mandanten – im Besitz einer gültigen Fahrerlaubnis ist.[301] Auch die wahrheitswidrige Bezichtigung eines mittlerweile Verstorbenen als Täter ist nicht nach § 145d StGB strafbar.[302] Eine mögliche Strafbarkeit wegen (versuchter) Strafvereitelung bleibt jedoch in all diesen Fällen unberührt.



7. Beleidigung (§§ 185, 193 StGB)
188

Zu den Grundpflichten des Rechtsanwalts gehört es, dass er sich sachlich verhält. Nach § 43a Abs. 3 BRAO verlässt der Rechtsanwalt den Boden der Sachlichkeit dann, wenn er ein Verhalten zeigt, bei dem es ihm um die bewusste Verbreitung von Unwahrheiten oder solchen herabsetzenden Äußerungen geht, zu denen andere Beteiligte oder der Verfahrensverlauf keinen Anlass gegeben haben. Ein derartiges Verhalten kann sich für den Verteidiger zudem als strafbare, nicht mehr von der Wahrnehmung berechtigter Interessen (§ 193 StGB) gedeckte Beleidigung darstellen.


189

Nach der Rechtsprechung des BVerfG muss sich das in § 43a Abs. 2 BRAO normierte Sachlichkeitsgebot im Rahmen der vom Grundrecht der Meinungsfreiheit gezogenen Grenzen halten und unterliegt insoweit dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz.[303]


190

Dabei sei davon auszugehen, dass die anwaltliche Berufsausübung grundsätzlich der freien und nicht reglementierten Selbstbestimmung des Einzelnen unterliegt. Als unabhängiges Organ der Rechtspflege und als der berufene Berater und Vertreter der Rechtsuchenden habe der Verteidiger „die Aufgabe, zum Finden einer sachgerechten Entscheidung beizutragen, das Gericht – und ebenso Staatsanwaltschaft oder Behörden – vor Fehlentscheidungen zu Lasten seines Mandanten zu bewahren und diesen vor verfassungswidriger Beeinträchtigung oder staatlicher Machtüberschreitung zu sichern; insbesondere soll er die rechtsunkundige Partei vor der Gefahr des Rechtsverlustes schützen“.[304] Die Wahrnehmung dieser Aufgaben erlaube es dem Verteidiger „ebenso wie dem Richter“ nicht, „immer so schonend mit den Verfahrensbeteiligten umzugehen, dass diese sich nicht in ihrer Persönlichkeit beeinträchtigt fühlen“. Der Verteidiger dürfe „im Kampf um das Recht auch starke, eindringliche Ausdrücke und sinnfällige Schlagworte benutzen“. Nicht entscheidend sei es, ob er seine Kritik anders hätte formulieren können. Die Grenze einer zumutbaren Beschränkung der Berufsausübung und der Meinungsfreiheit sei „insbesondere überschritten, wenn Kammervorstände oder Ehrengerichte das Verhalten eines Anwalts als standeswidrig mit der Begründung beanstanden, es würde von anderen Verfahrensbeteiligten als stilwidrig, ungehörig oder als Verstoß gegen den guten Ton und das Taktgefühl empfunden oder es sei dem Ansehen des Anwaltsstandes abträglich“.[305]


191

Bei der Beurteilung, ob ein Verteidiger sich im Rahmen seiner Tätigkeiten durch seine Äußerungen strafbar gemacht hat, gelte nichts anderes.[306] Soweit der im Rahmen seiner Berufsausübung auch starke, eindringliche Ausdrücke und sinnfällige Schlagworte benutzen darf, dürfe er hierbei auch „ad personam“ argumentieren, ohne sich deshalb strafbar zu machen.[307] Nicht nur Werturteile, sondern auch Tatsachenbehauptungen unterliegen dem Schutzbereich des Art. 5 GG. Dies gelte nur dann nicht, wenn sie zur Meinungsbildung nichts beitragen können, was erst dann der Fall sei, wenn eine bewusst oder erwiesen unwahre Tatsachenbehauptung in Frage stehe.[308]


192

Ehrverletzende Äußerungen eines Verteidigers, die dieser ersichtlich (zumindest auch)[309] im Interesse einer ungehinderten und effektiven Verteidigung seines Mandanten anbringt, sind damit jedenfalls dann von der Wahrnehmung berechtigter Interessen gedeckt und hierdurch gerechtfertigt, wenn und soweit sie sich nicht als dem Anlass völlig unangemessen oder gänzlich neben der Sache liegend darstellen.[310] Der Schutz der Ehre tritt in diesen Fällen gegenüber dem rechtsstaatlichen Gebot zurück, eine ungehinderte und damit wirksame Strafverteidigung zu ermöglichen.[311] Das Mandatsverhältnis führt jedoch nicht zu einem rechtsfreien Raum. Soweit der Verteidiger gegenüber dem Mandanten ehrverletzende Äußerungen in Bezug auf die Justiz abgibt, dienen diese offensichtlich nicht der Verteidigung selbst und bleiben damit strafbar.[312]


193

So erfüllt die Bezeichnung einer richterlichen Entscheidung in einem Strafverfahren durch den Verteidiger als (objektiv) willkürlich bereits nicht den Tatbestand des § 185 StGB, wenn und soweit sie sich bei verständiger Würdigung ihres Verteidigungsziels nicht gegen die Ehre des Richters richtet, sondern mit der Äußerung ersichtlich die vom Gericht getroffene Entscheidung angegriffen werden soll und sie im Rahmen einer sachgerechten Verteidigung erhoben wird.[313] Die Bezeichnung einer richterlichen Entscheidung als (objektiv) „willkürlich“ kann für den Verteidiger im Sinne einer sachgerechten Verteidigung sogar notwendig werden, so um einem hierauf gestützten Befangenheitsgesuch zum Erfolg zu verhelfen[314] oder damit die Verfassungswidrigkeit einer gerichtlichen Entscheidung zu begründen.[315]


194

Auch bei dem gegen einen Richter – ausdrücklich oder implizit – erhobenen Vorwurf der „Rechtsbeugung“ wird der Meinungsfreiheit jedenfalls dann der Vorzug gegeben, wenn „der Vorwurf nicht selbstständig im Raum steht, sondern Teil einer (komplexen) Meinungsäußerung ist, die der Durchsetzung legitimer prozessualer Rechte dient und jedenfalls aus der Sicht des Äußernden auch nicht völlig aus der Luft gegriffen ist und daher nicht die Qualität eines Wertungsexzesses erreicht oder sonst missbräuchlich erscheint“, auch wenn er „für jeden Richter eine schwere, nicht akzeptable Kränkung bedeutet“.[316]


195

Hält der Verteidiger die aufgezeigten, von der Rechtsprechung aufgestellten Grenzen im Rahmen seiner Meinungsäußerung ein, so darf und muss er ggf. sogar zur Wahrnehmung der Rechte seines Mandanten in dieser Weise Kritik üben und angebliches oder tatsächliches Fehlverhalten aufzeigen, ohne sogleich befürchten zu müssen, einer Strafverfolgung ausgesetzt zu sein. Sein Verhalten wird sich innerhalb der aufgezeigten Grenzen i.d.R. jedenfalls als „Wahrnehmung berechtigter Interessen“ i.S.d. § 193 StGB darstellen.[317]


196

Der (weitere) Rechtfertigungsgrund der Meinungsäußerung zum Zwecke der „Ausführung und Verteidigung von Rechten“ i.S.d. § 193 StGB hingegen soll für den Verteidiger nur insoweit gelten, als es sich um eigene Rechte des Verteidigers und nicht die Vertretung von Rechten oder Interessen des Mandanten handelt.[318]



V. Beratung des Mandanten über außerstrafrechtliche Folgen einer Verurteilung
197

Unabhängig davon, wie sich der erste Kontakt des Verteidigers mit seinem Mandanten darstellt – sei es im Rahmen eines zwangslosen Erstgesprächs in den eigenen Kanzleiräumen, einer ersten Vernehmung der Strafverfolgungsbehörden oder gar einer Untersuchungshaft – so wird dieser regelmäßig mit einer enormen Fülle an Informationen konfrontiert, welche es meist unter besonderem Zeitdruck zu erfassen und auszuwerten gilt.


198

Häufig zeichnen sich auch während der Fortführung des strafrechtlichen Mandats außerstrafrechtliche Begleitfolgen ab, welche der Beschuldigte, in Bezug auf deren potentiell nachteilige Folgen, subjektiv nicht selten als das „größere Übel“ im Vergleich zur eigentlichen Strafbewehrung empfinden mag. Aufgrund ihrer enormen Bedeutung und der daraus resultierenden Haftungsrisiken darf der Verteidiger diese Aspekte keinesfalls vernachlässigen.[319]



1. Notwendigkeit und Umfang der Beratung aus haftungsrechtlicher Sicht
199

Im Bereich zivilrechtlicher Mandate wurden haftungsrelevante, schadensbegründende, anwaltliche Pflichtverletzungen höchstrichterlich bereits umfassend entschieden und in der Literatur detailliert katalogisiert. Fachkommentare geben Zivilanwälten konkrete Sicherheit in der Mandatsführung, beginnend bei der Sachverhaltsermittlung und -aufklärung, der rechtlichen Prüfung, bis hin und besonders zu Inhalt und Umfang notwendiger Beratung und Belehrungen. Grundlage der Anwaltshaftung bildet hierbei jeweils die mandatstypische Weisungsabhängigkeit.[320]
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Zwar sind Verteidiger grds. nicht an Weisungen ihres Mandanten gebunden. Ihre Haftung setzt jedoch dort an, wo sie aufgrund ihres fachgebietsübergreifenden Kenntnis- und ihres berufsbezogenen Erfahrungsstandes ihre Stellung als Beistand i.S.v. § 137 StPO verlassen.[321]
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Die Pflicht zur Bewahrung des Mandanten vor voraussehbar vermeidbaren Schäden überlagert und bedingt die übrigen mandatsbezogenen Grundpflichten des Anwalts.[322] Ausgehend von der übergeordneten Zielsetzung, bereits nur als möglich erkennbare Nachteile vom Mandanten abzuwehren, hat sich die anwaltliche Beratung ebenso auf wirtschaftliche Gefahren, wie auf die praktischen Folgen der anzuratenden rechtlichen Schritte zu beziehen.[323] Diese Haftungsgrundsätze sind im Wesentlichen auf den Strafverteidiger zu übertragen.[324]


202

Für den Verteidiger bedeutet dies konkret: eine Beschränkung auf die rein strafrechtliche Mandatsführung ist haftungsrelevant.


203

Wirtschaftliche Aspekte müssen ebenso notwendiger Inhalt der Beratung sein wie potentielle außerstrafrechtliche Negativkonsequenzen.[325] Soweit dies zur Vermeidung der Konterkarierung der eigenen Verteidigungsstrategie nicht ohnehin schon angezeigt ist, muss der Beschuldigte vor persönlichen Nachteilen, welche er, mangels übergreifender Fachkenntnis, aus eigenem Antrieb anstrengen könnte, bewahrt werden.[326]



2. Zivilrechtliche Folgen des Strafverfahrens

a) Typischer Sachverhalt
204

Mandant M sucht Rechtsanwältin R anlässlich seiner Ladung zum Hauptverhandlungstermin am übernächsten Freitag vor dem Amtsgericht A wegen des Verdachts der Körperverletzung gegen den Geschädigten G auf.
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Im Erstgespräch bestätigt M die Beteiligung an einer tätlichen Auseinandersetzung mit G vor sieben Monaten. G sei „rotzevoll“ gewesen, habe ihn als „Nazi“ beschimpft und wäre körperlich aufdringlich geworden. Dem fortgesetzten Angriff habe M versucht, auszuweichen. Schließlich habe er G zu Boden gedrückt, festgehalten und aufgefordert, endlich „Ruhe zu geben“. Keinesfalls habe er G mit der Faust ins Gesicht geschlagen. Eine blonde Bedienung hätte das alles mitbekommen.
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Auch sehe M nicht ein, das Schmerzensgeld zu bezahlen. Der Anwalt des G habe ihn schon zweimal angeschrieben. Der G sei schließlich jedes Wochenende an einer Schlägerei beteiligt. Wahrscheinlich hat er „halt mal den Falschen angemacht“.


207

In der Strafakte finden sich zwei belastende Zeugenaussagen von G und K. M selbst kam der polizeilichen Vernehmungsaufforderung nicht nach. Laut ärztlicher Atteste erlitt G am Tatabend eine multiple Nasenbeinfraktur, welche vier Monate später operativ, bei stationärem Krankenhausaufenthalt, behandelt wurde.
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M war bisher strafrechtlich nicht in Erscheinung getreten. Als Postzusteller verdient er monatlich netto 1.350 EUR. Für seinen neuen VW Scirocco muss er monatlich 550 EUR, insgesamt noch 22.500 EUR, abzahlen. Abschließend findet sich in der Akte ein Akteneinsichtsgesuch des gesetzlichen Krankenversicherers des G.



b) Beratungsgrundlagen aus der Tat erwachsener, zivilrechtlicher Ansprüche
209

Dieser einfach gehaltene Sachverhalt macht deutlich, wie sehr Verteidiger angehalten sind, über den „Tellerrand“ ihres gewohnten Fachgebiets zu blicken:


210

Bereits zu Mandatsbeginn zeichnet sich erstens die Verwendung strafprozessualer Feststellung in künftigen Zivilverfahren ab, welche zweitens, v.a. in finanzieller Hinsicht, existenzbedrohend wirken können.


211

Zur Vermeidung faktisch präjudizierender Fehler[327] benötigen Verteidiger zwingend ein umfassendes Problembewusstsein für die prozessuale Wechselwirkung zwischen dem Straf- und dem Zivilverfahren.



aa) Mittelbare Bindungswirkung durch Strafurteil festgestellter Tatsachen im Zivilprozess
212

Strafurteile entfalten keine unmittelbare Bindungswirkung im Zivilprozess. Dennoch sind beide Verfahren prozessual miteinander verflochten. Feststellungen aus dem Strafverfahren können im Wege des Urkundenbeweises auf Vorbringen des Geschädigten gem. §§ 415, 417 f. ZPO in den Zivilprozess eingeführt werden. Dies umfasst nicht nur den Tenor des Strafurteils, sondern gerade auch einzelne Beweisergebnisse in Form von gerichtlichen Protokollierungen über Zeugen- und Sachverständigenvernehmungen, Augenscheinsfeststellungen sowie Erklärungen des Beschuldigten selbst zum Tatbeitrag.[328] Feststellungen im Strafurteil werden damit gem. § 286 Abs. 1 ZPO Gegenstand freier richterlicher Beweiswürdigung. Sie bedingen damit eine mittelbare Bindungswirkung.[329]



bb) Beweisrechtliche Beschränkungen im folgenden Zivilverfahren
213

Die Notwendigkeit der taktischen Abstimmung der eigentlichen Verteidigungslinie mit der folgenden zivilprozessualen Beweissituation ergibt sich aus folgender Einschränkung:


214

Gemäß § 138 Abs. 1 ZPO sind im Zivilprozess Erklärungen über tatsächliche Umstände vollständig und der Wahrheit gemäß abzugeben. Es muss klar sein, dass einzelne Einlassungen oder gar ein umfassendes Geständnis des Beschuldigten zum Gegenstand späterer Zivilprozesse gemacht werden, derer er sich nicht durch bewusstes, wahrheitswidriges Bestreiten widersetzen darf.[330]


215

Da im Zivilprozess unbestrittene Tatsachen gem. § 138 Abs. 3 ZPO als zugestanden gelten – ein Schweige- bzw. Aussageverweigerungsrecht wird dem Beschuldigten als Partei im Zivilprozess gerade nicht zugestanden[331] – sei auch die strafprozessuale Verständigung oder ein Täter-Opfer-Ausgleich wohl überlegt. Überlegungen zur Erwirkung strafmildernder Umstände aufgrund besonderer Mitwirkung des Beschuldigten im Strafprozess sind mit den zu erwartenden zivilprozessualen Folgen abzuwägen.


216

Des Weiteren ist der Verteidiger angehalten, die weitergehenden Erkenntnismöglichkeiten im Strafverfahren bereits vorgreifend auch für mögliche Schadensersatz- und Regressansprüche auszunutzen: im Fall benennt M eine unbestimmte, jedoch bestimmbare Zeugin (die blonde Bedienung), welche es, nötigenfalls im Wege eines Beweisantrags, zu ermitteln gilt. Anderenfalls verbleibt M keine realistische Möglichkeit, seine notwehrsituative Verteidigungshandlung, etwa im folgenden Regressverfahren des Sozialversicherungsträgers, zivilrechtlich unter Beweis zu stellen.


217

Hinweis
Bei bereits rechtshängigen Schadensersatzklagen gibt § 149 Abs. 1 ZPO auch dem vermeintlichen Schädiger die Möglichkeit, die Aussetzung des Zivilverfahrens bis zur Erledigung des Strafverfahrens zu beantragen. Keinen Aussetzungsgrund stellt jedoch die Gefahr dar, dass der Beklagte durch Erklärungen im Zivilprozess sich faktisch in dem, gegen ihn laufenden, Strafverfahren selbst belastet.[332]




cc) Zivilrechtliche Haftungsgrundlagen im Überblick
218

Regelmäßig werden Verteidiger um ihre Einschätzung zur Höhe der zu erwartenden „Schadensersatzforderungen“ gebeten. Hierzu, wie auch als Grundlage zu o.g., taktischen Erwägungen, empfiehlt sich nachfolgende Differenzierung straftatbezogener Ansprüche:
	-
	Ansprüche aus deliktischer Verschuldenshaftung

	aufgrund Verschuldensnachweises:
	§§ 823 Abs. 1, Abs. 2, 826 BGB
§§ 824, 825, 830 Abs. 1 S. 1, 830 Abs. 2, 839 f. BGB

	aufgrund Verschuldensvermutung:
	§§ 831, 832, 833, 834, 836 ff. BGB,
§ 7 Abs. 3 S. 1 Hs. 2 StVG




	-
	Ansprüche aus deliktischer Gefährdungshaftung

	§ 7 Abs. 1, Abs. 3 S. 1 Hs. 1 StVG
§§ 231, 833 S. 1 BGB
	§§ 1 ProdHaftG, 1 UmweltHG, 89 WHG
§§ 84 ArzneimittelG, 32 ff. GenTG




	-
	Ansprüche aus übergegangenem Rechtsverhältnis

	Regress des Sozialversicherungsträgers:
	§ 116 SGB X

	Regress privater Schadensversicherungsunternehmen:[333]
	§ 86 VVG, z.B. private Kranken-, Feuer- oder Kaskoversicherung

	mit Hinweis auf mögliche Haftungsprivilegien
	z.B. §§ 104, 105 SGB VII,
§ 86 Abs. 3 VVG




	-
	Unterlassungsansprüche

	nach § 1004 BGB entsprechend iVm.
	§§ 34 Abs. 2 WEG, 97 Abs. 1 UrhG

	nach § 1004 BGB analog iVm.
	§ 823 Abs. 1, Abs. 2 BGB




	-
	deliktsunabhängige, vermögensrelevante Ansprüche

	Ausgleichsansprüche:
	z.B. § 426 Abs. 1 BGB aus Gesamtschuldverhältnis

	aus vertraglicher Beziehung:
	z.B. §§ 280 ff., 536a ff. BGB

	aus vertragsähnlichem Verhältnis:
	z.B. §§ 280 Abs. 1, 311 Abs. 2 BGB, 179 BGB








3. Berufliche Auswirkungen des Strafverfahrens
219

Ein strafrechtliches Urteil kann, im Hinblick auf die Berufsausübung des Beschuldigten, enorme, bis hin zum Verlust der beruflichen Existenz führende, nachteilige Folgen verursachen. Kenntnisse des Verteidigers in diesem Bereich sind daher elementar, haftungsbegründende Schadensrisiken hoch.



a) Öffentlicher Dienst

aa) Typischer Sachverhalt
220

Lehrer A sucht Rechtsanwältin R in deren Kanzlei auf. Er wird von einer Schülerin bezichtigt, sie nach dem Unterricht im Klassenzimmer festgehalten und an den Brüsten berührt zu haben. Er habe sie gegen ihren Willen geküsst und versucht, ihr unter den Rock zu fassen.



bb) Statusverlust von Gesetzes wegen

(1) Während der aktiven Laufbahn
221

Für aktive[334] Beamte, Richter oder Soldaten endet das Dienstverhältnis kraft Gesetzes im Falle einer strafrechtlichen Verurteilung vor einem deutschen Gericht
	-
	wegen vorsätzlicher Tat zu einer Freiheitsstrafe von min. einem Jahr,

	-
	wegen in Tateinheit begangenem, vorsätzlichen und fahrlässig verwirklichten Delikt, sofern die min. einjährige Haftstrafe, ausweislich des Strafurteils, auf der Vorsatztat beruht,

	-
	nach vorsätzlich verwirklichtem Staatsschutzdelikt zu einer Freiheitsstrafe von min. sechs Monaten, bei aktiven Richtern und Soldaten unabhängig von der Dauer der Freiheitsstrafe.




222

	-
	Der Status- und Rechtsverlust setzt ein Urteil voraus. Entgegen § 410 Abs. 1 StPO genügt ein Strafbefehl nicht, um die genannten Rechtsfolgen herbeizuführen.[335] Das BVerwG führt hierzu aus: „Die Vorschrift des § 41 Abs. 1 BBG fordert ausdrücklich ein im ordentlichen Strafverfahren ergehendes Urteil.

	-
	Der Strafbefehl ist kein solches Urteil. Er ist eine in einem besonders geregelten summarischen Verfahren getroffene richterliche Entscheidung. Das Strafbefehlsverfahren dient vornehmlich der Vereinfachung und Beschleunigung (vgl. auch BVerfGE 65, 377/382). Es unterscheidet sich grundlegend von dem ordentlichen Strafverfahren, in dem das Strafgericht nach dem Ergebnis der Hauptverhandlung entscheidet. Der Strafbefehl ergeht ohne Hauptverhandlung und gerichtliche Beweisaufnahme und unterscheidet sich auf Grund der Art und Weise seines Erlasses grundlegend von einem Urteil. Er bietet nicht das Maß an Ergebnissicherheit, das Voraussetzung für die Beendigung des Beamtenverhältnisses kraft Gesetzes ist.




223

Eine Strafaussetzung zur Bewährung, ein nachträglicher Straferlass gem. § 56g StGB oder eine Begnadigung, die sich nur auf die selbst Strafe beziehen, haben keinen Einfluss auf den Statusverlust kraft Gesetzes.



(2) Vor Eintritt in das bzw. nach Austritt aus dem Dienstverhältnis
224

Bei Straftaten vor Eintritt in das Dienstverhältnis kann zusätzlich, unter den gleichen Voraussetzungen, eine Rücknahme der Ernennung erfolgen.


225

Bei Straftaten nach Austritt in den Ruhestand mit einer Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe von min. zwei Jahren gehen Versorgungsansprüche[336] verloren. Gleiches gilt für Straftaten, welche während der aktiven Dienstzeit begangen, jedoch erst nach Eintritt in den Ruhestand verurteilt wurden.



(3) Statusverlust durch Aberkennung der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter
226

Unabhängig von den vorangegangenen Ausführungen kommt es auch zum Statusverlust durch Aberkennung der „Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter“ i.S.d. § 45 StGB.



(4) Rechtsgrundlagen
227


	Statusverlust kraft Gesetzes
	Beamte
	Landesbeamte
	Richter
	Soldaten

	Vorsatztat
min. 1 Jahr Freiheitsstrafe
	§ 41 S. 1 Nr. 1 BBG
	§ 24 Abs. 1 Nr. 1 BeamtStG
	§ 24 Nr. 1 DRiG
	§ 38 Abs. 1 Nr. 1
§ 48 S. 1 Nr. 2
§ 54 Abs. 2 Nr. 2 SG

	Staatsschutzdelikt
	§ 41 S. 1 Nr. 2 BBG (min. 6 Monate Freiheitsstrafe)
	§ 24 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 BeamtStG (min. 6 Monate Freiheitsstrafe)
	§ 24 Nr. 2 DRiG (jede Verurteilung zu Freiheitsstrafe)
	§§ 38 Abs. 1 Nr. 1, 48 S. 2, 54 Abs. 2 Nr. 2 SG

	Rücknahme der Ernennung
	§ 14 Abs. 1 Nr. 2 BBG
	§ 12 Abs. 1 Nr. 2 BeamtStG
	§ 19 Abs. 1 Nr. 4 DRiG
	Entlassung:
§ 46 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 SG

	Aberkennung der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter 
(§ 45 StGB)
	§ 41 Abs. 1 S. 2 BBG
	§ 24 Abs. 1 S. 2 BeamtStG
	§ 24 Nr. 3 DRiG
	§§ 38 Abs. 1 Nr. 2, 54 Abs. 2 SG






(5) Rechtsfolgen
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Der Verteidiger hat bereits im Rahmen seiner Mandatsführung zu beachten, dass für den Beschuldigten in beruflicher Hinsicht drohende Negativkonsequenzen bei der Strafzumessung Berücksichtigung finden, da der Rechtsverlust kraft Gesetzes eintritt.[337] Der BGH führt hierzu aus, dass bei der erforderlichen Gesamtbetrachtung der Persönlichkeit des Täters nicht nur die Umstände zu berücksichtigen seien, die der Tat vorausgehen oder sie begleiten, sondern auch diejenigen, die ihr nachfolgen.[338]
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Hinweis
Bei der Verteidigung sollte daher auf die dem Mandanten drohenden dienstrechtlichen Folgen eingegangen werden. Insbesondere in wirtschaftlicher Hinsicht muss auf das Erlöschen der Dienstbezüge und der Versorgungsansprüche, sowie bei Soldaten auf die Verpflichtung zur Rückzahlung von Ausbildungskosten, hingewiesen werden. Diese Auswirkungen müssen Grundlage der Verteidigungsstrategie sein.
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Praxistipp
 
	-
	Bei aktiven Bediensteten sollte bei einer im Raum stehenden Freiheitsstrafe die Verhängung einer Freiheitsstrafe unter einem Jahr erreicht werden.

	-
	Statt einer Sanktionierung durch Strafurteil sollte die Verhängung eines Strafbefehls angestrebt werden.

	-
	Bei Soldaten ist die Verhängung einer Maßregel nach §§ 64, 66 StGB zu vermeiden.

	-
	Bei aktiven Soldaten und Richtern bedingt bereits die Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe den Statusverlust, unabhängig von ihrer Dauer.






b) Das Disziplinarverfahren
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Regelmäßig schließt sich dem Strafverfahren ein Disziplinarverfahren an, sofern die Straftat gleichzeitig ein sog. Dienstvergehen darstellt. Dies ist entsprechend dem jeweils geltenden Dienstrecht zu beurteilen:
	-
	§ 77 S. 2 BBG für Beamte und Richter (beachte § 61 BBG!),

	-
	§ 47 Abs. 1 BeamtStG für entsprechende Regelungen bei Landesbeamten,

	-
	§ 23 SG für Soldaten (beachte § 17 SG!).
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Demnach muss das Verhalten des Bediensteten innerhalb und außerhalb des Dienstes der Achtung und dem Vertrauen gerecht werden, das der Beruf erfordert.[339]



aa) Abgrenzung inner-/außerdienstliche Pflichtverletzung als Dienstvergehen
233

Eine Verletzung innerdienstlicher Pflichten wird stets als Dienstvergehen qualifiziert. Die Qualifizierung außerdienstlichen Verhaltens[340] als Dienstvergehen erfordert bei Beamten gem. § 77 Abs. 1 S. 2 BBG eine Beeinträchtigung der Achtung und des Vertrauens in Bezug auf dessen konkret funktionelles Amt.[341] 
Nach Rechtsprechung des BVerwG begründet sich eine Ansehensschädigung des Beamtentums bereits bei einem Strafmaß von min. zwei Jahren Freiheitsstrafe. Das VG München hat hierzu entschieden, dass schwerwiegende Vorsatzstrafen generell einen Vertrauensverlust, der unabhängig vom jeweiligen Amt zu einer Untragbarkeit der Weiterverwendung als Beamter führt, bewirken. Dabei können hervorragende dienstliche Leistungen allenfalls in der Zusammenschau mit anderen entlastenden Momenten Bedeutung erlangen.[342] Der betroffene Hochschullehrer war wegen sexuellen Missbrauchs von Jugendlichen zur Freiheitstrafe von elf Monaten mit Bewährung verurteilt worden und nachfolgend aus dem Beamtenverhältnis entfernt worden. 
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Für das obige Beispiel entscheidend ist insoweit, ob das Verhalten des Lehrers über die Straftat als solche hinaus eine innerdienstliche Pflichtverletzung darstellt und damit als Dienstvergehen zu werten ist.[343]



bb) Bindungswirkung von Feststellungen aus dem Strafverfahren
235

Tatsachliche Feststellungen im Strafurteil entfalten Bindungswirkung auf das Disziplinarverfahren, vgl. §§ 23 Abs. 1, 57 Abs. 1 S. 1 BDG, 34 Abs. 1, 84 Abs. 1 S. 1 WDO. Ausnahmen von den bindenden tatsächlichen Feststellungen im behördlichen Disziplinarverfahren sind nur im Rahmen der Voraussetzungen des § 57 Abs. 1 S. 2 BDG bei „offenkundiger Unrichtigkeit“ der Feststellungen möglich.
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Checkliste: Bindungswirkung von Feststellungen

		-
	eines rechtskräftigen Strafurteils


	(+)

		-
	eines freisprechenden, rechtskräftigen Strafurteils


	(–)

		-
	eines auf Einstellung lautenden rechtskräftigen Strafurteils


	(–)

		-
	eines Strafbefehls


	(–)

		-
	von Ausführungen die allein die Strafzumessung betreffen


	(–)

		-
	eines erstinstanzlichen Urteils, nachdem dieses im Schuldspruch nach Verfahrenseinstellung gem. § 153a StPO in der Berufungsinstanz unangreifbar geworden ist.


	(–)







cc) Sperrwirkung des Freispruchs
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Wurde der Bedienstete durch Strafurteil rechtskräftig freigesprochen, so ist gegen ihn eine Disziplinarmaßnahme aufgrund des abgeurteilten Sachverhaltes nur zulässig, wenn dieser als ein Dienstvergehen zu qualifizieren ist, sog. „disziplinarer Überhang“, vgl. §§ 14 Abs. 2 BDG, 63 Abs. 1 DRiG, 16 Abs. 3 S. 1 WDO. Eine Lösungsmöglichkeit von der Sperrwirkung i.S.d. § 57 Abs. 1 S. 2 BDO, also zu Lasten des Bediensteten, besteht nicht.
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Praxistipp
Auch wenn manchmal eine Zustimmung zu einer Einstellung im Strafverfahren sachgerecht erscheint, auch im Hinblick auf Vermeidung einer öffentlichen Hauptverhandlung, ist hier Vorsicht geboten.
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Der Mandant muss explizit darauf hingewiesen werden, dass bei einer Einstellung eine Sperrwirkung für ein etwaiges Disziplinarverfahren nicht eintritt.



dd) Absolutes und relatives Maßnahmeverbot
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Mögliche Maßnahmen nach dem Disziplinargesetz gegenüber:

	Beamten
	Richtern
	Soldaten

	Verweis
Geldbuße
Kürzung des Ruhegehalts bzw. der Dienstbezüge, etc.
vgl. § 5 BDG, §§ 11 ff. BDG
	Wie bei Beamten,
jedoch mit einschränkenden Besonderheiten je nach Art des Richteramtes, vgl. § 64 Abs. 2 DRiG
	Nach den Voraussetzungen der §§ 22 Abs. 1, 28 WDO
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Ein absolutes Maßnahmeverbot besteht, wenn gegen den Bediensteten unanfechtbar eine Strafe (= alle Verurteilungen i.S.d. StGB und strafrechtlichter Nebengesetze), eine Verwarnung mit Strafvorbehalt § 59 StGB oder bei Bundesbediensteten und Soldaten eine Geldauflage nach § 153a StPO verhängt wurde.
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In diesen Fällen darf ein Verweis oder eine schwächere Disziplinarmaßnahme nicht zusätzlich ergehen. Ausnahmen hierzu ergeben sich aus
	-
	§ 14 Abs. 1 BDG,

	-
	§ 63 Abs. 1 DRiG,

	-
	§§ 22 Abs. 1 Nr. 1–5 i.V.m. 16 Abs. 1 Nr. 1 WDO,

	-
	sowie aus landesrechtlichen Maßnahmeverboten.
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Hinsichtlich des relativen Maßnahmeverbots i.S.d. § 14 Abs. 1 Nr. 2 BDG ist die Zulässigkeit der Verhängung der Kürzung von Dienstbezügen einer zusätzlichen Erforderlichkeitsprüfung abhängig. Bei der Beurteilung ist beispielsweise bei Beamten darauf abzustellen, ob die Maßnahme erforderlich ist, um diesen zur Pflichterfüllung anzuhalten.



ee) Muster: Anregung an die Staatsanwaltschaft zur Stellung eines Strafbefehlsantrags
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Muster 1 Anregung an die Staatsanwaltschaft zur Stellung eines Strafbefehlsantrags
An die
Staatsanwaltschaft …
Adresse …
Ermittlungsverfahren gegen A
Az.: …
In vorbezeichneter Sache nehme ich Bezug auf das mit Herrn Staatsanwalt … geführte Telefonat und rege an, beim zuständigen Gericht Strafbefehlsantrag zu stellen, wobei mein Mandant den Strafbefehl dann nicht anfechten wird, wenn die Anzahl der Tagessätze 90 Tagessätze nicht übersteigt und der Tagessatz auf … Euro festgesetzt wird.
Die Einkommensverhältnisse werden mittels beiliegender Verdienstbescheinigung belegt.
Begründung:
Mein Mandant bedauert den Vorfall am … … 2012 sehr.
Schulintern hat eine Aussprache zwischen meinem Mandanten und der Schülerin B in Anwesenheit des Schulleiters und eines Vertrauenslehrers stattgefunden. Die Schülerin hat die Entschuldigung meines Mandanten im Rahmen des Gespräches angenommen und erklärt, für sie sei die Angelegenheit bereinigt. Sie habe auch kein weiteres Interesse an einer Strafverfolgung.
Gesprächsvermerk des Schulleiters L vom … … 2012 anbei.
Innerhalb des Gesprächs wurde eine Schmerzensgeldzahlung des A an die Schülerin B vereinbart. Der Betrag wurde bereits über die Kanzlei der Unterzeichnerin an B ausbezahlt.
Bestätigung über den Zahlungseingang anbei
Herr A ist seit 18 Jahren als Lehrer tätig und hat bisher völlig unbescholten gelebt. Es ist von einer einmaligen Entgleisung seinerseits auszugehen. Soweit eine Bereinigung der Sache möglich war, hat der Mandant sein Möglichstes getan. Das Gespräch mit B war konfliktschlichtend. Es wurde ein Schmerzensgeld vereinbart und bezahlt. Aufgrund des kommunikativen Prozesses ist von einem Täter-Opfer-Ausgleich auszugehen.
Aufgrund des bisherigen straffreien Verhaltens i.V.m. dem Nachtatverhalten des A ist eine Geldstrafe von 90 Tagessätzen als tat- und schuldangemessen anzusehen.
Rechtsanwalt/Rechtsanwältin




c) Strafverfahren gegen Gewerbetreibende

aa) Einführung
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§ 35 Abs. 1 S. 1 GewO gibt der zuständigen Behörde die Möglichkeit, die Ausübung des Gewerbes ganz oder teilweise zu untersagen, wenn Tatsachen gegeben sind, die die Unzuverlässigkeit des Gewerbetreibenden selbst oder einer mit der Leitung des Gewerbebetriebs beauftragten Person in Bezug auf dieses Gewerbe begründen und die Untersagung zum Schutz der Allgemeinheit oder der im Betrieb Beschäftigten erforderlich ist.



bb) Rechtliche Grundlagen
246

Für Gewerbetreibende gilt, dass in manchen Bereichen die Ausübung erlaubnispflichtig ist und diese Erlaubnis die sog. Zuverlässigkeit desjenigen voraussetzt, der das Gewerbe betreiben will.
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Diese Zuverlässigkeit wird beim Beantragen einer entsprechenden Erlaubnis geprüft (§ 29 ff. GewO) und kann daher bei Mandanten, die diese Erlaubnis erstreben, von Bedeutung sein, wenn gegen diese Ermittlungen geführt werden oder bereits ein Strafverfahren abgeschlossen ist.
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§§ 29 ff. GewO geben einen Überblick über die Voraussetzungen der Erteilung einer gewerberechtlichen Erlaubnis. Dabei stellt die Unzuverlässigkeit des Antragstellers einen Versagungsgrund dar, nachdem das Gewerbe ganz oder teilweise zu versagen ist, § 35 GewO. 



d) Freie Berufe

aa) Ärzte und Apotheker
249

Unwürdig ist, wer „durch sein Verhalten nicht oder nicht mehr das zur Ausübung des ärztlichen Berufs unabdingbar erforderliche Ansehen und Vertrauen besitzt.[344] Unzuverlässigkeit ist gegeben bei prognostizierter Rechtfertigung der Annahme der Nichtbeachtung berufseigener Pflichten in der Zukunft.[345]
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Frühere Straftaten sind für beide Feststellungen grundsätzlich erheblich. Eine geregelte zeitliche Begrenzung hierfür besteht, mit Ausnahme einer registerrechtlichen Tilgung § 51 Abs. 1 BZRG, nicht.
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Es empfiehlt sich folgende Differenzierung:[346]

		Humanmediziner
	Zahnmediziner
	Tiermediziner
	Apotheker

	Voraussetzungen für die Erteilung der Approbation
	§ 3 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 BÄÖ
	§ 2 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 ZHG
	§ 4 Abs. 1 Nr. 2 BTÄO
	§ 4 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 BApO

	Voraussetzung für die Rücknahme der Approbation
	§ 5 Abs. 1 S. 2 BÄO
	§ 4 Abs. 1 S. 2 ZHG
	§ 7 Abs. 1 S. 1 BTÄO
	§ 6 Abs. 1 lit. a BApO[347]

	Voraussetzungen für den Widerruf der Approbation
	§ 5 Abs. 2 S. 1 BÄO
	§ 4 Abs. 2 S. 1 ZHG
	§ 6 Abs. 2 BTÄO
	§ 6 Abs. 2 BAO
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Ergänzend sei darauf hingewiesen, dass die Approbationsbehörde das Ruhen der Approbation, aufgrund eines gegen den Arzt oder Apotheker eingeleiteten Strafverfahrens grundsätzlich dann anordnen kann, wenn das Verfahren wegen des Verdachtes einer Straftat eingeleitet wurde, aus der sich seine Unzuverlässigkeit oder Unwürdigkeit ergeben kann.[348]
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Aufgrund der weitreichenden Konsequenzen dieser Anordnung für den Betroffenen sind im Rahmen einer Verhältnismäßigkeitsprüfung (Art. 12 Abs. 1 GG) hohe Anforderungen daran zu stellen, inwieweit der Verdacht mit erheblicher, hinreichender, hoher oder sehr hoher Wahrscheinlichkeit als begründet erscheint.[349]



bb) Vertragsärzte
254

Liegen in der Person des Vertrags(zahn-)arztes schwerwiegende Mängel, so dass er für die Ausübung der Kassenpraxis ungeeignet ist, so ist ihm die Zulassung zu versagen, bzw. wenn die notwendigen Voraussetzungen nicht mehr vorliegen, zu entziehen. Voraussetzungen dieser Maßnahme sind gröbliche, berufsbezogene Pflichtverletzungen des Vertragsarztes.
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Nur Straftaten mit Berufsbezug können die Rücknahme oder den Widerruf der Approbation auslösen. In diesem Fall kann, unabhängig von Rücknahme oder Widerruf der Approbation, eine Entziehung der vertragsärztlichen Zulassung erfolgen, wenn hierdurch das Vertrauensverhältnis zur kassenärztlichen Vereinigung bzw. zu den Krankenkassen beeinträchtigt wurde.[350]
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Eine Entziehung der Zulassung ist dann vorgeschrieben, wenn ihre Voraussetzungen nicht mehr vorliegen oder der (Zahn-)Arzt seine vertragsärztlichen Pflichten gröblich verletzt hat, so dass von einem Fehlen, bzw. Fortfall der Eignung für die vertragsärztliche Tätigkeit ausgegangen werden kann.[351]
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Checkliste

	Versagung der Zulassung
	Entziehung der Zulassung

	§ 21 Ärzte-ZV; § 21 Zahnärzte-ZV
	§ 95 Abs. 6 SGB V
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In die Eignungsbeurteilung ist ebenso das Nachtatverhalten des Arztes mit einzubeziehen. Hierfür gilt zwar keine bestimmte zeitliche Grenze, allerdings darf die Dauer der „Bewährungszeit“ fünf Jahre nur ausnahmsweise überschritten werden.[352]
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Zwar besteht keine Bindungswirkung strafgerichtlicher Feststellungen, jedoch orientieren sich die Zulassungsgremien in ihrer Entscheidungsfindung regelmäßig daran. Eine Entziehung ist allerdings ausnahmsweise schon vor Abschluss eines Strafverfahrens möglich, wenn die sofortige Vollziehung gem. § 97 Abs. 4 SGB V angeordnet wurde.
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Verletzt der Arzt oder Apotheker durch die Straftat zugleich eine seiner Berufspflichten, wird auf das Strafverfahren regelmäßig noch ein Disziplinarverfahren folgen.
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Zur Bindungs- und Sperrwirkung von strafgerichtlichen Entscheidungen gelten die Ausführungen zum Disziplinarrecht entsprechend.



cc) Rechtsanwälte

(1) Versagung, Widerruf und Rücknahme der Zulassung
262

Einem Bewerber, der die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter gem. § 45 Abs. 1 bzw. Abs. 2 StGB aufgrund strafrechtlicher Verurteilung nicht besitzt, ist die Zulassung als Rechtsanwalt zu versagen bzw. für die Zukunft zu widerrufen oder zurückzunehmen.
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Ein weiterer Versagungsgrund besteht dann, wenn der Bewerber sich eines Verhaltens schuldig gemacht hat, das ihn als unwürdig erscheinen lässt, den Beruf eines Rechtsanwaltes auszuüben.[353] Hierbei sind sowohl früheres (bis zur Grenze des § 51 Abs. 1 BZRG), als auch eine Prognose zukünftigen Verhaltens des Bewerbers gegeneinander abzuwägen. Besondere Beachtung finden insbes. vorsätzliche und berufsbezogene Delikte.
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Zu einem Widerruf der Zulassung kommt es, wenn ein Widerrufsgrund nach § 14 Abs. 2 BRAO vorliegt. Treten nach der Zulassung Umstände ein, die die Unwürdigkeit des Rechtsanwaltes bedeuten, so ist ein Widerruf nur möglich, wenn zugleich ebenfalls ein Widerrufsgrund i.S.d. § 14 Abs. 2 BRAO gegeben ist.
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Die Zulassung ist zurückzunehmen, wenn im Nachhinein Tatsachen bekannt werden, nach denen die Zulassung hätte versagt werden müssen. Bestehen diese Gründe jedoch nicht mehr, ist der Versagungsgrund also entfallen, so ist eine Rücknahme gem. § 14 Abs. 3 BRAO grundsätzlich ausgeschlossen.



(2) Checkliste
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Checkliste

	Versagung der Zulassung
	Widerruf der Zulassung
	Rücknahme der Zulassung

	§ 7 Nr. 2, Nr. 5 BRAO
	§ 14 Abs. 2 BRAO
	§ 14 Abs. 1 BRAO
Ausn.: § 14 Abs. 3 BRAO







(3) Das anwaltsgerichtliche Verfahren
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Gegen einen Rechtsanwalt, der die ihm übertragenen Pflichten aus der BRAO oder der Berufsordnung schuldhaft verletzt, kann gem. § 113 Abs. 1 BRAO eine anwaltsgerichtliche Maßnahme des § 114 Abs. 1 BRAO verhängt werden.
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Bei außerberuflichen Straftaten ist gem. § 113 Abs. 2 i.V.m. § 43 S. 2 BRAO darauf abzustellen, ob das Verhalten geeignet ist, die Achtung und das Vertrauen der Rechtssuchenden in einer für die Anwaltstätigkeit bedeutsamen Weise zu beeinträchtigen. Dies kann insbesondere bei Vermögens- und Aussagedelikten der Fall sein.[354]
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	Verhängung einer anwaltsgerichtlichen Maßnahme aufgrund einer Pflichtverletzung
	Verhängung einer anwaltsgerichtlichen Maßnahme nach § 114 Abs. 1 BRAO infolge außerberuflichen Verhaltens

	§ 113 Abs. 1 BRAO
	§ 113 Abs. 2 i.V.m. § 43 S. 2 BRAO
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Eine Bindungswirkung tatsächlicher Feststellungen aus einem Strafverfahren, bzw. die Sperrwirkung eines Freispruchs, ergibt sich entsprechend der Regelung des § 118 Abs. 2, Abs. 3 BRAO.



dd) Steuerberater, Wirtschaftsprüfer und Notare
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Bei diesen Berufsgruppen kann wegen einer Straftat die Bestellung/Zulassung versagt oder im Nachhinein zurückgenommen bzw. widerrufen werden. Die entsprechenden Voraussetzungen ergeben sich aus der BNotO, dem StBerG sowie der WPO.[355]



4. Konsequenzen eines Strafverfahrens auf die waffenrechtliche Erlaubnis

a) Einführung
272

Das Waffengesetz hat in den letzten Jahren zahlreiche Änderungen erfahren. Insbesondere führte der Amoklauf in Winnenden im Jahr 2009 zu einer umfangreichen Abänderung. Der derzeitige Stand des Waffengesetztes ist der vom 19.6.2020.
Im Waffen- und im Jagdrecht ist der Zuverlässigkeitsbegriff nur negativ definiert, d.h., dass das Gesetz nur normiert, wann die Zuverlässigkeit gerade nicht vorliegt. Dabei muss die Frage der Zuverlässigkeit (§ 5 WaffG) genau abgegrenzt werden von der Frage der „persönlichen Eignung“. Die persönliche Eignung ist abhängig vom Vorliegen körperlicher oder geistiger Eigenschaften oder vom Nichtvorliegen bestimmter Erkrankungen, wie z.B. einer Suchterkrankung. (§ 6 WaffG). Die Frage der Zuverlässigkeit hingegen bestimmt sich an einem vorwerfbaren Verhalten einer Person.



b) Zuverlässigkeit
273

Das Waffen- und Jagdrecht unterscheidet zwischen „absoluter“ und der „Regel-Unzuverlässigkeit.
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Checkliste
Absolute Unzuverlässigkeit (§ 5 Abs. 1 WaffG) bei rechtskräftiger Verurteilung wegen
	-
	eines Verbrechens oder

	-
	wegen sonstiger vorsätzlicher Straftaten zu einer Freiheitsstrafe von min. einem Jahr, wenn seit dem Eintritt der Rechtskraft der letzten Verurteilung zehn Jahre noch nicht verstrichen sind


Regelunzuverlässigkeit (§ 5 Abs. 2 Nr. 1 WaffG) bei Personen, die
	-
	wegen einer vorsätzlichen Straftat,

	-
	wegen einer fahrlässigen Straftat im Zusammenhang mit dem Umgang mit Waffen, Munition oder explosionsgefährlichen Stoffen oder wegen einer fahrlässigen gemeingefährlichen Straftat,

	-
	wegen einer Straftat nach dem Waffengesetz, dem Gesetz über die Kontrolle von Kriegswaffen, dem Sprengstoffgesetz oder dem Bundesjagdgesetz


zu einer Freiheitsstrafe, Jugendstrafen, Geldstrafe von min. 60 Tagessätzen oder min. zweimal zu einer geringeren Geldstrafe rechtskräftig verurteilt worden sind oder bei denen die Verhängung von Jugendstrafe ausgesetzt worden ist, wenn seit dem Eintritt der Rechtskraft der letzten Verurteilung fünf Jahre noch nicht verstrichen sind.
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Zu beachten ist daher, dass unter den Voraussetzungen von Abs. 2 Nr. 1 Buchst. b) WaffG eine fahrlässige Begehung ausreicht. Zudem muss unbedingt darauf geachtet werden, dass hier nicht die „magische“ Grenze der 90 Tagessätze greift, sondern auch Geldstrafen, die grundsätzlich noch nicht im Führungszeugnis aufzunehmen sind, ausreichen, um von einer Regelunzuverlässigkeit auszugehen.
Grundsätzlich spricht der Gesetzestext von einer Verurteilung, allerdings wird in der Verwaltungspraxis in der Regel auch der Strafbefehl als Urteil angesehen und von der Rechtsprechung des BVerwG auch so gehalten. Eine Beendigung durch Strafbefehl hilft dem Mandanten daher hier nicht (vgl. VG München, Urteil v. 4.9.2019 in BeckRS 2020, 6720).
Waffenrechtliche Konsequenzen vermeidet man allenfalls durch eine Verfahrenserledigung nach §§ 153, 153a StPO, da selbst aus dem Auferlegen einer hohen Geldauflage keine negativen Schlüsse für den Mandanten gezogen werden dürfen.[356] Auch eine Verwarnung mit Strafvorbehalt stellt kein Urteil i.S.d. § 5 WaffG dar, so dass auch hierdurch waffenrechtliche Konsequenzen vermieden werden könnten.
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Da es sich bei § 5 Abs. 2 WaffG um eine Regelvermutung handelt, gilt es, wenn eine entsprechende Verurteilung nicht zu vermeiden ist, zu versuchen, gegenüber der Behörde, die Verfehlung des Mandanten zu entschärfen und entsprechend vorzutragen. Dabei hängt es bei der Frage, ob die Regelvermutung widerlegt werden kann, davon ab, wie schwer die Verfehlung war und wie die Person des Betroffenen insgesamt zu würdigen ist. Dabei empfiehlt es sich, Argumente wie eine bisherige straffreie Lebensführung, soziales Engagement, bisheriger unbeanstandeter Waffenbesitz etc. vorzutragen.
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Das Fehlen der jagdrechtlichen Zuverlässigkeit ist in § 17 BJagdG geregelt, dabei entsprechen die Voraussetzungen der absoluten Unzuverlässigkeit denen in § 5 Abs. 1 Nr. 2 WaffG. Die Entziehung des Jagdscheins hat den Verlust der Jagdpachtfähigkeit zur Folge.



5. Ausländerrechtliche Konsequenzen eines Strafverfahrens

a) Einführung
278

Nichtdeutschen Straftätern drohen, zusätzlich zur Verurteilung, ausländerrechtliche Konsequenzen. In der Regel wird die Ausländerbehörde nach Rechtskraft eines gegen den Mandanten ergangenen Strafurteils, anhand einer Gefahrenprognose über eine etwaige Ausweisung des Verurteilten entscheiden.


279

Für die Betroffenen wiegt die Angst des Landes verwiesen zu werden meist schwerer, als die Sorge vor der eigentlich verhängten Strafe.


280

Es ist daher unerlässlich, den Mandanten von Beginn des Strafverfahrens an über mögliche ausländerrechtliche Konsequenzen aufzuklären. Auch muss der Verteidiger bei der Festlegung seiner Verteidigungsstrategie stets deren Auswirkungen auf ein sich anschließendes ausländerrechtliches Verfahren im Auge behalten.



b) Typischer Sachverhalt
281

A, türkischer Staatsangehöriger, vereinbart einen Termin in Ihrer Kanzlei. Beim Erstgespräch überreicht er eine Anklage der Staatsanwaltschaft M wegen Verstoßes gegen das Betäubungsmittelgesetz. A wird wegen angeblichem Handeltreiben mit Betäubungsmitteln in nicht geringer Menge angeklagt. Er räumt bei ihnen ein, dass er seit langer Zeit selbst Konsument ist, er würde sich als abhängig bezeichnen und möchte gerne therapeutische Hilfe in Anspruch nehmen. Er sei bereits wegen Verstoßes gegen das BtMG vorbestraft und stehe unter laufender Bewährung.



c) Rechtsgrundlagen

aa) Ausweisung
282

Die Ausweisung ist ein feststellender, belastender Verwaltungsakt mit dem Zweck, eine vom Ausländer ausgehende Beeinträchtigung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung oder sonstiger erheblicher Interessen der Bundesrepublik Deutschland abzuwehren. Die rechtlichen Grundlagen der Ausweisung finden sich im Aufenthaltsgesetz, das zuletzt zum 15.7.2021 geändert wurde.
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Die Rechtsfolgen einer Ausweisungsverfügung sind unter anderem die Ausreisepflicht sowie ein Aufenthalts- und Wieder-/Einreiseverbot (§ 11 Abs. 1 AufenthG), das nunmehr von Amts wegen  zu befristen ist (§ 11 Abs. 2 AufenthG).[357]


284

Etwaig erteilte Aufenthaltstitel erlöschen durch die Verfügung § 51 Abs. 1 AufenthG), das heißt, selbst nach Ablauf einer Sperrfrist und nach dann zulässiger Wiedereinreise lebt der Aufenthaltstitel nicht mehr auf, sondern es muss zunächst ein Visum beantragt werden.
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Hinweis
Dies gilt nur für sog. „Drittstaatler“. Freizügigkeitsberechtigte EWR-Bürger (EU-Bürger sowie Bürger aus Island, Norwegen und Liechtenstein) dürfen grundsätzlich nur dann ausgewiesen werden, wenn der Verlust ihres Rechts auf Freizügigkeit bestandskräftig festgestellt wurde (§ 11 FreizüG/EU). Der Verlust des Rechts auf Freizügigkeit kann nur aus Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit festgestellt werden (§ 6 Abs. 1 FreizüG/EU). Dabei sind Dauer des Aufenthalts, Alter, Gesundheitszustand, familiäre und wirtschaftliche Lage, soziale und kulturelle Integration und das Ausmaß der Bindungen zum Herkunftsland zu berücksichtigen (§ 6 Abs. 3 FreizüG/EU).
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Türkische Staatsangehörige mit einem Aufenthaltsrecht (ARB 1/80) können sich grundsätzlich auf das Assoziationsrecht berufen und an eine Ausweisung sind höhere Anforderungen hinsichtlich der Frage der erforderlichen Gefahr für die öffentlichen Sicherheit und Ordnung zu stellen.[358]
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Nach geltender Gesetzeslage ist ein Ausländer gem. § 53 AufenthG auszuweisen, dessen Aufenthalt die öffentliche Sicherheit und Ordnung, die freiheitliche demokratische Grundordnung oder sonstige erhebliche Interessen der Bundesrepublik Deutschland gefährdet.  Dabei ist eine Einzelfallabwägung zwischen dem Interesse an einer Ausweisung und dem Interesse am Verbleib vorzunehmen.


288

Checkliste
Bei der Abwägung zu berücksichtigen (§ 53 Abs. 2 AufenthG)
	-
	Dauer des Aufenthaltes

	-
	Persönliche, wirtschaftliche und sonstige Bindungen im Bundesgebiet und Herkunftsstaat oder in einem zur Aufnehme bereiten Staat

	-
	Folgen der Ausweisung für Familienangehörige und Lebenspartner

	-
	Frage, ob sich der Ausländer rechtsstreu verhalten hat





289

Als Asylbewerber anerkannte Ausländer sowie ein türkischer Ausländer darf nur ausgewiesen werden, wenn das persönliche Verhalten des Betroffenen (§ 53 Abs. 3 AufenthG)
	-
	Eine schwerwiegende Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung darstellt

	-
	Ein Grundinteresse der Gesellschaft berührt und

	-
	Die Ausweisung für die Wahrung dieses Interesses unerlässlich ist




290

§ 54 I AufenthG konkretisiert das Ausweisungsinteresse u.a. als besonders schwer bei
	-
	Verurteilung bei Vorsatzstraftaten zu einer Freiheits- oder Jugendstrafe von min. zwei Jahren

	-
	Bei einer oder mehreren vorsätzlichen Straftaten gegen das Leben, die körperliche Unversehrtheit, die sexuelle Selbstbestimmung, das Eigentum oder Widerstands gegen Vollstreckungsbeamte und einer Verurteilung zu einer Freiheits- oder jugendstrafe von min. einem Jahr, bei Vorliegen von Gewalt, Anwendung von Drohung mit Gefahr für Lebe oder Leben oder mit List und weiteren Voraussetzungen.


Gemäß § 54 Abs. 2 AufenthG wiegt das Ausweisungsinteresse schwer u.a. bei Verurteilungen wegen einer Vorsatztat zu einer Freiheitsstrafe von min. sechs Monaten bzw. wegen Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe generell bei bestimmten Delikten wie das Leben, die körperliche Unversehrtheit, die sexuelle Selbstbestimmung etc.
Hierunter fallen auch der Verbrauch von Heroin, Kokain und vergleichbar gefährlichen Betäubungsmitteln, wenn einer Bereitschaft zu einer Behandlung nicht besteht.
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§ 55 AufenthG normiert das sogenannte Bleibeinteresse, also die Tatbestände, die Ausländern unter bestimmten Bedingungen einen erhöhten Ausweisungsschutz zuschreiben.
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Praxistipp
Im vorliegenden Fall besteht die erhebliche Gefahr, dass der Mandant eine Ausweisung zu befürchten hat. Allerdings liegen bei ihm die Voraussetzungen des § 53 Abs. 3 AufenthG vor, die entsprechend bei der Ausländerbehörde mit den Argumenten aus § 55 AufenthG vorzutragen wären. Sehr wichtig für die Entscheidung der Ausländerbehörde wäre auch die Bereitschaft zur Teilnahme an einer Therapie.




bb) Abschiebung
293

Von der Ausweisung strikt zu trennen ist die Zwangsmaßnahme der Abschiebung. Ihr Zweck liegt in der Durchsetzung der vollziehbaren Ausreisepflicht des Ausländers, wenn er eine freiwillige Ausreise verweigert hat (§ 58 AufenthG). Die Abschiebung setzt eine vorhergehende Ausweisung nicht unbedingt voraus, sie kommt beispielsweise bereits bei Ablauf der Geltungsfrist einer Aufenthaltsgenehmigung in Betracht.
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Eine Abschiebung kommt jedoch dann nicht in Frage, wenn die Unmöglichkeit aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen festgestellt ist (§§ 60, 60a AufenthG). Gründe für eine solche Feststellung können sein: dringende humanitäre, persönliche Gründe oder erhebliche öffentliche Interessen, die Anerkennung als Flüchtling, bzw. menschenrechtliche Gründe


295

Unabhängig davon können ebenfalls eine schwere Erkrankung oder die Tatsache, dass die Ausländerbehörde nicht entsprechende Rückführungsdokumente beschaffen kann, der Abschiebung entgegenstehen.
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Praxistipp
Seit der Rechtsänderung 2016 differenziert das Aufenthaltsgesetz nicht mehr zwischen zwingender Ausweisung, Regelfallausweisung und Ermessenausweisung, sondern verlangt für die Ausweisung eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung. Die Ausländerbehörde hat daher bei der Entscheidung kein Ermessen mehr!

Eine Ausweisungsentscheidung ist damit aber durch die Gerichte auch voll überprüfbar.



cc) Checklisten
297

Checkliste
Wie ist der Status des Mandanten ausländerrechtlich einzuordnen?
	-
	Differenzierung nach Staatsangehörigkeit und Rechtsstellung

	-
	Freizügigkeitsberechtigte Unionsbürger und ihnen Gleichgestellte

	-
	Türkische Staatsangehörige mit gemeinschaftsrechtlicher Rechtsstellung

	-
	Drittstaatsangehörige



Checkliste
Welche mögliche ausländerrechtliche Konsequenz ergibt sich für den Mandanten bei strafrechtlicher Verurteilung?
	-
	Ausweisungsmöglichkeiten nach § 53 AufenthG

	-
	Differenzierung zwischen Ausweisungsinteresse nach § 54 Abs. 1 (besonders schwer) und Abs. 2 (schwer)

	-
	Bleibeinteresse nach § 55 AufenthG






d) Absehen von Vollstreckung bei Auslieferung und Ausweisung
298

Praktisch bedeutsam für die Verteidigung ist die Vorschrift des § 456a StPO. Danach kann die Vollstreckungsbehörde vom weiteren Vollzug einer Freiheitsstrafe absehen, wenn der Verurteilte ausgeliefert oder ausgewiesen wird.
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Interessant ist das Absehen von der weiteren Vollstreckung in der Regel nur für den Mandanten, der nicht in Deutschland ansässig war und dauerhaft in seine Heimat zurück möchte. Derjenige, der nach Haftentlassung wieder in Deutschland leben möchte, hat kein Interesse an einer entsprechenden Anwendung der Vorschrift, da er sich ohnehin gegen die Ausweisungsverfügung wehren wird und § 456a StPO nur vor der weiteren Vollstreckung bewahrt, wenn der Verurteilte nicht mehr nach Deutschland zurückkommt. § 456a Abs. 2 StPO stellt nämlich ausdrücklich fest, dass die Vollstreckung nachgeholt werden kann, wenn der Verurteilte vor Vollstreckungsverjährung in die Bundesrepublik zurückkehrt.[359]
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Auch wenn der Verurteilte die Ausweisung wünscht und ein entsprechender Antrag durch ihn gestellt wird,[360] ist die Vollstreckungsbehörde[361] hierzu nicht verpflichtet, sondern handelt nach pflichtgemäßem Ermessen.[362]



6. Familienrechtliche Aspekte des Strafverfahrens
301

Mit dem Strafverfahren geht nicht selten die Entflechtung familiärer, ehelicher oder partnerschaftlicher Beziehungen einher. Nach Anordnung des Haftvollzugs, in Erwartung einer Inhaftierung oder im Falle des Verdachts oder Vorliegens von strafrechtlich relevantem Verhalten, sehen sich Verteidiger oft zusätzlich mit familienrechtlichen Fragestellungen konfrontiert. Losgelöst von der tatsächlichen Verpflichtung des Verteidigers, seine Beratungstätigkeit auf familienrechtliche Aspekte erweitern zu müssen, zeigt sich dessen Qualität auch und gerade im Eingehen auf strafrechtlich bedingte Folgeaspekte des Familienrechts.
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Nachfolgender thematischer Überblick soll als Grundlage einer fachübergreifenden Beratung des Verteidigers dienen.



a) Konsequenzen in Bezug auf Trennung, Scheidung, Folgesachen und Kindschaftssachen

aa) Inhaftierung und scheidungsrelevante Trennung
303

Die räumliche Trennung der Ehegatten durch eine Inhaftierung bedingt nicht automatisch eine scheidungsrelevante Trennung. Diese tritt gem. § 1567 BGB erst ein, wenn
	-
	keine häusliche Gemeinschaft mehr vorhanden ist

	-
	und ein Ehegatte sie erkennbar nicht mehr herstellen will.




304

Um den Nachweis des Getrenntlebens im Ehescheidungsverfahren zu führen, bedarf es einer nachweisbar zugegangenen Willenserklärung des trennungswilligen Ehegatten, durch die dieser zu erkennen gibt, dass
	-
	er die eheliche Lebensgemeinschaft aufhebt und (nach der Haftentlassung) nicht wiederherstellen und

	-
	bisher geleistete Versorgungsleistungen nicht weiter erbringen will und wird.




305

Bereits mit Haftantritt können, ohne nennenswerte zeitliche Verzögerung, die Voraussetzungen für das Vorliegen der Trennungszeit geschaffen werden.[363] 



bb) Gefahr des Verlustes der Nutzungsbefugnis über die Ehewohnung
306

Gemäß § 1361b BGB (§ 14 LPartG) hat ein Ehegatte (Lebenspartner) die Möglichkeit, unabhängig von den tatsächlichen Eigentumsverhältnissen, in der Absicht des Getrenntlebens oder währenddessen, eine Zuweisung der Ehewohnung zu erwirken.


307

In Rahmen dieser vorläufigen Regelung kann das Gericht detailliert die Nutzung der Ehewohnung durch beide, wie auch durch einen Ehegatten allein, regeln, sofern dies im Rahmen der tatsächlichen Gegebenheiten zumutbar erscheint. Mit Rechtskraft der Scheidung verliert sie ihre Wirkung.


308

In Betracht kommen vorliegend grundsätzlich zwei Fallkonstellationen:
	-
	Zuweisung gem. § 1361b Abs. 1 BGB wegen der Gefährdung des Kindeswohls, wenn (nicht notwendig gemeinsame) Kinder im Haushalt leben.[364]

	-
	Zuweisung gem. § 1361b Abs. 2 BGB zur alleinigen Nutzung der Ehewohnung aufgrund des Vorliegens von Gewalt bzw. Gewaltandrohungen.[365]





cc) Härtefallscheidung aufgrund strafrechtlich relevanten Verhaltens, Straftatverdachts oder strafrechtlicher Verurteilung
309

Gemäß § 1565 Abs. 2 BGB bedarf es für die Zulässigkeit einer Scheidung vor Ablauf des sog. Trennungsjahres der Darlegung und des Beweises für das Vorliegen einer unzumutbaren Härte bei Fortsetzung der Ehe. In restriktiver, gerichtlicher Anwendung dieser Vorschrift bilden sog. Härtefallscheidungen nur seltene Ausnahmefälle. Selbst der Vollzug einer Haftstrafe kann, für sich allein genommen, diese Voraussetzung nicht begründen. Ferner müssen zwingend – neben den Voraussetzungen eines Härtefalls – die weiteren Voraussetzungen für die Scheidung einer Ehe vorliegen, diese muss nachweisbar gescheitert sein.


310

Soweit Übergriffe auf Ehepartner, Kinder oder nahe Angehörige Gegenstand des vorangegangenen Strafverfahrens waren, stellen diese die häufigste Grundlage von Härtefallscheidungen dar.


311

Beispiele
 
	-
	Körperliche Gewalt gegenüber dem Ehegatten und der Kinder, einhergehend mit übermäßigem Alkoholkonsum.[366]

	-
	Fortwährende Beleidigungen des Ehegatten, Gewalttätigkeiten, sowie Drohungen.[367]

	-
	Wiederholte Schläge, Tritte, Bedrohungen und Beleidigungen gegenüber dem Ehegatten und anhaltende Belästigungen nach dem Auszug aus der Wohnung.[368]

	-
	Massive Morddrohungen gegen den Ehegatten, die Dritten gegenüber ausgesprochen wurden.[369]

	-
	Verbüßen einer Untersuchungshaft aufgrund des Verdachts der Tötung der Schwiegereltern, bei kurzer Ehedauer unter zwölf Monaten.[370]

	-
	Nicht ausreichend: einmalige körperliche Misshandlung im Affekt.[371]

	-
	Nicht ausreichend: Vergewaltigung der Ehefrau im Beisein des Kindes und sexueller Missbrauch des gemeinsamen Kindes, wenn die Ehefrau nicht nachweisen kann, dass die Ehe gescheitert ist.[372]





312

Fälle, in denen eine Härtefallscheidung auch ohne Vorliegen von Übergriffen des Ehegatten bejaht wurde, sind selten.


313

Beispiele
 
	-
	Bejaht bei Inhaftierung eines Ehegatten zur Verbüßung einer mehrmonatigen Freiheitsstrafe kurz nach der Eheschließung, ohne dass der Ehegatte hiervon Kenntnis hatte.[373]

	-
	Abgelehnt bei einer durch die Ehefrau angezeigten Vergewaltigung und sexueller Nötigung durch den Ehegatten, wenn die Ehegatten danach weiterhin zusammen wohnen.[374]






b) Vermögensrechtliche Folgen im Rahmen der Scheidung

aa) Ausschluss des Versorgungsausgleichs durch Inhaftierung
314

Bis auf wenige Ausnahmen werden bei jeder Scheidung von Amts wegen gem. § 1587 BGB i.V.m. dem VersAusglG die während der Ehezeit erworbenen Anwartschaften der Ehegatten auf Altersversorgungen hälftig aufgeteilt.


315

Zu beachten ist vorliegend § 27 VersAusglG: Ein Versorgungsausgleich kann beschränkt oder ausgeschlossen werden, wenn und soweit er grob unbillig wäre. Dies kommt z.B. in Betracht, wenn ein Ehegatte für einen nicht unerheblichen Teil der Ehezeit inhaftiert war, sofern er deswegen nicht zum Familienunterhalt beigetragen konnte und darüber hinaus keine oder nur geringe Anwartschaften erworben hat.[375] Ferner können die Ehezeitanteile bei der Berechnung außer Betracht gelassen werden, welche der Ausgleichsverpflichtete während einer Inhaftierung des Ausgleichsberechtigten erworben hat.[376]



bb) Herabsetzung des Anspruchs auf Zugewinnausgleich durch vorangegangenes strafrechtliches Verhalten
316

Im Rahmen der Durchführung des Zugewinnausgleichs gem. §§ 1372 ff. BGB kann durch ein strafrechtlich relevantes Vorverhalten eine Leistungsverweigerung des Schuldners aufgrund grober Unbilligkeit gem. § 1381 BGB ausgelöst werden.


317

Beispiele
 
	-
	Jahrelange Misshandlung und Unterdrückung der ausgleichspflichtigen Ehefrau,[377] § 1381 Abs. 1 BGB.

	-
	Vergewaltigung der im Haushalt lebenden Tochter der ausgleichspflichtigen Ehefrau durch den Ausgleichsberechtigten,[378] §1381 Abs. 1 BGB.

	-
	Schuldhafte Verletzung der wirtschaftlichen Verpflichtungen aus der Ehe über einen langen Zeitraum, § 1381 Abs. 2 BGB z.B. Unterhaltspflichtverletzung.






c) Kindschaftsrechtliche Folgen
318

Strafrechtlich relevantes Verhalten kann für den Beschuldigten nachteilige Konsequenzen im Rahmen des Umgangs- und Sorgerechts für sein(e) Kind(er) in Form von Beschränkungen oder Ausschlüssen bedingen.



aa) Umgangsrecht
319

Dem Grundsatz nach steht gem. § 1684 Abs. 1 BGB jedem Elternteil das Umgangsrecht mit dem Kind zu. Zum Wohle des Kindes kann dieses jedoch durch gerichtliche Entscheidung nach § 1684 Abs. 4 S. 1 und 2 BGB unter Beachtung der Verhältnismäßigkeit beschränkt (durch Auflagen, Umgangspflegschaft, begleiteten Umgang, zeitliche Einschränkungen) oder (zeitweise) ausgeschlossen werden.[379] Es ist hierbei stets eine Einzelfallbetrachtung unter Einbeziehung sämtlicher Umstände vorzunehmen und insbesondere das konkret bestehende Risiko der Kindeswohlgefährdung mit dem Recht des Kindes auf Umgang abzuwägen.


320

Beispiele
 
	-
	Pädophile Neigungen des Umgangsberechtigten, sofern dadurch eine konkrete Gefährdung des Kindes begründet wird.[380]

	-
	Misshandlungen oder konkret drohende Misshandlungen des Kindes.[381]

	-
	Sexueller Missbrauch des Kindes oder Verdacht des sexuellen Missbrauchs durch den Umgangsberechtigten.[382]

	-
	Nicht ausreichend: Gewalttätigkeiten gegen die Kindsmutter durch den Umgangsberechtigten.[383]






bb) Sorgerecht

(1) Ruhen der elterlichen Sorge bei tatsächlichem Hindernis
321

Die elterliche Sorge ruht gem. § 1678 BGB, wenn ein Elternteil tatsächlich verhindert ist, diese auszuüben. Dieser Elternteil verliert insoweit jegliche Einflussmöglichkeit im Rahmen seiner Personensorge gem. § 1631 BGB, insbesondere hinsichtlich der Erziehung und Aufenthaltsbestimmung des Kindes. Die Feststellung hinsichtlich des Vorliegens der Voraussetzungen des Ruhens der elterlichen Sorge, sowie deren Wegfalls obliegt gem. § 1674 Abs. 1 BGB dem Familiengericht.


322

Beispiele
 
	-
	Verbüßung einer Haftstrafe der alleinsorgeberechtigten Mutter von dreieinhalb Jahren.[384]

	-
	Verbüßung einer Haftstrafe im Ausland.[385]

	-
	Nicht ohne Weiteres ausreichend: Verbüßung einer Strafhaft im Inland da insofern telefonischer und brieflicher Kontakt möglich ist und selbst eilige Angelegenheiten per Telefax über die Anstaltsleitung übermittelt werden können.[386]






(2) Entzug des Sorgerechts gemäß § 1666 BGB aus Gründen des Kindeswohls
323

Für einen Entzug des Sorgerechts genügt grundsätzlich bereits die Gefährdung des Kindes. Die Grundsätze zur Erforderlichkeit und Verhältnismäßigkeit bleiben jedoch stets in strengem Maß zu beachten.[387] Ein vollständiger, unbefristeter Sorgerechtsentzug sollte daher, nachrangig zur Möglichkeit der Beschränkung, Befristung und der Feststellung des Ruhens der elterlichen Sorge, lediglich ultima ratio sein.


324

Beispiele für einen vollständigen Sorgerechtsentzug
 
	-
	Schlagen und Verletzen des Kindes mit einem Schraubenzieher i.V.m. vorangegangenen Misshandlungen.[388]

	-
	Fortwährende Begehung von Straftaten durch den Sorgeberechtigten, da die Erreichung des Erziehungsziels nicht gewährleistet ist.[389]

	-
	Ermordung der Kindsmutter durch den Kindsvater, den sodann eine lebenslange Freiheitsstrafe verbüßt.[390]

	-
	Nicht ausreichend: Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe von fünfeinhalb Jahren.[391]

	-
	Nicht ausreichend: bloßer Verdacht des sexuellen Missbrauchs.[392]






d) Unterhaltsrechtliche Konsequenzen

aa) Negative Folgen für den Beschuldigten als Unterhaltsberechtigten
325

Als Folge des Strafverfahrens kann der Anspruch des Unterhaltsberechtigten auf Zahlung von nachehelichem Unterhalt, unabhängig von der konkreten Bestrafung, gem. § 1579 BGB wegen grober Unbilligkeit herabgesetzt oder sogar versagt werden. 


326

Beispiele für eine Versagung von nachehelichem Unterhalt
 
	-
	Zweimalige gefährliche Körperverletzung zulasten des eigenen Kindes, in Verbindung mit einer kurzen Ehedauer, § 1579 Nr. 3 BGB.[393]

	-
	(Versuchter) Prozessbetrug im Unterhaltsverfahren, § 1579 Nr. 3 BGB.[394]

	-
	Diebstahl des Unterhaltsberechtigten zulasten des Unterhaltsverpflichteten und tätliche Angriffe des Berechtigten gegenüber dem Verpflichteten, § 1579 Nr. 5 BGB.[395]





327

Ferner kann eine Inhaftierung des Berechtigten dessen Anspruch auf Zahlung von Trennungsunterhalt während dieser Zeit ausschließen, da sein Unterhaltsbedarf bereits gedeckt ist.[396]



bb) Folgen für den Beschuldigten als Unterhaltsverpflichteten
328

Da Strafurteile regelmäßig Veränderungen der Einkommens- und Vermögensverhältnisse des Beschuldigten bedingen, etwa durch Bezahlung einer Geldstrafe oder aufgrund des Wegfalls von Einkommen aufgrund der Inhaftierung, ist im Zusammenhang mit der Unterhaltspflicht stets über die Möglichkeit der Abänderung der Unterhaltshöhe, sowie eines ggf. vorliegenden Unterhaltstitels (Beschluss, Vergleich, Jugendamtsurkunde, etc.) zu beraten, um wirtschaftliche Nachteile für den Beschuldigten abzuwenden.


329

Hinweis
Bei den im Strafvollzug erwirtschafteten Einkünften ist zu unterscheiden zwischen dem Hausgeld des Gefangenen, welches diesem als Taschengeld zur Verfügung steht und regelmäßig nicht zur Befriedigung von Unterhaltsansprüchen dient, dem Überbrückungsgeld, welches der Gefangene erst nach der Haftentlassung erhält und das erst ab diesem Zeitpunkt für Unterhaltszwecke zur Verfügung steht;[397]sowie dem sog. Eigengeld, welches als unterhaltsrechtliches Einkommen zu berücksichtigen ist.[398]



330

Grundsätzlich kann sich der Gefangene auf eine eingeschränkte Leistungsfähigkeit in Bezug auf den Unterhaltsanspruch berufen.[399] Eine Reduktion der Unterhaltsverpflichtung wird von der Rechtsprechung lediglich abgelehnt bei Verbüßung einer Haftstrafe auf Grundlage von Verfehlungen, die sich auf die Unterhaltspflicht selbst bezogen. Selbst im Falle einer gegen den Unterhaltsberechtigten begangenen Straftat wird eine Herabsetzung des Unterhaltsanspruchs gewährt, wie z.B. im Falle des sexuellen Missbrauchs des Berechtigten durch den Beschuldigten, da sich sexuell orientierte Taten gerade nicht auf die Unterhaltspflicht selbst beziehen.[400]



e) Gewaltschutzverfahren
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Durch das Gewaltschutzgesetz werden Personen geschützt, die Opfer von Gewalt, Drohungen mit Gewalt oder Nachstellungen (Stalking) wurden.[401] Sie gelten subsidiär zu den familienrechtlichen Regelungen des BGB, insbesondere auch im Verhältnis zum § 1361b BGB.
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§ 1 GewSchG bestimmt die Anordnung von Betretungs-, Näherungs-, Aufenthalts- und Kontaktverboten sowie des Abstandsgebots. Ein Verstoß gegen die Anordnungen kann gem. § 4 GewSchG strafrechtliche Konsequenzen nach sich ziehen.
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§ 2 GewSchG regelt zugunsten des Opfers einer Gewalttat oder im Falle angedrohter Gewalt die Möglichkeit der Wohnungszuweisung, entsprechend § 1361b BGB, für nicht miteinander verheiratete Personen (z.B. Partner einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft, Lebenspartner, sonstige Personen in einer gemeinsamen Verantwortungsgemeinschaft etc.) bei Vorliegen eines gemeinsamen Hausstands. Im Falle der Zuweisung an den Nichteigentümer kann der Eigentümer in diesem Fall lediglich eine Nutzungsentschädigung gem. § 2 Abs. 5 GewSchG aus Billigkeitsgründen verlangen. Dieser Tatbestand schließt insoweit die Lücke in Bezug auf beispielsweise das Vorliegen einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft, welche über die familienrechtlichen Sondervorschriften des BGB keinen Schutz genießt.



VI. Strafverfahren und Presse

1. Einführung
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Die Tatsache, dass sich im Laufe der Zeit die Printmedien, das Fernsehen, der Rundfunk sowie neuerdings auch die diversen Internetangebote irgendwann einmal als „vierte Gewalt“ im Staat etablieren, war sicherlich weder für die staatstheoretischen Vordenker wie John Locke oder Montesquieu noch die Väter und Mütter des Grundgesetzes vorhersehbar, als es um die Frage der Gewaltenteilung ging.
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Zweifelsohne kommt den Medien in einer modernen Demokratie ein besonderes Gewicht bei der politischen Meinungs- und gesellschaftlichen Wertebildung zu. Sie verbreiten Informationen und Meinungen ebenso, wie Meinungen über bzw. durch sie geäußert und gebildet werden. Die Freiheit der Medien sowie Medieninhalte hoher Qualität sind „nicht nur verfassungsrechtlich, sondern auch in demokratietheoretischer und empirisch-sozialwissenschaftlicher Hinsicht ein konstituierendes Merkmal jeder Demokratie.“[402] Damit erfüllen die Medien in unserer Gesellschaft eine ebenso wichtige wie legitime öffentliche Aufgabe, indem sie gesellschaftliche Missstände frühzeitig erkennen und hierüber berichten. Dass auch Straftaten häufig auf gesellschaftliche Missstände zurückzuführen und damit einer Berichterstattung wert sind, ist dabei ebenso richtig, wie der Umstand, dass Berichte über Strafverfahren in den meisten Medien zum bloßen Unterhaltungsstoff verkommen sind. Nicht mehr den Bürgern die Arbeit der (Straf-)Justiz zu vermitteln und diesen damit eine wirkungsvolle und effektive Kontrolle der (Straf-)Rechtspflege zu ermöglichen, prägt die Berichterstattung, sondern der harte Wettkampf um die Quote, also den Konsumenten. Mit dem Konkurrenzdruck steigt gleichzeitig auch die Bereitschaft der Medien, die hohen Standards und hehren Grundsätze einer seriösen Berichterstattung zugunsten eines kurzfristigen (wirtschaftlichen) Erfolges aufzugeben.
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Dass die freiheitlich demokratische Grundordnung einen freien und funktionierenden Kommunikationsprozess verlangt und dieser ohne die Medien nicht aufrecht zu erhalten ist, bedarf keiner ernsthaften Diskussion. Ohne die freie Presse würden weder der Staat, die Gesellschaft noch die Kultur oder die Wirtschaft so funktionieren, wie dies der Fall ist. Unbedarft und verfehlt wäre jedoch die Annahme, dass Publikationsentscheidungen auf Medienseite – und dazu zählen nicht nur die Journalisten, sondern auch die Eigentümer der Verlage etc. – vorrangig am Gemeinwohlinteresse ohne Ansehen der eigenen wirtschaftlichen Interessen ausgerichtet werden. Im Wettkampf um die schnellste Nachricht spielen die eigenen Interessen eine mindestens ebenso große Rolle. Im ständigen und erbitterten Kampf um das knappe Gut „Quote“ ist leider häufig nicht die Qualität der Berichterstattung, sondern die Neuheit der Nachricht das Mittel der Wahl.
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Eben dieser Wettkampf um die Quote und die neueste Nachricht führt nicht zuletzt auch in Strafverfahren zu erheblichen Komplikationen.[403] Dabei ist nämlich zu sehen, dass die Medien durch ihre Veröffentlichungen die öffentliche Meinung – und damit auch diejenige, der mit der (Straf-)Rechtspflege befassten Personen – beeinflussen.[404] Ohne Zweifel braucht die Justiz die Öffentlichkeit, damit die Unparteilichkeit und Unabhängigkeit der Justiz zum Schutz der Bürger einer Kontrolle unterliegen. Wirksame Kontrolle kann jedoch nur von denjenigen ausgeübt werden, die hinreichenden Sachverstand besitzen. Eben diese Voraussetzung einer juristischen (Grund-)Ausbildung oder entsprechende juristische Vorbefassung ist bei vielen Medienvertretern bedauerlicherweise nicht vorhanden bzw. scheint vor dem Hintergrund des Konkurrenzdrucks und der eigenen wirtschaftlichen Interessen zu Gunsten einer reinen Unterhaltungsberichterstattung an Bedeutung verloren zu haben.[405] Indirekt lässt sich der Befund einer zunehmenden Kommerzialisierung beispielsweise bei einem Vergleich von Boulevard- und Abonnementpresse feststellen: Je stärker der Verkaufsdruck ist, desto eher ist eine reißerische, unseriöse, sensationslüsterne und skandalisierende Berichterstattung festzustellen.[406]
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Insbesondere Strafprozesse gehören jedoch in den Gerichtssaal und nicht in die Medien! Dies gilt erst recht, wenn man sich vergegenwärtigt, wie leicht es zu regelrechten Parallel-Prozessen in der Medienwelt kommen kann, die ein ebenso unkontrolliertes bzw. unkontrollierbares wie verhängnisvolles Eigenleben entwickeln können.[407] Gerade deswegen muss sich aber jeder am Strafverfahren Beteiligte – egal auf welcher Seite er steht – stets vor Augen führen, dass Strafprozesse in der Öffentlichkeit, nicht aber für die Öffentlichkeit geführt werden.[408]
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Unter dem Deckmantel einer angeblich geschärften Sensibilität der Öffentlichkeit für vermeintliche gesellschaftliche Fehlentwicklungen wird seitens der Medien häufig lediglich eine – zum Teil künstlich – gesteigerte gesellschaftliche Sensationsgier befriedigt. Nicht zu Unrecht wird deshalb oftmals auch vom „öffentlichen Pranger“ der Medienberichterstattung gesprochen[409] – und dort, wo es um die sensationslüsterne und auflagenerhöhende Berichterstattung von Strafprozessen geht, ist auch die „eigene Recherchearbeit“ der Medien nicht fern. Kein Wunder also, dass bereits der bloße Verdacht einer Straftat eine berichterstattungswerte Information darstellt, selbst dann, wenn es sich um mittelschwere Kriminalität ohne besondere, für die Allgemeinheit relevante, Anknüpfungspunkte handelt – solange nur ein gewisses voyeuristisches und emotionsgesteuertes Bedürfnis befriedigt werden kann. Mit der Wahrung eines der fundamentalen Grundprinzipien eines rechtsstaatlichen Strafverfahrens, nämlich der Unschuldsvermutung bis zur gerichtlichen Feststellung des Gegenteils, hat dies schon lange nichts mehr zu tun. Der spätere Ausgang eines Strafverfahrens ist ohnehin nur insofern von Bedeutung, als dass der bereits medienwirksam in Szene gesetzte Skandal bestätigt wird. Eine Verfahrenseinstellung im Ermittlungsverfahren interessiert hingegen nicht. Gleiches gilt im Falle eines Freispruchs, es sei denn, dieser selbst stellt einen berichtenswerten Skandal dar.
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Nach heutigem Verständnis ist „Gerichtsöffentlichkeit“ bedauerlicherweise gleichbedeutend mit Medienöffentlichkeit. Dahs spricht insoweit auch nicht ganz unzutreffend von „elektronischer“ Öffentlichkeit.[410] Für den Betroffenen aber bedeutet es einen gewichtigen Einbruch in seinen eigenen höchstpersönlichen Bereich. War die Öffentlichkeit früher als Schutzinstrument des Beschuldigten vor Willkür und Parteilichkeit in geheimen Verfahren gedacht, so hat sie sich zwischenzeitlich zur Bedrohung der bürgerlichen Existenz des Betroffenen entwickelt.[411] An dieser Stelle wird bei der heutigen Form der Berichterstattung das Spannungsverhältnis zwischen dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht des Betroffenen, also seinen Grundrechten aus Art. 1 und 2 GG, und dem Informationsinteresse der Öffentlichkeit bzw. der Pressefreiheit gem. Art. 5 GG besonders evident. Viele Medien handeln trotz ihrer normativ-demokratietheoretischen Rolle häufig aus Eigeninteresse und gefährden damit andere rechtsstaatliche Prinzipien und geschützte Rechtsgüter, wie etwa dasjenige eines fairen Verfahrens oder der persönlichen Ehre. Auf dem journalistischen Markt der Unterhaltungsgesellschaft geht es darum, authentisch, investigativ und vor allem schneller als die anderen zu sein. Dabei muss die Qualität fast schon zwangsläufig auf der Strecke bleiben. Eben dies hat sich heutzutage jeder der Protagonisten eines Strafverfahrens, allen voran der Strafverteidiger, zu vergegenwärtigen. Deshalb soll es im vorliegenden Abschnitt um ausgewählte presserechtliche Fragestellungen und Instrumentarien ebenso gehen wie um den richtigen Umgang mit Medienvertretern und deren Berichterstattung.



2. Verdachtsberichterstattung[412]

a) Problemstellung
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Wie gezeigt, stellt für die Presse oftmals bereits allein der Umstand, dass jemand eines bestimmten Verhaltens verdächtig ist, eine berichtenswerte Tatsache dar. Diese sog. Verdachtsberichterstattung ist Ausfluss der in Art. 5 GG grundgesetzlichen geschützten Pressefreiheit und stellt insoweit ein besonderes Privileg der Presse dar. Andererseits bedeutet die Verdachtsberichterstattung für den davon Betroffenen die große und naheliegende Gefahr der öffentlichen Anprangerung, Stigmatisierung und medialen Vorverurteilung, zumal in nicht wenigen Fällen nach der Erstveröffentlichung ein viraler Effekt festzustellen ist und in kürzester Zeit weitere Hinweise und Informationen, etwa von anderen Betroffenen, Insidern oder sonstigen Quellen, zutage gefördert werden. Des Weiteren spielt eine Rolle, dass in zahlreichen Fällen erst die mediale Verdachtsberichterstattung zur Einleitung eines Ermittlungsverfahrens seitens der Staatsanwaltschaft führt. Aufgrund dessen hat die Rechtsprechung sehr hohe Zulässigkeitshürden entwickelt, um nicht nur der Pressefreiheit, sondern auch dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht des Betroffenen aus Art. 1 und 2 GG Rechnung zu tragen.[413]
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Zusätzliche Brisanz erfährt die Verdachtsberichterstattung durch die Medien dann, wenn gegen den Betroffenen zeitgleich ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren bereits anhängig ist. Hier gilt es nämlich zusätzlich die Unschuldsvermutung sowie das Fair-Trial-Prinzip im Auge zu behalten und zu verteidigen. Anders als das Hauptverfahren vor Gericht ist das strafrechtliche Ermittlungsverfahren nur parteiöffentlich – einerseits um Beeinträchtigungen der staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen zu verhindern, andererseits um den persönlichen, sozialen und beruflichen Schutzinteressen des Beschuldigten gerecht zu werden.[414] Besondere Wachsamkeit ist deshalb gefordert, wenn sich die Strafverfolgungsbehörden im Ermittlungsverfahren aus eigener Initiative heraus mit Pressemitteilungen an die Medien wenden oder auf Anfrage hin in großem Umfang Auskünfte erteilen. Dieser Umstand soll deshalb später in einem Exkurs weiter vertieft werden.
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Insgesamt zeigt sich, dass in Strafverfahren zunehmend häufiger mit dem Phänomen einer gesteigerten Medienöffentlichkeit umgegangen werden muss. Straftaten gehören zum Zeitgeschehen und dessen Vermittlung ist Aufgabe der Medien. Zu Recht weißt Lehr aber darauf hin, dass Berichterstattung in und über Strafverfahren nicht schicksalhaft erduldet werden muss, sondern „das Ergebnis eines professionellen und zugleich feinnervigen Umgangs und Kräftemessens mit den Medien sein“ kann.[415] Eben dies legt in bestimmten Mandaten die enge Zusammenarbeit und Abstimmung mit einem presse- bzw. medienrechtlich versierten Kollegen nahe, wenngleich angesichts der möglicherweise drohenden strafrechtlichen Sanktionen in der Regel dem Strafverteidiger die Führung im Mandat und die strategische Ausrichtung obliegen muss. Dies gilt auch, wenn Personen und Unternehmen betroffen sind, die ohnehin im Fokus der Öffentlichkeit stehen und deshalb hier eine mediale Verdachtsberichterstattung, mehr noch als in anderen Fällen, katastrophale Wirkungen haben kann. Gleichwohl wird man sich stets zu vergegenwärtigen haben, dass strafrechtliche Sanktionen in aller Regel eine bei Weitem schädlichere Wirkung entfalten und größere persönliche Belastung bedeuten, weshalb im möglichen Zielkonflikt zwischen presserechtlicher und strafrechtlicher Vertretung letzterer der Vorrang gebührt.[416]



b) Voraussetzungen zulässiger Verdachtsberichterstattung
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Nur wenn die nachfolgend geschilderten Voraussetzungen erfüllt sind, hat das Informationsinteresse der Öffentlichkeit, mithin die Pressefreiheit, im Rahmen der gebotenen Abwägung Vorrang vor den Individualinteressen des Betroffenen.



aa) Informationsinteresse der Öffentlichkeit[417]
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Um bereits über den bloßen Verdacht berichten zu können, ist es erforderlich, dass an dem medialen Bericht ein berechtigtes Interesse der Öffentlichkeit besteht. Dieses ist sicherlich gegeben, wenn es um schwere Straftaten oder Geschehnisse von gravierendem Gewicht geht. Die Gerichtspraxis ist jedoch bei der Bejahung des erforderlichen berechtigten öffentlichen Interesses durchaus großzügig, so dass auch Straftaten, die der mittelschweren Kriminalität zuzuordnen sind, genügen, insbesondere dann, wenn ein strafbares Verhalten von Amtsträgern im Raum steht. In Fällen von Prominenten oder anderen sog. besonderen Personen der Zeitgeschichte sollen sogar leichte Straftaten ausreichend sein, selbst wenn die Vorwürfe in keinem Zusammenhang mit der öffentlichen Funktion oder Rolle der Betroffenen stehen. Dem ist strikt zu widersprechen, da rein private Verfehlungen außerhalb der öffentlichen Funktion oder Rolle – egal welcher Personenkreis betroffen ist – kein berechtigtes Interesse der Öffentlichkeit zu begründen vermögen, sondern allenfalls voyeuristisches Verlangen befriedigen. Generell wird aber zu berücksichtigen sein, dass die Schwelle zur berechtigen Berichterstattung bei solchen Personen geringer ist, die selbst das Rampenlicht und damit bewusst und eigennützig den Fokus der Öffentlichkeit gesucht und diese mediale Aufmerksamkeit gezielt für eigene Zwecke genutzt und davon profitiert haben.



bb) Journalistische Sorgfalt[418]

(1) Mindestbestand an Beweistatsachen
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Damit über einen bestimmten Verdacht zulässigerweise berichtet werden darf, ist ein Mindestbestand an Beweistatsachen erforderlich, die diesen Verdacht zu begründen vermögen. Nach der Rechtsprechung gelten gesteigerte Sorgfaltsanforderungen bei der journalistischen Arbeit, wenn nicht über feststehende Tatsachen berichtet werden soll, sondern über unsichere Umstände, die ihrerseits wiederum einen bestimmten Verdacht begründen können. Der Maßstab der einzufordernden journalistischen Sorgfalt ist fließend: Je schwerer und nachhaltiger die voraussichtlichen Beeinträchtigungen für den Betroffenen im Fall der Veröffentlichung sein werden, desto höher sind auch die Anforderungen an die Medien bei der Ermittlung der zugrundeliegenden Beweistatsachen. Dabei besteht für die Medien die Verpflichtung zur Eigenrecherche: Die Medien müssen sich mit den ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln ein kritisches Bild über den tatsächlichen Wahrheitsgehalt der im Raume stehenden Behauptungen machen. Bestehen nicht unerhebliche Zweifel, so hat eine Veröffentlichung zu unterbleiben. Die bloße Einleitung eines Ermittlungsverfahrens reicht für sich allein genommen für die Bejahung eines solchen Mindestbestands an Beweistatsachen nicht aus.
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Erleichterungen bezüglich der erforderlichen journalistischen Sorgfalt gelten dann, wenn die Medien bei ihren Recherchen auf sog. privilegierte Quellen zurückgreifen. Werden solche Quellen genutzt, kann im Einzelfall auf Nachprüfungen verzichtet werden, wenn gegen die Richtigkeit der Nachricht keine vernünftigen Zweifel sprechen. Bei diesen privilegierten Quellen handelt es sich vor allen Dingen um Nachrichtenagenturen sowie amtliche Auskünfte. Darunter fallen auch die Staatsanwaltschaften mit ihren Presseerklärungen sowie andere Verlautbarungen aus Justizkreisen. Beim Rückgriff auf privilegierte Quellen kann es sich jedoch keinesfalls um einen generellen journalistischen Exkulpationsgrund handeln. Allerdings sind hier – im Gegensatz zu sonstigen Quellen – keine weitergehenden und umfangreichen Recherchen zur Richtigkeit der Mitteilung erforderlich, weil sich der Journalist regelmäßig darauf verlassen kann, dass insbes. die amtlichen Stellen um ihre Verantwortung wissen und nicht leichtfertig irgendwelche Äußerungen tätigen, sondern alle ihr zur Verfügung stehenden Möglichkeiten der Sachverhaltsermittlung nutzen. Die journalistische Sorgfalt der Medien gebietet aber, auch Nachrichten von privilegierten Quellen nicht blindlings und ohne kritische Überprüfung zu übernehmen, schon gar nicht, wenn die Grenzen der zulässigen Verdachtsberichterstattung bereits durch die privilegierte Quelle selbst tangiert oder gar überschritten wurden.



(2) Exkurs: Pressemitteilung seitens der Strafverfolgungsbehörden[419]
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Nach den meisten Landespressegesetzen[420] haben die Medien einen Auskunftsanspruch gegenüber Behörden. Dazu gehören auch die Polizei sowie die Staatsanwaltschaften. Ferner regelt Nr. 23 RiStBV, dass Staatsanwaltschaften bei der Unterrichtung der Öffentlichkeit mit Presse, Hörfunk und Fernsehen unter Berücksichtigung ihrer besonderen Aufgaben und ihrer Bedeutung für die öffentliche Meinungsbildung zusammenzuarbeiten haben. Diese Unterrichtung darf jedoch weder den Untersuchungszweck gefährden noch dem Ergebnis der Hauptverhandlung vorgreifen. Zudem darf der Anspruch des Beschuldigten auf ein faires Verfahren nicht beeinträchtigt werden. Ferner ist im Einzelfall zu prüfen, ob das Interesse der Öffentlichkeit an einer vollständigen Berichterstattung gegenüber den Persönlichkeitsrechten des Beschuldigten oder denjenigen des Geschädigten überwiegt. Eine unnötige Bloßstellung dieser Personen ist zu vermeiden, wobei dem allgemeinen Informationsinteresse der Öffentlichkeit in der Regel durch fehlende Namensnennung entsprochen werden kann. Schließlich ist dort geregelt, dass über die Anklageerhebung und Einzelheiten der Anklage die Öffentlichkeit grundsätzlich erst dann unterrichtet werden darf, wenn die Anklageschrift dem Beschuldigten zugestellt oder sonst bekanntgemacht worden ist. Behörden sind nicht zur Auskunft verpflichtet, soweit Auskünfte über persönliche Umstände des Betroffenen verlangt werden, an deren öffentlicher Mitteilung kein öffentliches Interesse besteht.
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Leider ist in der Praxis immer wieder festzustellen – und zahlreiche Fälle sind hinreichend dokumentiert[421] –, dass Staatsanwaltschaften jegliche Hemmungen ablegen und die sich ziemende Zurückhaltung schmerzlich vermissen lassen, wenn es um die Unterrichtung der Öffentlichkeit durch Verdachtsmitteilungen geht. Keinesfalls dürfen sich solche Auskünfte und Mitteilungen jenseits dessen bewegen, was die Medien bei der Verdachtsberichterstattung zu beachten haben. Schon gar nicht darf zur öffentlichen Vorverurteilung und Stigmatisierung „Beihilfe“ geleistet werden, vielmehr ist stets die Pflicht zur Objektivität, Neutralität und Sachlichkeit in besonderem Maße zu wahren.
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Durch derartige Mitteilungsexzesse verliert dann die Quelle ihren Status, so dass sich die Medien beim Veröffentlichen derartiger Äußerungen gerade nicht auf deren Privilegierung berufen können und sich folglich selbst der Gefahr einer umfassenden presserechtlichen Verantwortung im Rahmen der allgemeinen, für die Verdachtsberichterstattung geltenden, Kriterien aussetzen. Auskünfte an die Presse bedeuten im Übrigen nicht, dass diese ohne Weiteres auch verbreitet werden dürfen, auch nicht, wenn sie von privilegierten Quellen stammen. Es ist ureigenste Aufgabe der Presse, selbst zu prüfen und zu entscheiden, ob und in welcher Weise Informationen zu verwerten sind. Die Medien dürfen sich lediglich auf die Richtigkeit der Auskünfte verlassen.
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Ferner gilt es zu sehen, dass rechtswidrige Auskünfte seitens der Staatsanwaltschaft nicht nur von der RiStBV nicht gedeckt sind und auch die Unschuldsvermutung sowie das Recht auf ein faires Verfahren verletzen, sie können auch zu einstweiligen Anordnungen, Unterlassungsklagen sowie insbesondere auch zu Schadenersatz- und Entschädigungsansprüchen des Betroffenen aufgrund von Amtspflichtverletzungen führen. Noch weitergehende Konsequenzen, vor allem das Strafverfahren betreffend, sind umstritten.[422]
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Schließlich sei noch darauf hingewiesen, dass der Staatsanwaltschaft kein Recht zukommt, im Wege von Presseerklärungen oder sonstigen Verlautbarungen die eigene persönliche Position und Sichtweise zu verbreiten. Sie hat kein Recht auf Öffentlichkeitsarbeit. Die Staatsanwaltschaft kann sich insoweit nicht auf die grundrechtlich geschützte Meinungsfreiheit berufen, sondern sie ist im Rahmen ihrer Aufgabe der Aufklärung und Verfolgung von Straftaten an die ihr zustehenden strafprozessualen Ermächtigungen gebunden. Dort fehlt es jedoch an einer solchen zwingend erforderlichen Ermächtigungsgrundlage mit der Folge, dass die Staatsanwaltschaft auf dieses Mittel im Rahmen der medialen Auseinandersetzung mit dem Betroffenen nicht zurückgreifen kann.



(3) Gegenrecherche bzw. Konfrontationspflicht
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Die journalistische Sorgfaltspflicht macht es ferner erforderlich, in gleicher Weise auch über entlastende und für den Betroffenen günstige Tatsachen und Argumente zu berichten. Vor diesem Hintergrund ist dem Betroffenen im Rahmen der sog. Gegenrecherche die Möglichkeit zur Stellungnahme zu geben und diese auch bei der Überprüfung der Verdachtsmomente zu berücksichtigen. Dem Betroffenen ist substantiiert und umfassend der Sachverhalt, der den Verdacht begründet, zur Stellungnahme vorzulegen, damit sich dieser eingehend mit den vorgehaltenen Tatsachen und Argumenten auseinandersetzen und auf diese konkret und detailliert antworten kann. Dies ist bei lediglich pauschalen und allgemein gehaltenen Anfragen nach einer Stellungnahme des Betroffenen – so wie dies in der Praxis leider oftmals anzutreffen ist – nicht der Fall.
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Sollte der Mandant entsprechende Anfragen erhalten, muss das weitere Vorgehen schnellst- möglich abgestimmt werden, gegebenenfalls auch unter Hinzuziehung eines presserechtlich geschulten Kollegen, sofern dies nicht bereits bei der Begründung des Mandatsverhältnisses erfolgt ist. Es ist zum Schutze des Mandanten und einer sachgerechten Verteidigung unbedingt zu verhindern, dass der Betroffene – oder gegebenenfalls dessen medienrechtlicher Berater – ohne Einbindung des Verteidigers „eigenmächtig“ Stellung bezieht. Entsprechendes sollte gleich zu Beginn der Mandatsübernahme erläutert werden.[423]
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Keinesfalls sollten Anfragen nach Stellungnahmen, Interviews etc. pauschal zurückgewiesen werden, selbst dann, wenn tatsächlich keine Stellungnahme beabsichtigt ist. Anderenfalls würde man sich in unnötiger Weise selbst den Zugang zu einer bedeutsamen Informationsquelle abschneiden und sich damit den taktischen Vorteil nehmen, sich schon frühzeitig mit dem konkreten Inhalt der Verdachtsberichterstattung auseinandersetzen, sich darauf einstellen und gegebenenfalls noch vor der geplanten Veröffentlichung rechtliche Schritte einleiten zu können. Auf diese Weise würde man nämlich die Medien aus der Pflicht entlassen, dem Betroffen den Inhalt der fraglichen Verdachtsberichterstattung samt konkreter Tatsachen und Argumente vor einer Veröffentlichung zugänglich zu machen. Die grundsätzliche Weigerung würde zudem dazu führen, dass die Medien auch im weiteren Zeitablauf immer wieder neuerliche Verdachtsmomente äußern können, ohne sich zuvor überhaupt an den Betroffenen wenden zu müssen. Umgekehrt bedeutet die Bereitschaft zur Stellungnahme nicht, dass automatisch auch die Zustimmung dahingehend erteilt wird, diese Stellungnahme auch zu veröffentlichen. Durch die Stellungnahme soll der Anfragende nämlich lediglich in die Lage versetzt werden, die im Raum stehenden Verdachtstatsachen zu klären und die Sichtweise der Betroffenen zu erfahren, um sodann zu überprüfen, ob eine Berichterstattung aufgrund der vorliegenden Informationen tatsächlich angezeigt ist. Schließlich kann der ursprünglich beabsichtigte Umgang mit den Medien auch überholt sein, etwa wenn zwischenzeitlich das Ermittlungsverfahren weiter vorangeschritten ist, öffentlich geworden oder sogar eingestellt wurde.
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Sollte der Mandant ohne Rücksprache mit seinem Verteidiger, etwa weil er am Telefon überrumpelt wurde, jegliche Stellungnahme verweigert haben, so sollte dies mit Blick auf das soeben Gesagte unverzüglich schriftlich durch den Verteidiger berichtigt werden.
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Problematisch sind ferner Interviewanfragen im Rahmen der Ton- und Bildberichterstattung, von denen jedenfalls der Mandant in der Regel Abstand nehmen sollte. Ob sich hier besser der Anwalt des Mandanten zu Wort meldet, ist ebenfalls fraglich, jedenfalls dann, wenn es an hinreichender Medienerfahrung mangelt. Jedenfalls bedarf es in jedem Fall der engen Abstimmung mit dem Mandanten, der akribischen Vorbereitung anhand der vorab übermittelten Interviewfragen sowie nicht zuletzt eines kategorischen Autorisierungsvorbehalts, um sich im Fall der Fälle nicht aller Rechte begeben zu haben und eine Ausstrahlung unterbinden zu können. Steht das Interview nämlich unter einem Autorisierungsvorbehalt, der allein schon zu Dokumentationszwecken schriftlich gegenüber dem anfragenden Journalisten zu erklären ist, ist eine entsprechende Veröffentlichung erst nach tatsächlich erfolgter Autorisierung zulässig. Dies gilt selbst dann, wenn das Interview wörtlich zutreffend wiedergegeben wurde. Das Zurückziehen des Interviews kann ohne jegliche weitergehende Begründung erfolgen. Ein Recht auf inhaltliche oder sprachliche Veränderung des Interviews kann daraus indes nicht abgeleitet werden. Es ist in diesem Fall an dem Journalisten zu entscheiden, ob er sich darauf einlässt und Korrekturen vornimmt oder aber auf die Veröffentlichung des Interviews verzichtet. Gleiches gilt allerdings auch für die Frage, ob sich der Journalist überhaupt auf einen solchen Autorisierungsvorbehalt einlässt.



(4) Vorgehen in der Praxis
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Typischer Sachverhalt
Mandant M, Vorstandsvorsitzender der U-AG, gegen den derzeit ein Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts der Korruption läuft, hat seitens des S-Senders, der von diesem Ermittlungsverfahren erfahren hat, eine Anfrage erhalten, ob er für ein Fernseh- bzw. Radiointerview zur Verfügung stehe, um zu den gegen ihn gerichteten Vorwürfen Stellung zu nehmen.
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Muster 2 Stellungnahme zur Verdachtsberichterstattung
An den S-Sender bzw. den Verantwortlichen Redakteur . . . der Sendung . . .
Ihre Anfrage vom … bezüglich eines Fernseh-/Radiointerviews
Sehr geehrte/r Frau/Herr …,
unter Vorlage einer beglaubigten Vollmacht zeige ich an, dass mich Herr M mit der Wahrnehmung seiner Interessen beauftragt hat. Gegenstand dieser Beauftragung ist unter anderem Ihre Anfrage bezüglich eines Fernseh- bzw. Radiointerviews, um ausführlich zu den aktuellen Vorwürfen gegen seine Person Stellung zu nehmen.
Insoweit darf ich Ihnen mitteilen, dass mein Mandant für Fernseh- bzw. Radiointerviews nicht zur Verfügung steht. Mit Blick auf das laufende Ermittlungsverfahren sowie die damit verbundenen komplexen Fragestellungen scheidet eine mündliche Beantwortung etwaiger Fragen aus.
Mein Mandant ist grundsätzlich bereit, konkrete Fragen bezüglich eines konkreten Sachverhaltes innerhalb angemessener Zeit zu beantworten. Ich darf deshalb gegebenenfalls darum bitten, mir den entsprechenden Fragenkatalog, der Gegenstand Ihrer Interviewanfrage war, zu übersenden.
Gleichzeitig weise ich jedoch ausdrücklich darauf hin, dass mit dieser Bereitschaft zur Stellungnahme nicht gleichzeitig auch einer Veröffentlichung zugestimmt wird. Mein Mandant will Ihnen lediglich die Überprüfung der gegen ihn gerichteten Vorwürfe ermöglichen. Keinesfalls ist damit die Einwilligung in eine entsprechende Veröffentlichung verbunden.
Mit Blick auf die presserechtlichen Voraussetzungen einer zulässigen Verdachtsberichterstattung – und um eine solche würde es sich im vorliegenden Fall handeln – habe ich Sie für den Fall, dass Sie tatsächlich beabsichtigen, über etwaige Vorwürfe gegenüber meinem Mandanten zu berichten, aufzufordern, uns diese Vorwürfe rechtzeitig vor Veröffentlichung eingehend darzulegen, so dass unsererseits eine konkrete Überprüfung der Vorwürfe sowie eine Stellungnahme hierzu möglich ist. Dass lediglich allgemeine und pauschale Vorwürfe bekanntermaßen nicht die Voraussetzungen einer zulässigen Verdachtsberichterstattung erfüllen, ist allgemein anerkannt.
Mit freundlichen Grüßen
Rechtsanwalt/Rechtsanwältin




cc) Keine Vorverurteilung durch präjudizierende Berichterstattung[424] [425]
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Schließlich ist zu beachten, dass die Verdachtsberichterstattung eine eben solche ist und deshalb keinesfalls den Eindruck hervorrufen darf, der Verdacht sei sichere Erkenntnis oder der Täter bereits überführt. Zwischen Verdacht und Gewissheit ist stets streng zu unterscheiden. Die Aussicht auf Rehabilitation muss zumindest in großem Umfang erhalten bleiben. Der Unschuldsvermutung ist in jedem Fall Rechnung zu tragen. Jegliche Vorverurteilungen – aber auch Vorfreisprüche (!) – und Stigmatisierungen sind deshalb zu unterlassen. Vielmehr muss die Berichterstattung den tatsächlichen Erkenntnisstand zutreffend, ausgeglichen, distanziert – und nicht sensationslüstern, bewusst einseitig, tendenziös oder verfälscht – wiedergeben. Bekannt gewordene entlastende oder gar verdachtsausschließende Umstände müssen berichtet werden. Gleiches gilt für die Stellungnahme des Betroffenen, sofern eine solche erfolgte und die Einwilligung zur Veröffentlichung vorliegt. Weder die direkte noch die indirekte, unterschwellige Einflussnahme auf die Meinungsbildung, etwa durch die Art und Weise der Berichterstattung, ist statthaft. Die Darstellung muss ergebnisoffen gestaltet sein, so dass sich jeder selbst ein Urteil über die im Raum stehenden Vorwürfe machen kann – aber auch muss!



c) Besonderheiten bei nachträglichem Entfallen des Verdachts
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Für den Fall, dass sich zu einem späteren Zeitpunkt herausstellt, dass der zunächst im Raum stehende Verdacht unzutreffend war, gilt es zu sehen, dass die ursprüngliche Verdachtsberichterstattung, falls sie im Äußerungszeitpunkt zulässig und rechtmäßig war, dies auch weiterhin bleibt. Jedoch kann deren Wiederholung nunmehr rechtswidrig sein, da kein schützenswertes Interesse der Medien an der Aufrechterhaltung eines falschen Verdachts bestehen kann. Deshalb sind neuerliche Berichte an den aktuellen Sachstand anzupassen, etwa durch den Hinweis auf eine zwischenzeitlich erfolgte Verfahrenseinstellung oder einen Freispruch. Naheliegenderweise sind diese gänzlich zu unterlassen, will man nicht Gefahr laufen, sich Unterlassungsbegehren und gegebenenfalls Schadensersatz- und Entschädigungsforderungen ausgesetzt zu sehen.


362

Mit Blick auf das stetig wachsende Internetangebot der Medien und das dortige zum Teil dauerhafte Vorhalten von Informationen soll aus Platzgründen an dieser Stelle nur der kurze Hinweis genügen, dass unter der Voraussetzung, dass das Abrufen von nicht mehr aktuellen Presseartikeln eindeutig aus Archiven heraus erfolgt und ersichtlich keine aktuelle Berichterstattung vorliegt, ein neues unterlassungsbewährtes Verbreiten des ursprünglichen Artikels tatbestandlich nicht gegeben ist.[426]



d) Checkliste des Strafverteidigers bei Verdachtsberichterstattung
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Checkliste des Strafverteidigers bei Verdachtsberichterstattung
Nachfolgende Kurzübersicht soll die wichtigsten Gesichtspunkte im Rahmen der Verdachtsberichterstattung nochmals zusammenfassen:
	-
	Sind die Zulässigkeitsvoraussetzungen der Verdachtsberichterstattung erfüllt?
	-
	Liegt ein besonderes Informationsinteresse der Öffentlichkeit vor? Dies ist jedenfalls dann nicht der Fall, wenn leichter Kriminalität zuzuordnende Straftaten im Raum stehen und kein Zusammenhang zwischen der Tat und der öffentlichen Funktion und Rolle des Betroffenen besteht.

	-
	Ist ein Mindestbestand an belastbaren Beweistatsachen für die Verdachtsberichterstattung vorhanden? Wurde den hohen Anforderungen an die journalistische Sorgfalt Rechnung getragen? Sind die Medien ihrer Pflicht zur Eigenrecherche nachgekommen? Woher stammt die Ausgangsmeldung bzw. haben privilegierte Quellen eine Rolle gespielt? Wurde dem Betroffen im Rahmen der Gegenrecherche ein effektives Stellungnahmerecht eingeräumt?

	-
	Wurde die Sachlage offen, ohne präjudizierende Wirkung oder indirekte Einflussnahme auf die Meinungsbildung dargestellt?

	-
	Speziell bei Internetangeboten: Ist bei den früheren Berichten über Verdachtslagen, die sich zwischenzeitlich überholt haben, deutlich erkennbar, dass diese aus einem Archiv mit diversen Veröffentlichungen aus der Vergangenheit stammen und deshalb der Artikel keine aktuelle Berichterstattung darstellt?



	-
	Medienanfragen bezüglich einer Stellungnahme
	-
	Wurde dem Betroffenen nur eine pauschale und allgemein gehaltene Anfrage übermittelt oder wurde dem Betroffenen substantiiert und umfassend der verdachtsbegründende Sachverhalt zur Kenntnis gebracht?

	-
	Keinesfalls dürfen mediale Anfragen nach Stellungnahmen pauschal und grundsätzlich verweigert werden, da ansonsten gewichtige Nachteile drohen.

	-
	Journalistische Anfragen nach Stellungnahme zu Verdachtsberichterstattungen sind stets schriftlich vorzulegen. In geeigneten Fällen sollte ein ausgearbeiteter Fragenkatalog eingefordert werden. Die Stellungnahmen sollten in der Regel schriftlich abgefasst werden. Nur in Ausnahmefällen und nach eingehender Vorbereitung kann eine mündliche Stellungnahme zweckmäßig erscheinen. Keinesfalls dürfen Stellungnahmen ohne die vorherige Einbindung des Verteidigers erfolgen, wobei der Mandant sich tunlichst nicht selbst äußern sollte. Dies muss allenfalls zwingenden Ausnahmesituationen vorbehalten bleiben. Stattdessen sollten etwaig erforderliche Stellungnahme über den Verteidiger oder bspw. den Pressesprecher erfolgen. 

	-
	Die Hinzuziehung von presse- und medienrechtlichem Sachverstand kann dringend angezeigt sein. Dies gilt vor allem dann, wenn Prominente oder Unternehmen betroffen sind, da hier die mediale Verdachtsberichterstattung – noch mehr als in anderen Fällen – katastrophale Auswirkungen haben kann. Gleichwohl muss angesichts der strafrechtlichen Konsequenzen die Führung im Mandat in der Regel dem Strafverteidiger obliegen; jedenfalls ist eine engmaschige Einbindung des Strafverteidigers erforderlich.








3. Identifizierende Berichterstattung[427]

a) Problemstellung
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Noch problematischer sind Medienberichte, wenn es um sog. identifizierende Berichterstattung geht. Diese kann sowohl durch die vollständige, aber auch – wie oftmals bei dieser Form der Berichterstattung festzustellen ist – durch die nur teilweise Namensnennung sowie mit oder ohne Angabe von weiteren individualisierenden Merkmalen wie Alter, Titel, Wohnsitz etc. erfolgen. Jedoch reicht regelmäßig bereits der Hinweis auf die herausgehobene und individualisierbare berufliche, gesellschaftliche oder politische Stellung des Betroffenen aus, sofern zumindest das nähere soziale Umfeld des Betroffenen diesen ohne Weiteres zu erkennen vermag. Natürlich tragen Foto- oder Filmaufnahmen des Betroffenen zu dessen noch schnelleren Identifizierung bei und stellen folglich einen noch stärkeren Eingriff in das Allgemeine Persönlichkeitsrecht dar. Damit beeinträchtigt die identifizierende Berichterstattung die Schutzinteressen des Betroffenen besonders nachhaltig und führt überdies regelmäßig zu dessen Stigmatisierung. Deshalb schließt das Recht der Medien zur Berichterstattung über Strafverfahren auch nicht automatisch das Recht auf namentliche Nennung des Betroffenen mit ein, zumal das Informationsinteresse der Allgemeinheit häufig auch ohne Namensnennung und weitere Identifizierungsmerkmale in hinreichendem Maße bedient werden kann. Dies muss erst recht während eines noch laufenden Ermittlungsverfahrens gelten. Damit ist stets zu prüfen, ob eine identifizierende Berichterstattung insbesondere über die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens geeignet ist, eine Prangerwirkung zulasten des Beschuldigten zu entfalten, diesen zu stigmatisieren oder ihm in sonstiger Weise Nachteile zuzufügen, die einer Vorverurteilung gleichkommen. Damit kann eine derartige identifizierende Berichterstattung – auch angesichts der Bedeutung der Unschuldsvermutung bis zur rechtskräftigen Verurteilung – allenfalls in eng umgrenzten Ausnahmefällen zulässig sein.[428]



b) Schutz der Anonymität des Betroffenen und seine Grenzen
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Gemäß § 169 GVG findet gegen den Angeklagten eine öffentliche Hauptverhandlung statt. Vom Schutzzweck her soll auf diese Weise eine Kontrolle der Justiz ermöglicht und der Betroffene vor justizieller Willkür geschützt werden. Unter den Begriff der „Öffentlichkeit“ i.S.d. § 169 GVG fällt eigentlich nur die sog. Saalöffentlichkeit. Das Herstellen von „Medienöffentlichkeit“ während der Hauptverhandlung durch Ton- und Filmaufnahmen wird in § 169 S. 2 GVG nämlich gerade ausdrücklich untersagt. Strafverfahren finden also in der Öffentlichkeit, nicht aber für die Öffentlichkeit statt. Es ist der Ausfluss des grundgesetzlich geschützten Allgemeinen Persönlichkeitsrechts des Betroffenen, dass dieser grundsätzlich ein Anrecht darauf hat, in der medialen Berichterstattung nicht mit seiner Identität genannt zu werden. Andererseits haben die Medien einen ebenfalls verfassungsrechtlich statuierten Auftrag, gesellschaftliche oder politische Missstände zu erkennen, durch ihre Berichterstattung zur umfassenden Information über das Zeitgeschehen beizutragen und auf diese Weise die Meinungs- und Wertebildung der Gesellschaft zu fördern bzw. diese überhaupt erst zu ermöglichen. Daraus ergibt sich, dass je schwerwiegender der strafrechtliche Vorwurf und je größer das öffentliche Informationsinteresse deshalb ist, desto weniger kann sich der Beschuldigte bzw. der Angeklagte auf Anonymitätsschutz berufen. Gleiches gilt nach der Rechtsprechung bei Straftaten, die die Öffentlichkeit besonders tangieren, wie dies etwa bei einer herausgehobenen beruflichen oder sozialen Stellung des Betroffenen oder Delikten aus dem Wirtschafts- und Umweltbereich der Fall ist. In derartigen Konstellationen sind auch schon Straftaten unterhalb der Grenze zur Schwer(st)kriminalität relevant. Andererseits ist es zu weitgehend, wenn dabei ausschließlich auf die herausgehobene Stellung des Betroffenen abgestellt wird. Daneben ist gleichermaßen ein funktionaler Zusammenhang seiner Stellung mit der ihm vorgeworfenen Straftat zu fordern.
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Mit größeren Einschränkungen seiner Rechte muss ein Verurteilter jedenfalls dann rechnen, wenn der Verurteilung eine besonders gewichtige Straftat zugrunde liegt, denn solche Straftaten gehören zum Zeitgeschehen und dessen Vermittlung ist ureigenste Aufgabe der Medien. Mit der Begehung von erheblichen Straftaten, deren Aufklärung sowie der späteren Verurteilung des Täters wird dieser – durch sein eigenes Handeln – zu einer Person der Zeitgeschichte, über die eine identifizierende Berichterstattung unter erleichterten Voraussetzungen zulässig erscheint, da hier ein ebenso gewichtiges Informationsinteresse der Öffentlichkeit besteht. Die tatsächliche Täterschaft steht mit Blick auf die Unschuldsvermutung aber erst nach einer rechtskräftigen Verurteilung fest, nicht bereits im Ermittlungsverfahren, bei Anklageerhebung oder Prozessbeginn.
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Verwirken können den Schutz ihrer Privatsphäre auch diejenigen Personen, die selbst gezielt an die Medien herantreten und die Öffentlichkeit zur Verfolgung eigener Zwecke nutzen, etwa weil sie öffentlich zu den gegen sie geführten strafrechtlichen Ermittlungen und die dort erhobenen Vorwürfe Stellung nehmen wollen. Der Schutz der Privatsphäre kann nicht weitergehen, als der Betroffene selbst sie zu schützen versucht!
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Eine andere Frage ist, inwieweit sich der zwischenzeitlich eingetretene Zeitablauf auf den Anonymitätsschutz auswirkt. Je länger das fragliche Geschehen, auf das sich die identifizierende Berichterstattung beziehen soll, zurückliegt, desto stärker wird das öffentliche Interesse an einer Berichterstattung hinter dem Schutz der Persönlichkeit zurückzustehen haben, da insbesondere das Resozialisierungsinteresse des Verurteilten hier zunehmend an Bedeutung gewinnt. Dabei sind jedoch keine absoluten zeitlichen Grenzen zu ziehen, sondern es kommt auf die jeweiligen Umstände des Einzelfalls an.[429]



c) Identifizierende Berichterstattung über Jugendliche und Heranwachsende
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Abweichend von der Regelung des § 169 GVG bestimmt § 48 Abs. 1 JGG, dass Verhandlungen gegen Jugendliche stets nichtöffentlich sind. Sind neben dem Jugendlichen Heranwachsende oder Erwachsende angeklagt, so kann gem. § 48 Abs. 3 S. 2 JGG die Öffentlichkeit ebenfalls ausgeschlossen werden, wenn dies im Interesse der Erziehung des Jugendlichen ist. Vergleichbares regelt § 109 Abs. 1 S. 4 JGG im Verfahren gegen Heranwachsende, für die auch die Jugendgerichte zuständig sind. Je jünger der Betroffene ist, desto größer ist sein Interesse daran, dass seine Verfehlungen vor der Öffentlichkeit verborgen bleiben, da sein künftiger beruflicher wie sozialer Werdegang in vielfältiger Weise von der Bewertung seiner Person durch Andere abhängig ist. In diesem Zusammenhang sind auch die RLJGG zu § 48 bzw. § 109 JGG zu sehen, wonach der Vorsitzende bei (ausnahmsweiser) Zulassung der Presse darauf hinwirken soll, dass in den Presseberichten der Name des Jugendlichen nicht genannt, sein Lichtbild nicht veröffentlicht und auch jede andere Angabe vermieden wird, die auf die Person des Jugendlichen hindeutet. Angesichts dieser gesetzlichen Wertung müssen identifizierende Berichterstattungen über Jugendliche, aber auch Heranwachsende, generell als unzulässig angesehen werden.[430]



d) Schutz der Anonymität von Zeugen und Verletzten von Straftaten
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Anders als der Täter, haben die von der Straftat Betroffenen und Zeugen in der Regel nichts aktiv dazu beigetragen, dass sie in das Tatgeschehen und damit letztendlich in das staatsanwaltschaftliche Ermittlungs- bzw. strafgerichtliche Hauptverfahren einbezogen wurden. Deswegen ist ihr Geheimhaltungs- und Anonymitätsbedürfnis gegenüber dem öffentlichen Interesse an einer Berichterstattung besonders stark zu gewichten. Anderes mag im Einzelfall gelten, wenn es sich bei dem Betroffenen um eine besondere Person der Zeitgeschichte handelt, wenngleich auch dieser Personenkreis ein Recht auf den Schutz seiner Privatsphäre hat. Falls sich allerdings der Betroffene selbst, aus welcher fragwürdigen Motivation auch immer, in die (Medien-)Öffentlichkeit begibt, so verwirkt er natürlich – wie auch der Beschuldigte bzw. Angeklagte – jegliches Recht auf Schutz seiner Privatsphäre.



e) Berichterstattung über Strafverfahren[431]
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In größeren Strafverfahren ist die zumindest vorübergehende Anwesenheit von Pressevertretern üblich. Bei besonderes aufsehenerregenden Prozessen herrscht sogar ein ganz besonders großer Medienandrang, der zum Teil sämtliche freien Sitzplatzkapazitäten sprengt.[432] Die Film- und Tonberichterstattung der Medien über Strafverfahren stellt dabei sicherlich den schwerwiegendsten Eingriff in das allgemeine Persönlichkeitsrecht des Betroffenen dar. Daneben ist bei Bild- und Filmaufnahmen zusätzlich aber auch das Recht am eigenen Bild, das nach §§ 22 f. KUG geschützt ist, betroffen.
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Film- und Tonaufnahmen sind gem. § 169 GVG nur während der Hauptverhandlung generell verboten. Dies bedeutet im Umkehrschluss, dass entsprechende Aufnahmen außerhalb der eigentlichen Hauptverhandlung, also vor deren Eröffnung und nach Urteilsverkündung sowie in den Sitzungspausen, grundsätzlich möglich sind. In dieser Zeit obliegt jedoch die Entscheidung über die Zulassung von Film- und Tonaufnahmen gem. § 176 GVG dem Vorsitzenden, da es sich insoweit um sitzungspolizeiliche Befugnisse handelt. Die Sitzung beginnt nicht erst wie die Hauptverhandlung mit dem Aufruf der Sache gem. § 243 StPO, sondern bereits mit der Öffnung des Gerichtssaals und dem Eintreffen der Verfahrensbeteiligten, während sich das Gericht selbst im Beratungszimmer einfindet. Die Sitzung endet, wenn nach Urteilsverkündung alle Beteiligten dabei sind, den Saal wieder zu verlassen.[433] In räumlicher Hinsicht erstrecken sich die Befugnisse des Vorsitzenden nicht nur auf den eigentlichen Gerichtssaal, sondern gleichermaßen auf das Beratungszimmer, die Räumlichkeiten, in denen ein Zeuge nach § 247a StPO vernommen werden soll, die angrenzenden Vorräume, Korridore und Flure, in denen etwa Zeugen auf ihre Einvernahme, aber auch der Angeklagte auf den Aufruf der Sache oder das Weiterverhandeln nach einer Unterbrechung warten. Im übrigen Gerichtsgebäude, insbesondere der Eingangshalle oder dem Treppenhaus, und außerhalb des Gebäudes, auf der Zufahrt, den Parkplätzen oder den umgebenden Grünflächen, ist hingegen der Landgerichtspräsident bzw. Amtsgerichtsdirektor als Hausrechtsinhaber zur Entscheidung berufen.[434]
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Das Fotografieren ist übrigens nicht von § 169 GVG erfasst, so dass dies an sich auch während der Hauptverhandlung möglich wäre; ein Umstand, der nicht wenigen Vorsitzenden allem Anschein nach nicht geläufig ist. Gleichwohl kann das Fotografieren jederzeit – und dies ist mit guten Gründen allgemeine Praxis, gilt es doch den störungsfreien Ablauf der Hauptverhandlung sicherzustellen – vom Vorsitzenden nach § 176 GVG untersagt werden. Allerdings bedarf es dafür natürlich einer Anordnung des Vorsitzenden, die sowohl stillschweigend als auch konkludent erfolgen kann. Zumeist wird es aber ohnehin einen generellen Beschluss des Landgerichtspräsidenten/Amtsgerichtsdirektors in Abstimmung mit allen Vorsitzenden Richtern geben, wonach Fotografieren, ebenso wie die Handynutzung, generell in den Gerichtssälen verboten ist.
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Zur Frage, ob Film- und Tonaufnahmen zu gestatten oder nicht zuzulassen sind, ist eine umfassende Güterabwägung zwischen dem Schutzinteresse der Verfahrensbeteiligten – also nicht nur des Angeklagten, sondern auch etwaiger Zeugen sowie insbesondere des Verletzten – auf der einen, sowie der Presse- und Rundfunkfreiheit und dem damit verbundenen Informations- und Berichterstattungsinteresse auf der anderen Seite erforderlich. Dabei gilt es zu berücksichtigen, dass die Verbreitung von Bild- und Filmaufnahmen weitaus einschneidendere Folgen als andere Formen der Berichterstattung hat, auch deshalb, weil durch die zusätzliche optische Wahrnehmung beim Betrachter eine dauerhaftere Erinnerung im Vergleich zu einem bloß schriftlichen Bericht über das fragliche Geschehen bestehen bleibt. Aus diesem Grund haben die Medien auch das große Verlangen, die Berichte durch O-Ton-Aufnahmen etc. anzureichern, zumal der Bericht damit insgesamt „lebendiger“ wird – mag dies auch zuweilen auf Kosten der inhaltlichen Qualität gehen.
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Bei der notwendigen Güterabwägung gilt es folgende Gesichtspunkte zu berücksichtigen:[435] Jedenfalls bei schwersten Straftaten ist dem öffentlichen Interesse an der Berichterstattung der Vorzug zu geben, da solche Straftaten zum Zeitgeschehen gehören, zu dessen Vermittlung die Medien berufen sind. Gleiches gilt, wenn sich besondere Personen der Zeitgeschichte vor Gericht zu verantworten haben. Bei Letzteren gilt dies jedenfalls dann, wenn ein Zusammenhang zwischen der öffentlichen Rolle und der ihnen vorgeworfenen Straftat besteht. Mit Blick auf den Beschluss des BVerfG vom 30.3.2012[436] ist ferner von Bedeutung, ob bereits ein Geständnis des Täters vorliegt, da hier der Unschuldsvermutung im Rahmen der notwendigen Abwägung nicht mehr das gleiche Gewicht zukommen kann, als wenn keinerlei geständige Angaben vorliegen würden.
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Gegen die Zulassung der Film- und Ton-Berichterstattung ist als sitzungspolizeiliche Maßnahme durch den Vorsitzenden weder die Anrufung des Gerichts nach § 238 Abs. 2 StPO noch mit Blick auf § 181 GVG die Beschwerde nach § 304 StPO zulässig. Gleiches gilt für §§ 23 ff. EGGVG, da die entsprechenden sitzungspolizeilichen Maßnahmen keine Justizverwaltungsakte darstellen. Vor diesem Hintergrund verbleibt allein die Möglichkeit einer Verfassungsbeschwerde bzw. einer einstweiligen Anordnung durch das BVerfG.[437] Eine Dienstaufsichtsbeschwerde gegen den Richter hätte hingegen gem. § 26 Abs. 2 DRiG allenfalls den Vorhalt und eine Ermahnung zur Folge.[438] Gerade aus diesem Grund empfiehlt es sich für den Verteidiger, frühzeitig mit dem Gericht Kontakt aufzunehmen, wenn der Erlass einer entsprechenden sitzungspolizeilichen Verfügung aufgrund der Gesamtumstände naheliegt. Dabei sollte der Verteidiger insbesondere die vielschichtigen Bedenken gegen eine Zulassung von Film- bzw. Tonaufnahmen in konkreten Einzelfall zu Gehör bringen, um vielleicht so auf im Raume stehende sitzungspolizeiliche Verfügung noch gewissen Einfluss nehmen zu können. Sollten Film- bzw. Tonaufnahmen nicht zu verhindern sein, wäre etwa neben der notwendigen Verpixelung auch an zeitliche und örtliche Beschränkungen zu denken. In Umfangsverfahren könnte neben dem ersten Prozesstag und der Urteilsverkündung eine Zulassung auch nur an bestimmten weiteren Sitzungstagen, etwa alle zehn Hauptverhandlungstage oder einmal im Monat, erfolgen.
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Neben einem Antrag auf Verbot von entsprechenden Aufnahmen außerhalb der Hauptverhandlung bleibt dem Verteidiger der Hinweis an das Gericht, dass kein Betreten des Saales erfolgt, solange fotografiert und gefilmt wird. Eine Anwesenheitspflicht des Angeklagten im Gerichtssaal außerhalb der Hauptverhandlung, also vor dem Aufruf der Sache, besteht nicht. Auch kann es in geeigneten Fällen durchaus denkbar sein, statt des Angeklagten zunächst einen Dritten auf der Anklagebank Platz nehmen zu lassen, bevor dort bei Beginn der Hauptverhandlung der tatsächliche Angeklagte, der sich bis dorthin im Zuschauerraum aufgehalten hat, seinen Platz einnimmt. Dies bietet sich insbesondere dann an, wenn bis dato noch kein Bild des Täters in den Medien zu finden war, weil dieser bis zur Hauptverhandlung gut abgeschirmt werden konnte.



f) Vorgehen in der Praxis

aa) Typischer Sachverhalt
378

Im Rahmen der Hauptverhandlung gegen Mandant M befürchtet Verteidiger V zu Recht, dass es dort einen nicht unerheblichen Medienandrang und auch außerhalb der Hauptverhandlung, insbesondere vor dem Sitzungssaal sowie den angrenzenden Fluren und Korridoren, zu Foto- und Filmaufnahmen kommen wird, die Mandant M – etwa bei der Ankunft und seinem Weg zum Gerichtssaal, zu Beginn der Verhandlung oder in Verhandlungspausen – zeigen werden. Davon betroffen ist voraussichtlich auch die Familie von Mandant M, da diese als Zeugen geladen sind, gemeinsam mit M erscheinen und sich auch auf dem Gerichtsflur aufhalten werden, bis die Zeugeneinvernahme erfolgt.



bb) Muster: Verbotsantrag
379

Muster 3 Verbotsantrag
Landgericht …
An den Vorsitzenden Richter …
In dem Strafverfahren gegen … wegen …
wird namens und im Auftrag meines Mandanten beantragt, etwaige Foto- und Filmaufnahmen in der Zeit unmittelbar vor Beginn und nach Schluss der Verhandlung sowie während der Verhandlungspausen nicht zuzulassen, sondern gem. § 176 GVG zu untersagen.
Begründung:
Es steht zu befürchten, dass vorliegend außerhalb der Hauptverhandlung und nicht erst im Sitzungssaal, sondern auch bereits auf den angrenzenden Fluren und Korridoren Foto- und Filmaufnahmen durch die anwesende Presse gefertigt werden sollen. Diese Bereiche des Gerichtsgebäudes sind so eng mit dem Geschehen im Sitzungssaal verbunden, dass die Aufrechterhaltung der Ordnung auch insoweit dem Vorsitzenden und nicht – wie dies etwa bezüglich des übrigen Gerichtsgebäudes einschließlich des Parkplatzes sowie der Außenflächen der Fall wäre – dem Gerichtspräsidenten als Hausrechtsinhaber obliegt. Selbst angesichts des öffentlichen Informations- und Berichterstattungsinteresses an einer möglichst authentischen Wiedergabe im Wege einer Bild- und Tonberichterstattung außerhalb der mündlichen Verhandlung, ist vorliegend dem Persönlichkeitsrecht des Betroffenen Vorrang zu gewähren. Bei der notwendigen Güterabwägung zwischen dem Persönlichkeitsschutz des Betroffenen auf der einen sowie der Presse- und Rundfunkfreiheit auf der anderen Seite ist zu berücksichtigen, dass es aufgrund der Berichterstattung zu einer erheblichen Prangerwirkung durch die öffentliche Darstellung des Verfahrens kommen wird und dies, obwohl vorliegender Strafsache lediglich der Verdacht einer Straftat mittlerer Kriminalität zugrunde liegt, an der kein besonderes Interesse der Öffentlichkeit besteht und der Informationsfunktion der Medien insoweit keine erhöhte Bedeutung zukommt.
Zudem besteht zusätzlich die Besonderheit, dass die Familie meines Mandanten mit diesem zur Hauptverhandlung erscheinen und auf dem Gerichtsgang warten wird, nachdem diese durch das Gericht als Zeugen geladen wurde und ihre Einvernahme gleich zu Beginn der Beweisaufnahme erfolgen soll.
Vor diesem Hintergrund verdient der Schutz des Persönlichkeitsrechts im Rahmen der Güterabwägung Vorrang vor der Rundfunk- und Pressefreiheit.
Rechtsanwalt/Rechtsanwältin




4. Kooperation mit den Medien im Strafverfahren

a) Problemstellung
380

Die Sicherung eines fairen Verfahrensablaufs vor Gericht ist eine der vornehmsten Aufgaben des Strafverteidigers. Weil die Medien durch ihre Art und Weise der Berichterstattung in besonderem Maße auf den öffentlichen Meinungsbildungsprozess Einfluss nehmen, sollte der Strafverteidiger die Behandlung des Prozessgeschehens in und durch die Medien genauestens im Blick behalten und gegebenenfalls gemeinsam mit dem Mandanten überlegen, ob aufgrund der besonderen Umstände im Einzelfall mit der Presse kooperiert und so auf ihre Berichterstattung Einfluss zu nehmen versucht werden sollte. Dies kann für den Ablauf und das Ergebnis des Strafprozesses von besonderer Bedeutung sein, da es durchaus naheliegend erscheint, dass sich der Staatsanwalt und der Richter unbewusst von der Berichterstattung beeinflussen lassen.[439]
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Auf die sich aus der Kooperation mit den Medien ergebenden Chancen, aber auch auf die damit einhergehenden Risiken, soll im Folgenden eingegangen werden.



b) „Flankierende Verteidigung“ über die Medien bzw. „Litigation-PR“[440]
382

Gerade bei solchen Straftaten, die das Interesse der Öffentlichkeit wecken und sich daher in den Medien besonders gut vermarkten lassen, besteht ein großes Interesse der Medien, mit allen Verfahrensbeteiligten, also auch dem Verteidiger des Angeklagten, in Kontakt zu treten. Da die Ton- und Bildberichterstattung aus der Hauptverhandlung heraus untersagt ist, sind neben den Auskünften des Gerichtssprechers, den Erklärungen der Staatsanwaltschaft oder den Schilderungen des (vermeintlich) Geschädigten, insbesondere auch die Aussagen des Verteidigers bzw. seines Mandanten von Interesse, um über das Geschehen vor Gericht anschaulich und damit medienwirksam berichten zu können.


383

Diesem Ansinnen sollte der Strafverteidiger zwar zurückhaltend, aber nicht gänzlich verschlossen gegenüberstehen. Denn gerade dann, wenn einseitigen, präjudizierenden Mediendarstellungen durch Presseerklärungen und Auskünfte seitens der Justiz oder Interviews mit dem (vermeintlich) Geschädigten Vorschub geleistet werden, kann eine flankierende Verteidigung über die Medien als Gegenpol dazu durchaus zweckmäßig, ja geradezu notwendig sein, um einer sich ansonsten verselbstständigenden Berichterstattung zu begegnen. Von derart rufschädigenden Medienberichterstattungen können nämlich erhebliche Belastungen für den Mandanten ausgehen.[441] Daneben muss gleichermaßen berücksichtigt werden, dass zumindest eine gewisse Beeinflussung des Strafprozesses aufgrund medialer Berichte festzustellen ist, wenngleich es Unterschiede zwischen Berufs- und Laienrichtern gibt und weniger die Frage des Tatnachweises als vielmehr die Frage der Strafzumessung davon betroffen ist.[442] Eine andere Motivation könnte daraus resultieren, dass man versucht ist, die Informationsquelle „Medien“ abzuschöpfen, etwa weil noch keine Akteneinsicht gewährt wurde, die Presse aber offensichtlich – jedenfalls teilweise – entsprechende Unterlagen oder Informationen bereits besitzt. Diesen Drang gilt es aber zu zügeln, da die Presse in der Regel nicht ohne Gegenleistung bereit sein wird, ihre Informationen preiszugeben, also auch eine nicht unerhebliche Gegenleistung seitens des Verteidigers bzw. des Mandanten – zumeist die Preisgabe von persönlichen Informationen – erwartet oder auch einfordern wird. Weniger problematisch erscheinen hingegen Wünsche der Presse nach Erläuterung und Abschriften von in der Hauptverhandlung verlesenen Anträgen, deren Inhalt gerade bei umfangreichen und verästelten Anträgen nicht so schnell für die Öffentlichkeit in Gänze erfassbar ist, der Hinweis auf Terminsverlegungen oder bspw. die Mitteilung des geplanten Beweisprogramms, damit sich der Medienvertreter entsprechend einrichten kann.


384

Tritt der Verteidiger gezielt an die Medien heran, um im Vorfeld von Gerichtprozessen die Kommunikationsprozesse während einer juristischen Auseinandersetzung zu steuern, spricht man neudeutsch von „Litigation-PR“. Eine mediale Zusammenarbeit sollte aber stets von besonderer Zurückhaltung seitens des Verteidigers geprägt sein und sich ausschließlich an seriöse Pressevertreter richten. Sofern keine eigenen Kontakte zu entsprechenden Medienvertretern bestehen, ist dringlichst das Umhören im Kollegenkreis bezüglich deren Erfahrungen und möglicher Empfehlungen anzuraten. Zuvor bedarf es aber unbedingt der engen Abstimmung mit dem Mandanten, mit dem insbesondere die möglichen Risiken und Chancen einer flankierenden Verteidigung umfassend erörtert werden müssen. Entsprechendes sollte sodann – auch zum Schutz des Verteidigers – möglichst detailliert schriftlich festgehalten und dokumentiert werden. Grundlage solch einer flankierenden Verteidigung über die Presse sollten jedoch nur sachliche und zutreffende Informationen sein, denn nichts wäre schlimmer und rufschädigender, als die nachträgliche Erkenntnis, vorsätzlich die Presse getäuscht und insoweit instrumentalisiert zu haben – vom damit einhergehenden Vertrauensverlust für zukünftige Mandanten ganz zu schweigen! Völlig untauglich und geradezu kontraproduktiv sind im Übrigen eigene zuvor lancierte Artikel des Verteidigers in Fachzeitschriften, die als „externe Schriftsätze“ das Gericht beeinflussen sollen.[443]


385

Da der Umgang mit den Medien ein besonderer ist, es zuvor der engen Abstimmung mit dem Mandanten bedarf und es vorab die zahlreichen Risiken und Chancen abzuschätzen gilt, die mit der Informationsweitergabe an die Presse einhergehen, wird es häufig überlegenswert sein, sich der Unterstützung eines im Umgang mit den Medien versierten Kollegen zu bedienen.


386

Ist der Eintritt des beabsichtigten Erfolgs unsicher, sollte indes von einer Kontaktaufnahme mit der Presse abgesehen, zumindest sollte sie aber noch gründlicher überdacht werden. Bei der flankierenden Verteidigung gilt es ausschließlich gewichtige, belastbare und überzeugende Argumente ins Feld zu führen und nicht persönliche Beziehungen zum Pressevertreter. Anderenfalls wird man sich zu Recht schnell dem Vorwurf der unlauteren Einflussnahme auf die Presse ausgesetzt sehen. Schon aus Dokumentationszwecken empfiehlt es sich, sich schriftlich an den Pressevertreter zu wenden. Anderes gilt natürlich für den Fall von Hintergrundgesprächen. Solche vertraulichen Gespräche, im journalistischen Fachjargon als „unter 3“ bezeichnet, sollten aus naheliegenden Gründen stets persönlich und nicht am Telefon geführt werden.[444]


387

Schließlich ist aber zu berücksichtigen, dass ein zu offenherziger Umgang mit den Medien – nachvollziehbarer Weise – Vorbehalte, Unverständnis und auch Verärgerung beim Gericht verursachen und folglich negative Folgen für das Strafverfahren zur Folge haben kann, denn gerade vor Gericht ist die ruhige und sachliche Atmosphäre von besonderer Bedeutung.[445] Besonders dann, wenn die Hauptverhandlung begonnen hat, richtet „Litigation-PR“ regelmäßig mehr Schaden an als sie zu nutzen vermag, denn in diesem Fall sollten ausschließlich die Verfahrensbeteiligten den Kommunikationsprozess bestimmen und nicht die Medien. Journalisten sind keinesfalls geeignete Sprachrohre, zumal sie eigene Interessen verfolgen. Deshalb hat auch die eigentliche Verteidigung nicht über oder in den Medien zu erfolgen, sondern im Gerichtssaal. Gleiches gilt für die staatsanwaltschaftliche Beurteilung des Prozessgeschehens.[446]



c) Interviews mit dem Mandanten bzw. Verwandten und Bekannten
388

Oftmals werden bereits im Ermittlungsverfahren Interviewanfragen seitens der Medien an den Mandanten, aber auch an Verwandte und Bekannte des Mandanten gerichtet. Deshalb sollte mit dem Mandanten und dessen Familie bereits frühzeitig dieses Thema behandelt werden. Dabei muss dem Mandanten deutlich gemacht werden, dass während des Ermittlungsverfahrens sowie des laufenden Gerichtsprozesses in aller Regel eigene persönliche Interviews zur Sache oder zur Person nicht zielführend, sondern untunlich sind und eher von Schaden sein können. Dies gilt erst recht für medienunerfahrene Mandanten. Allenfalls im Einzelfall sollten derartige Anfragen durch den Verteidiger oder eine andere medienerfahrene Vertrauensperson des Mandanten bedient werden, wobei es auch hier der engen Abstimmung mit dem Mandanten bedarf. Der Umgang mit den Medien muss geübt sein, insbesondere um unbeabsichtigte und unerwünschte Auslegungen der Aussage oder deren absichtliche Entstellung zu verhindern. Auf kurze zitierfähige Antworten, die auch isoliert für sich stehen können, ist deshalb besonders zu achten.



d) Exklusivvereinbarungen von Mandanten mit Medien[447]
389

In medienwirksamen Prozessen werden Mandanten zum Teil hohe Geldbeträge geboten, damit diese ihre eigene Geschichte exklusiv an die Medien verkaufen. Ein solcher Exklusivvertrag beinhaltet zum einen die Vereinbarung, ausschließlich der Vertragspartei die Informationen zu überlassen und zum anderen den Verzicht auf mögliche Einwendungen gegen die Berichterstattung. Dabei werden die Medienunternehmen stets Wert auf die Einbeziehung einer Vertragsstrafe legen und Honorar(Teil-)zahlungen von der Einhaltung der Exklusivvereinbarung abhängig machen, um sich ausreichend gegen Verstöße durch die andere Vertragsseite zu schützen.[448]
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Es ist zwischen zwei Arten von Exklusivverträgen zu unterscheiden: Einerseits Vereinbarungen, die sich auf Informationen mit hohem Öffentlichkeitswert beziehen, andererseits solche Verträge, deren Informationsgrundlage aus dem höchstpersönlichen Bereich eines Einzelnen entstammt.[449]



aa) Informationen über ein allgemein interessierendes Zeitgeschehen
391

In dem Fall, dass durch die exklusive Vereinbarung die einzige Informationsquelle über ein allgemein interessierendes Zeitgeschehen blockiert wird, kann dies im allgemeinen Interesse nicht hingenommen werden. An solch einer Berichterstattung hat die Öffentlichkeit ein erhebliches und berechtigtes Interesse, weshalb jedermann Zugang zu dieser Quelle haben muss. Solche Vereinbarungen sind sittenwidrig und damit nichtig.[450] Dieser Gedanke spiegelt sich auch in Ziffer 1.1 (Exklusivverträge) des Pressekodexes des Deutschen Presserates unmissverständlich wider: „Die Unterrichtung der Öffentlichkeit über Vorgänge oder Ereignisse, die für die Meinungs- und Willensbildung wesentlich sind, darf nicht durch Exklusivverträge mit den Informanten oder durch deren Abschirmung eingeschränkt oder verhindert werden. Wer ein Informationsmonopol anstrebt, schließt die übrige Presse von der Beschaffung von Nachrichten dieser Bedeutung aus und behindert damit die Informationsfreiheit.“



bb) Informationen aus dem höchstpersönlichen Bereich
392

Geht es vornehmlich um Informationen aus dem höchstpersönlichen Bereich, wie etwa eigene Erlebnisse und Erfahrungen, ist dies zunächst einmal rechtlich unbedenklich, denn das Recht auf informationelle Selbstbestimmung erlaubt es dem Einzelnen zu entscheiden, gegenüber wem er in welchem Umfang welche Informationen von sich preisgibt. Nach dem BVerfG[451] ist aber die Dispositionsbefugnis des Einzelnen über Informationen aus der Intim- und Privatsphäre im Hinblick auf das allgemeine Persönlichkeitsrecht nicht uneingeschränkt, weil andere Medien im Anschluss an die Exklusivberichterstattung gerade diese Informationen aufgreifen können. Berücksichtigt werden muss, dass hierbei oft auch in die geschützte Sphäre Dritter eingegriffen wird, was zumindest die Gefahr einer sittenwidrigen Vereinbarung möglich erscheinen lässt. Dass solche Exklusivvereinbarungen juristisch nicht zu beanstanden sind, bedeutet im Übrigen nicht, dass sich hieraus keine Widersprüche zu den standesrechtlichen Vorgaben von Rechtsanwälten und Journalisten ergeben können.


393

Generell sollte man dem Mandanten aber dringend davon abraten, sich eigenständig an die Medien zu wenden. Äußerungen, die einseitig und entweder gänzlich oder zumindest in Teilen nicht der Wahrheit entsprechen, belasten das Ermittlungs- und Strafverfahren und führen im schlimmsten Fall zu weiteren Strafverfahren. Die Bedeutung solcher Verträge, sowohl in publizistischer wie auch in finanzieller Hinsicht, wird viel zu sehr überschätzt, denn Medienunternehmen zahlen nur in Ausnahmefällen hinreichend hohe Geldbeträge. Die Hoffnung etwa, dass die Kosten eines Strafverfahrens – abgesehen von extremen Einzelfällen – auch nur ansatzweise mit dem Honorar aus einer Exklusivvereinbarung getragen werden könnten, liegt fernab jeglicher Erfahrungen. Dabei darf auch nicht übersehen werden, dass nach dem Gesetz zur Sicherung der zivilrechtlichen Ansprüche der Opfer von Straftaten (OASG) Honorare von Tätern oder Teilnehmern einer rechtswidrigen Tat i.S.d. § 11 Nr. 5 StGB gepfändet werden können und die anwaltlichen Vertreter der Geschädigten dies auch regelmäßig in die Wege leiten, wenn sie von entsprechenden Berichterstattungen Kenntnis erlangen.


394

Mag ein Exklusivvertrag auch auf den ersten Blick eines unerfahrenen Mandanten einen gewissen Reiz haben, so sollte dem Mandanten gerade deswegen stets in Erinnerung gerufen werden, welch gravierende Folgen der Schritt an die Öffentlichkeit hat. Er gibt einen intimen Teil seiner Persönlichkeit der medialen Öffentlichkeit preis, der regelmäßig auf Ablehnung, Empörung oder gar Hass stoßen wird. Solche Entgegnungen können – besonders aus dem Freundes- und Familienkreis – besonders schmerzhaft für den Betroffenen sein. Dabei darf auch nicht außer Acht gelassen werden, dass diese Folgen die Kinder, den/die Ehepartner/in und die Familie gleichermaßen treffen und insoweit der Mandant auch an seine Schutzfunktion gegenüber nahestehenden Dritten erinnert werden sollte.
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Das soeben Gesagte gilt natürlich gleichermaßen für den Verletzten einer Straftat. Auch hier kann vor dem Schritt in die Öffentlichkeit nur gewarnt werden. Dies gilt erst recht, wenn das Ermittlungs- und Strafverfahren noch nicht abgeschlossen ist, da sich der Verletzte in diesem Fall besonders angreifbar macht.[452]



cc) Wesentliche Prüfungspunkte bei Exklusivvereinbarungen[453]
396

	-
	Vertragsgegenstand (Prozessgeschehen)

	-
	Exklusivvereinbarung von Seite des Lizenzgebers

	-
	Informationsweitergabe erfolgt ausschließlich an Vertragspartner

	-
	Verzicht auf Geltendmachung von Ansprüchen gegen Berichterstattung

	-
	Honorarvereinbarung von Seiten des Lizenznehmers

	-
	Gesamthonorar

	-
	Ggf. Auszahlungszeitpunkt (Teil-)Honorar

	-
	Vertragsstrafe bei Zuwiderhandlung gegen die Vereinbarung





e) Selbstvermarktung des Verteidigers in den Medien
397

Nimmt der Verteidiger Kontakt mit den Medien auf, muss er dabei ausschließlich die Interessen des Mandanten im Blick haben. Keinesfalls darf das Mandat durch eigennützige Öffentlichkeitsarbeit instrumentalisiert und auf Kosten des Mandanten die eigenen Eitelkeiten des Verteidigers gepflegt werden. Dies hätte mit einer sachgerechten Betreuung und Vertretung des Mandanten schlicht nichts zu tun. Die Kommunikation darf nämlich gerade nicht zu einer reinen Selbstdarstellung des Verteidigers verkommen.[454]



f) Strafbarkeitsrisiken im Zusammenhang mit medialer Kooperation
398

Tritt der Anwalt an die Medien, so muss er dabei immer im Auge behalten, dass er keine Informationen weitergibt, die ihn selbst in das Blickfeld der Strafverfolgung bringen. Es ist schon fraglich, ob der Verteidiger im Ermittlungsverfahren Einlassungen des Mandanten oder für ihn günstige Zeugenaussagen an die Presse weitergeben darf. Ein solches Handeln könnte nämlich bereits eine Strafvereitelung gem. § 258 StGB darstellen. Zulässig soll jedoch die Weitergabe von Akteninformationen dann sein, wenn diese dazu dient, berechtigte Interessen des Beschuldigten zu wahren. Zu weit und damit unzulässig wäre es jedoch, Pressevertretern Aktenauszüge zu überlassen. Erlaubt hingegen soll die Mitteilung der Mandanteneinlassung mittels einer Verteidigerschrift sein. Eine mögliche Strafbarkeit nach § 258 StGB für den Fall, dass sich der Verteidiger durch die Veröffentlichung eine verbesserte Situation seines schuldigen Mandanten verspricht, dürfte in der Praxis mit Blick auf die dabei entstehenden Beweisschwierigkeiten zur Kausalität keine Relevanz haben.[455]


399

Relevant sind jedoch – neben möglichen Beleidigungsdelikten gem. § 185 ff. StGB sowie einer Nötigung bzw. Bedrohung gem. §§ 240 bzw. 241 StGB – insbesondere auch §§ 203 Abs. 1 Nr. 3, 204 und 353d StGB, die im Einzelfall eine Strafbarkeit nach sich ziehen können. Dabei geht es einerseits um Dinge, die der Verschwiegenheitspflicht unterfallen, so dass es hier einer vorherigen Schweigepflichtentbindung bedarf. Eben aus diesem Grund sollte vor dem Herantreten an die Presse das Einverständnis des Mandanten und dessen Umfang hinreichend dokumentiert sein. Außerdem sind die Weitergabe und Kundgabe der Anklage oder Aktenauszügen etc. ebenfalls untersagt, solange diese noch nicht öffentlich im Verfahren erörtert wurden. Gleiches gilt, wenn Dinge aus nichtöffentlichen Verhandlungen an die Öffentlichkeit mitgeteilt oder weitergeleitet werden.



5. Presserechtliche Maßnahmen zur Entgegnung medialer Berichterstattung

a) Problemstellung
400

Sobald über einen Mandanten berichtet werden soll oder dies bereits geschehen ist, stellt sich die Frage, ob und in welcher Weise auf diese Veröffentlichung seitens des Betroffenen reagiert werden kann, sofern alle Beteiligten zu dem Ergebnis kommen, dass darauf überhaupt reagiert werden soll. Nicht selten wird man nämlich bei der Beratung feststellen, dass Mandanten vor einer Konfrontation zurückschrecken, weil sie – nicht ganz zu Unrecht – fürchten, sich im Rahmen einer gegebenenfalls notwendig werdenden gerichtlichen Auseinandersetzung erneut im Fokus der Öffentlichkeit wiederzufinden und damit weiterhin in den Negativ-Schlagzeilen zu stehen.[456] Aus diesem Grund bedarf es einer ausführlichen Beratung unter Abwägung aller im konkreten Fall für und wider die presserechtlichen Maßnahmen sprechenden Gesichtspunkte.



b) Organisatorische Vorbereitungen auf presserechtliche Maßnahmen
401

Statt der bekannten Feststellung „Nichts ist so alt wie die Zeitung von gestern“ dürfte mitten im digitalen Zeitalter eher „Nichts ist so alt wie der News-Blog von gerade eben“ Geltung beanspruchen. Auch deshalb ist im Presserecht allen voran besondere Reaktionsschnelligkeit gefordert. Vor diesem Hintergrund sollten möglichst frühzeitig Maßnahmen getroffen werden, um im Fall der Fälle nicht unnötig viel Zeit zu verlieren. Zudem sind Souveränität und effektives Handeln ein gewichtiger Teil jedes funktionierenden Krisenmanagements. Dies ist jedoch nur möglich, wenn alles in geordneten und vorbestimmten Bahnen abläuft und jeder Beteiligte weiß, was zu tun ist und wie er sich verhalten soll.
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Grundvoraussetzung ist demnach das Schaffen von Problembewusstsein beim Mandanten. Es gilt nach Schwachstellen im eigenen System zu suchen. Hier ist ebenso sensibel wie penibel nach kritischen thematischen Bereichen zu suchen, die gegebenenfalls für eine nachteilige Medienberichterstattung geeignet wären. Dabei ist nicht das Verdrängen und Vertuschen, sondern gerade das Herausstellen dieser krisengeneigten Punkte notwendig. Nur frühzeitig erkannte Probleme können auch frühzeitig gelöst werden. Insbesondere in größeren Unternehmen dürften in den jeweiligen Fachbereichen mögliche Schwachstellen bekannt sein. Hier gilt es deshalb, die entsprechenden Stellen frühzeitig mit in die Analyse einzubeziehen. Sobald potentielle Gefahrenstellen ausgemacht sind, sollte unverzüglich auch notwendiges Material, das zur Entlastung dienen kann, dokumentiert und vorgehalten werden. Dazu können interne Handbücher, Anweisungen, Stellungnahmen und Organigramme ebenso gehören, wie eigens in Auftrag gegebene Gutachten, eingeholte Auskünfte oder sonstige gesammelte Erkenntnisse. All dies muss jedoch in enger Abstimmung mit dem Strafverteidiger erfolgen, nicht dass auf den 1. Blick zwar vorteilhafte, aber bei genauer Betrachtung eigentlich vielmehr nachteilige Beweismittel selbst produziert oder gar für die Strafverfolgungsbehörden im Falle einer Durchsuchung vorsortiert werden. Im Umgang mit eidesstattlichen Versicherungen weißt Lehr zu Recht darauf hin, dass diese ein nicht ganz unerhebliches Gefahrenpotential in sich tragen und deshalb darauf nur in besonderen Ausnahmesituationen zurückgegriffen werden sollte.[457] Schließlich ist insbesondere in Unternehmen frühzeitig die Erreichbarkeit und der direkte Zugang zu allen wichtigen Entscheidungsträgern umfassend zu dokumentieren, um später nicht unnötig viel Zeit mit der Suche nach dem richtigen Ansprechpartner und dessen Kontaktmöglichkeiten zu vergeuden. Das Erstellen derartiger Listen und das Sammeln der benötigten Informationen wird regelmäßig einige Zeit in Anspruch nehmen. Dieser hohe Organisationsaufwand wird sich jedoch sofort amortisieren, wenn im Bedarfsfall innerhalb kürzester Zeit das Krisenmanagement steht und zielgerichtet agieren kann. Im Kampf gegen die Uhr ist dann wertvolle Zeit gewonnen.



c) Zusammenarbeit mit den Medien zur proaktiven Konfliktentschärfung[458]
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Der ebenfalls der Presse zugeschriebene und bei Dahs[459] wiedergegebene Spruch „Nichts verdirbt eine gute Story schneller als ein paar Tatsachen“ führt zur Frage, ob es in bestimmten Situationen nicht in Betracht kommen kann, durch eine aktive und zielgerichtete Informationspolitik einerseits die Zügel der medialen Berichterstattung an sich zu nehmen und damit ein gewisses Maß an Stärke zu demonstrieren, anstatt nur reagierend möglichen Presseveröffentlichungen entgegenzusehen, andererseits aber auch auf diese Weise zur gewünschten Konfliktentschärfung beizutragen, indem zumindest teilweise ein mediales Interesse befriedigt und damit der negativen Sensations- und Enthüllungspresse ein Stück weit der Wind aus den Segeln genommen werden kann. Insbesondere dann, wenn den möglichen Vorwürfen jegliche Grundlage fehlt, ist einer proaktiven und präventiven Pressearbeit in der Regel der Vorzug vor reaktiven presserechtlichen Maßnahmen im Nachhinein zu geben. Ähnliches kann aber auch dann gelten, wenn den gegenständlichen Verdachtsmomenten Wahres anhaftet und es deshalb gilt, Schadensbegrenzung zu betreiben. Vor allem in diesen Fällen bedarf es aber einer besonders sorgfältigen vorherigen Abstimmung zwischen den Beteiligten, insbesondere unter Einbeziehung des Verteidigers sowie des Presserechtlers, falls ein solcher vorhanden ist. Durch die gezielte Information eines seriösen und über jeden Verdacht erhabenen Pressevertreters kann der ansonsten drohenden Enthüllungs- und Sensationsberichterstattung in großem Maße vorgebeugt, diese jedenfalls abgemildert und hinsichtlich des Zeitpunkts sowie des Veröffentlichungsortes der Erstmitteilung gesteuert werden. Auch diesbezüglich gilt, dass Grundlage einer solchen Information nur die schnelle und wahrheitsgemäße Offenlegung sein kann. Dies ist auch deshalb von großer Bedeutung, da nach Möglichkeit auf bestehende Kontakte zu Pressevertretern zurückgegriffen werden sollte, zu denen eine gewisse Vertrauensbeziehung besteht. Sollte sich deshalb später der Missbrauch dieser Vertrauensbeziehung durch gezielte Falschinformation herausstellen, wäre der Schaden nicht nur für den Mandanten, sondern auch für den Kontaktvermittler, in der Regel der presserechtliche Berater oder gar der Verteidiger selbst, immens, da zukünftig wohl kaum noch Vertrauen zueinander mehr aufgebaut werden kann.



d) Unterlassungsanspruch[460]
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Dem Unterlassungsanspruch kommt in der Praxis des Medienrechts ein besonders hoher Stellenwert zu. Dies dürfte nicht zuletzt damit zusammenhängen, dass er mit Hilfe einer außergerichtlichen Abmahnung sowie einer strafbewehrten Unterlassungserklärung bzw. im einstweiligen Verfügungsverfahren vergleichsweise zügig und kostengünstig durchgesetzt werden kann.[461] Der Unterlassungsanspruch wird bei Eingriffen in die persönliche Ehre nicht aus den Landespressegesetzen, sondern als verschuldensunabhängiger Anspruch aus § 1004 BGB analog hergeleitet[462] und steht neben den anderen möglichen presserechtlichen Maßnahmen wie etwa dem Gegendarstellungs-, Widerrufs- oder Schadensersatzanspruch.
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Da in der Regel Unterlassungsansprüche erst nach Eintritt einer Rechtsgutverletzung geltend gemacht werden können, kommt es aus anwaltlicher Sicht auf eine ebenso sorgfältige wie effektive Bearbeitung des Mandats an, da Unterlassungsansprüche bei entsprechender Vorbereitung im einstweiligen Verfügungsverfahren innerhalb von 1-2 Tagen durchgesetzt werden können. In besonders dringlichen Fällen kann dies sogar innerhalb weniger Stunden erfolgen, nicht zuletzt auch dank einiger erfahrener und presserechtlich spezialisierter Kammern der Landgerichte.[463] Je schneller ein Unterlassungsanspruch durchgesetzt werden kann, desto weitreichender kann dessen mäßigende Wirkung auf die Medien sein. Dies gilt nicht nur für die angegriffene Berichterstattung als solche, sondern auch für möglicherweise geplante Folgeberichterstattungen sowie insbesondere die Weiterverbreitung der Erstmitteilung durch andere Medien. Vor allem das Internet birgt die besondere Gefahr von Persönlichkeitsrechtsverletzungen und deren Perpetuierung. Durch die Vorlage eines Unterlassungstitels kann aber regelmäßig die umgehende Löschung durch Suchmaschinenbetreiber und sonstige Provider erreicht werden. 



aa) Rechtliche Grundlagen

(1) Rechtsgutverletzung[464]
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Um einen Unterlassungsanspruch geltend machen zu können, muss zunächst eine Rechtsgutsverletzung vorliegen. Dabei ist unerheblich, ob ein vorsätzlicher oder fahrlässiger Verstoß gegen die journalistischen Sorgfaltspflichten oder ein sonst wie geartetes Verschulden vorliegt. Als mögliche Schutznormen kommen vor allem das allgemeine Persönlichkeitsrecht (Art. 2 Abs. 1 GG i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG), das Recht am eigenen Bild (§ 22 KUG), die Kreditgefährdung (§ 824 BGB), die vorsätzliche sittenwidrige Schädigung (§ 826 BGB) sowie Vorschriften des Ehrschutzes (§ 823 Abs. 2 BGB i.V.m. §§ 185 ff. StGB) in Betracht. Die Gruppe der Persönlichkeitsverletzungen hat dabei die größte praktische Bedeutung.[465]
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Da das allgemeine Persönlichkeitsrecht als sogenanntes Rahmenrecht ausgestaltet ist, ist zur Feststellung einer Rechtsverletzung im Einzelfall eine umfassende Interessens- und Güterabwägung erforderlich. Dabei gilt es insbesondere, die schutzwürdigen Interessen der Betroffenen mit den Rechten aus Art. 5 GG in Einklang zu bringen.[466]
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Die Verletzung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts kann sowohl durch Falschbehauptungen aber auch durch wahre Tatsachenbehauptungen erfolgen, sofern diese in die höchstpersönliche Privat- und Intimsphäre eingreifen, wie dies etwa bei einer identifizierenden Berichterstattung der Fall ist. Tatsachenbehauptungen sind von Meinungsäußerungen abzugrenzen, wobei dies im konkreten Einzelfall Probleme bereiten kann.[467] Tatsachenbehauptungen liegen immer dann vor, wenn der Inhalt der Äußerung einer objektiven Klärung und als tatsächliches Geschehen dem Beweis zugänglich ist. Meinungsäußerungen sind hingegen von Elementen der Stellungnahme, des Dafürhaltens oder des Meinens geprägt. Verletzungen des Allgemeinen Persönlichkeitsrechts aufgrund von Meinungsäußerungen sind seltener, da diese unter dem weitergehenden Schutz der Meinungs- und Pressefreiheit aus Art. 5 GG fallen. Allerdings unterfällt eine Meinungsäußerung im Fall einer Formalbeleidigung oder einer Schmähkritik sehr wohl dem Schutzbereich des Allgemeinen Persönlichkeitsrechts. Von einer Schmähkritik ist immer dann auszugehen, wenn nicht nur eine scharfe, schonungslose oder ausfällige Kritik vorliegt, sondern gerade eine vorsätzliche Ehrkränkung und Diffamierung der Person im Vordergrund steht und auch deutlich zu Tage tritt. Dabei sind auch der Anlass sowie der Zusammenhang der Äußerung zu berücksichtigen. Bei Aussagen, die mehrere Deutungen zulassen, ist der Unterlassungsanspruch auf diejenige Auslegungsvariante zu stützen, die eine Rechtsgutverletzung begründet.[468]



(2) Begehungsgefahr[469]
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Ferner ist für die Geltendmachung eines Unterlassungsanspruchs das Bestehen einer sog. Begehungsgefahr erforderlich, die sowohl in Form einer Wiederholungs- als auch in Form einer Erstbegehungsgefahr gegeben sein kann. Nach überwiegender Auffassung handelt es sich dabei um eine materiellrechtliche Voraussetzung des Unterlassungsanspruchs.[470]



(a) Wiederholungsgefahr
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Eine Wiederholungsgefahr wird immer dann vermutet, wenn eine bestimmte Äußerung verbreitet wurde und der Betroffene deren Rechtswidrigkeit behauptet. Dabei begründet bereits eine einmalige Rechtsverletzung eine Wiederholungsgefahr, die nur unter hohen Voraussetzungen widerlegt werden kann.[471] Zum notwendigen Beleg der Wiederholungsgefahr ist deshalb regelmäßig die Vorlage der Erstveröffentlichung ausreichend. Auf den ersten Blick mag es oft unnötig erscheinen, einen Unterlassungsanspruch durchzusetzen, etwa wenn die Rechtsverletzung bereits eingetreten ist und „lediglich“ Wiederholungen einer bereits kundgetanen Aussage drohen. Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, dass bei Untätigbleiben des Anspruchsinhabers rechtswidrige Inhalte häufig von anderen Medien inhaltsgleich und ungeprüft übernommen werden. Vor diesem Hintergrund gilt es, ein gewisses Signal zu setzen und dadurch andere Medien von einer neuerlichen Verbreitung oder auch Folgeberichterstattung abzuhalten. Hinzu kommt, dass solche Inhalte regelmäßig unkommentiert und ungesperrt in Medienarchive gelangen und zu einem späteren Zeitpunkt erneut – oft auch in ganz anderem Kontext – weiterverwendet werden können. Das gilt erst Recht mit Blick auf die Dimension und Bedeutung des Internets, zumal die Betreiber von Online-Archiven im Internet nicht zur ständigen Prüfung der archivierten Beiträge auf ihre Rechtmäßigkeit hin verpflichtet sind, wenngleich unter bestimmten Voraussetzungen eine Ergänzungspflicht bestehen kann, wenn sich zu einem späteren Zeitpunkt die fehlende Rechtmäßigkeit der ursprünglichen Berichterstattung herausstellt. Schließlich muss ebenfalls im Auge behalten werden, dass sich Staatsanwaltschaften aufgrund von Medienberichten oftmals einem besonderen öffentlichen Druck zur Aufnahme von Ermittlungen ausgesetzt sehen und diesem Ansinnen durch das Bekanntwerden von geltend gemachten Unterlassungsansprüchen und einstweiligen Verfügungen etwas entgegengesetzt werden kann.[472]



(b) Erstbegehungsgefahr
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An das Vorliegen einer Erstbegehungsgefahr sind strenge Anforderungen zu stellen, da es hier im Kern um ein vorbeugendes Unterlassungsgebot geht, das in besonderer Weise in die Meinungs- und Pressefreiheit nach Art. 5 GG eingreift. Voraussetzung ist demnach, dass ernsthafte und greifbare, tatsächliche Anhaltspunkte für konkrete, in naher Zukunft drohende Rechtsgutverletzungen bestehen. Lediglich diesbezügliche Vermutungen reichen nicht aus. Entsprechende Anhaltspunkte können sich etwa aus Filmtrailern, Programmvorschauen oder Vorabexemplaren von Druckwerken ergeben. Folglich muss seitens der Medien unmissverständlich zum Ausdruck gebracht worden sein, dass eine Veröffentlichung mit einem bestimmten Inhalt erfolgen wird. Bloße Recherchearbeit der Presse ist hingegen nicht ausreichend, selbst wenn sich die Recherche auf unzutreffende Behauptungen stützt.[473] Es ist nämlich gerade die Aufgabe der Medien, die den Behauptungen zugrundeliegenden Sachverhalte vollumfänglich zu erforschen. Erst am Ende dieses Rechercheprozesses muss seitens der Redaktion entschieden werden, ob ein Beitrag tatsächlich veröffentlicht wird oder nicht. Eine Erstbegehungsgefahr kann also erst mit dem druckfertigen Manuskript oder dem fertiggestellten Film(-beitrag) bejaht werden.[474]



(3) Berechtigter[475]
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Der Unterlassungsanspruch ist höchstpersönlicher Natur und in Fällen, in denen die Erben ein wirtschaftliches Interesse an diesem haben, sogar vererblich.[476] Anspruchsberechtigt ist jede natürliche oder juristische Person, die unmittelbar in eigenen Rechten betroffen ist oder entsprechende Rechtsgutverletzungen zu erleiden droht. Dabei ist nicht zwingend die Veröffentlichung des Namens oder eines Bildes des Betroffenen erforderlich. Ausreichend ist bereits, wenn dieser auf irgendeine Art zu identifizieren ist, wobei bereits die Erkennbarkeit im näheren Bekanntenkreis als ausreichend angesehen wird. Äußerungen bezüglich einer zahlenmäßig nicht näher bestimmbaren und nicht enger abgrenzbaren Gruppe – wie etwa „die Justiz“ – können nicht von jedem Einzelnen, der dieser Gruppe zugehört, angegriffen werden.[477]



(4) Verpflichteter
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Abmahnverpflichteter ist jeder Störer.[478] Störer ist derjenige, auf dessen Willensbetätigung die Beeinträchtigung unmittelbar oder adäquat mittelbar zurückzuführen ist.[479] Damit kann der Anspruch gegenüber jedem geltend gemacht werden, der mit dem Verfassen und Veröffentlichen des streitgegenständlichen Beitrags in Zusammenhang steht.[480] In der Regel wird jedoch vorrangig der Verlag oder die Sendeanstalt in Anspruch zu nehmen sein, da hier ein durchgesetzter Unterlassungsanspruch die effektivste Umsetzung verspricht. Daneben wäre aber auch der verantwortliche Redakteur oder Autor passivlegitimiert.



(5) Vorherige Abmahnung[481]
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Bevor es jedoch zur gerichtlichen Geltendmachung eines Unterlassungsanspruchs kommt, sollte der Anspruchsberechtigte den Anspruchsverpflichteten außergerichtlich abmahnen, also zur Abgabe einer strafbewehrten Unterlassungserklärung auffordern. Die vorprozessuale Abmahnung stellt dabei aber keine Tatbestandsvoraussetzung hinsichtlich eines etwaigen Unterlassungsanspruchs dar. Sie ist jedoch sinnvoll, um das Kostenrisiko durch ein sofortiges Anerkenntnis des Anspruchsverpflichteten nach § 93 ZPO zu vermeiden oder eine vielleicht noch zweifelhafte Begehungsgefahr zusätzlich zu untermauern.
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Der Antragssteller ist gehalten, den Betroffenen unverzüglich abzumahnen. Ihm ist jedoch ausreichend Zeit einzuräumen, um den fraglichen Sachverhalt genau prüfen und sich erforderlichenfalls juristischen Rat über das weitere mögliche Vorgehen einholen zu können. In der Praxis hat sich eine Frist von 2 Wochen bewährt.[482]
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Ferner erscheint es zweckmäßig, der Abmahnung eine vorformulierte Unterlassungserklärung beizufügen, aus der sich die angegriffenen Äußerungen oder die beanstandeten Fotos – und damit das zukünftig zu Unterlassende – möglichst genau und konkret ergeben. Die Unterlassungserklärung muss sich eng an den tatsächlichen Wortlaut der beanstandeten Äußerung halten und sollte dem gegebenenfalls später erforderlichen Unterlassungsantrag im gerichtlichen Verfahren entsprechen. Unzulässig sind Abmahnungen, wenn dabei ein allgemeines Unterlassen gefordert wird, das nicht in einem konkreten Kontext zur vorliegenden Rechtsgutverletzung steht. Ausnahmsweise sind allerdings verallgemeinernde Unterlassungserklärungen doch möglich, sofern für die Zukunft sicher auszuschließen ist, dass die streitgegenständliche Berichterstattung jemals zulässig werden wird.[483]
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Dem Antragsgegner muss ebenfalls eine hinreichend lange Frist zur Prüfung der Abmahnung gewährt werden. Wie lange eine solche Frist bemessen sein muss, ist einzelfallabhängig und hängt vor allem von der Komplexität des Sachverhalts sowie dem jeweiligen Veröffentlichungs- bzw. Senderhythmus des auf Unterlassung in Anspruch genommenen Mediums ab. In der Regel dürften zwei Tage ausreichend sein. In besonders dringlichen Fällen kann hingegen schon eine Frist von einigen Stunden genügen.[484]



(6) Verfahrensrechtliches[485]
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Dem Mandanten liegt natürlich besonders viel daran, dass sein Unterlassungsanspruch zeitnah durchgesetzt wird. Für den Fall der besonderen Eilbedürftigkeit bietet sich im Zivilprozessrecht statt des üblichen Klageverfahrens das Verfahren der einstweiligen Verfügung gem. § 938 Abs. 2 ZPO an, das jedoch vornehmlich nur der vorübergehenden Regelung eines streitigen Rechtsverhältnisses dient.[486]
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Im einstweiligen Verfügungsverfahren muss für den Anspruchsteller eine gewisse Dringlichkeit bestehen. An dieser fehlt es jedenfalls dann, wenn der Antragssteller die Verletzung seiner Rechtsposition schon länger kennt und er durch sein Untätigbleiben hinreichend zum Ausdruck bringt, dass die Sache für ihn nicht eilbedürftig ist. Bezüglich der Frist, in der der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Verfügung zu erfolgen hat, ist zu beachten, dass dem durch die fragliche Äußerung Betroffenen, wie bei der Abmahnung, ein angemessener Zeitraum eingeräumt werden muss, um – gegebenenfalls in Abstimmung mit einem Rechtsanwalt – die Sach- und Rechtslage umfassend prüfen und über die Klageerhebung entscheiden zu können. Eine Frist von vier Wochen kann jedenfalls dann, wenn zuvor eine Abmahnung erfolgt ist, nicht mehr als angemessen angesehen werden.[487]
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Im Klageverfahren trifft den Antragssteller die volle Darlegungs- und Beweislast bzw. im einstweiligen Verfügungsverfahren die volle Glaubhaftmachungslast.[488] Dieser hat im Fall einer einstweiligen Verfügung also sowohl den Verfügungsanspruch als auch den Verfügungsgrund glaubhaft zu machen.
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Für die örtliche Zuständigkeit gelten sowohl der allgemeine Gerichtsstand gem. §§ 12, 13, 16, 17 ZPO (Sitz des Antragsgegners) als auch der besondere Gerichtsstand gem. § 32 ZPO (unerlaubte Handlung), also jeder Ort, an dem die streitgegenständliche Rechtsgutverletzung eingetreten ist. Bei Presseerzeugnissen etwa ist dies überall dort, wo diese bestimmungsgemäß vertrieben werden. Richtiger Adressat des gerichtlichen Antrags im einstweiligen Verfügungsverfahren ist gem. § 937 Abs. 1 i.V.m. §§ 943, 802 ZPO ausschließlich das Gericht der Hauptsacheklage, wobei angesichts des Streitwerts regelmäßig die Landgerichte sachlich zuständig sein dürften.
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Gemäß §§ 936, 929 Abs. 2 ZPO ist die einstweilige Verfügung binnen eines Monats zu vollziehen. Gegen das Verbot aus der einstweiligen Verfügung hat der Antragsgegner ein unbefristetes Widerspruchsrecht. Es liegt aber im Interesse des Antragsstellers zeitnah Klarheit über den Bestand des erwirkten Verbots zu erhalten. So kann er sich frühzeitig darauf einstellen und gegebenenfalls die Angelegenheit im Hauptsacheverfahren weiterverfolgen. Reagiert der Antragsgegner binnen 2 bis 4 Wochen nach der Zustellung nicht, sollte er diesen deshalb mit einem sog. Abschlussschreiben auffordern, die Verfügung als endgültig anzuerkennen und, wenn der Störer nicht binnen einer weiteren 2-Wochen-Frist reagiert, das Hauptsacheverfahren betreiben.[489]



(7) Exkurs: Der Unterlassungsanspruch im Internet
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Aufgrund der besonders großen Bedeutung des Internets, haben sich sowohl die Kommunikation als auch die zugrundeliegenden Informationsmechanismen immer weiter auf die digitale Ebene verlagert. Auch hier können natürlich Äußerungen, Bilder oder Filme veröffentlicht werden, die eine Rechtsgutsverletzung des Einzelnen bedeuten. Dank diverser Kommunikationsmöglichkeiten wie Facebook, Instagram oder Twitter können Daten in kürzester Zeit online gestellt und weltweit verbreitet werden. Problematisch ist, dass in vielen Fällen – im Unterschied zu Fernsehen und Printmedien – meist kein Verlag, Herausgeber oder Sender vorhanden ist, der vor Veröffentlichung die fraglichen Beiträge kritisch prüft. In der Praxis werden hierbei jedoch keine anderen Voraussetzungen an einen Unterlassungsanspruch zu stellen sein, als in der „nicht-digitalen“ Welt. Unterlassungspflichtig ist demnach auch der Anbieter von Mediendiensten im Internet, also derjenige, der eigene oder fremde Telemedien zur Nutzung bereithält oder den entsprechenden Zugang zur Nutzung vermittelt, vgl. § 56 RStV i.V.m. § 2 Nr. 1 TMG.[490]



bb) Vorgehen in der Praxis

(1) Typischer Sachverhalt
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Über Mandant M, Vorstandsvorsitzender der U-AG, gegen den ein Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts der Korruption läuft, wurde in der Z-Zeitung, die von diesem Ermittlungsverfahren erfahren hat, verschiedene Dinge behauptet, die unzutreffend sind. Zudem wird Mandant M als „verantwortungsloser korrupter Großkapitalist, der auf dem Rücken der Belegschaft rücksichtslos nur in die eigene Tasche gewirtschaftet habe und deshalb zu Recht, aber leider viel zu spät, von der Justiz verfolgt werde, da dem bunten Treiben viel früher ein Ende hätte gesetzt werden müssen“ bezeichnet. Dagegen will sich Mandant M zur Wehr setzen und von der Z-Zeitung Unterlassung verlangen.



(2) Muster: Vorprozessuale Abmahnung/Geltendmachung eines Unterlassungsanspruches
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Muster 4 Vorprozessuale Abmahnung/Geltendmachung eines Unterlassungsanspruches
An den Redakteur …
An den Autor …
Abmahnung
Sehr geehrte/r Frau/Herr …,
unter Vorlage einer auf mich lautenden Originalvollmacht zeige ich an, dass mich … mit der Wahrnehmung seiner Interessen beauftragt hat.
In der Z-Zeitung, Ausgabe Nr. …, vom … wurde von Ihnen auf Seite … unter der Überschrift . . . über meinen Mandanten Folgendes behauptet: …
Diese Behauptung ist rechtswidrig und daher untersagungsfähig. Sie stellt eine unwahre Tatsachenbehauptung dar, weil …
Ferner handelt es sich bei der Behauptung, dass . . ., nicht mehr um eine zulässige Meinungsäußerung, sondern um eine die Grenzen des Zulässigen überschreitende Schmähkritik, weil die Absicht meinen Mandanten zu verletzten, deutlicher zu Tage tritt, als die Absicht zur Äußerung einer eigenen Meinung. …
Diese Behauptungen sind geeignet, meinen Mandanten in seinem allgemeinen/besonderen Persönlichkeitsrecht/seiner persönlichen Ehre/in seinem Recht am Unternehmen zu verletzen/die Kreditwürdigkeit meines Mandanten zu gefährden.[491]
Namens und im Auftrag meines Mandanten habe ich Sie zur Beseitigung einer insoweit naheliegenden Wiederholungsgefahr sowie zur Vermeidung einer gerichtlichen Auseinandersetzung aufzufordern, die in der Anlage beigefügte strafbewehrte Unterlassungs- und Verpflichtungserklärung bis spätestens
…, … Uhr (hier eingehend),
unterzeichnet zurückzusenden. Fristwahrend wird eine Vorabübermittlung per Telefax oder Email akzeptiert, sofern das unterzeichnete Original unverzüglich nachgereicht wird.
Die Geltendmachung weitergehender Ansprüche meines Mandanten, etwa auf Auskunft, Schadenersatz oder Schmerzensgeld, bleibt ausdrücklich vorbehalten.
Darüber hinaus haben Sie meiner Mandantschaft die durch meine Inanspruchnahme entstandenen Rechtsanwaltskosten zu erstatten. In der Anlage übersende ich Ihnen deshalb die entsprechende Gebührennote für diese Abmahnung mit der Aufforderung, den sich daraus ergebenden Betrag in Höhe von … EUR auf das in der Kostennote angegebene Konto bis spätestens …
anzuweisen.
Gleichzeitig weise ich darauf hin, dass ich im Falle der nicht fristgerechten Rücksendung der im Original unterzeichneten Unterlassungs- und Verpflichtungserklärung meinem Mandanten empfehlen werde, zur Durchsetzung seiner berechtigten Interessen unverzüglich gerichtliche Hilfe in Anspruch zu nehmen.
Mit freundlichen Grüßen
Rechtsanwalt/Rechtsanwältin
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Muster 5 Unterlassungs- und Verpflichtungserklärung
…
– Unterlassungsschuldner –
verpflichtet sich gegenüber
…
– Unterlassungsgläubiger –
es ab sofort zu unterlassen,
	1.
	die nachfolgenden Behauptungen aufzustellen/aufrecht zu erhalten/verbreiten/öffentlich zugänglich zu machen/im Internet bereitzuhalten: . . .

	2.
	die folgende Abbildung zu verbreiten/öffentlich zur Schau zu stellen/im Internet bereitzuhalten: . . .

	3.
	dem Unterlassungsgläubiger die durch die Inanspruchnahme der RAe . . . entstandenen Rechtsanwaltsgebühren für die vorliegende Abmahnung in Höhe von … aus einer …-Gebühr sowie einem Gegenstandswert von … EUR zu erstatten.


Der Unterlassungsschuldner verpflichtet sich ferner gegenüber dem Unterlassungsgläubiger für jeden Fall der schuldhaften Zuwiderhandlung zur Zahlung einer angemessenen Vertragsstrafe an den verletzten Unterlassungsgläubiger. Die Höhe der Vertragsstrafe wird vom verletzten Unterlassungsgläubiger nach billigem Ermessen bestimmt und kann im Streitfall vom zuständigen Amtsgericht/Landgericht überprüft werden.
…, den …      Unterschrift
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Muster 6 Antrag auf Erlass einer einstweiligen Verfügung
Landgericht/Amtsgericht …
Antrag auf Erlass einer einstweiligen Verfügung
…
– Antragsteller –
Proz.-Bev.: …
gegen
1. Verleger der Z-Zeitung
2. Verfasser
– Antragsgegner –
wegen Unterlassung
vorläufiger Streitwert: … EUR
bestellt sich der Unterzeichner als Verfahrensbevollmächtigter.
Namens und in Vollmacht des Antragstellers wird – wegen der besonderen Dringlichkeit der Angelegenheit ohne mündlichen Verhandlung und durch den Vorsitzenden im Wege der einstweiligen Verfügung – beantragt, anzuordnen:
Der Antragsgegner hat es bei Vermeidung eines Ordnungsgeldes bis zu … EUR, im Falle der Uneinbringlichkeit ersatzweise Ordnungshaft, oder Ordnungshaft bis zu sechs Monaten zu unterlassen,
	1.
	die nachfolgenden Behauptungen aufzustellen/aufrecht zu erhalten/verbreiten/öffentlich zugänglich zu machen/im Internet bereitzuhalten: . . .

	2.
	die folgende Abbildung zu verbreiten/öffentlich zur Schau zu stellen/im Internet bereitzuhalten: . . .

	3.
	Der Antragsgegner hat die Kosten des Verfahrens zu tragen.


Begründung:
Der Antragsgegner ist Verleger der Z-Zeitung/Verfasser des in der Z-Zeitung erschienenen Artikels in der Ausgabe Nr. … vom … auf Seite …. Dort ist bezüglich des Antragstellers behauptet worden, dass …
Glaubhaftmachung: Z-Zeitung, Ausgabe Nr. …, vom …, Seite …
Die Behauptung enthält insoweit unwahre Tatsachenbehauptungen/eine Meinungsäußerung überschreitende Schmähkritik/einen Eingriff in das Recht am Bild, als dass …
Glaubhaftmachung: Eidesstattliche Versicherung des …
Der Antragsgegner ist durch Anwaltsschriftsatz vom … namens und im Auftrag des Antragstellers unter Vorlage einer Originalvollmacht durch den Unterzeichner abgemahnt und zur Abgabe einer strafbewehrten Unterlassungs- und Verpflichtungserklärung aufgefordert worden.
	Glaubhaftmachung:
	Abmahnschreiben vom … 
Unterlassungs- und Verpflichtungserklärung vom …


Der Antragsgegner hat die im Abmahnschreiben geforderte Abgabe einer strafbewehrten Unterlassungs- und Verpflichtungserklärung mit Schreiben vom … abgelehnt/Der Antragsgegner hat innerhalb der ihm gesetzten angemessenen Frist auf das Abmahnschreiben nicht reagiert. Eine Wiederholungsgefahr ist deshalb gegeben.
Die besondere Dringlichkeit für den Erlass einer einstweiligen Verfügung ohne mündliche Verhandlung ergibt sich aus der Natur der Sache, da mit einer Wiederholung der rechtswidrigen Behauptungen jederzeit gerechnet werden muss. Darüber hinaus ergibt sich die besondere Dringlichkeit der Angelegenheit auch daraus, dass …
Für den Fall, dass über den vorliegenden Antrag nicht ohne mündliche Verhandlung entschieden werden soll, so wird gebeten, unter Abkürzung der Einlassungs- und Ladungsfrist einen möglichst zeitnahen Termin zur mündlichen Verhandlung zu bestimmen, da die Angelegenheit wie gezeigt besonders eilbedürftig ist.
Die Zuständigkeit des angerufenen Gerichts ergibt sich aus dem Umstand, dass die Z-Zeitung auch in … und damit im Zuständigkeitsbereich des Gerichts verbreitet wird.
Rechtsanwalt/Rechtsanwältin
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